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Hochgeehrter Herr Kollege! 

AiB Sie am la November 1838 die juristische Doctor- 
wflrde erlangen und damit zuerst den Fuss in die acade- 

mische Laufbahn setzten, auf welche Sie nun nach 50 Jah- 
ren mit Stolz und Befriedigung zurückblicken dürfen, waren 
Ihre Neigungen dem Römischen Recht zugewandt und 
Ihre ersten wissenschaftlichen Erfolge haben Sie auf diesem 
Gebiet errunjs^en. Auch hat Sie diese Neigunfj für das 
Römische Recht niemals ganz verlassen und Sie haben 
auch in Ihrer späteren Lehrthfttigkeit stets das Corpus 
Juris vor Augen und im Herzen gehabt. 

Aber freilich, das Privatrecht und die Pandekten haben 
vor den Anregungen, Bedürfnissen und Zielen des öfient» 

* ^ 

lU 



liehen Wesens, vor den höchsten Interessen des Staats- 
lebens zurücktreten müssen. Palme und Lorbeer waren 
für Sie vor Allem auf diesem Felde gepflanzt, und Sie 
haben sie zu erringen verstanden! 

In einer Zeit, wo die constitutionellen Staatseinrich- 
tungen sich über ganz Europa verbreiteten, wo insbe- 
sondere der grOsste deutsche Staat, Preussen, zu verfas- 
sungsmässigen Formen überging, mussten sich die Blicke 
naturgcmiUs auf England richten, welchem zuerst ein con- 
stitutionelies Staatsleben entwickelt hatte. Den Bedürf- 
nissen wissenschaftlicher Erkenntniss konnten aber die 
dürftigen Darstellungen englischer Parlamentsverfassung, 
welche damals auf dem Kontinent verbreitet waren, nicht 
genügen. Erst Ihre Schriften über englisches Verwaltungs- 
recht haben uns ein volles Verständnlss des englischen 
Staatslebens erschlossen. Erst durch Sie haben wir den 
ganzen Unterbau der englischen Verfassung, die Selbst- 
verwaltung und die Stellung der Gerichte, kennen gelernt 
Erst Ihre historischen Forschungen haben die allmähliche 
Ausbildung der englischen Staatseinrichtungen klar gelegt 

So kann heute Niemand Ober englisches Staatsrecht 
schreiben, ohne von Ihnen gelernt zu haben und ohne an 
Sie anzuknüpfen. Nicht nur auf die deutsche, auch auf 
die englische Wissenschaft sind Ihre Darstellungen von 
massgebendem Einfluss gewesen. 

Sie haben damit zugleich eine tiefere Auffassung des 
Constitutionen en Staatslebens angebahnt und zur Beseiti- 
gung vieler Vorurtheile und IrrthUmer beigetragen. Sie 
haben namentlich gezeigt, dass das Wesen der constitu- 

Jt i 
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tionellen Staatsordnung nicht in einer Regierung wech- 
selnder parlamentarischer Majoritäten, sondern in einer 
Regierung nach Gesetzen besteht. 

Durch Ihie Arbeiten über englisches Verwaltungs- 
recht haben Sie aber auch noch etwas Anderes bewirkt. 
Sie haben die Wissenschaft des Verwaltungs- 
rechtes in Deutschland begründet Wenn heute 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes eine energische 
und fruchtbringende wissenschaftliche Thätigkeit entwickelt 
wird, wenn diese Disciplin sich würdig und ebenbürtig 
den alteren Disciplinen der Rechtswissenschaft anreiht, so 
verdanken wir das zumeist Ihren Anregungen. 

Und Ihnen, hochverehrter Herr, ist es vergönnt ge- 
wesen, das, was Sie als Lehrer und Schriftsteller angeregt, 
auch in praktischer Bethätigung durchzuführen. Der 
berliner Stadtverordnetenversammlung, dem preussischen 
Landtage und dem deutschen Reichstage haben Sie Jahr- 
zehnte lang angehört Was dort geschaffen wurde, ist 
unter Ihrer wesentlichen Mitwirkung entstanden. Unsere 
neuere deutsche und preussische Gesetzgebung trägt an 
vielen Stellen die Spuren Ihres Geistes. Namentlich aber 
ist die Durchführung der Selbstverwaltung und die Er- 
richtung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit in Preussen 
hauptsächlich Ihren Anregimgen und Bestrebungen zu 
danken. 

Darum dürfen heute, am Tage Ihres Doctor-Jubiläums, 
sowohl die Wissenschaft als der Staat auf Sie mit gleichem 

Stöbe blicken und die Feier dieses Festes je für sich in 
Anspruch nehmen, werden beide mit ihren Glückwünschen 



zu Ihnen als dem ihrigen kommen und beide das Gleiche 
von der Vorsehung erflehen: dass Ihnen die Kraft Ihres 
Geistes ungebrochen noch lange Jahre erhalten bleiben, 
auch die Arbeit Ihres Lebens noch nicht abgeschlossen 
und neue Früchte derselben uns noch zu hoffen vergönnt 
sein möge. 

Die jiiriatisclie Facultät der 
XJniTersität Jena. 

Dr. Otto Wendt, d. z. Decan. 

Dr. B. W. Leist. Dr. Georg Meyer. Dr. Aug. Thon. 
Dr. Alex Franken. Dr. Richard Loening. 
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GEORG MEYER 



Der Antlieil der Reiclisorgaiie 
an der Beiclisgesetzgebimg. 




»E}rst die Formation des deutschen Bundes- 
staates hat den hundertjährig^en Bann gelöst, welcher 
über unserer nationalen Rechtsbildun^ j^eUnren hat, und 
naturo^emäss wandte sich die Neul)ildun}:^ zunächst den 
( Jrhit'tcn des < ) f f c n 1 1 i c h c n Rechtes zu, in dt^nt-n die 
Zers])littrrun^ 1 )t utsihlands am tiefsten eniptunden war.« 

>Es nia^ sein, dass, wie nach jeder bedeutenden Codirt- 
cation des Rechtes, dir n ;i ( hste Arbeit der Rechtswissen- 
schaft sich zunäc)i>t mit Commentaren und Hülfsbüchera 
begnügen und scheinbar verflachen wird. Ebenso gewiss 
ist es, dass der gesunde Kern gemeinsamer Rechtsgedanken, 
der in dieser Gesetzgebung erhalten ist, unsere Rechtser- 
kenntniss wieder vertiefen und die gemeinsame Kraft, 
welche sich bisher in zahllose Sonderbildungen zersplitterte, 
künftig der Fortbildung des gemeinen Rechtes zuwenden 
wird.« 

Diese Worte Ritdolf Gnkist's •) sind wohl geeignet, 
die vorliegende Abhandlung einzuleiten, welche bestiuunl 

I) Der Rechtsstaat und die Verwaltunpgericbte in DeittsdilaiML 
2. Aufl. Berlin 1879. S. 322, 323. 
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ist, dem um die deutsche Staatsrechtswissenschaft hochver- 
dienten Manne als eine Festgabe der juristischen Facultät 
zu Jena bei seinem fünfzigjährigen Doctorjubiläum darge- 
bracht zu werden. 

Von allen Rechtsdisciplincn ist durch die nationalen 
Schüplunfren der Jahre t86(V67 und 1870/71 keine so früh 
und keine so tief berührt worden w ie die des deutschen 
Staatsrechtes. Die Verfassung des norddeutschen Bundes 
und des tleutschen Reiches war ein durchaus eif^enartiges 
Gebilde f das weder in Deutschland noch überhaupt in 
der Welt seines Gleichen gehabt hatte. Der deutschen 
Staatsrechtswissenschaft war die Aufgabe gestellt^ dasselbe 
in seiner eigenthümlichen Gestaltung zu ergründen und 
darzustellen. Und sie hat sich dieser Aufgabe durchaus 
gewachsen gezeij^t. An ihr hat sich der Ausspruch, dass 
der gesunde Kern tjemt insanier Rechtsgedanken unsere 
Rechtserkenntniss nothwendig wieder vertiefen musste«, 
vollauf bewahrheitet. 

Aus der grossen Zahl staatsrechtlicher Pnjbleme, zu 
deren Behandlung die Entstehung des deutschen Reiches 
Veranlassung gegeben hat, soll hier ein einzelnes heraus- 
gegriffen werden, die Frage desAntheils der Reichs- 
organe an der Reichsgesetzgebung. Hat doch 
ein wesentlicher Theil der Bestrebungen Rudolf Gneist^s 
dem Ziele gegolten, eine Regierung nach Gesetzen 
in Deutschland durchzuführen. So mag an seinem Ehren- 
tage auch die Behandlung einer Frage, welche der Lehre 
von der Gesetzgebung angehtirt, m In n andern Fest- 
gaben einen bescheidenen Platz beanspruchen. 



- — -3« 
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1. Die Streitfragen. 

lieber die bei der Reichsgesetzgebung betheiligten 
Organe äussert sich die Keichsverfassung folgendennassen. 
Art 5 bestimmt: 

»Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den 
Bundesrath und den Reichstag. Die Uebereinstimmung 
der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist zu 
einem Reichsgesetze erforderlich und ausreichend.« 

»Bei Gesetzesvorschlägen über das Militärwesen, die 
Kriegsmarine und die im Artikel 35 bezeichneten Ab- 
gaben giebt, wenn im Bundesrathe eine Meinunirsver- 
schiedenheit stattfindet, die Stimme des Präsidiums den 
Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechterhaltung der be- 
stehenden Einrichtungen ausspricht« 
Im Art. 17 heisst es : 

»Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkün- 
digung der Retchsgesetze und die Ueberwachung der 
Ausfttbrung derselben zu.« 
Auf den ersten Blick scheinen diese Bestimmungen 
klar und unzweideutig zu sein: die Feststellung der 
Gesetze erfolg durch Bundesrath und Reichstag, 
die Ausfertigung und Verkündigung derselben 
durch den Kaiser. Aber mit diesem einfachen Resultat 
hat sich der Scharfsinn der Juristen nicht begnügt. Und 
so ist die Lehre von dem Antlieil der ( )rgane de> lv< u lies 
an der Reichsgesetzgebung in mehr als einem Funkte eine 
bestrittene geworden. 

Die herrscht nde Meinung hält sich an den Wortlaut 
der erwähnten Artikel. Sie betrachtet Bundesrath und 
Reichstag als die gesetzgebenden Organe des 
Reiches und nimmt an, dass durch einen übereinstimmen- 
den Beschluss beider Körperschaften der Gesetzgebungs- 
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wille des Reich« s ;^um Ausdruck i^clanj^t. Doch wird die 
StelluiifT^ beider \'<-rsamniluniXe-n nicht als eint- rrjHisc gleich- 
artige aufgesehen. Der Besciilus.s des Hundes rathes» *ull 
die Sanction des Gesetzes enthalten, während die Zu- 
stimmuno: des Reichstages nur eine Vorbedingung ist, 
welche erfüllt sein muss, damit dem Gesetzentwurf die 
Sanction ertheilt werden kann. Der Kaiser dagegen 
erscheint nicht als ein selbständiger Factor der 
Gesetzgebung; er hat, wenn ein Gesetzentwurf von 
Bundesrath und Reichstag angenommen ist, die Pflicht, 
denselben auszufertigen und zu verkündigen. 

Diese Ansicht wirtl - ausser in meinem I.t lirljuch des 
dt'utsi hen Staatsrechtes') — vertreten von v. Koknne 
Seydel'), Haenf.l*). 1 I.Schulze BiNDrsr, Pr(u:hst^), 
J E L LI N E K Audi Laband Lst dcn Anhängern derselben 
zuzuzählen. Doch hat er ihr eine eigenthümliche Forinu- 
lirung gegeben. Indem er zwischen der Feststellung des 
Gesetzesinhaltes und der Ertheilung des Gesetzesbefehls 
unterscheidet und die letztere als Sanction bezeichnet, be- 
hauptet er, dass die Feststellung des Gesetzesin- 
haltes divch eine Vereinbarung zwischen Bun- 

1) 2. Aurt. LeipzifT iKHe; S. 472. 

2) Staaterecht des deutschen Keiches. 2. Auri. Bd. ii Abth. I iS. 49. 

3) Bayrisches Staatsrecht Bd. III. MOnchen 1887 S. 610; Commentar 
zur Verfassungsurkunde fttr chis ileutsche Reich. WUrzbtirg 1873 S. 124^ 

12> : in V. Hoi.T^'KXDORFKS und I^iv'KNT wns jahrbm h für CTesetzgebun«;, 
Verwaltung und Volkswirtlischalt im deutsclicn Keich. Neue Folge 
Bd. HI S. 283. 

4) Die organisatorische Entwicklung von der Reichsverfassung. 

Leipzig 18.S0 S. 52. 

5) Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. Bd. 11. Leipzig 1886 
S. 118. 

6) In Schmollers Jahrbuch fttr Gesetzgebung, Verwaltung und 

Voikswirthschaft im deutschen Reich. Bd. V S. 279. 

71 Die Verfassung des deutschen Keiches mit Anmerkungen und 
SacliregLstcr. Nördlingen 1885 S. 62, 73. 

8) Gesetz und Verordnung. Freiburg j. B. 1887 S. 324. 



desrath und Reichstag^ erfolge, der Krlass des { 
G ese t z es be f e h 1 s oder die Sa n c t i f) n der ( ".(^sctpre dem 
Bundesrath zukomme')« In ähnlicher Weise äussert | 
sich Zorn»). 

Andere Schriftsteller haben die Ausfertigungs- und 
V'erkündigungspflicht des Kaisers anerkannt, über das I 
Verhältniss von Bundesrath und Reichstag bei der Gesetz- | 
gebung dagegen sich nicht näher geäussert, sondern in I 
dieser Beziehung sich einfach auf eine Wiedergabe der > 
Bestimmungen der Reichsverfassung beschränkt, dass zu 
einem Reichsgesetze die Übereinstimmung der Mehrheits- 
beschlfisse beider Versammhui^^en erforderlich und ausrei- 
chend sei. Zu ihnen gehören Hiersemf.nzel Thu- i 

DICHUM *), RlKHEL*), R. V. MoHL*'), V. 1\ 1 IC HENHEIM '). ! 

Dagegen erklärt Westerkamp'*) Bundc-^rath und Kc-iclistag | 
ausdrücklich für gleichberechtigte legislative Körper- 
schaften, und Gierke") erhebt gegen die Bezci( hniing 
der Thätigkeit des Bundesrathes auf dem Gebiete der Ge- 
setzgebung als Sanction entschiedene Hinwendungen. 
Die deutsche Reichsverfassung biete Iceinen Anhalt, meint 



1) Staatsrecht des deutschen Reiches. 2. Aufl. Bd. II S. $12 fL, 
53a ff. Staatsrecht des deutschen Reiches in Marquardseks Handbuch 

des öffentlichen Rnhtes S. 70 ff. 

2) Das Staatsrecht des deutschen Reiches. Bd. L Berlin und Leipzig 
1880 S. III fL 

3) DieVerfiusung des norddeutschen Bundes. Berlin 1867 S.37 ff., 

70 ff. 

) I \'erfassungsrecht des norddeutschen Bundes Und des deutseben 
Zollvereins. Tübingen 1870 S. 8«, 94. 

5) Die ReichsverfossuiigsuTkunde vom 16^ April 1871. Nördlingen 

1871 S. 10^ 

6^ Das deutsche Keit hsstaatsrecht Tühinpen 1873. S. 254, 291, 334. 

7) Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. Stuttgart 1887 S. 115. 

8) Über die Reidisverfassung. Hannover 1873 S. 112. 

9) In GFtJNHin^ Zeitschrift fttr das IMvat- und Öffentliche Recht 
der Gegenwart. Bd. VI & 330. 
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er« um in Widerspruch mit dem Wortlaut des Art 5 der 

Reichsverfassung den Begriff der Sanction in das Reichs- 
recht einzuführen und diese entscheidende Bcf ugniss dem 
Bundesratlu' zuzuweisen. 

Die bisher erwähnten Schriftsteller sind — wie sehr 
sie sonst von einander abweichen — jedenfalls darüber 
einig, dass es zur Entstehung eines Reichsgesetzes nur 
einer Mitwirkung von Bundesrath und Reichstag bedarf, 
dass dagegen eine besondere Zustimmung des Kaisers 
nicht erfordert wird, dass letzterer, wenn ein Gesetz von 
Bundesrath und Reichstag angenommen ist, die Pflicht 
hat, dasselbe auszuferti«j:t n und zu verkündigen. Im CJe- 
gensatz dazu fehlt es aber auch nicht an solclien , welche 
den Kaiser für einen selbständigen Fai'tor der 
R e i c h s g es e t z g e b u n g erklären , seine Ausfertigungs- 
und Verkündigungspflicht leugnen und ihm ein Veto 
gegenüber den übereinstimmenden Ek^chlüssen von Bun- 
desrath und Reichstag zuschreiben. 

Schon kurz nach der Gründung des norddeutschen 
Bundes hat sich v. Martitz*) dahin geäussert, dass dem 
Ausfertigungs- und Verkündigungsrecht des Bundespräsi- 
diums keineswegs eine Ausfertigungs- und Verkündigungs- 
pflicht correspondire. Es habe demnach, meint er, denselben 
schwerwiegenden Sinn wie die gleiche Formel unserer 
Verfassungsurkunden, Die entgegengesetzten Behauptun- 
gen HiERSEMF.NZFi-s. fügt er hinzu, wären eigentlich nur 
dem Dilettanten zu verzeihen. 

Sodann will Dernburg^) dem Kaiser vorbehalten, die 
Verkündigung eines Gesetzes zu verweigern, weil er es 
f(lr gemeinschadlich hält. Die Verkündigung eines solchen, 

T> Betrachtungen nhcr die Verfassung des norddeutschen Bundes. 
Leipzig 1868 S. 53 Anrn. 45. 

2) Pandekten Bd. I. Berlin 1Ü84 S. 55- 



meint er, entspreche nicht den kaiserlichen Pfiicliten. In 
Folge dessen habe der Kaiser indirect ein Veto. Die Ab- ' 
lehnung der X erkündi^ung eines vom lJundesrath und 
Reichstag beschlossenen Gesetzes könne jedoch nur ein j 
ausserordentliches Hülfsmittel bilden und sei keine im re- 
gelmässigen Gange der Dinge begründete Befugniss des 
Kaisers. Ausdrücklich sei dem Kaiser das Veto nur in 
einigten bestimmten Fällen durch die Ver&ssung zugetfaeilt. 

In neuerer Zeit hat Fricrbr die Verpflichtung des Kai- 
sers zur Verkündigung der Reichsgesetze zum Gegenstand 

• 

einer besonderen Abhandlung gemacht ' ) , welche auch 

eine Reihe von Grundlehren der Staafcsreclitswissenschaft in 
den Kreis der Erörterung hineinzieht. Der «genannte Schrift- 
steller will der herrschenden Lehre nicht etwa eine an- 
dere entgegensetzen. Kr will nur die ungenügende Be- ' 
gründung derselben darlegen*). So kommt er denn in seiner 
Abhandlung auch nicht zu einem eigentlichen Resultate. 
Am Schluss derselben zieht er das Ergebniss, dass es sich 
um einen zweifelhaften Punkt der Reichsverfassung handele, 
dass die Verpflichtung des Kaisers zur Ausfertigung und 
Verkündigung der Reichsgesetze nicht genügend nachge- 
wiesen sei *). Dagegen nimmt er das Recht der Sanction 
der Reichsgesetze für den Kaiser in Anspruch und ( ha- 
rakterisirt den Antheil der drei Organe an der Geseiz- 
^ebunf^ fülgendermassen : der Kaiser sanctionirt die 
Keichsgesetze, der Bundesrath stellt den Gesetzes- 
inhalt fest, der Reichstag ist auf die Ausübung 
eines Veto beschränkt*). 



1) Die Verpflichtung des Katseis zur Verkündigung der Reichs- 
gesetse. Leipziger Dekanatsgrograiniii 1885. 

2) a. a. O. S. 3. 

3) a. a. O. S. 37. 

4) a. a. O. S. 38, 30, 31. 
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Die Streitfragen über den Antheil der Reichsorgane 
an der Reichsgesetzgebung haben demnach zwei Punkte 
zum Gegenstande! 

1 . das Verhältniss von Bundesrath und Reichs- 
tag. Sind beide Körperschaften auf dem Gebiete der Ge- 
setzgebung völlig gleichberechtigt oder steht dem Bun- 
desratb das Recht der Sanction der Gesetze zu, während 
die Zustimmung des Reichstages nur eine Vorbedingung 
für die Ertheilung der Sanction bildet? 

2. das Verhältniss des Kaisers zu Bundesrath 
und Reichs täte. Bedürfen die Reichsgesetze, wenn sie 
von Bundcsiath und Reichstag angenoriinien sind, nooli 
einer Sanction durch den Kaiser? Ist der Kaiser, wenn 
ein Gesetz die Zustimmunij: von Bundesrath und Reichs- 
tag gefunden hat, verpflichtet, dasselbe auszufertigen und 
zu verkündigen oder steht die Ausfertigung und Ver- 
kündigung desselben in seinem Belieben? 

Bei der Erörterung dieser Streitfragen ist von wesent- 
licher Bedeutung der Begriff der Sanction der Ge- 
setze. Letzterer bedarf daher, ehe wir zur Betrachtung 
der Bestimmungen der Reichsverfassung übergehen können, 
einer genaueren Feststellung nach Inhalt und Bedeutung. 
Die herrschende Meinung? geht von der Anschauunii: aus, 
dass die Sanction der Gesetze dein Trailer der Staatsgewalt 
zustehe. Fricker dagegen behauptet^), der Gesetzfjeber 
brauche nicht nothwendig der Träger der Staatsgewalt zu 
sein, die Sanction der Gesetze könne sehr wohl auch durch 
ein anderes staatliches Organ erfolgen. 

So führt uns die Lehre von der Sanction der Gesetze 
zunächst. auf die Frage nachdem Träger der Staats- 
gewalt 

I) a. a. O. S. 21, 31. 
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2. Der Begriff des Trigen der 8taatflgew«lt. 

Der Staat ist eine hri^ritflii hc Ab>trac;tion. Er kann 
nur durch physische Personen einen Willen äussern oder 
Handlungen vornehmen. Dieicniq:en physischen Personen, 
welchen die Ausübung staatlicher Rechte zusteht, in deren 
Willen und Handlungen der Wille und die Handlungen 
des Staates zum Ausdruck gelangen, heissen die Organe 
des Staates. Der Begriff des Organes ist durch das We- 
sen und die Natur des Staates nothwendig gegeben; er 
kann daher in der Staatsrechtswfesenschaft nicht entbehrt 
werden. Hierüber besteht auch durchaus keine Meinungs- 
verschiedenheit, 

Neben dem Retrriff des staatlichen ()rq;an.s hat sich 
aber in der staatsrechtlichen Literatur noch ein an- 
derweiter Begriff ausgebildet, der des Trägers der 
Staatsgewalt Den Unterschied formulirt Fricxer in 
der angeführten Abhandlung^) vollkommen zutreffend 
folgendeimassen : »Träger der Gewalt ist das Subject, 
dem die Herrschaft als eigenes Recht zusteht, Or- 
gan der Gewalt ist das verfassungsmässig zur Aus- 
übung derselben berufene Subject«. 

Ist nun der [^c^^riff des Trägers der Staatsgewalt 
ein für das Staatsrct ht notbwcndiger? hat er für die Be- 
handlung staatsrechtlicher I^roblcmc eine i)raktische Be- 
deutung? oder ist er nur ein nutzloser Zierrath in dem 
kunstvollen Aufbau staatsrechtlicher Systeme? Hierüber 
scheint keine allgemeine Übereinstimmung zu bestehen. 
Denn wenn Frickbr*) von dem »Trager der Staatsge* 
walt« sagt: »Wenn dieser Begriff überhaupt eine Be- 
deutung haben soll, so muss er aufgefasst werden im Ge- 

1) a a O. S 18. ' 

2) a. a. O. S, la. 



gensatz gegen das Organ der Gewalt«, so darin 

mindestens ein leiser Zweifel ausgedrückt, ob man den 
Begriff nicht gänzlich entlx'hren könne. Und wenn Haenel ' ) 
von den Organen des Staates hehaujitet: »diesen Or- 
ganen als solchen, als der vti wirklichten Willens- 
potenz des Staates, steht aber die Staatsgewalt nicht zur 
blossen Ausübung oder Handhabung, nicht zu 
irgend welcher Ableitung von einem von ihnen verschieden 
zu denkenden Rechtssubjecte, sondern schlechthin, in 
diesem Sinne zu eigenem Rechte, wenn auch immer 
nur von Staatswegen zu«, so soll damit doch augen- 
scheinlich der Gedanke abgewiesen werden, dass es einen 
von den staatlichen Organen verschiedenen Träger der 
Staatsgewalt geben könne. 

Nun kann den Vertretern dieser Ansicliten eins ohne 
Weiteres zuge<reben werden. Durch das Wesen des 
Staates gefordert ist nur der Begriff des Organs. 
Es lässt sich daher eine wissenschaftlich befriedigende 
Darstellung des Staatsrechtes eines concreten Staates sehr 
wohl denken, ohne dass die Frage, wer in demselben 
Träger der Staatsgewalt ist, einer besonderen Erörterung 
unterzogen wird. Es mag in dieser Beziehung beispiels- 
weise auf die Bearbeitung des niederländischen Staats- 
rechtes von DE Hartog, auf die des schwedischen und 
nor weibischen von As( heiioüü in MARtjUAKDSENs Handhueh 
des (iffen fliehen Rechtes verwiesen werden. Die genannten 
Schriftsteller behandeln in ihren zweifellos vortrefflichen 
Darstellungen die Rechtsverhältnisse der einzelnen Organe 
des Staates, ohne auf die Frage nach dem Träger der 
Staatsgewalt überhaupt einzugehen. 

Man kann die Nothwendigkeit des Begriffes »Träger 

t) In den Atmalen dta deutschen Reiches. 1877 S. 91. 
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; der Staatsgewalt« auch nicht, wie Laband') und Zorn') 
thun, durch die Einheitlichkeit und Untheflbarkeit der Staats- 
gewalt begründen, indem man annimmt, dass sich diese ein- 
I heitliche Staatsgewalt immer auch durcli f^in einziges 
I Organ verkörpt^ni müsse. Allerdings iiiu>ä die Staats- 
! gewalt als die heu hste im Staate herrschende Macht, weil 
I sie den Willen des Staates zum Ausdruck bringen soll, 
! begritriich stets einheitlich gedacht werden. Aber die be- 
: griftliche Einheitlichkeit der Staatsgewalt schliesst nicht 
aus, dass dieselbe in einer Mehrheit von Organen 
I zum Ausdruck gelangt, welche in ihrem verfossungs- 
; mässigen Zusammenwirken die obersten Herrschaftstechte 
im Staate ausüben *). Die Möglichkeit einer solchen Con- 
■ struction der Staatsgewalt ISsst sich durch viele Beispiele 
\ aus älterer und neuerer Zeit darthun. Im alten deut- 
schen Reiche freilich bestand Streit, ob die Reichsge- 
I . , . . 

j walt dem Kaiser allein oder »Kaiser und Reich d.h. 

' Kaiser und Reich.sstiinden zukomme^). Mit Rücksiclit aber 
[ auf das Mitregierungsrecht, welehes dem Reichstage durch 

■ 

i Art. VIII § 2 des westphälisi hen I riedens in allen. Reichs- 
angelegenheiten (in Omnibus deliberationibus super nego- 

I tiis imperii) beigelegt war, glaube ich mich — im Gegensatz 
zu Brie'^) — für die letztere Alternative entscheiden zu 
sollen. Viel deutlicher tritt die Auffassung von der Be- 

l) Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 233, 517, 531. 

3) Staatsrecht *k's drutsclit n Reichcj? Bd. I S. 112. 

3) VergL Haenel in den Annalen deü deutschen Reiches 1877 S.91, 
ROSIN in SolUQLLfiBS Jahrbuch fOr Gesetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirthsdiaft Im deutschen Reich Bd. VUI S. 954, Meucel, Juristische 
I^ncyclopädie. Berlin und Leipzig 1885 S. 189, I90, JELUNEK, Gesetz 
und Vcrnrdnnntc -S. 

41 Vergl. über die Strujllrage namentlich Plttek, Beitrage zum 
teutschen Staats- und Fttrstenrechte Bd. I S. HXwrlin, Hand- 
buch des teutschen Staatsrechts Bd. I S. 429 fT. 

5> Theorie der Staatenverbindungen. Stuttgart 1886 S. 126. 

HS — — 
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theiligung mehrerer gleichberechtigter Organe an der I 
obersten Gewalt in der älteren Hamburger Verfassung 
hervor. Der Hauptrecess von 1712 Art. T erklärt, dass 
>ro /.vQtnv oder tlois höchste Recht und Cifvwilr hei einem I 
K. K. Rath u n d d e r K r b ff e s e s s e n e n B ü r ^ c 1 s c h a f t ^ 
inseparabili nexu, conjunctim und zusammen* bestehen ' 
solle'). In vollkommener Übereinstimmung^ damit be- 
findet sich die jetzige hamburger Verfassung, welche im | 
Art. 6 sagt : > Die höchste Staatsgewalt steht demSenate " 
und der Bürgerschaft gemeinschaftlich zu.« | 
Fast wörtlich gleichlautend ist Art 4 der lübecker Ver- 
fassung» während in § 3 der bremer Verfossung Senat und - 
Bürgerschaft allerdings nur als zur Ausübung der Staats- 
gewalt berufen, jedoch in dieser Beziehung ebenfalls als | 
vollkommen gleichstehend erwähnt werden. Namentlich aber ! 
gehen die englischen Juristen durchweg von der Ansicht 
aus, dass die hüchstc ( ^c^^ alt m Kni^land dem l*arlamente 
zustehe. >This (v'xt thc parliament) being the place vvhere i 

■ 

that absolute desj)otii power, which must in all ijovern- 
ments reside somewhere, is entrusted by the consitution ; 
ofthese kingdoms«, sagt Blackstone*). Thomas Ersk ine 
May charakterisirt die Stellung des Parlamentes folgen- 
dermassen*): »To adopt the words of Sir Edward Coke, 
the power of parliament is so transcendent and absolute, 
that it cannot be confined either for causes or persons in 
any bounds!« »The sovereignty of parliament«, meint 
DiCEY *)t »is from a legal point of view the dominant cha- 

1) R A Zachariab, Deutsches Staats- und Bundenecht 3. Aufl. 

Bd. I. Göttingen 1865 S. 88 Anm. i. 

2) C^mmcntarics nn Hnglish law I, 2. 

3) A treatisc on the law, privUegcs, procccdings and usage ot par- | 
liament 9^ edit London 1S85 p. 43, 44. 

4) Lecturt s introductory to the study of the law of the oonstitutioD. 
2. edit London 1HS6 p. 35. 
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racteristic of our political institutions.« Nun bedeutet aber 
»parliament« in der englischen Rechtssprache den König 
in Verbinduni; mit den beiden Häusern des Palamentes 
(the Kiiiii in parliament)^). Demnach ist auch nach en«^- 
lisrher Autilassung das Subject der Staatsgewalt ein z\i- 
saniniengesetztes. 

Diese Beispiele werden genügen, um darzuthun, dass 
die Staatsgewalt sich nicht nnthwendig in einem einzigen 
Organ zu verkörpern braucht, dass sehr wohl verfassungs- 
mässige Gestaltungen denkbar sind, in weichen dieselbe 
durch mehrere Organe in ihrem verfassungsmässigen Zu- 
sammenwirken zum Ausdruck gdangt Durch den Grund- 
satz der Einheitlichkeit und Untheflbarkeit der Staatsge- 
walt lässt sich daher die Nothwendigkeit des Begriffes 
»Träger der Staatsgewalt« nicht befinden. Trotzdem 
beruht die Formulining dieses Begriffes, wie sie nament- 
lich in der deutschen Staatsrechtswissenschaft stattgefundi n 
hat, nicht auf Willkür. Die Nothwendigkeit, einen be- 
sonderen Träger der Staatsgewalt zu construiren, ist we- 
niger durch die Natur und das Wesen des Staates als 
durch die positiven Vorschriften bestimmter 
Verfassungen gegeben. 

Eine solche Nothwendigkeit besteht sowohl für Staaten, 
deren Verfassung eine repräsent iv demokratische 
ist, als für solche, welche Constitutionen -monarchi- 
sche Einrichtungen besitzen. 

In der reinen Demokratie ist das Volk staat- 
liches Organ, indem die Gesammtheit der Bürger in der 
Volksversammlung die obersten Herrschaftsbefugnisse 
ausübt. In der Repräsentativ demokratie dagegen 
fungiren als Organe tlcr Präsident oder das KVi^K iungs- 
cellegium und die parlamentarischen Versammlungen. Nun 

I) Blackstone a. a. May a. a. O. S. a. Dicsv & a O. 



13 



Üigiiizeü by <jüOgIe 



kann nach Anschauung der betreffenden Verfassung die | 
oberste Staatsgewalt als unmittelbar diesen Orgfanen zu- 
stehend gedacht werden, wie da.s nach den früht^ieii Aus- ^ 
einaiidcrüetzun^en bi ispieisweise in den freien Städten j 
Deutschlands der Fall ist. \ 
Bei einer solchen Autlassung ist für die Construirung I 
eines besonderen Trä^i rs der Staatsgewalt kaum ein Be- 
dürfniss vorhanden. Denn dieser Träger würde doch nur 
identisch mit den höchsten Staatsorganen sein. Aber die 
Verfassungen unserer modernen Repräsentativdemokratieen \ 
gehen vielfoch von einem andern Gesichtspunkte aus. Als | 
Trager der Staatsgewalt (Souverain) sehen sie das Volk | 
an, obwohl dasselbe nicht wie in der reinen Demokratie [ 
als staatliches Organ fungirt. Am entschiedensten tritt | 
diese Anschauung in der Verfassung der vereinigten Staa- I 
ten hervor, wo sie sowohl in der Einleitung als in den | 
Zusätzen 9 und lO zu der Verfassungsurkunde einen un- ' 
zweideutigen Ausdruck gelunden hat. Über die Verwirk- j 
lichunsr des Grundsatzes der Volks>()u\ erninetftt im ;inieri- 
kanischen Staatsrecht und seine praktische Bedeutung für i 
(Utsselbe kann auf die eingehenden und überzeugenden j 
Ausführungen von H. von Holst') verwiesen werden. In 
den Verfassungen der Schweiz und des jetzigen Frank> ' 
reich wird zwar der Grundsatz, dass das Volk Träger | 
der Gewalt sei, nicht mit solcher Entschiedenheit ausge- 
sprochen wie in der der nordamerikanischen Union; 
doch scheinen auch sie von demselben Gesichtspunkte be« 
herrscht zu werden *). 

1) Staatsrecht der vereinigten Staaten von Amerika in Marouard- 
sENs Handhiirli des öilcntlicheu Rechtes S. 431?., im Archiv lür öffent- 
liche« Reclit Bii. U S. 270«. 

3) Brie, Theorie der Staatenverbindungen S. 128. Lbbon, Staats- 
recht der fran/<vsichen Republik in MavQUARIiSBNS Handbuch de.s 
Öffentlichen Rechtes S. 42. 

I 

• - ■ ■ •■ * 
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Für alle diese Verfassungen kann der Begriff des >Trä- 

gers der S ta a tsge w ii 1 1« nicht entbehrt werden. Das 
V'olk gilt nach denselben z wa r als rechtlicher Inhaber 
der staatlichen Hoheitsrechte. Aber an der Aus- 
übung derselben ist es — abgesehen von der schweizerischen 
Institution des Referendums — nicht betheiligt ; den Cha- 
rakter eines staatlichen Organ es besitzt es nicht. Hier 
besteht also die Nothwendigkeit den T räger der Staats- 
gewalt den staatlichen Organen alsein von diesen 
verschiedenes Subjekt gegenüber zu stellen. 

Etwas anders li^;t die Sache in den constitutio- 
nelien Monarch ieen. In der absoluten Monarchie 
stehen alle HolKitsrechte dem Monarchen zu. Mit der 
Einführung c o n s t i t u t i o n e U e r Formen tritt neben den 
Monarclien die Volksvertretung. Sowohl Monarch 
als Volksvertretung besitzen ihre Rechte unmittelbar auf 
Grund der Verfassung ; sie leiten dieselben von keinem 
andern Organe des Staates ab. Die Ausübung der ober- 
sten staatlichen Herrschaftsrechte, der gesetzgebenden Be- 
fiignisse, beruht auf einem Zusammenwirken beider Fac- 
toren. Es lässt sich daher auch in Bezug auf die consti- 
tutionelle Monarchie sehr wohl eine Rechtsauffassung den- 
ken, nach welcher Monarch und Volksvertretung in ihrem 
Zusammenwirken die Staatsgewalt darstellen. Dass diese 
Autitassunjj;^ von den englischen Juristen vertreten wird, ist 
üben tk's Näheren {l:ii<j;^(>l("i;t worden. 

in vielen Constitutionen monarchischen Verfassungen 
herrscht aber eine andere Auffassung. Zu diesen gehören 
namentlich die deutschen. Im Gegensatz zu der Montes- 
QUIEUSCHEN Theorie von der Gewaltentheilung haben die 
deutschen Verfassungen fast sämmtlich den Grundsatz 
aufgestellt, dass der Monarch alle Rechte der Staats- 
gewalt in sich vereinigt, ein Ausspruch, der mit sehr ge- 
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ringen redactionellen Abweichungen überall wiederkehrt*). 
Zu den wenigen Verfassungen, welche den angegebenen 
Grundsatz nicht ausdrücklich aussprechen, gehört die preus* 
sische. Trotzdem kann es nicht zweifelhaft sein, dass das 
preiissische Staatsrecht von demselben Grundgedanken be- 
herrscht ist wie das der (ibrigfen deutschen Staaten * ). Diese 
Auilassun£( entspricht aiu Ii allein der historischen Stel- 
lung ik's ])rcu.>.sist. hen Köni^^thums. 

Die oben erwähnten Bestimmungen der deutschen 
V'erfassunt^en haben der Wissenschaft des deutschen Staats- 
rechts Veranlassung ge<<eben, den Monarchen als »Trä- 
ger der S t a a t s e w a 1 1 « zu bezeichnen. Allerdings 
unterscheidet sich seine Rechtsstellung wesentlich von 
derjenigen des Volkes in den vorher behandelten republi- 
kanischen Verfassungen. Denn der Monarch ist nicht bloss 
Trager der Staatsgewalt, sondern zugleich auch Organ 
des Staates. Er scheint nicht nur als rechtlicher 
Inhaber der Hoheitsrechte, sondern ihm steht auch die 
Ausübung derselben zu. Es . handelt sich also nicht 



i> Bayrische Verfassung Tit U § L Sachsisch« Verfassung § 
WUrttemberg;ische V'erf;iisung § 4. Badiscbe Verfassung § 5. Hessische 

X'crfrissun'x Art. 4. Old* nhurgischi-s Strt.its^indgesetz Art. 4 § 2. 
Braunscbweigische neue Landäcluiit»ordnung § 5. Sachsen-Meiningi- 
sches Gmndgcsetz i; 3. Sachsen-Altenburger Grundgesetz 4. 
Sachsen-Coburg-Gothaer Staatsgrundgesetz §3. Schwansburg-Rudol- 
stfidter Grundgesetz § I. Scli\varzburg-Sc)ndershäuser Liuidesgnind- 
gesetz § S. Waldeckisclie V crfiLssung §3. Keuss j. I • n vidirtcs StaatS- 
grundgcüctz § $• Schaumburg-Lippisdic \"crfai>sung Art. 5. 

3) VeigL R A. Chr. (ß. v. Stockmar), Studien aber das preussi- 

sehe Staatsrecht in AecidiS Zeitschrift für deutsches Staatsrecht Bd. I 
S. iwff; H. SCHL'I.ZK. preussisehes Staatsrecht. 2. Autl. Bd. 1. Leip- 
zig S. 143; preussischcs Staatürccht in Makulakdseks Handbuch 
des öffendichen Rechtes. S. 31; Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes 
Bd.L Leipzig iHHi S. 1K7; v. Kdknnk, das Staatsrecht der preussischen 
Monarchie. 4 Aufl. Rd. I. I.< ipzig iSSi S. 134. 131 ; K LoKNiNt;. I,ehr- 
buch des deutschen \ erwaltutigsrechtes. Leipzig 18.H4 S. 29 Anm. l; 
mein Lelirbuch des deutschen StaatüieclUs, S. 204 Aniiu b. 
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darum, ihn im Gegensatz zu den Organen des Staates 
überhaupt, sondern zu den andern Organen des Staa- 
tes zu stellen. 

Die praktische Bedeutung des Grundsatzes, dass der 
Monarch Träger der Staatsgewalt ist oder dass in seiner 
Person alle Rechte der Staatsgewalt sich vereinigen, 
liegt darin, dass er die Vermuthung der Berechti- 
gung besitzt Ihm steht die Ausübung aller staatlichen 
Hoheitsrechte zu, welche nicht einem andern Oigane ausr 
drttcklich übertragen sind. Er unterliegt in der Ausübimg 
derselben nur denjenigen Beschränkun<^en , welche ihm 
durch die Verfassung oder die Gesetze des Landes aus- 
drücklich auferlegt smd. 

Völlig klar wird dies, wenn wir den deutschen Ver- 
fassungen, welche den Standpunkt des sogenannten monar- 
chischen Princips einnehmen, die des Königreichs Belgien 
gegenüber stellen , welche auf dem Grundsatz der Volks- 
souverdnetät beruht Nach der Ansicht Jbllineks*) hat die- 
ser Grundsatz juristisch gar keine Bedeutung, ist vielmehr 
nur ein Ausdruck fQr die historische Thatsache des revo- 
lutionären Ursprungs des belgischen Staates. Aber die 
belgische Verfassung zieht aus demselben doch eine sehr 
erhebliche rechtliche Consecjuenz. Nach Art. 78 besitzt der 
König nur d iej en i g e n Bc f ug n iss e, welche ihm aus- 
drücklich durch die Verfassung oder durch die auf 
Grund der Verfassung erlassenen besonderen Gesetze bei- 
gelegt sind. Das ist genau das Gegentheil von dem, 
was wir nach deutschem Staatsrecht behaupten müssen. 
Der deutsche Landesherr hat die Vermuthung der Berech- 
tigung für, der König von Belgien hat sie gegen sich. 

I) Gesetz und W-rordnunL^ S. 20) ff. Ähnlich Brie, zur Theorie 
des konstitutionellen Staatsrechts im Archiv für öffentliche^i Recht 
Bd. IV S. I«. 
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In der That ein Unterschied von nicht geringer praktischer 
Tragweite. 

Die oln^t'n Ausführunofen haben f^ezeiii^, das.s der in 
Deutschland i^eltende Grundsatz, der Monarch sei Träger 
der Staatsgewalt, weder theoretisch noch praktisch ohne 
Bedeutung ist Der Begriff »Träger der Staatsgewalt« er- 
scheint demnach für das deutsche Staatsrecht als durch- 
aus unentbehrlich. 

Aber auch im Falle einer Regentschaft ist dieser 
Begiiif nicht ohne Werth. Wenn in einem monarchisch 
regierten Staate eine Regentschaft eingesetzt wird, so ver- 
liert der ^^)narch die Befugniss, die staatHchen Hoheits- 
rechte auszuüben ; in dieser Beziehunj^ tritt an scint" Stelle 
der R'ei^rnt. Aber er bleibt trotzdem lechtlicher Inhaber 
der Befugnisse, letztere werden von dt-m l'iegenten in sei- 
nem Namen ausgeübt Als höchstes C^rgan des Staates 
fungirt der Regent; Träger der Staatsgewalt ist 
auch während der Dauer der Regentschaft der Monarch. 



3. nie Sanetfon der desetM. 

Da der Begriff der Sanction der Gesetze in neuerer 
Zeit eine eingehende Behandlung durch Laband geftinden 
hat, so erscheint es nicht unzweckmässig, bei den folg^- 
den Erörterungen an dessen Ausführungen anzuknüpfen. 

Das Ergebniss derselben liLsst sich in folgende drei Sätze 
zusammentassen : In der Sanction kommt die Einheit- I 
1 i c h k e i t d c r staatlichen ( ) t- s e t z g e b u n g zum Aus- 
druck Die Sanction ist die Ertheilung des Gesetzes- 

I 

I) Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 517. 

^ 
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befeh Is Die Sanction der Gesetze steht dem Träger 
der Staatsgewalt zu'). 

I. Der BegrÜT der Sanction der Gesetze wird von 
L ABAND zunächst desshalb für notfawendig erachtet, weil 
die Gesetzgebung wegen der Einheit der Staatsgewalt stets 
in einem einzigen Acte zum Ausdruck gelangen müsse. 
»Die Sanction allein« , behauptet er*), >ist Gesetzgebung 
im staatsrechtlichen Sinne de,s Wortes, das Recht rAir 
staatlichen (iesftz^j;^el)uni^ in dieser Rerdeutun"^ ist ei)ensa 
untheilbar wie die Staatsgewalt, deren AusHuss und Be- 
thätigun^^ es ist.« 

Die begriffliche Einheit der Staatsgewalt erfordert, 
wie an einer früheren Stelle dieser Schrift näher ausge- 
fahrt worden ist durchaus nicht, dass sich dieselbe immer 
nur in einem einzigen Organe verkörpert So braucht auch 
die Gesetzgebung des Staates nicht noth wendig durch 
ein einzii^es Orii^an ausi^tniht zu werden, sondern kann 
sehr wohl auf einem Zusamnirnwirken ni e h r c r e r <^ 1 e i e h - 
bererhtiorter Facto ren beruhen. In diesem Falle 
kommt das Gesetz nicht durch einen einzigen Act, sondern 
durch den übereinstimmenden Beschluss mehrerer Subjecte 
zu Stande. Im republikanischen Staatsrecht ist es jeden- 
falls die Regel, dass die Gesetze durch eine gemeinschaft- 
liehe Thätigkeit zweier Körperschaften zur Entstehung 
gelangen. So wird die Gesetzgebung in den freien Städten 
Deutschlands durch Senat und Bürgerschaft, in der 
Schweiz durch Ständerath und Nationalrath , in den ver- 
einigten Staaten aurch Senat und Repräsentantenhaus, 



1) a. a. O. S. saOk 

2) a. a. O. S. 515, 538. 

3) a. a. O. S. 517. 

4) VergL a II ft 
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I im heutigen republikanischen Frankreich durch Senat und 
I Deputirtenkammer ausgrefibt 

' Im rep ub 1 ik a n i s c Ii en Staatsrecht ist iibritj^ens der 

HeLcriH 'Saiu tioii der Gt-setze kaum entwickrlt worden. 
I Derselbe charakterisirt sich als ein spezifisc her Begriff des 
monarc h isc h en , insbesondere des constitutionell- 
monarr bischen Staatsrechtes. Wo derselbe sich aus- 
nahmsweise in einer republikanischen Verfassung tindet, 
da besteht eine thatsächliche monarchische Gewalt unter 
dem Scheine republikanischer Institutionen. So wird t. B. 
in der napoleonischen Verfassung vom 14, Januar 1853 
Tit. III § 10 von dem Präsidenten der Republik gesagt: 
»II sanctionne et proniulgue les lois et les sdnatus-consul- 
tes.« Aber diese Verfas>ung war ja auch in ihrem Kerne 
von vornherein munarchisch angeleimt und verfolgte den 
Zweck, die damalige französische Republik allmählich in 
eine Monarchie überzuleiten. 

Im monarchischen Staatsrecht dagegen ist die Be- 
zeichnung der gesetzgeberischen Thätigkeit des Monarchen 
alsSanction eine sehr verbreitete. In England gebraucht 
man allerdings für die Zustimmung der Krone zu den Ge- 
setzentwürfen den Avisdruck »royal assent«*). Dagegen 
begegnet uns der Begriff der Sanction in den monarchischen 
Verfassungfen des Continentes fas?t regelmässig. Er findet 
sich nicht nur in französischen Wrfassun^en aus verschie- 
dener Zeit, so ■/.. B. in der Constitution vom 3. Se})teml)er 
1791*) und in der Charte vom 4. Juni 1814^), sondern 



1) May «. a. O. S. 592. 

2) Ttt III Cap. II Section HI. Obeischrift Art. 2, 6l Hier wechselt 
allenlings mit dem Ausdnick »sanction royale« die Beseichnuiig »con- 

sentcment du roi«. 

3) Art 22: »Le roi seul sanctionne et promulgue les lois.« 
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auch in der belgischen Verfassung: vom 25. Februar l83i*). 
Er hat in das Staatsrecht anderer ausserdeutscher Staa- 
ten, z. B. das niederländische*), schwedische*), norwegi- 
sche'), itaiiänische*) Aufnahme o:efunden. Auch die deut- 
schen staatsrechtlichen Schriftsteller äussern sich überein- 
stimmend dahin, dass dem Monarchen die Sanction der 
Gesetze zusteht*). 

Hat denn nun im monarchischen Staatsrecht die Sanc- 
tion der Gesetze stets die Bedeutung, dass die Gesetzge- 
bung in einem einheitlichen Acte des Monarchen 
zum Ausdruck gelangt? Unbedingt lässt sich das nicht 
behaupten. Da beispielsweise die belgische Verfassung auf 
den Grundsätzen der Volkssouveränetät und Gewaltenthei- 
lung aufgebaut ist, so kann man nicht annehmen, dass der 
König von Belgien der alleinige Inhaber der gesetzgebenden 
Gewalt sein soll. Die Bestimmung der Verfassung, dass 
die Gesetzgebung gemeinsam durch den König, die Abge- 
ordnetenkammer und den Senat ausgeübt wird'), muss 

1) Art. 69: »Le roi sanctionne et promulguc ies lois.« 

2) L. DE Hartog, das Staatsrecht des Königreicheü der Nieder- 
Umde in Marquabosbms Handbuch des Öffentlichen Rechtes S. 43. 

3) AsCHEHOUG, das Staatsrecht der vereinigten Königreiche Schwe- 
den und Norwq;en in Marquabdsems Handbuch des öffentlichen 
Rechtes S. 68. 

4) AsGHEHOUG, a a. O. S. 14& 

5) Verfassung vom 4. llärz 1848 Art 7. 

6) H. A. Zachariae, deutüches Staats- und Bundesrecht Bd. II 
S. 176; V Gerber, drumlziige des deutschen Staatsrechtes 3. Aufl. 
Leipzig 1880 S. 151, mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes 

> S. 46t ; K ScmJLZB, Lehrbudi des deutschen Staatsrechts Bd. I S. 525 ; 
V. KlBCHSKIlBIII, Lchibuch des deutschen Staatsrcdits. Stuttgart 1887 
& 113; V. ROENNE, Staatsrecht der preussichcn Moniirchie Bd. I S. 390; 
H. Schulze, preussisches Staatsrecht i. Aufl. Bd. II S. 221; Seydkl, 
bayrisches Staatsrecht Bd. IIL München 1887 S. 550; v. Sakwey, das 
Staatsiecht des KOni|^ches WOrttemberg Bd. IL Tübingen 1883 S. 61 ; 
Jblumbk, Gesels und Verordnung S. 319. 

7) Art 26: >Le pouvoir l^gislatif s'exerce collectivement par le 
roi, la cbambre des repi^sentants et le s^nat« 
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demnach im Sinne einer Gleichberechtigung der genannten 
drei Factoren aiifge^eisst werden^). Die französische Ver« 
fessung vom 3. Sept. 1791 legt sogar den Schwerpunkt der 
gesetzgebenden Gewalt entschieden in die Volksvertretung 0^ 

ganz entsprechend dem bloss suspensiven Veto der Krone 
auf dem Gebiete der Gesetzf^ebun^. Noch viel deutlicher 
tritt diese Anschauung in der Wortfassung der norwegi- 
schen Verfassung hervor^), welche dem Könige ebenfalls 
nur ein suspensives Veto zufj^esteht. 

Von diesen Verfassungen kann man gewiss nicht behaup- 
ten, dass sie die Gesetzgebung als eine einheitliche Thä- 
tigkeit des Monarchen aui&kssen. Ganz anders liegt da- 
gegen die Sache nach deutschem Staatsrecht In 
den monarchisch regierten Staaten Deutschlands gilt 
der Grundsatz, dass der Monarch die gesam mte Staats^ 
gewalt in sich vereinigt Er erscheint also auch als 
Inhaber der gesetzgebenden Functionen. Der 
Landtag hat nur den Charakter eines beschränkenden Ele- 
ments, an dessen Zustimmung der Monarch bei Ausübung 
seiner gesetzgeberischen BefugnLssc gebunden ist. ( )hne 
Zustimmung des Landtages kann der Monarch kein Gesetz 



1) Die Meinun;; Briks im Archiv für nfft-ntUches Recht Bd W 
S. 17 iL, duas die Stellung den Königs von Belgien zur Gesetzgebung 
genau dieselbe sei wie die der Monarchen in den deutschen Staaten» 
verkennt m. £. die Verschiedenheit der staatsrechdichen Grundlagen 
in den betrcffeiKlen Verfassungen. 

2) TiL III Art. 3 : 'Le pouvoir Idgislatil est deiegue ä ime assembl^e 
natiraale composte de reprteentantstemporaires, libiement dus par le 
le peuple» pour excrc^ par die, avec la sanctton du toi« de la 
mani^re qui sera detenninee ci-apr^.« 

3) § 49: »Das Volk übt die gesetzgebende Macht durcli das 
Storthing aus, welches aus zwei Abtheüungen besteht : einem Lagthing 
und einem Ode]8diing.€ (Das norwegische Staatagrundgeseta vom 

— J7— 1814 in seiner gegenwärtigen Gestalt In deutscher Ober- 

4. November ** " 

Setzung herausgegeben von J. tijORN£. Berlin itiHa,) 
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erlassen. Aber nicht der Wille des Landtages, son- 
dern der Wille des Monarchen verleiht einer Vor- 
schrift Gesetzeskraft. Nach deutschem Staatsrec ht ist die 
Sanction des Monarchen g-leichbedeutend mit dem 
Erlass des (Gesetzes. Für die constitutionell-monar- 
chischen Staaten Deutschlands tritüt das vollkommen zu, 
was Laband mit Unrecht als einen allgemein staatsrecht- 
lichen Grundsatz hinstellt, dass die Gesetzgebung ein ein- 
heitlicher Act ist und in der Sanction des Monarchen zum 
Ausdruck gelangt. 

Der Ausdruck »Sanction der Gesetze« , der in der 
staatsrechtlichen Literatur allgemein recipirt ist, kommt in 
den deutschen Verfassung'en nur ^auz vereinzelt vor 
In eini<Ten Verfassunj^en findet sich die Vorschrift, dass 
der Landesherr die Gesetze erlässt*) oder bestätigt*). 
Regelmässig aber begnüge sich die Staatsgrimdgesetze 
mit der Bestimmung, dass ohne Zustimmung des Land- 
tages kein Gesetz erlassen werden daif ; die gesets^bende 
Gewalt des Monarchen wird also stillschweigend voraus- 
gesetzt *). Eine etwas andere Wendung hat die preussische 
Verfassung, welcher sich diejenigen einzelner kleinerer 



1) Reii88 j. L. Fevtdirtes Staatsgrundgesetz § 65. 

2) Stchsisdie Verfsssung § 87. Reuss iL L. Verfsssiing § 67. 

3) Badische Verfassung § 66. Sacbsen-Coburg-Gothaer Staattgrund- 
gesels § 106. 

4) Bayrische Verfassung Tit. VII § 2. Sächsische VerfassurijE: § 86. 
Württembergische Verfassung § 8S. Badische Verfassung § 65. Hes- 
sische Verüamig Art 73. Sadbsen- Weimarisches levidiites Gnmdge- 
setz § 4 Nr. 6k Oldenborger Staatsgnindgesetz Art 136^ Braim- 

sclnveigische neue LandschaftsordnunL: S f>S. Sachsen-Meininger Grund- 
gesetz § 85. Sachsen-Altenburger GruncJLce.seLz Anhalter Land- 
scbaftsordnung § 19. Schwarzburg-Rudolstädter Grundgesetz § 24. 
Waldeddsche VerEusiing § 61 Lippisches Gesets vom 8. Desember 
1867 § I. 
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Staaten angeschlossen haben Nach derselben wird die 
»geset^ebende Gewalt gemeinschaftlich durch den König 
und durch swei Kammern ausgeübt Die Obereinstimmung 
des Königs und beider Kammern ist zu jedem Gesetze er- 
forderlich«. 

Unzweifelhaft ist die erstere der beiden Fonnulirungen 
die correctere. Das Verhalmiss von Monarch und 
Landtag bei der Gesetzfj^ebunfj; o^elan^t in ilir richtijjer 
zum Ausdruck als in der zweiten. Die preussische Ver- 
fassung hält sich bei den Bestimmungen über die gesetz- 
gebende Gewalt genau an ihr Vorbild, die belgische, ob- 
gleich sie die massgebenden Grundlagen der letzteren, 
die Principien der Volkssouveränetät und der Gewalten- 
theilung, nicht angenommen hat In Folge dessen wird 
in ihr zwar die zu jedem Gesetz erforderliche Überein- 
stimmung von König und Landtag erwähnt, aber die Ver- 
schiedenheit der Rechtsstellung beider Factoren nicht an- 
gedeutet. Nach dem Wortlaut ihrer Bestimmungen scheint 
es, als ob die Zustimmung des Landtages und die Sanction 
durch den Ktini^ rechtlich vollkommen gleichbedeutend 
wären. Und doch kann es, da auch in Preussen der König 
alle Hoheitsrechte in sich vereinijrt, nicht zweifelhaft sein, 
dass seine Sanction der rechtlich entscheidende Act ist, 
durch welchen eine Vorschrift Gesetzkraft erlangt. 

2. Die Sanction sucht Larand') juristisch zu charak- 
terisiren, indem er sie als Erlass des G e s e tzesb e f e h 1 s be- 
zeichnet Er unterscheidet den Gesetzesbefefal vom Ge- 
setzesinhalt und fflhrt über die Bedeutung dieser Un- 



1) Preussische Verfassung Art 62. Sachsen-Coburg-Gothaer Staats- 
grundgesetx § 104. Schwanburg-Sondenhäitser LaadesgnindgeseU § 34. 
Reuss j. L. revidirtes Staatsgrundgesetz § 63. — Ähnlich auch : Renn 
i. L Verfassung § 62. Schaumburg*Uppi8che Verfassung Art 3a . 

2) a. a O. S. 515, 5aa 



* 
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! terscheidung Folgendes aus'): Das Gesetz ist die An- 

I Ordnung einer Rechtsregel ; es ist demnach nicht genügend, 
I dass ledif^lich ein Rechtssatz forniulirt wird, sondern 
er mus>4> für verpflichtend irklärt werden. In jedem 
Gesetz ist desshalb ein doppelter Bestandtheil zu unter- 
scheiden, die in dem Gesetz formulirte Rechtsregel und 
die Ausstattung denselben mit rechtsverbindlicher Kraft, 
oder, wie man auch sagen kann, der Gesetzes in halt und 
der Gesetzesbefehl. Es ist nicht nothwendig, dass 
der Gesetzgeber den Gesetzesinhalt erfindet ; derselbe 
kann ihm durch einen völkerrechtlichen Vertrag, durch 
eine mit der Ausarbeitung beauftragte oder freiwillig in 
Thätigkeit (getretene Coinmission , durch die Resolution 
einer Versammlung gegeben sein; er kann den Rechtsge- 
danken aus dem Gewohnheitsrecht, aus dem Keclit eines 
andern Staates, aus der Wissenschaft entnehmen. Dagegen 
ist die Ertheilung des Gesetzesbefehls nothwendig 
eine That des Staates, denn sie ist eine Äusserung der 
Staatsgewalt Die ehemalige deutsche Bundesversamm- 
lung konnte durch Beschluss Rechtsregeln formuliren, welche 
an sich keine Gesetzeskraft hatten, denen aber die einzel* 
nen Bundesstaaten dieselbe zu ertheilen verpflichtet waren. 
Wechselordnung und Handelsgesetzbuch sind zunächst 
von den Einzelstaaten mit Gesetzeskraft ausgestattet worden; 
ihre Erklärung zu Reichsgesetzen änderte Nichts an ihrem 
Inhalt, sondern ersetzte lediglich den Gesetzesbefehl der 
Einzelstaaten durch den Gesetzesbefehl des Reiches. Auch 
innerhalb des einzelnen Staates kann die Feststellimg 
dessen, was Gesetz werden soll, einem andern Organ 
obliegen als demjenigen, welchem die Sanction zukommt 
Dies ist insbesondere in der constitutionellen Monarchie 



I) a. a. O. S. 514 ff. 
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der Fall. Der Monarch als der alleinige Träger der un- 
getheilten und untheilbaren Staatsgewalt ist allein im 

Stcindf, ein Staatsgesetz 7ai erlassen, d. h. den staatlichen 
Refehl seiner Befolgung zu ertheilen. Den Inhalt des 
C Gesetzes al)er zu ht'stimmrn steht ihm nicht ausschlie,sslich 
zu; die Volksvertretung hat vielmehr mit der Regierung 
den Inhalt zu vereinbaren. 

Diese Ausführungen Labands haben bei einzelnen 
Schriftstellern entschiedene Zustimmung gefunden, so bei 
Zorn*), Seliguann'), Proebst*), Wach*), im Wesent- 
lichen auch bei A. S. Schultzb*). Andere verwerfen die 
Unterscheidung von Gesetzesinhalt und Gesetzesbefehl als 
zu formalistisch, so namentlich Gierke*), Binding'), H. 
ScHi LZE"*). I'.int' dritte (iruj)pe nimmt eine vermittelnde 
StelkinjT: ein, unter diesen sind RosiN *) und Jelt.inek^ ") 
zu nennen. Auch ich bin der Meinung, dass dem von 
Laband formulirten Unterschiede ein richtiger Gedanke 
zu Grunde liegt, kann aber den Anwendungen, welche 



1) Staatsrecht des deutschen Reichs Bd. I & III, 112. 

2) Der Bci^ri^ ! s f ; -st tze^ im materiellefi und fotmellen Sinne. 
Berlin und Leipzig 1H8O S. 131 ff. 

3) In den Annalen des deutschen Reiches 1882. S. 287. 

4) Handbuch des deutschen Civäprooessrechtes. Bd. L Leipzig 
1885 S. 25^) Anm. 3. 

5) Privatrecht und Process in ihrer Wechselbeziehung. Freiburg i. B. 
und 'riÜ)ingrT^ 18S3 S. 87. 

6) in Gkünhuts Zeitschrift für das Fnvat- und öffentliche Recht 
der Gegenwart Bd. VI S. 2^9» in Schhollbbs Jahrburcli Bd. VII 
S. ii74ff. 

7) In der kritischen Viertdjahrsschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft Neue Folge Bd. IL S. 549, Handbuch des Strafrecbts 

Bd. I. Leipzig 1885 S, 197. 

H) Lehrbuch des deutschen Staatsrechts Bd. I S. 527. 

9) Das Polizeiverordnungsrecht in Preusseii. Breslau 1882 S. 151 
Anm. 13. 

10) Gesets und Verordnung S. 31a ft 



9^ 
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der genannte Schriftsteller von seiner Unterscheidung 

macht, nicht durchweg zustimmen. Namentlich glaube ich 
nicht, duüs dieselbe für die Vertheilunu^ der ^t!st'tz<j:ebenden 
Befugnisse unter die staatlichen Ors^ane diejenige Bedeu- 
tung besit;rt, weieiie der Urhetjer derselben dafür in An- 
spruch nimmt Übrigens hat Laband selbst in der zwei- 
ten Auflage seines Staatsrechts die ursprüngliche Schrolf- 
heit des Gegensatzes zwischen Gesetzesinhalt und Gesetzes- 
befehl durch erläuternde ^merkungen wesentlich zu mil- 
dem gesucht 

Formulirte Rechtssätze können — hierin ist 
Laband zuzustimmen — auch anderswo als in Gesetzen 

vorkommen: in einem Gesetzentwurfe, in einem völker- 
rechtlichen Vertrage, in einer vvissensc haklu hen Abhand- 
lung. Der Inhalt dieser Rechtssätze kann genau derselbe 
sein wie der eines Gesetzes. Aber die lietreffenden Sätze 
ermangeln der Verbindlichkeit Diejenigen, welche 
in Gesetzentwürfen oder in \vis«;enschaftlichen Abhand- 
lungen sich finden, unbedingt jeder Verbindlichkeit ; die- 
jenigen, welche in völkerrechtlichen Verträgen vorkommen, 
wenigstens der Verbindlichkeit fdrdieUnterthanen der 
contrahirenden Staaten. Damit die angeführten Rechts- 
vorschriften verbindliche Kraft erhalten , muss ein Befehl 
des Staates, dieselben zu befolgen, hinzukommen. Erst 
durch diesen Befehl erlangt der Inhalt der formulirten 
RechLs.>atze die Eigenschaft von (i e s e t z e s i n h a 1 1. 

Ein Inbegriff formulirter R ech tssätze und 
ein Gesetz unterscheiden sich demnach in der That 
durch den G esetzesbefehl. Erstere sind Grundsätze 
ohne Befehl und daher unverbindlich, letztere dagegen 
durch den Befehl mit verbindlicher Kraft ausgestat- 
tet Da sich nun das Gesetz als die verbindliche Anord- 
nung einer Rechtsregel charakterisirt, so ist die Ertheilung 
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des Gesetzesbefehls gleichbedeutend mit dem Erlass des ' 

Gesetzes. Wenn der Inhalt des Gesetzes auch schon im > 

Gewohnheitsrecht, in einem völkerrechtlichen Vertrage, in | 

dem von einer Commission ausgearbeiteten Gesetzentwurfe, i 

in der Wissenschaft vorliegt, so wird derselbe doch erst j 

Gesetz durch die ErtheilLin<^r des Gc^ttzesbefehLs. Nur | 

darf man die Sache nicht so auffassen, als ob der Gesetzes- j 

bf'ft'hl äusserlich zu den formulirtL-n Rechtssätzen hinzu- i 

I 

träte. Im Gegentheil, jene Kechtssatzt^ bilden den Gegen- j 
stand des Gesetzesbefehls; durch den Gesetzesbefehl wird | 
eben der Inhalt des Gesetzes verbindlich angeordnet ' ). [ 
Die Laband sehen Ausführungen erscheinen daher in ! 
so weit durchaus zutreffend, als in dem Gesetzesbe- I 
fehl der charakteristische Unterschied zwischen unver* 
bindlichen formulirten Rechtssätzen und einem { 
Gesetze liegt, wahrend der Inhalt beider durchaus 
gleichartig sein kann. Laband will nun aber auch bei 
einem fertigen Gesetze Gesetzesinhalt und Gesetzesbefehl I 
in der Weise von einander trennen , dass beide als zwei | 
v(illi<^'" verschiedene Bestandtheile desselben erscheinen. i 
An einer Stelle seines Werkes bemerkt er-): >|edes (icsetz 
besteht demnach aus zwei verschiedenen, auch äusserlich 
vollkommen von einander getrennten Theilen, von denen 
der eine die Regeln selbst, der andere den Gesetzesbefehl, 
die Anordnung ihrer Befolgung enthält Die Anord< 
nung kann dem Gesetzesinhalt vorangehen oder nach- 
folgen. Die Praxis (im Reiche) hat sich im Anschluss 
an das in Preussen und allen andern deutschen Staa- 
ten beobachtete Verfahren für die Voranstellung der 



t) Dies laicht auch Labaxd zu. Er sagt a. a. O. S. 516 Anm, 1 : 
>Selbstv( rständlicb ergreift der Befehl »»itajus esto<« auch den Inhalt«. 
2) a. a- O. S. 53ik 
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Sanctionsformel entechieden, welche aus den Worten be- 
steht: »»Wir . . . verordiKu . . . was foloft.«« 

Diese Ausfü Ii runden verma<^ ich für zutretfend nicht zu 
j erachten. Ich bin nicht der Mcinunsj;^, dass in unsern Ge- 
, setzen eine so äusserliche Scbeidiin^j; von Gesetzesinhalt 
und Gesetzesbefehl besteht. Beide sind vielmehr untrenn- 
bar mit einander verbunden. Der Gesetzesbefehl ist keines- 
wegs bloss in der Einlettungsformel oder etwa in einem 
; analogen Schlusspassus, sondern auch in den Rechtssätzen 
I enthalten, welche den Inhalt des Gesetzes bilden. Gerade 
dadurch Y dass der Gesetzgeber diese Rechtssätze in den 
Text des Gesetzes aufnimmt, schreibt er dieselben in einer 
tür die l'nterthancn rechtsverbindlichen Weise vor. 
! Laban D ist zu seiner Meinuni^ auij:enscheinlirh da- 

I durch veranlasst worden, dass in den monarchisch-regierten 
; Einzelstaaten Deutschlands und ebenso im deutschen 
Reiche die Einleitungsformel der Gesetze in befehlender 
Form auftritt. Dies ist in Monarchieen überhaupt üblich. 
So tautet die Eingangsformel der englischen Gesetze : >Be 
it enacted by the Queen*s most Excellent Majesty, by and 
with the advice and consent of the Lords Spiritual and 
Temporal, and Commons, in this present Parliament assem- 
bled, and by the authority of the same as follows.« Auch 
in i iankreich sind zu Zeiten der Monarchie Kintj^angs- 
• formein mit befehlendem Charakter in Gebrauch gewesen, 
' die so^ar noch durch einen heteiilenden Schlusspasi?u«: 
i verstärkt wurden. Nach der Verfassung vom 3. September 
1791 lauteten die Eingangsworte der Gesetze : »L'assembl^e 
nationale ä döcr^t^, et nous voulons et ordonnons ce qui 
suit«, während der Restauration und der Julimonarchie: 
»Nous avons propos6, les chambres ont adoptö, nous avons 
ordonnö et ordonnons ce qui suit«. Unter dem zweiten 
Kaiserreich trat der Befehl in der Eingangsformel : »Avons 
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sanctionnö et sanctionnons, proma1g6 et promulgons ce qui \ 
suit«, weniger scharf hervor, doch konnte in den Worten 

»sanctionnons« immer noch ein Befehl erblickt werden. 
Ziemlich aimlich sind die in Bel^jien und Italien g^ebiaach- 
lichen Einganjijsworte. In Belgien lauten diest llu n : »T.es 
Chambres ont adoptr et nons sanctionnons er ((ui suit«, in 
Italien: »II Senate et la Camera dei üeputati hanno ap- 
provato; Noi abbiamo sanzionato e promulghiamo (jiianto 
spp^ue.« Auch in Republiken kommen befehlende Worte 
im Eingang oder am Schluss der Gesetze vor. In Bremen 
lautet die Eingangsformel: »Der Senat verordnet im Ein- 
veiständniss mit der Bürgerschaft«, in den vereinigten 
Staaten : »Be it enacted by the Senate and House of Repre- 
sentatives of the United States of America in Congress as- 
sembled.« In der jetzigen französischen Republik enthalten 
die Eingangsworte der Gesetze: >Le s^nat et la chambre 
des deputes ont adoptt-, le president de la rvj)ul)lique pro- 
mulgue la loi dont la tcm iir suit« allerdings keinen Ge- 
setzesbefehl; dagegen kann derselbe in dem Schlussj)assus : 
>la presente loi delib^:ree et adoptee par le S6nat et par 
la Chambre des d^put^, sera exeeutee comme loi de 
TKtat« gefunden werden. Nothwendig aber i^t ein befehlen- 
der Eingang oder Schluss der Gesetze überhaupt nicht. 
In der Schweiz beispielsweise heisst es in der Einleitung 
der Gesetze nur; »Die Bundesversammlung der schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft beschliesst«. Auch in den 
lübecker und hamburger Publicationsformeln kommen be- 
fehlende Worte nicht vor. »Der Senat im Euivemehmen 
mit der Bürgerschaft hat beschlossen und verkündet als 
Gesetz« ist die in Lübeck ; »Der Senat hat in Überein- 
stimmung mit der Bürgerst halt beschlossen und verkündet 
hierdurch als Gesetz, was folgt' die in Hamburg gebräuch- 
liche Einleitung der Gesetze. Diese Eingangsformein 
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enthalten keinen Befehl. Sollten darum die hamburger 
und lübecker Gesetze weniger verbindlich sein ab die 
bremer oder die der monarchisch-regierten Etnzelstaaten 

Deutschlands? 

Die wt'st ntlic'hstp Anwendung^ seiner Unterscheidung 
von Gesft/.esinhalt und Gesetzes) »-fehl aljer macht Laband, 
um danach (he Hetheihi^un^ der staathchen Organe an 
der Gesetzgebung zu bestimmen. Allerdings gesteht er 
zu, dass beide Elemente des Ge^setzesbegrilfes in der Weise 
mit einander verbunden sein können, dass ihre Unter- 
scheidung ohne staatsrechtliche Bedeutung ksL »Sowohl 
die souveräne Volksversammlung als der absolute Mo- 
narch beschliesst die Rechtsregel und befiehlt zugleich 
ihre Geltung^).« Diese Verbindung beider Elemente des 
Gesetzesbegriifes besteht aber — das muss seinen Aus- 
führungen zunächst ergänzend hinzugefügt werden — nicht ! 

I 

blos in solchen Staaten, in welchen die Gesetzgebungs- 
befugnisse in den Händen eines einzigen Organcs lie- 
gen, sondern zweifellos auch in soh hen, in welchen meh- j 
rere gleichberechtigte Organe in verfassungs- \ 
massigem Zusammenwirken die gesetzgebende Gewalt aus- • 
üben. Also nanientlicli in Republiken. Es kann kein ' 
Zweifel sein, dass sich die Gesetzgebungsbefugnisse i 
zwischen Senat und Büigerschaft in den freien Städten, ' 
I zwischen Senat und Repräsentantenhaus in den vereinig- 
ten Staaten, zwischen Ständeratii und Nationalrath in der 
Schweiz, zwischen Senat und Deputirtenkammer in Frank- 
reich nicht in der Weise theilen lassen, dass dem einen , 
dieser Factoren die Feststellung des Gesetzestnhalts, dem | 
andern der Erlass des Gesetzesbefehls zugeschrieben wird. ^ 
Beide sind vielmehr gleiehiniLssig an dem Gesetzesuiiiait 
und dem Gesetzesbefehl betheiligt. 

t) a. a. O. S. 514. 

I 

^ ^ 
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Wie steht es nun aber in der constitutionellen Mo- I 

narchie? Von dieser behauptet ja L ABAND speciell, dass 
in ihr die Feststellung des Gesetzesinh altes einem andern 
Organe obliege als der Erlass des Gesetzesbefehls. Der 
Monarch als der alleinige Träger der untlieilbaren und 
ungetheilten Staatsgewalt sei allein im Stande den Ge- 
setzesbefehl zu erlassen. Den Inhalt des Gesetzes zu be- 
stimmen stehe ihm aber nicht ausschliesslich zu, die Volks- 
Vertretung habe denselben mit der Regierung zu verein- 
baren. 

Diese Argumentation geht von der Voraussetzung aus, 
dass der Monarch der alleinige Träger der Staatsgewalt ist 

Sie passt also jedenfalls nur auf diejenigen Staaten, in 
welchen eine solche Auilassung besteht, also für die deut- ; 
sehen Staaten. Wir wollen uns daher lediglich an 
letztere halten und die übrigen Länder, in welchen Mo- 
narch und Volksvertretung als gleichberechtigte Factoren 
erscheinen, ausser Betracht lassen. In den monarchisch 
regierten Einzelstaaten Deutschlands erscheint, wie oben 
des Näheren auseinandergesetzt ist, der Monarch als Trflger 
der Staatsgewalt, demnach auch als Gesetzgeber. Da 
nun die Ertheilung des Gesetzesbefehls gleichbedeutend 
mit dem Erlass des Gesetzes ist, so tnffi für diese Staaten 
die Behauptung, dass der Monarch den Gesetzesbe- 
fehl erlässt, vollkomitu n zu. l-'s besteht dalier auch kein 
Bedenken, die Sanction der Gesetze durch den Monar- 
chen als die F.rtlieilnng des Gesetzesbefehls 7.u bezeii hnen. 
Nur muss immer wieder darauf aufmerksam gemacht wer- 
den, dass der Gesetzesbefehl nicht als vom Gesetzesinhalt J 
losgelöst gedacht werden darf, sondern dass durch den I 
Gesetzesbefefal eben der Gesetzesinhalt rechtsverbindlich 
angeordnet wird. 

I) a. O. S. 515- 

* — — 
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Dieser Inhalt muss vor der Sanction des Monarchen 
mit dem Landtage vereinbart werden. Erstreckt sich nun 
aber die Vereinbarung lediglich auf den Gesetzes- 
inhalt? Durchaus nicht Die Annahme eines Gesetzent- 
wurfes durch den Landtag hat nicht bloss die Bedeutung, 
dass derselbe den Inhalt dieses Gesetzentwurfes billigt, 
sondern auch die, dass er seine Zustimmunißf zum Erlass 
des Gesetzesljofelils giebt'). Letztere? sclieint mir so^ar 
in dem Beschlüsse des I.andtatfes das wesentliche und 
entscheidende Moment zu sein. Grundsätzlich hat der 
Landtag: seine Einwilligung zu der Ausübung des staat- 
lichen Hoheitsrechtes der Gesetzgebung durch 
den Monarchen — also, um mit Laband zu reden, zu dem 
Erlass des Gesetzesbefehls zugeben. Nur weil der 
Gesetzesbefehl nothwendiger Weise einen bestimmten In- 
halt zum Gegenstande hat und seine materielle Bedeutung 
erst durch diesen Inhalt gewinnt, muss der Landtag auch 
den Inhalt des Gesetzes annehmen'). Der Landtag ist 
demnach nicht bloss l^ei der Feststellun«^ des Gcsetzes- 
inhaltes, sondern auch bei der Krtlieüung des Gesetzes- 



I) Dies gesteht jetzt auch Laband a. a. O. S. St6 Anm. a zu. Zu 
demsL'll)C'n Resultat {gelangt Jf.li.infk, Gesetz und Verordnung S. 316. j 
Wenn aber letzterer behauptet, nur durch das Recht der Zustiminung 
2U dem Gesetzesbefeh] unterücheide sicli ein Parlament von einer G&> 
setzgebungscommission ; Gesetzesinhalt hAtten auch GesetzgebimgS' 
commLssionen im absoluten Staat festzustellen, so ist da.s nicht vOllig 
zutreffend. Denn die Aufgabe der Gesetzo^cbunüjscommissionen im ab- : 
soluten Staat geht nicht dahin, Gesetzesinhalt festzustellen, son- 
dern vorzuschlagen. Der absolute Monardi kann auch einen an- 
dern Inhalt anbefehlen als den von der Gesetzescommission foimtt- 
lirten, der constitutionelle M( ii n Ii nur den von der Volksvertretung 
ano^enommenen. Die Gesetzgeinini^scommissionen sind G c h ü 1 f e n des 
Monarchen, die Kammern ein denselben beschränkender Factor. 

3) Veigl. V. Sarwey, allgemeines Verwaltungsrecht, in Habquakd- 
SKNs Handbuch des öiTentlichen Rechtes S. 24, 3$; BRIE im Archiv 
Ülr Öffentliches Recht Bd. IV S. 19. 

i< 
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befehls betlieiligt. Allerdings geht der Gesetzgebungs- | 
befehl nicht von dem Landtage, sondern vom Monarchen 
aus. Aber die Zustimmung des Landtages zu dem Ge- 
setzesbefehl ist die Voraussetzung für den Erlass desselben j 
Seitens des Monarchen. 

Da die Mitwirkung des Landtags sich nicht nur auf 
den Gesetzesinhalt, sondern auch auf den Gesetzesbefehl i 
ei^treckt, so kann man demselben einen An t heil an 
der Ausübung der gesetzgebenden Gewalt zu- 
schreiben, wenn auch keinen mit dem Monarclien ijleich- ' 
werthigen Antheil. Dass die Reclite des Landtages 
sich mit auf den Gesetzesbefehl erstrecken, beliauptet auch ^ 
Fricker. Aber er will dem Landtage auf dem Gebiete ■ 
der Gesetzgebung nur ein Veto zugestehen'). Diese Auf- | 
fassung erscheint nicht als zutreffend. Denn der Landtag 
ist keineswegs auf die einfache Annahme oder Ablehnung » 
der ihm von der Regierung vorgelegten GesetzentwOrfe 
beschränkt Er hat das Recht, Abänderungen derselben 
zu beschliessen und dem Gesetzentwurf in der abgeändert , 
ten Form seine G^ehmigung zu ertheilen. Er besitzt 
nach fast allen Verfossungen die sogenannte Initiative, d.h. | 
die Befugniss, auch seinerseits Gesetzentwürfe vorzu- 
sciilai^en und dem Monarchen zur Sanctiün zu unterbreiten. ^ 
Die Thäti^^keit der Landtage auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung^ ist demnach keine bloss negative, sondern eine 
positive'). \ 
3. Von Laband wird endlich behauptet, dass die ' 
Sanction der Gesetze immer durch den Träger der 1 
Staatsgewalt erfolgen müsse Fricker bestreitet dies | 
und flihrt zum Beweise fttr seine abweichende Meinung 

1) a. ;i. O. S. 15. ; 

2) Vergl. auch L/VBANü a. a. O. S. 517, SSA- 

3) a. a. O. S. 515, 538. 
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an, dass in der modernen Repräsentativdemokratie das Volk, 
welches als Traj^cr der Staat-^gt v.a!t erscheine, regelmässig 
nicht Gesetztreber sei und dass in der Monarchie während 
einer Keiiieruntj^sverwesun*^ nicht der Monarch, der doch 
Träger der Staatsgewalt bleibe, sondern der Regent die 
Gesetze sanctionire 

Beide Behauptungen Fricker's sind zutreffend, wollen 
jedoch für unsere Frage nicht allzu viel bedeuten. Denn 
das erscheint ja von vornherein klar, dass die Sanction der 
Gesetze durch den Träger der Staatsgewalt nur dann er- 
folgen kann, wenn derselbe zugleich staatliches Organ 
bez. zur Ausübung staatlicher Hoheitsrechte 
befugt ist. Da das Volk in der modernen Repräsenta- 
tivdemokratie nicht den Charakter eines staatliehen Orleans 
besitzt, kann es auch die Gesetze nicht sanctioniren. Für 
die Feststellung des Wesens der Sanction fällt aber dieser 
Umstand schon deshalb nicht in das Gewicht, weil die 
Sanction, wie wir oben gesehen haben, ein specifischer 
Begriff des monarchischen Staatsrechts und dem republi- 
kanischen überhaupt fremd ist. Es bleibt also noch der 
Fall der Regierungsverwesimg in der Monarchie übrig. 
Eine solche tritt ein, wenn der Monarch zur Führung der 
Regienmg, also auch zur Sanction der Gesetze ausser 
Stande ist. Sie dient dazu, in einem solchen ausserordent- 
lichen Falle die Ausübung der Staatsgewalt zu erniTtg- 
lichen. In der Zuständigkeit der Hoheitsrechte wird durch 
die Einsetzung einer Regentschaft Nichts geändert. Auch 
die Sanction der Gesetze steht nach wie vor grundsätzlich 
dem Monarchen zu. Nur die Ausübung derselben erfolgt 
wie die aller anderen Regierungsrechte durch den Re- 
genten. 



I) a. a. O. & «I, 23. 
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Trotzdem ist Fkk kf.r 1 )emistiinmen, wenn derselbe 
liphanptet, dass die Sanction (U i ( Icsetze nicht notliw rndigf 
durch den Träger der Staatsgewalt zu ertblgen brauche. 
Die Sanction bezeichnet, wie oben nachgewiesen ist, die- 
jenige Thätigkeit, welche auf dem Gebiete der Gesetzge- 
bung durch den Monarchen ausgeübt wird*). Ob der 
Monarch nach der Verfassung des betreffenden Landes 
Träger der Staatsgewalt ist oder nicht, kommt dabei nicht 
in Betracht Der König von Belgien ist nach der Ver- 
fassung vom 25. Februar 183 1 nicht als Träger der Staats- 
gewalt zu betrachten, und ebenso wenig war es der König 
von I'rankreich nach der Verlassuii*; vom 3. September 
1791, denn beide Verfassungen gehen von dem (ii undsatz 
der Volkssouveränetät aus. Trotzdem findet sic li in den- 
selben der Ausdruck »Sanction« als Bezeichnung für die 
gesetzgeberische Thätiglieit der betreffenden Monarchen. 
FürDeutschland dagegen triift die Behauptung Labands 
vollkommen zu. Nach deutschem Staatsrecht erfolgt die 
Sanction der Gesetze in der That durch den Monarchen 
in seiner Eigenschaft als Träger der Staatsgewalt — oder 
ausnahmsweise im Fall der Regierungsverwesung durch 
den mit Ausübung der monarchischen Rechte betrauten 
Regenten. 

Die PVage, ob der Monarch Tra^t r d» r Staatsgewalt 
ist oder nicht, erscheint daher für die heststeliung des Be- 
griffes der Sanction nicht wesentlich. Wohl aber muss 
ein anderer Punkt als massgebend erachtet werden. Die 
Sanction wird immer nur solchen Staatsorganen zuge- 
schrieben, welche ein Recht materieller Zustimmung 
zu den Gesetzen besitzen. Fhicker*) meint, auch wenn 



1) Verj^l. oben S. 20 tt. 

2) u. a. O. S. 361 
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die Erlassung eines formulirten Gesetzes unfrei wäre, so 

hörte sie darum nicht auf, Ciesetzf^ebung zu sein. Die Ver- 
fassung einer constitutiunellen Monarchie könnte den Mo- 
narchen verpflichten, ein mit den Ständen verahrcdctcs 
Gesetz auch wirklich zu erlasi^en, also zunächst zu san- 
ctioniren. 

Ich zweifle, dass eine derartige unfreie Tliätigkeit des 
Monarchen als Sanction bezeichnet werden könnte. In 
der That lässt sich gar nicht absehen, welche rechtliche 
Bedeutung einer derartigen Sanction zukommen sollte. 
Der Erlass eines Gesetzes durch ein staatliches Organ, 
welches an der Feststellung desselben nicht betheiligt ist, 
kann doch nur den Zweck verfolgen, dasselbe für die 
Unterthanen des Staates verbindlich zu machen. Diesem 
Zwecke dient aber die Verkündi^^un^ des Gesetzes. Die 
j Auff^abe der Sanction des Gesetzes würde in einem solchen 
Falle also vollständig: mit der der Pul)bcation zusammen- 
fallen, imd es wäre nicht einzusehen, wozu das besondere, 
von der Publication verschiedene Rechtsinstitut der San- 
ction überhaupt bestände. Eine rechtliche Bedeutung hat 
die Sanction nur dann, wenn dieselbe nicht nothwendig 
ertfaeilt werden muss, sondern nach Ermessen des san- 
ctionirenden Organes auch verweigert werden kann. 

Und diesem Resultat entspricht in jeder Hinsicht der 
Sprachgebrauch. Das Wort Sanction kommt fast aus- 
schliesslich in den Verfassungsurkunden monarchisch re- 
j gierter Staaten vor, in denen dem Monarchen eine ent- 
j scheidende Stimme bei der Gesetzf^ebun^'^ zusteht. Diu 
I weniL''en Verfa.ssun<2:en , welche dem Monarchen ein bloss 
j suspensives Veto zuf^estelien , vermeiden es durchaus, in 
! denjenigen Fällen , in welchen ein (Gesetzentwurf £xeg-en 
den Willen des Monarchen Gesetz wird, von einer San- 
ction desselben zu sprechen. Sie legen nicht etwa dem | 

^ ^ 

37 



uiyiii^ed by Google 



Monarchen die VerpUichtung auf, nach dem wiederhohen 
Besch kisi der Volksvertretung die Sanction zu ertheilen, 
sondern sie bestimmen, dass der betreffende Kntwurf in 
einem solchen Falle ohne Sanction des Monarchen Gesetz 
wird. So setzt die französische Verfassung vom 3. Sep- 
tember 1791 fest, dass, wenn ein Gesetzentwurf von drei 
gesetzgebenden Versammlungen unverändert angenommen 
sei, es so angesehen werden solle, als ob der König seine 
Sanction ertheilt habe (>le roi sera cense avoir donn^ la 
sanction« Tit III Cap. 3 Section 3 Art. 2). Die norwej^i- 
sche Verfassunj^ sagt von einem Beschlüsse, der von drei 
ordentliclien Storthingen unter den dort festgestellten Mo- 
dalitiiten angenommen ist: »so wird derselbe Gesetz, auch 
wenn die Sanction des Königs nielit erfolgt, bevor der 
Storthing auseinandergeht« (§ 79). Die deutsche Reichs- 
verfassimg von 1849 bestimmte im § lOI: »Ist von dem 
Reichstage in drei sich unmittelbar folgenden ordentlichen 
Sitzungsperioden derselbe Beschluss unverändert gefasst 
worden, so wird derselbe, auch wenn die Zustimmung der 
Reichsregierung nicht erfolgt, mit dem Schluss des dritten 
Reichstages zum Cesetee.« 

Alle dit'st- Fassungen dr-uten darauf hin, dass die 
Sanction der Gesetze t-in freier Willcnsact des Monarchen 
sein soll. Und das vereinzelte Vorkommen des Ausdrucks 
im republikanischen Staatsrecht hat genau dieselbe Be- 
deutung. Wenn die napoleonische Verfassung vom 14. Ja- 
nuar 1852 Tit III § 10 von dem Präsidenten der Republik 
sagte: »II sanctionne et promulgue les lois et les sönatus- 
consultes«, so hatte das die Bedeutung, demselben — im 
Gegensatz zu sonstigen republikanischen Staatsoberhäup- 
tem — nicht bloss eine Verkündigungspflicht aufzuerlegen, 
sondern eine entscheidende Stimme bei der Gesetzgebung 
ciuzara.umen. 
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Die EntschUesstmgf des Monarchen hmsichtlich der 
Sanction der Gesetze ist sogar in dem Masse frei, dass 
derselbe auch einem von ihm ausgegangenen und von der 
Volksvertretung unverändert angenommenen Gesetzent- 
wurf die Sanction verweigern kann. Dieser Grundsatz gilt 
nicht nur nach deutschem Staatsrecht sondern auch nach 
dem Staatsrecht der meisten ausserdeutschen monarchisch 
regierten Staaten, so z. B. nach belgischem, niederländi- 
schem"), norwegischem*) Staatsrecht. Nur in Schweden 
wird ein vom König eingebrachter Gesetzentwurf, welchen 
der Reichstag unverändert angenommen hat, ohne eine 
darauf folgende Sanction Gesetz 

Von diesem Standpunkte aus bestimmt sich auch das 
Verhältniss von Sanction und Publication sehr ein- 
fach. Es ist H. Schulze,') Jbllinek') uud Frickbr ^) 
gewiss zuzustimmen, wenn dieselben behaupten, dass 
die Publication ein nothwendiger Bestandtheil des Gesetzes 
sei. Ohne l'ublication besteht kein verbindliches Gesetz. 
Aber das Verhältniss der Publication zu dem übrij^en 
r'resetz^ebungsvor<^anfj;e ist ein sehr verschiedenes, jenach- 
dem des publicirende Organ bei der Feststellung der Gesetze 
selbst betheiligt ist oder nicht. In Monarchieen, wo dem 
Monarchen nicht nur die Publication, sondern auch die 
Sanction der Gesetze zusteht, fällt die Ausübung beider 



1) Vergl. mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes & 464 und 
die daselbst Anm, 8 citirten Schriftsteller. 

2) TUONISSEN, la Constitution beige. Bruxelles 1876 S. 219. Gikon, 
le droit pabUc de la Bdgique. Bnizelles 1884 S. Iii. 

3) DB Habtog a. a. O. S. 43. 

4) Asf HHHouG a. a. O. S. 148. 

5) AscHEHüUG a. a. O. S. 68. 

6) Preussisches Staatsrecht Bd. II S. 333; Lehrbuch des deutacheii 
Staatsrechts Bd. I & safi^ 

7) Gesetz u. Verordnung & 3191 

8) a. a. O. S. t?. 
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Befugnisse in der Regel in einen einzigen ununteischeid' 
baren Act zusammen. Indem der Monarch das Gesetz 
unterzeichnet, sanctionirt er dasselbe und ordnet gleich« 
zeitig dessen Verkündigung an. Hier ist die Vornahme 
der Sanction ein Vorgang innerhalb des Regierungs- 
organismus, welcher erst durch die Verkündigun«; in die 
Aussenwelt tritt. Der Monarch befindet sich daher in der j 
La^c, auch eine bLieits ertheilte Sanction vor der Publi- ! 
cation wieder /uriu kzunehmen '). Anders Hegt die Sache | 
dagegen in solchen Staaten, in welchtn die Publication I 
durch ein Organ erfolgt, das hei der Gesetzgebung ' 
nicht betheiligt ist. Hier erscheint als das entscheidende I 
Moment der Beschluss der gesetzgebenden Factoren. I 
Sobald dieser vorliegt, steht der Wille des Staates fest, | 
dass die betrefiSenden Vorschriften Gesetz werden sollen. | 
Die Publication ist jetzt nur noch erforderlich , damit das | 
Gesetz für die Unterthanen verbindlich wird. Aber die 
Publication steht nicht im Belieben des mit derselben be- | 
trauten Organes. Letzteres ist zur Vornahme derselben i 
verpflichtet. Der Präsident der französischen Republik | 
heisjiit'lsweise muss das Ge.sctz vo kündlLitn, welches durch 
üljereinstinimende Beschlüsse von Senat und Deputirten- 
kammer angenommen ist 



I) Die Sanction darf nicht als ein innerer Willensvorgang oder 
blosser Entschluss di s Monarchen br/.cicliiu t we rden, wie von Jellinek 

a- a. O. S. 319 gescliu'lit ; sir ist ein staatsre chtlicher Akt, aber ein Akt, | 

der den Monarchen nicht endgültig bindet, sundern die Möglichkeit | 

eines WidemiÜs sulässt VergL Brie im Archiv fOr offenUiches Keclit I 

Bd. IV S. i9fL i 
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4. Der Triger der Reichsgewalt. 

Der Begriff »Träger der Staatsgewalt« ist. wie 
die früheren Auseinandersetzungen dargethan haben im 
deutschen Staatsrecht von einer massgebenden, nicht bloss 
theoretischen, sondern auch praktischen Bedeutung. Er- 
scheint es nun für die wissenschaftliche Behandlung des 
deutschen Reichsstaatsrechts erforderlich, auch einen be- 
sondern Träger der Reichsgewalt zu construtren? 
Unter den Schriftsteilem besteht hierüber kein Zweifel. 
Denn alle wissenschaftlichen Darstellungen des Reichs- 
verfassungsrechtes gehen bei den l'.iörtcrungcn über die 
Organisation des Reiches von dem Trager der Keichs- 
gewalt aus. Die Reichsverfassung seihst geV»raurht den 
Ausdruck allerdings nicht. Trotzdem ist das ihr zu Grunde 
liegende Princip nicht schwer erkennbar. Denn wenn in 
der Einleitung zu der norddeutschen Bundesverfassung 
die norddeutschen Fürsten und Senate als diejenigen auf« 
gezählt werden, welche den »ewigen Bund« schliessen; 
wenn femer in der Einleitung zur jetzigen Reichsverfassung 
als zu dem norddeutschen Bunde hinzutretend die Landes- 
herm der süddeutschen Staaten genannt werden, wenn 
endlich in Art 6 der Reichsverfassung gesagt wird» da55s 
der Bundesrath aus den Vertretern der »Mitglieder des 
Bundes« besteht, so kann es kaum zweifelhaft sein, dass 
die vorher erwähnten« als Mitglieder des Bundes be/ceicli- j 
neten, Personen die Träger der Reichsgewalt sein sollen. \ 

Träger der Reichsgewalt sind demnach die 
verbündeten Fürsten und Senate oder, wie es ge- 
wöhnlich ausgedrückt wird, die verbündeten Re< 
gierungen. Auf diesen Grundsatz ist bei Feststellung 

I) VevgL oben & i6 ff. 

^ ^ 
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der norddeutschen Bundesverfassnnf^ ein ganz besonderes 
Gewicht gelegt worden. Die Reichs Verfassung des Jahres 
1849 hatte dem Reiche in dem Kaiser eine monarchische 
Spitze g^eben. Wenn auch die monarchischen Präro- 
gative desselben dem Reichstage gegenüber nur schwach 
ausgebildet waren, da ihm auf dem Gebiete der Gesetz* 
gebung lediglich ein suspensives Veto zustand, so traten 
dieselben um so stärker gegenüber den einzelnen deutschen 
Regierungen hervor. Den letzteren war in der Organi- 
sation des Reiches keine Stelluni,^ \ on irt^end wek her Be- 
deutung eingeräumt. Ihre Befugnisse beschränkten sich 
darauf, die Hälfte der Mitglieder des Staatenhauses zu er- 
nennen. Es stand ihnen aber auch nur die Ernennung dieser 
Mitglieder, nicht die Instruction derselben zu. Letztere 
stimmten lediglich nach ihrer eigenen Ueberzeugung. 

Eine solche Verfassungsgestaltung musste bei den Re- 
gierungen in hohem Iilasse das Gefühl verminderter Sou- 
veränetät hervorrufen und konnte leicht einen Gegensatz 
zwischen ihnen und dem Reiche erzeugen. Dies sollte 
bei der Gründung des norddeutschen Bundes vor allen 
Dingen vermieden werden. Deshalb wurde bei Fest- I 
Stellung der Verfassung der Gedanke zu Grunde gelegt, 
dass die Gesammtheit der verbündeten Kegierun<^^eii i rager ; 
der Bundesgewalt sei. Jeder deutsche Monarch erhielt als ' 
Ersatz für das, was er an Hoheitsrechten im lunzelstaate 
opferte, einen entsprechenden Antheil an der Bundes- 
gewalt über das gesammte Bundesgebiet. Hierin liegt die 
Bedeutung des Bundesrathes, in welchem, wie der Vor- 
sitzende der Bundescommissarien sich damals ausdrückte, 
das Gefühl der unverletzten Souveränetät jeder deutschen 
R^ierung ihre Anerkennung findet^). 

i) Stenogr. Berichte des verfassungsberathenden Reichstage« des 
noiddeutschen Bundes S. 388. 
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Der Gedanke, dass die Bundesgewalt der Gesammt- 
heit der verbündeten Kegierun^^en zustehe, ist bei Ge- 
legenheit der Berathungen der norddeutschen Bundes- 
verfassung von dem Grafen von Bismarck zu wieder- 
holten Malen und mit grosser Entschiedenheit ausge- 
sprochen worden^). Die bezüglichen Aeusserungen des- 
selben können nicht mit den Privatmeinungen eines Par> 
iamentsredners auf gleiche Linie gestellt werden. Sie ^d 
autoritative Erklärungen, welche er als Vorsitzender der 
Bundescommissarien äber die Tendenz des Regierungs- 
entwurfes abgegeben hat. Aus diesem Grunde muss ihnen 
für die Beurtheilunjj: der Verfassung ein entscheidendes 
Gewicht beigelegt werden. Auch in späterer Zeit hat 
Fürst VON BiSMAKCK sich wiederholt in demselben Sinne 
ausgesprochen. »Die Souveränetät ruht niclu beim Kaiser, 
sie ruht bei der Gesammtheit der verbündeten Regierungen«, 
sagte er in der Reichstagssitzung vom 19. April 1871 
Und in der Sitzung vom 9. Juli 1879 bemerkte er : »Diese 
(die verbündeten Regierungen) sind das Reich und das 
Reich besteht aus den gesammten verbündeten Regierungen.« 
Auch der Staatssecretär des Reichsjustizamtes Dr. von 
ScHELLiNG hat in der Reichstagssitzung vom IG. April 1886 
Namens des Bundesrathes erklärt: »Träger der Souve- 
ränetätsrechte im Reiche sind die verbündeten Regie- 
rungen *). 

Die Ansicht, dass Träger der Reichsgewalt die ver- 
bündeten ReLn'cnmgen sind, ist aber auch in der Literatur 
die herrschende. Ich habe dieselbe bereits kurz nach 

1) Veif^L die Zusammenstellung in meinem Lehrbudi des deut- 
schen Staatsre chts S. 347 Anm. 6. 

2) Stenogr. Her. Bd. I S. 299- 

3) Stenogr. Ber. Bd. III S. 2197. 

4) Stenogr. Ber. Bd. III S. 2028. 



45 



Gründunef des norddent^rlien Bunde;« in meinen Grund- 
zügen des norddeutschen Bundesrechtes*) entwickelt und 
später in meinem Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes *) 
daran festgehalten. Dieselbe wird ausserdem getheilt von 
V. Martitz«), Gibrke*)» V. RoEKNE*), V. Sarwey *), 
ROkelin^X Meiere), Brie*), v. Kirchenheim Aller- 
dings bestehen auch abweichende Ansichten. Aber ffir 
den in dieser Schrift zu behandelnden Gegenstand fallen 
die Meinungsverschiedenheiten über die Träger der Reichs- 
gewalt nicht allzu schwer in das Gewicht. Laband be- 
zt ichiu't als Träg:er der Reichsj^ewalt nicht die deutschen 
R i e ru ngen, sondern die deutsdit^n S taa ten* Die 
Frage, ob diese oder jene Formulirung gewähh werden 
soll) ist zwar an sich keineswegs bedeutungslos"); aber 
für die Bestimmung des Antheils der Reichsorgane an 
der Gesetzgebung erscheint sie irrelevant. Denn darüber 
besteht unter den Vertretern beider Ansichtoi keine Mei- 
nungsverschiedenheit, dass als Repräsentant der Träger 
der Reich3gewalt der Bundesrath angesehen werden 



I) Leipag l86B S. 6a 

3) 2. Aufl. S. 316. 

3) Betrachtungen über die Veriiastutig des norddeutschen Bundes 

s. 45. 

4) In SCHHOLLBBS Jahrbuch Bd. VII S. 114$. 

5) Staatsrecht der preussischen Monarchie Bd. II S. 516k 

6) Staatsrecht des Könit^reiches Württeniberg Bd II S. 77. 

7' Tn der Zeitschrift für die gesamrote Staatswissenschait Bd. XL 
S. 644 u. 645 Anm. i. 

8) Einleitung: in das deutsdie Staatsrecht 2. Aufl. Fieibiurg L B. 

und Tübiriirfn S. 280, 34a 

9) 'rhforie (kr Staatenverbindunc;?!! vS. 126. 
10) Lehrbuch des deutschen Staatsrechts S. 280. 

II) Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 87 ff. 

la) Wie Bbib, Theorie der Staatenverbhudungen S. ia6 AnnDu6mei]it 
Von Wichtigkeit ist sie namentlich für die Fr - wem die Instruktion 
der Bevollmächtigten zum Bundesrathe zusteht. VergL mein Lehr- 
buch des deutiidien Staatsrechts S. 555. 
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muss. Und selbst diejenigen Schrifbteller, welche wie 
Haenbl ^) und H. Schulze *) den Kaiser ab einen neben 

der Gesammtheit der verbündeten Rc^iening^en bez. dem 

Bundesrath stehenden selbständigen Factor dvr Reichs- 
gewalt betriu Ilten, sind darüber einverstanden, dass als 
Inhaber der Ci c s e t z r h u n gs ge wal t nic ht dt^r Kaiser, 
sondern die Cesammtheit der verbündeten Re- 
gierungen zu betrachten ist 



ü. Der Aiithell de;» Bundesrathes und des Keichstages 
an der Belchsgesetzgebiing. 

I. Artikel 5 der Reichsverfassung, welcher die Aus- 
übung der Gesetzgebungsgewalt im Reiche regelt, schliesst 
steh ziemlich eng an die Vorschriften des Artikel 62 der 
pfeussischen Verfassung an. Rr bestimmt, dass die Reichs- 
gesetzgebung durch Bundesrath und Reichstag ausgeübt 
wird und dass die Übereinstimmimg der Mehrheitsbeschlüsse 
beider Versammlungen zu einem Reichsgesetz erforderlich 
und ausreichend ist. 

Nach diesem Wortlaut scheint es, als f)l) die- Stellung 
beider Organe auf dem Gebiete der Reichs^esetzgebung 
I eine dnn^haus gleichartige wäre. An und für sich 
j würde dies auch vollkommen möglich sein. Das Wesen 
der Gesetzgebung erfordert nicht, dass dieselbe durch 
einen einheitlichen Act vollzogen wird. Insbesondere 
ist es nicht nothwendig, dass ein einziges Oigan doi 
Gesetzesbefehl erlässt Wie in den modernen Republiken 
der Gesetzeswille durch das Zusammenwirken mehrerer 

1) In den Annalen des deutschen Reiches 1877 S. 91 , in der 
Reichstagssitzunj; vom lO. April t8K6 ($trnoi::r. Rcr. Bd. III S. 2028). 

2) Lclirbuch des deutschen Staatsrechts Bd. II S. 30 ff. 

^ ^ 
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gleichberechtigter Körperschaften hergestellt wird, so 
könnte dies auch im deutschen Reiche der Fall sein. 

Aber eine solche Autfassung: würde den (^rund- 
principien der Reichsvcrfassuni; nii^ht entsiMci hen. Das 
deutsche Reich ist ein Bundesstaat, welclier mit ver- 
schwindenden Ausnahmen aus IVlonarchieen besteht. Die 
Einrichtungen dieser monarchisch regierten Einzeistaaten 
sind auf die Reichsverfassung von unverkennbarem £in- 
fluss gewesen. Nach deutschem Landesstaatsrecht steht 
dem Monarchen als Träger der Staatsgewalt die Sanction 
der Gesetze zu. Im Reiche ist die Gesammtheit der 
verbündeten Regierungen Träger der Reichsgewalt 
Sie nimmt innerhalb des Reiches diejenige Stellung ein, 
welche in den nionarcliisch regierten Einzelstaaten Deutsch- 
lands der Monarc h besitzt. Als Vertreter der verbündeten 
RegierunL;en erscheint der Bundesrath. Ihm stehen 
daher alle diejenigen Bt'lugnissif zu, welche nicht einem 
andern Organe des Reiches übertragen sind. Er unter- 
liegt in Ausübung seiner Functionen nur denjenigen Be- 
schränkungen, welche die Reichsverfassung ausdrücklich 
festgesetzt hat. 

Die verbündeten Regierungen sind demnach 
auch Inhaber der Gesetzgebungsbefugnisse. 
Die Ausübung derselben findet durch den Bundes rath 
statt. Durch ihn erfolgt die Sanction der Gesetze. 
Allerdinii^s ist zum Erlass eines Gesetzes die Zustimmung 
des Reichstaires erforderlich. Aher der Reichstag ist 
kein dem Bundesrath völlig gleichstehendes Organ, sondern 
ein beschränkender Factor, an dessen Mitwirkung die ver- 
bündeten Regierungen bei Ausübung ihrer Gesetzgebungs- 
belugnisse gebunden sind. Seine Stellung entspricht der 
der Landtage in den Einzelstaaten. Der Art. 5 der Reichs* 
Verfassung bringt allerdings die Verschiedenheit der Rechts- 
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Stellung von Bundesrath und Reichstag ebenso wenig zum 
Ausdruck wie sein Vorbild, Art 62 der preussischen Ver- 
fassung, die Verschiedenheit der Stellung des Königs und 
der beiden kauunem. Wie aber in Preussen das Sanctions- 
recht des Kfmifrs niclit bezweifelt wird, trotzdem Art. 62 
der Verfassung ca nielit erwälint, so kann auch die Nicht- 
erwähnung der bundesräthlichen Sanction in Art. 5 der 
Reichsverfassung kein Grund sein dieselbe zu leugnen, 
wenn sie in den allgemeinen staatsrechtlichen Grundlagen 
des Reiches ihre B^;ründung findet. 

Gegen diese Anschauungen erhebt Gibrke den Ein« 
wand'), die Sanction sei ein spezifisches Institut des mo- 
narchischen Staatsrechts und die Reichsverfassung biete 
keinen Anhalt, dasselbe in das Reichsstaatsrecht einzuführen. 
Dieser Einwand entbehrt der Begründung. Denn gerade 
die Institutionen des monarchischen Staatsrechts sind auf 
die Gestaltung des Reiches von entscheidendem Einfluss 
gewesen. Es liegt keinerlei Bedenken vor, den Bundes- 
rath, welcher die den verl)nntleten Regierungen zustehen- 
den Befugnisse nach deren Instructionen auszuüben hat, 
mit Reciiten auszustatten, die in monarchisch regierten 
Staaten dem Monarchen zustehen. Derselbe kann nicht 
analog einer republikanischen ersten Kammer behandelt 
und dem Reichstage völlig gleichgea^lt werden. 

Das Resultat, welches sich hinsichtlich der Sanction 
der Reichsgesetze aus einer Betrachtung der allgemeinen 
staatsrechtlichen Grundlagen der Reichsverfassung ergiebt, 
wird bestätigt durch eine Vorschrift in Art. 7 Absatz i Nr. i 
der Reichsverfassung. Nach dieser beschtiesst der Bundes- 
rath über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen 
und die von demselben gefassten Beschlüsse. Demnach 

I) In GrOnhuts Zeiti>chrift für das Privat- und Oifentltche Recht 
der Gegenwart Bd. VI S. 229, 2J0. 

i k 
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unterliegen alle Beschlüsse des Reichstages, auch die- 
jeni^en, welche die unveränderte Annahme eines vom 1 

Bundesrathe dem Reichstaj^e vor^elei>:ten Gesetzentwurfes 1 
zum OeiG^enstandc haben, der Besch lu^sfassunj^ des Bundes- j 
ratbes. Der Kaiser ist nicht in der Latje, unmittelbar auf ^ 
Cirund t'int's Kcichsta^slu-schlusses ein ( "icsctz aiiszufertij^en I 
und zu verkündigen, dassHhp muss ihm stets durch den ' 
Bundesrath vorgelegt werden. Diesem Beschluss des Bun- i 
desrathes über die vom Reichstage angenommenen Gesetz- ] 
entwürfe kann nicht wohl eine andere Bedeutung beigelegt [ 
werden, als die, dass er die Sanction der Gesetze enthält. | 

Die Richtigkeit der hier vertretenen Auflassung, welche | 
auch von Laband ') und Haenel *) getheilt wird, ist von | 
zweifacher Seite bestritten worden. 

Zunächst erhebt Fr Icker gegen dieselbe den Ein- 
wand,-') dass in der Verfassung des norddeutschen Bündels | 
sich die allgemeine Vorschrift des Art. 7 nicht tindf, sondern ! 
nur eine in Art. 37 enthaltene Sj>< ciallu stimniunu ähnlicher j 
Art in Bezug auf die Gesetzgebung über Zölle und Ver- I 
brauchssteuern. Ks sei unwahrscheinlich, meint er, dass ' 
das Sanctionsrecht des Bundesrathes nur in Bezug auf 
die Zollgesetzgebimg ausgesprodien wäre und nach dem 
Wortlaut der damaligen Bestimmung^) könne man auch 
nicht annehmen, dass dieselbe sich überhaupt auf die 
Sanction der Gesetze bezogen habe. Dem gegenüber ist 
zu bemerken, dass das Sanctionsrecht der verbündeten 

1) Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 542. 

2) Organisatorisdie Entwicklung der deutschen Reicbsverfassung 

S. 52. 

3) a. a. O. S. 25 ü. 

4) Sie lautete: »Der Bimdesradi beschliesst aber die dem Reichs- 
tage vonsulegenden und von demselben angenommenen, unter die Be- 
stimmung des Art. t,' tollenden ^esetziichen Anordnungen einschliess- 
lich der Handelü- und ISchitifahrtsverträgc.« 

* 
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Regierungen, weiches durch den Bundesratli ausgeübt 
wird, keineswegs auf der betreffenden Vorschritt des Art. ^ 
der Reichsverfassung beruht, sondern sich schon aus der 
allgemeinen Rechtsstellung derselben ergiebt. Die Be- 
stimmung des Art 7 kommt also nur als ein unterstützen- 
des Moment in Betracht Dass dieselbe in der Verfassung 
des nonldeutschen Bundes gefehlt hat« beweist Nichts 
gegen ihre Tragweite. Die Vorschriften des Artikel 7 Ober 
die Befugnisse des Biindcsrathes enthalten keine Neue- 
rungen. Sie haben nur das gesetzlich festgestellt, was sich 
im norddeutschen Bunde praktisch herausgebildet hatte. 
Der Unterschied zwischen den Verfassungen des noid- 
deutchen Bundes und des jetzigen Reiches ist lediglich 
der, dass das auch schon nach ersterer bestehende San- 
ctionsrecht des Bundesrathes in letzterer eine bestimmtere 
und unzweideutigere Anerkennimg gefunden hat 

Auch GiERKB bestreitet die Richtigkeit des dem Art. 7 
der Reichsverfassung entlehnten Argumentes, indem er be- 
hauptet, durch Art. 5; werde die Bestimmung des Art. 7 
über die iiesehlussfassung des Bundesrathes eingeschränkt ' ), 
Mit andern Worten : wenn ein vom Bundesrathe ausge- 
gangener Ciesetzentwurf durch den Reichstag unverändert 
angenommen sei, so bedürfe es keiner weiteren Beschluss- 
fossung Seitens des Bundesrathes. Diese Ansicht wird 
aber weder durch den Wortlaut des Art. 5, noch durch 
den des Art. 7, noch durch das Verhältniss beider Artikel 
zu einander unterstützt. Da die betreffende Vorschrift des 
Art 7 ein späterer Zusatz ist, so wird eher anzunehmen 
sein, dass sie den Art 5 einschränkt, als umgekehrt 
Übrigens wird sich später noch Gelegenheit finden, nach- 
zuweisen, dass hier von einer gegenseitigt^ii EiuM luänkung 



1) a. a. O. S. 23a 
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gar nicht die Rede ist, beide Bestimmungen sich vielmehr 
in vollkommenem Einklang befinden. 

2. Die wiederholte Beschlussfassung des Bundesrathes 
über Gesetzentwürfe» welche vom Reichstage unverändert | 
angenommen sind, hat natürlich nur dann einen Sinn« 
wenn der Bundesratfa die Befugniss besitzt, auch solche ' 
Gesetzentwürfe abzulehnen. Diese Befugniss entspricht 
aber auch durchaus den allgemeinen Grundsätzen, welche | 
wir früher über die Stellunj^ desjenij^en Staatsorijans ent- 
wickelt haben, dem die Sanction der ( leset zt^ zusteht'). I 
In der Literatur ist über das Kcrlit des {bundesrathes, die I 
I vom i^eiclistaii; un\ erandt rt angenommenen Gesetzentwürle , 
' zu verwerfen, kaum eine Meinungsverschiedenheit vor- l 
i banden ='). Nur Cierke, welcher dem Bundesrath über- 
I haupt das Recht der Sanction abspricht, bestreitet das- ^ 
selbe'). 

Thatsächlich wird natürlich ein vom Reichstag unver- 
ändert angenommener Gesetzentwurf vom Bundesrath nicht 
leicht abgelehnt werden. Nur ganz besondere Verhältnisse, j 
! etwa inzwischen eingetretene politische Veränderungen oder | 
Zusammenhang des angenommenen Gesetzentwurfs mit 
andern Gesetzentwürfen, deren Annahme nicht in Aussicht j 
steht, werden den fiuaJL.srath veranlassen können, einen j 
von ihm selbst dem Iveichstage vorL;el eisten (Gesetzentwurf 
nachträglich abzulehnen. In der Keichstagssei>siun von | 
1882/83 war dem Reichstage eine Novelle zum Militär- 
pensionsgesetz und t iuf Novelle zum Reichsbeamtengesetz 
vorgelegt worden. Beide Gesetzentwürle hatten eine Er- 

i 

» 

i; Vergl. oben S. 39. 

2) Mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechts S. 472. Laband, 
, Staatsrecht des ilt utsrli.n Keiclu s Bd. 1 S. 542. v. Roenne, Verfassungs- 
j recht (k's .l< ut>. Jicii Kciclu s Hd. II AInh. 1 S. 49. H. SCHUI^^EEf Ldir* 

buch des deutschen S;iatsrechts Bd. ü S. Il8. ( 
' 3) a. a. O. S. 230. 

I 
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höhung der bestehenden PensioDSSätze und zwar nach 
einem gleichartigen Massstabe zum Gegenstande. Die 
Novelle zum Reichsbeamtengesetz war im Reichstage in 
zweiter Beratfaung unverändert angenommen und hätte 
zweifellos auch in dritter Berathung die Itfajorität gefunden. 
Dagegen bestand keine Aussicht, Aber die Erhöhung der 
Miiitärpensionen mit dem Reichstage zu einer Verstän- 
digung zu gelangen. Die verbündeten Regierungen 
wünschten aber eine Verschiedenheit der Pensionssätze 
zwischen Beamten und Militärpersonen zu vermeiden. In 
diesem Falle hätte also der Bundesrath in die Lage kommen 
können, den vom Reichstage unverändert angenommenen 
Gesetzentwurf über die Abänderung des Reichsbeamten- 
gesetzes seinerseits nachträglich zu verwerfen. Dies wollte 
man vermeiden und beschloss deshalb, denselben vor der 
dritten Berathung im Reichstage zurückzuziehen. In der 
Erklärung, welche der Staatssecretär des Reichsschatz- 
amtes BuRCHARD in der Reichstagssitzung vom ii . juni 
1883 über diese Zurückziehung abgab'), heisst es aber 
folgendermassen : »Unter diesen Umständen würde eine 
Annahme des gleichfalls vorliegenden Entwurfes, betreffend 
die Abänderunfj^ des Reichsheamtenge^:etzes und die da- 
rauf folgende Sanction dieses Entwurfes eine 
verschiedenartige Behandlung der Reichscivübeamten und 
der Officiere der Armee bezüglich der Pensionssätze her- 
beiführen.« Die Nothwendigkeit einer besondem Sanction 
des Gesetzes auch nach unveränderter Annahme durch 
den Reichstag wird also ausdrücklich hervorgehoben. Da- 
durch soll augenscheinlich die Auifossung ausgeschlossen 
werden, dass nach Ansicht der verbündeten Regierungen 
bereits bei unveränderter Annahme des vom Bundesrath 

I) Stenogr. Ber. Bd. IV S. 2996. 



ausgegangenen Gesetzentwurfs Seitens des Reichstages 
die für ein K'eichsgesetz erlorderlichen Vorbedingungen 
I erfüllt gewesen wären. 

' 3. Der Umstand, dass auch die vom Reichstag unver- 

ändert angenommenen Gesetzesvorlagen des Bundesrathes 
I noch einer weiteren Beschlussfassung des letzteren be- 
I dürfen, hat Laband zu der Behauptung Veranlassung ge- 
I geben, dass die übereinstimmenden Mehrheitsbeschlüsse 
I der beiden Versammlungen 2u einem Reichsgeaetze zwar 
I erforderlich, aber nicht ausreichend seien'). Das 
i ist immerhin ein bedenkliches Resultat, denn es steht mit 
einem ausdrücklichen Ausspruch der Verfassung in Wider- 
spruch. Fast könnte man geneigt sein, darauf folgende 
Kritik anzuwenden. Die Ansicht entspricht zwar nicht 
den Bestimmungen der Keichsverfassung, »Aber dies thut 
Nichts. All- lier entwickelten T h e o r i e — von Gesetzes- 
i inhalt und tie>etzeslK'fehl - er- u l t sich, dass es trotzdem 
1 nicht anders sein kimne und anders sein dürfe. Auf Wort- 
l laut und Absicht der Verfassung kann Nichts an- 
' kommen; nicht die Theorie ist unrichtig, sondern die Ver- 
I fassungsbestimmungen sind verfehlt ; staatsrechtliche Unter- 
I suchungen brauchen sich ja nicht so eng wie civilrecht- 
I liehe an die Gesetze zu binden«*). 

j Aber betrachten wir die Argumente etwas näher, welche 

Laband für die Ansicht anführt, dass die in Art 5 ge- 
forderte Übereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider 

! Versammlungen zu einem Reichsgesetze nicht aus- 
reichend sei. Kr beruft sich auf die Natur der Sat he, die 

! Vorschriften de» Artikel 2 und 17 der Keichsverfassung 

' und den oben erwähnten Grundsatz, dass auch die vom 

j i) Saatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 519. 

2) La HAND gc^en Brockhaus im Ardtiv für offentlidies Recht 



BO. Iii S. 524. 
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Reichstag unverändert ani^enommenen Oesetzentwürfe 
einer nochmaligen Beschlussfassung des Bundesrathes be- 
dürfen. 

Unter der Natur der Sache versteht Laband wohl 
die von ihm geforderte Einheitlichkeit der Gesetzgebung. 
In dieser Beziehung wird es genOgen, auf unsere früheren 
Erörterungen zurückzuverweisen*). Durch dieselben ist 
dargethan, dass die Gesetzgebung keineswegs durch einen 
einheitlichen Act oder durch die Thätigkeit eines einzigen 
staatlichen Or-an> zum Ausdruck gelangen muss, sondern 
sehr wohl auch auf einem Zusammenwirken mehrerer \'er- 
sammlungen ht^ruheu kann. Begriffliche und dem Weesen 
der (Gesetzgebung entnommene Bedenken stehen also den 
Festsetzungen der Reichsverfassnng nicht entgegen. 

Die Artikel 2 und 17 der Reichsverfassung beziehen 
sich auf die Ausfertigung und Verkündigung der Reichs- 
gesetze. Nun muss allerdings zugegeben werden, dass 
zum Abschluss des Gesetzgebungsprocesses auch die Pu- 
blication gehört. Erst durch die Publication erlangt das 
Gesetz verbindliche Kraft gegenüber den Unterthanen. 
Aber die Bedeutung der Publication für das Zustande- 
kommen des Gesetzes ist doch eine sehr verseiiiedene, je- 
nachdem des publicirende Organ an der Feststellung der 
Gesetze einen Antheil hat oder nicht Im ersteren Falle 
tritt die Zustimmung des betreffenden Organs , z. B. des 
Monarchen, erst durch und mit Publication des Gesetzes 
in die öfientlichkeit. Sanction und Publication fallen un- 
unterscheidbar in einen Act zusammen. Anders wo das 
mit der Publication betraute Organ ein materielles Zu- 
stimmungsrecht zu den Gesetzen nicht besitzt Hier wird 
mit dem Beschluss der gesetzgebenden Organe das Zu- 



i) Vergl. oben S. ig(L 
« 
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standekommen des Gesetzes entschieden, die Publication 

ist eine nothwendige Folge dieses Beschlusses. So liegt 
es, wie unten noch näher nachgewiesen werden wird, im , 
deutschen Reiche. Die Beschlussfassun^ von Bundesrath 
und keichstati;- entscheidet materiell über das Zustande- 
kommen der Keichsgesetze. Insofern kann die Reichs- 
verfassung mit vollem Rechte behaupten, dass die Über- | 
einstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider Versamm- 
lungen zu einem Reichsgesetze erforderlich und aus- 
reichend sei. 

Am schwerwiegendsten bleibt daher immer noch der { 
Grund, dass die vom Bundesrathe ausgegangenen Gesetz- 
entwürfe, welche vom Reichstage unverändert angenommen | 
sind, einer nochmaligen Beschlussfassung des Bundesrathes 
unterworfen werden müssen. Denn hier sollte man meinen, 
seien doch mit der Beschlussfassung des Reichstages die 
erforderlichen Mehi lieiislicsi hlu--e beider Versammlungen 
hergestellt, l'nd wenn nun enie nochmalige Beschluss- 
fassung des Bundesraths nothwendig sei, so beweise das, 
dass übereinstimmende Mehrheitsbeschlüsse zum Zustande- 
kommen eines Gesetzes nicht ausreichten. 

Und doch gelangt man meines Erachtens bei einer 
näheren Betrachtung zu einem andern Ergebniss. Es 
kommt nur darauf an, den Inhalt des ersten Bundesraths- 
beschlusses über einen Gesetzentwurf genau festzustellen. 
Bekanntlich wird auch in den Einzelstaaten vor der Ein- j 
bringung eines Gesetzentwurfes in den Landtag die Zu- 
stimmung des Monarchen zu demselben eingeholt Aber '< 
diese Zustimmung hat nicht die Bedeutung einer Willens- 
äusserung des Monarchen über die Ausül)ung seiner gesetz- 
geberischen Befugni.sse. Sie enthält Nichts weiter als die | 
Ermächtigung oder den Auftrag an das Ministerium, die 
fragliche Vorlage im Landtage einzubringen. Speziell in 
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Preussen, dessen Einrichtungen für die Gestaltung der 
VerhAltnisse im Reiche von massgebendem Einfluss ge- 
wesen sind, wird so verfohren, dass der König den Ministem 
durch eine contrasignirte Ordre die Ermächtigung oder 
den Auftrag ertheüt, den Gesetzentwurf »dem Landtage 
zur verfossungsmässi^^en Beschlussnahme vorzulegen«.. Es 
hat noch Niemand daran ^^^t zweifelt, dass durch die unver- 
änderte Annahuu* t im s dctarti^en Gesetzentwurfes Seitens 
j des Landtages die nach Art. 62 der preussischen Ver- 
' fassurifi: /AI einem de^tUt erforderliche Übereinstimmung 
des Königs und der beiden Kammern nicht hergestellt 
wird. 

Auch im Reiche werden die Gesetzentwürfe durch 
den Reichskanzler im Namen des Kaisers, wie sie vom 
Bundesrathe beschlösse sind, »dem Reichstage zur ver- 
fassungsmässigen Beschlussnahme« vorgelegt. Nun nimmt 
I der Bundesrath als Vertreter der verbündeten Regierungen 
j in Bezug auf die Theilnahme an der Gesetzgebung im 
I Reiche eine den Monarchen der Einzelstaaten wesentlich 
I gleichartige Stellung ein. Es ist daher anzunehmen, dass, 

wenn der Bundesratli beschliesst, dem Reichstage einen , 
Gesetzentwurf >zur verfa^ssungsniässigen Beschlussnahme' 

> 

vorzulegen, dieser Beschhis.^ dieselbe Bedeutung hat wie 
die EntSchliessung des Monarchen über die Einbringung der ' 
Gesetzentwürfe bei dem Landtage. Er enthält gar nicht die 
Abstimmung des Bundesraths über den Gesetzentwurf 
; selbst, sondern nur darüber, ob zu demselben die Zu- 
stimmung des Reichstages eingeholt werden soll, also über 
die geschäftliche Behandlung desselben. Er hat nur die 
' Bedeutung einer vorbereitenden Handlung für das Gesetz- 
!* gebungswerk. Wird nun ein solcher Gesetzentwurf vom 
1 Reichstag unverändert angenommen, so liegen noch nicht 
I die verfassungsmässig erforderlichen Mehrheitsbeschlüsse 

I 

i ■ ^ 
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beider Versammlungen vor, sondern nur: i) der Beschluss 
des BundesratheS) den (Gesetzentwurf dem Reichstage zur 
verfassungsmässigen Beschlussnabme vorzulegen, 2) der i 
Beschluss des Reichstages über den Gesetzentwurf. Erst | 
durch die weitere Beschlussfassung des Bundesrathes, | 
welche den Gesetzentwurf selbst zum Gegenstande . 
hat, wird die Übereinstimmung beider Versammlungen \ 
hergestellt, j 

Die entscheidende Abstimmung über den Gesetzent- j 
wart nimmt der Bundcsiath also immer erst nach erfolgter 
Beschlusstassunu: d(»s Reichsta<^es vor. Demnach erscheint 
auch die Behauptung Labands*), dass die Zustimmung des 
Bundesrathes zu dem Inhalt des Gesetzentwurfes und die 
Sanction desselben zwar regelmässig in einen Act zu- i 
sammenfielen, ausnahmsweise, wenn der Reichstag einra ^ 
Gesetzentwurf unverändert angenommen habe, aber auch 1 
auseinander fallen könnten, nicht zutreffend. Nach den 
obigen Auseinandersetzungen fallen Zustimmung zu dem ] 
Gesetzesinhalt und Sanction des Gesetzes nicht nur in \ 
der Regel, sondern stets in einen Act zusammen, ) 
genau wie dies beim Monarchen der Fall ist. I 

L ABAND sucht seine Auffassun<4 über die Bedeutung 1 
der Vorschriften des Art. 5 der Keklisverfassung dadurch 
zu rpcbttf rtigen, das^ er behauptet, diesellien bezögen sich j 
nur auf die Feststellung des Gesetzes i n h a 1 1 e s ; hierzu | 
sei die Übereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse der | 
beiden Versammlungen erforderlich und ausreichend. 
Durch diese Ubereinstimmung werde aber nur ein Gesetz- 
entwurf hergestellt. Um ihn zum Gesetze zu erheben, 
müsse der Gesetzes bef eh 1 oder die Sanction des 
Bundesraths hinzukommen*). Ich habe schon an einer | 

1) a. a. O. S. 542. j 

2) a. a. O. S. 5i9> 520. j 

I 
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K X 

früheren Stelle auseinanderjjesetzt dass eine derarti^^e 

mechanische Vertheilun^ der ( leset/.i^ebungshcfu^nisse 
unter die staatlichen Organe nicht l)esteht. Die Zustim- 
mung des Reichstages zu (Un (lesetzentwürten bezieht 
sich keineswegs bloss auf den Inhalt derselben, sondern 
hat auch die Ertheilung des Gesetzes befehls zum Gegen- 
stande. 

4. Aus seiner Unterscheidung von Gesetzesinhalt und 
Gesetzesbefehl zieht Laband die Consequenz *), dass die 
Eingangsformel der Gesetze, da sie sich nur auf die 
Sanction und Ausfertigung derselben beziehe, der Ge- 
nehmigung des Reichstages nicht bedürfe. Er giebt aber 
selbst zu, dass in der Praxis die Zustimmung des Reichs- 
tages auch auf die Kingangs\vf)rte ausgedehnt wird. Und 
dieses \' erfahren ist ein wohl berechtigtes. Wenn die 
Eingangsworte nur eine regelmässig wiederkehrende Fonnel 
wären, dann möchte man Laband beistimmen. Dies ist 
aber keineswegs der Fall. Dieselben können auch Be- 
stimmungen von erheblicher materieller Tragweite ent- 
halten, beispielsweise den örtlichen Geltungsbereich oder 
die Zeitdauer des Gesetzes feststellen. Der Eingang des 
Gesetzes wegen Erhebung der Brausteuer vom 30. Mai 
1872 lautet: »Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutscher 
Kaiser, König von Preussen u. s. w. verordnen im Namen 
des deutsches Reiclies, für das innerhalb der Zolllinie 
liegende Gebiet des deutschen Reiches, jedoch mit Aus- 
schluss der Königreiche Bayern und Württemberg, des 
Grossherzogthums Baden, Elsass-Kothringens, des gross- 
herzoglich sächsischen Vordergerichtes Ostheim und des 
herzoglich sachsen-cobuig-gothaischen Amtes Königsberg, 
was folg^« Es kann nicht zweifelhaft sein, dass eine Ein- 

1) VergL oben S 33 Ii. 

2) tu tu O» S. 544- 
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gangsformel dieser Art der Zustimmung des Reichstages 
bedarf. 

Der Reichstag hat denn auch an den Eingangsformeln 
der Gesetze gelegentlich Abänderungen vorgenommen. So 
beispielsweise bei dem Gesetzentwurf, betreffend die Landes- 

gesetzo^ebung von Elsass- Lothringen , aus welchem das 
Gesetz vom 2. Mai 1877 hervorgegangen ist. Der Eingang 
dieses Gesetzentwurfes lautete: »Wir Wilhelm u. s. w. ver- j 
ordnen, im Namen des deutschen Reiches, nacli erfolgter Zu- 
stimmung des Biindesrathes und des Reichstages, für Klsass- 
Lothringen, was folgt.« Bei der zweiten Berathung des 
Gesetzes wurde der Antrag gestellt, die Worte »für Elsass- 
Lothringen« zu streichen. Der Abgeordnete Freih. Schenk 
VON Staupfenberg begründete den Antrag damit, derselbe 
bezwecke ganz zweifellos auszudrOcken, dass das Gesetz 
nicht als Landesgesetz, sondern als Reichsgesetz erscheine 
und sich den Gesetzen vom 9wjuni 1871 und 35. Juni 1873 
anschliesse, welche ebenfalls die Worte für Elsass-Lothringen 
nicht hätten. Nach einer zustimmenden Erklärung des | 
Regierungsvertreters wurde der Antrag angenommen ' ). • 

5. Hundesrath und Reichstaii; sind nach den obigen 
Ausführungen auf dem (Gebiete der Gesetzgebung keine , 
viillig u^leichstelienden l-'actoren ; die Sanction dt;r(Icsetze 
erlbigt durch den Bundesrath. Aber die Thätigkeit des , 
Reichstages ist keine bloss negative, sondern eine 
positive. Der Reichstag ist nicht, wie Fricker meint'), ' 
auf ein V et o beschränkt. Er hat nicht nur die Möglichkeit, j 
Gesetzentwürfe abzulehnen, sondern auch die Befugniss, 
solche zu beantragen und die ihm vorgelegten in abge- 
änderter Form anzunehmen | 

1) Stenogr. Ber. Bd. I $. a8l. ' 

2) a. a. O. S. 31. r 

3) Vergl. Laband a. a. O. S. 534 Anm. I. 

... .. .... . _ . . . ^ 
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I. Dem Kaiser steht nach Art. 17 der Reichsverfas;^ung 
die A usf e r t i <j; u n und Verkündigung der Reichs- 
g( >t't '(■ 711. Die herrscliendt- Lehre nimmt an, dass diesem 
Ausfertigungs- und Verkündigungs r e c h t eine Ausfer- 
tigungs- und Verkündigungspflicht entspricht, und dass 
die Sa actio n der Reichsgesetze nicht durch den Kaiser, 
sondern, wie im vorigen Abschnitt auseinandergesetzt ist, 
durch den Bundesrath eifolgt. Im Gegensatz dazu 
behauptet Fsickbr^), dass die Sanction der Gesetze dem 
Kaiser zustehe und erklärt die Frage, ob der Kaiser die 
von Bundesrath und Reichstag beschlossenen Gesetze ver- 
künden mtlsse, für zweifelhaft. Hätte der Kaiser das Recht 
die Verkündung dieser Gesetze abzulehnen, so besässe er 
auf dem Gebiete der Gesetzgebung ein Veto. Positiv aus- 
tjedrürkt konnte man auch sagen: Zum Zustandekommen 
eines Keiclisgesetzes ist die Zustimmung des Kaisers 
erforderlich. 

Es ist Fricker') zuzugeben, dass die angeführten 
Worte des Art. 17 für sich allein und ohne Zusammenhang 
mit den abrigen Voischriften der Reichsverfassung, für 
die Feststellung des kaiserlichen Antheils an der Gesetz- 
gebungsgewalt des Reiches nicht ausreidi^ Sie könnten 
ebensowohl von einem selbständigen Factor der Gesetz- 
gebung, der ein materielles Zustimmungsrecht zu den Ge- 
setzen besitzt und daher frei darüber zu entscheiden hat, 
ob er ein angenommenes Gesetz publiciren will oder nicht, 
als von einem Organe gebraucht werden, welches Gesetze 



1) a. a. O. S. 3, 28, 30^ 37. 

2) a. a. O. S. 3. 

i 
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j publiciren muss, nachdem sie von den zur Feststellung 

j derselben befugten Körperschaften angenommen sind. Auch 
darin ist dem genannten Schriftsteller*) beizustimmen, 
] dass die Ausfertigung der Gesetze nicht nothwendig die 

Sanction derselben voraussetzt, sondern dass die Sanction i 
auch in der Ausfertigung enthalten sein konnte. i 

Um die Rechte des Kaisers auf dem Gebiete der 
Reichsgesetzgebung festzustellen, müssen daher andere Be- 
stimmungen der Reichsverfassung herangezogen werden. 
Welches sind diese Bestimmungen? 

In erster. Linie unzweifelhaft Art. 5. Der schon häufig 
erwähnte Absatz I desselben lautet folgendermassen : 

»Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den ^ 
Bundesrath und den Reichstag. Die Übereinstimmung f 
der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist zu 
einem Reichsgesetze erforderlich und ausreichend.« 
Bei einer unbefangenen Betrachtung scheint über die 
Tragweite dieser Bestimmungen kein Zweifel bestehen zu 
können. Wenn die Obereinstimmung der Mehrheitsbe- ^ 
I schlösse von Bundesrath und Reichstag zu einem Reichs- 
gesetz ausreichend ist>so sollte man annehmen, ergiebt 
sich daraus« dass die Zustimmung eines weiteren Factors, 
also auch die des Kaisers, nicht erfordert wird. Trotzdem 
ist die Beweiskraft dieser Worte von Fricker bestritten j 
worden. 

Derselbe beiutt sich zunaclist darauf, dass die ange- ] 
führte Bestimmung des Artikel 5 sich nur auf die Fest- ' 
Stellung des Gesetzes inha Ites beziehe, über die San- 
' ction dagegen gar nichts besage, also auch ein kaiser- ; 
liches Sanctionsrecht nicht ausschliesse *). Bei der Auf- 
Stellung dieser Behauptung hat er sich durchaus derFor- 

I) a. a. O. S. 35. 
3) a. «. O. S» 35. 

* * 
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mulirung Labands anjj^eschlossen. Sein Ar^^umcnt kann 
daher auch nur "[^ef^friüher denjenigen durchschlagen, 
welche hinsichtlich der Bedeutung des Art. 5 ganz der 
LABAND'schen Meinung beiflichten. Dasselbe ist ohne 
alles Gewicht gegenttber denjenigen, welche die Ansicht, 
dass Art 5 sich nur aut die Feststdlung des Gesetzesin- 
haltes beziehe, als eine zutreffende überhaupt nicht aner- 
kennen *). 

Fricker sucht aber die Beweiskraft der Vorschriften 

des ersten Absatzes des Artikel 5 auch noch durch eine 
Reihe specieller AusfüiiruntJ:;en zu entkräften. Zunächst 
bemerkt er, die Bestimmungen der Art. 5 und 17 der 
Reichsverfassuntr schlössen sich eng an die der Art. 62 
und 45 der ])reussischen Verfassungsurkunde an. Art. 62 
bestimme, dass die gesetzgebende Gewalt gemeinsam 
durch den König und zwei Kammern ausgeübt werde und 
dass die Übereinstimmung des Königs und beider Kammern 
zu jedem Gesetz erforderlich sei Art 45 setze fest, dass 
der König die Verkündigung der Gesetze zu befehlen 
habe. Eine Verkündigungspflicht spreche Art 45 nicht 
aus, und die Staatsrechtswissenschaft sei in Bezug auf 
Preussen darüber nicht im Zweifel, dass eine solche Pflicht 
nicht bestehe. Wie Art. 62 der preussischen Verfessungs- 
Urkunde durch Art. 45, sd werde Art. 5 Abs, i der Reichs- 
verfassung durch Art. 17 ergänzt, und Art. 5 gebe eben 
so wenig ein Recht dazu, den Art. 17 im Sinne einer 
kaiserlichen Pliicht auszuleihen, als Art. 62 dv.r preussischen 
Verfassung dies hinsichtlich des Artikel 45 thue*). 

Es ist vollkommen richtig, dass die genannten Artikel 
der preussischen VerfiEtösungsurkunde bei Abfassung der 
Reichsveifassung als Vorbilder gedient haben. Aber das 

1) V'ergl. oben S. 57, 

2) a. a. O. S* 4* 
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i 

Verhältniss, in welchem Art. 5 und 17 der Reichsverfas.«:iinp: 
zu einander stehen, ist von dem der Art 62 und 45 der ^ 
preussischen Verüassun«: so völlig verschieden, dass man I 
annehmen muss, die Reichs Verfassung wolle gerade das 
Gegentheil von den in Preussen massgebenden Grund- 
sätzen feststellen. Nach der preussischen Verfassung ist | 
zu jedem Gesetze die Übereinstimmung des Königs ' 
and beider Kammern erforderlich, und die Verkön- 
digung der Gesetze erfolgt durch den König. Im Reiche 
wird für ein Reichsgesetz nur die Obereinstimmung von 
ISundesrath und Reichstag erfordert und die Ver- 
kündigung der (i(\s(;ty.(^ steht dem Kaist-r zu. Nach der | 
preussischen Verlassung ist die Zustimmung desjenigen 
Organs, dem die Publication obliegt, zu jedem Gesetze , 
erforderlich ; der König darf die Publication eines Gesetzes 
unterlassen, weil er demselben seine Zustimmung versagen 
kann. Die Reichsverfassung dagegen erwähnt den Kaiser 
nur als das mit der Publication betraute Organ, dagegen 
nicht als einen Factor, dessen Zustimmung zu einem Reichs- 
gesetze erforderlich ist Daraus, dass dem Könige von 
Preussen eine Verktlndigungspflicht nicht obliegt, folgt 
also Nichts für den Kaiser, und aus dem Verhältniss der 
Art 62 und 45 der preussischen Verfassung können Argu> 
raente für die Beziehungen zwischen Art. 5 und 17 der 
Keichsverfassung nicht entnommen werden'). 

Im Anschluss an die eben behandelten Oarlei^nngen 
setzt Frr KER weiter auseinander, dass die \'erbind- 
1 i c h k e i t der Gesetze erst mit der Verkündigung be- 
ginne und dass eine Verkündigungspflicht nur in 
Bezug auf ein bereits verbindliches Gesetz be- 
stehen könne*). Nun ist zweifellos richtig, dass ein Gesetz j 

1; Vergl. auch LabanD a* a. O. S. 540 Anm. i. | 
2) a. a. O. S. 4ff. J 
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erst mit der Verkündigung verbindlich wird, d. h. recht- 
liche Wirkungen für die von demselben betroffenen Per- 
sonen äussert Aber daraus folgt keineswegs, dass nicht 
eine Verpflichtung zur Verkündung eines Gesetzes be- 
stehen könne. Wenn die Verkündigung des Gesetzes 
einem Organe übertrage ist, welches ein materielles Zu- 
stimmungsrecht zu dem Gesetze nicht besitzt, so hat die 
Annahme des Gesetzentwurfes durch die gesetzgebenden 
Factoren die nothwendijLje Foljü^e, dass nun die Publication 
erfolßfen muss. Die Verpflichtung dazu beruht nicht auf 
dem noch nicht verbindlichen Gesetz, sondern 
auf der V i- r f a s s u n g des Staates'). Die Argumen- 
tationen Fkickeks schiessen weit über das Ziel hinaus. 
Nach ihnen würde eine Verkündigungspflicht überhaupt 
nicht bestehen k(innen. Und es giebt doch zahlr(-iche, 
namentlich republikanische Verfassungen, nach welchen 
eine solche zweifellos vorhanden ist 

Femer meint Fricker, man dürfe sich doch fragen, 
ob das in Art 5 gebrauchte Wort »ausreichend« über- 
haupt einen Gegensatz zum Kaiser bezeichnen solle*). 
Der Ausdrude stamme schon aus den preussischen Grund* 
Zügen vom 10. Juni 1866, wo in Artikel II bestimmt sei, 
dass zur (Gültigkeit tlei Hundesgesezte die Übereinstim- 
mung der Mehrheitsbest hliisse des Bundestages mit der 
Mehrheit der Volksvertretung ertbrderiich und ausreichend 
sei. Von einem Präsidium sei in den Grundzügen iilx r- 
haupt nicht die Rede , es könne dieses daher auch nicht 
von der Bundesgesetzgebung ausgeschlossen werden. 
Vermuthlich habe man bei der Festsetzung des Artikel II 
lediglich die alte Bundestagseinrichtung im Auge gehabt 
und sagen wollen, dass die Bestimmungen der Bundesacte 

l) Vergl. auch Labanü a. a. O. 8. 539 Anni. l. 
3) a. a. O. S. 6^ 7. 
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über die Beschlussfassunjg; im BundesUij^e nicht auf ilic | 
neue Hinrichtung übci tiai,a-n werden bulUrn. Der Ver- | 
fas.ser sclirint demnach anzunehmen, dass die betreJfende I 
Vorschrift der Grundzüg;e namt ntlii.h die nach der Ver- 
fassung des ehemaligen deutschen Bundes, für gewisse | 
Angelegenliciten geforderte Einstimmigkeit ausschliessen 
wollte. In dieser Meinung begegnet er sich mit Hüenel | 
Es mag zugegeben werden, dass die angenommene Tendenz 
bei Abfassung des Artikels II der Grundzüge wirklich be- 
standen hat, obwohl sich ein stricter Beweis dafillr schwer 
erbringen lässt, da Motive zu den Grundzflgen nicht ver> i 
öffentlicht sind. Wenn nun aber die Bestimmtmg des ' 
Art. II der Grundzüge später in die Verfassung des nord- 
deutschen Bundes bez. des dcutst hen Reiches aufgenommen | 
ist, so rnu-^N sie doch in ihrem Zusaininenhange mit den 
übrigen \ < )rsehriften dies-er Verfassung und kann ! 
nicht nach ihrer Stellung in den Grundzügen aufgefasst 
werden. Und liegt denn der Gedanke so ganz fern, da-ss 
die Worte' »ausreichend« auch schon in den Grundzügen | 
eine Beziehung zur Präsidialmacht haben sollten? Aller- 
dings ist in denselben von einem Präsidium nicht aus- 
drücklich die Rede. Aber es bestand doch kein Zweifel 
darüber, dass der Bund, dessen Verfassung in den Grund- 
zügen skizzirt war, unter preussischer Führung 
stehen sollte. Die Bestimmung, dass zu einem Bundesge- 
.setz die Übereinstimmung' der Mehrheitebeschlüsse des 
Bundestages und der \ ulks\ ertretung erforderlich und 
ausreichend sein solle, konnte daher sehr wohl die i 
Bedeutung haben, ausser dem Kr foi tlerniss der Kinstimmig- | 
Weit für gewisse Angelegenheiten auch ein Veto der Prä- 
sidialmacht auszuschliessen. 

i) Organisatorische Entwicklung der Reichsverfassung S. 51, $2. 

- - - - « 
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Ein weiteres Argument entnimmt Fricker *) den Vor- 
schriften des ZoUvereinigungsvertrags vom 8. Juli 1867 
über die Gesetzgebung des Zollvereins. Im Artikel 7 des- 
selben, so fuhrt er aus, sei im Anschluss an Art. 5 der 
norddeutschen Bundesverfassung bestimmt worden, dass 
die Vereinsgesetzgebung durch den Bundesrath des Zoll- 
vereins als gemeinschaftliches Organ der Regierungen und 
durch das Zollparlament als gemeinschaftliche Vertretung 
der Bevölkerung ausgeübt wwde, und dass die Überein- 
stimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlun^^t 11 
zu einem Vereinsgesetz erforderlich und ausrc ichcnd sei. 
Hier habe man sicherlich nicht an die Nothwcndi^keit, 
ein Vt'to des Präsidiums auszuschliessen und ins])esondere 
nicht an eine Verkündigungspflicht desselben gedacht, 
denn eine solche habe es nicht gegeben. Die Verkün- 
digung der Vereinsgesetze sei in den Gebieten der Ver- 
tragsschliessenden Teile in den daselbst geltenden Formen 
erfolgt Diese Beweisführung erscheint eben^U als nicht 
zutreffend. Die Krone Preussen fungirte nicht nur als 
Präsidium des norddeutschen Bundes, sondern auch als 
Präsidium des Zollvereins. Die Bestimmung des Zollver- 
einigungsvertrags über die Gesetzgebung des Zollvereins 
konnte daher ebenso gut die Bedeutung haben, ein Veto 
der Präsidialmacbt in Bezuji: auf V erc i n s jj; es c tzc aus- 
zuschliessen. wie es die H< -tiinmung der norddeutschen 
Biinde«verfassun<j^ in Hczui^ auf B 11 n d es g es e t z t- liatte. 
Flbenso wenig kann ein Zweifel darüber bestehen, dass den 
angeführten Bestimmungen des Art 7 eine Verkün- 
digungspflicht entsprach. Allerdings keine Ver» 
kündigungspflicht des Zollvereinspräsidiums. Denn dieses 
war mit der Verkündigung der Vereinsgesetze nicht be- 

t) a. a. O. S. 7. 
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traut. W ühl aber eine Pt1i( lit des Präsidiums des nord- 
deutschen Bundes, dicst lben im nurddeutscht^u Btmde, und 
eine Pflicht der süddt iitschen Regierungen, sie in ihren 
Staatsg^ebieten zu verkündigen. 

Die Einwendungen, welche gegen die Beweiskraft des 
Abs. I des Art 5 der Reichsverfassung geltend gemacht 
worden sind, erweisen sich also als binföllig. Aber auch 
Abs. 2 des Art 5 lässt sich gegen die Annahme eines 
kaiserlichen Vetos in das Feld führen. Do^elbe bestimmt, 
dass bei Gesetzesvorschlagen aber Militärwesen, Kriegs- 
marine, Zölle und Verbrauchssteuern im Falle von Mei- 
nungsverschiedenheiten im Bundesrathe die Stimme des 
Präsidiums den Ausschlag giebt, wenn sie sich für Auf- 
rechterhaltuiii^ der bestehenden Einrichtungen ausspricht. 
Für dieses der Prü.sidiahnacht in Bezug auf einzelne An- 
gelegenheiten eingeräumte Widerspruchsrecht wäre kaum 
ein Bedürfniss vorhanden gewesen, wenn die Verkündigung 
aller Reichsgesetze im Belieben des Kaisers stände, dieser 
also ein allgemeines Veto auf dem Gebiete der Reichsge- 
setzgebung besässe. Selbst Fricker kann nicht umhin, 
der Bestimmung in Absatz 2 des Artikel 5 ein »nicht un- 
beträchtliches Gewicht für die herrschende Ansicht beizu- 
legen«. Nur eine entscheidende und durchschlagende Be- 
deutung will er derselben nicht zuerkennen. Das Wider- 
spruchsrecht Preussens im Bundesrath und das Veto des 
Kaisers, meint er, könnten sehr wohl neben einander be- 
stehen. Denn juristisch st-ien sie zwei e^an/ ver- 
schiedene Din.S["e. Aber aiuli politisch unterschieden 
sie sich von einaiulcr. Wenn der Kaiser die Verkundii^uns^ 
der Gesetze zu \ erweigern befugt sei , so stehe er dabei 
doch einem bereits gefassten Beschlüsse des Bundesrathes, 

i) a. a. O. S. 9, 10. 
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der vom Reichstage s^utofeheissen sei, gejifenüber; seine 
politisclie Laije sei also t-ine wesentlich andere, als wvnn 
er das Zustandekommen des Bundesrathsbeschlusi»es selbst 
verhindern könne. 

Dass das Widerspriichsrecht PreusseilS im Bundesrath 
und ein Veto des Kaisers zwei Rechte von juristisch 
verschiedenem Gehalt sind, ist zweifellos. Aber bei der 
eminent praktischen Tendenz der Reichsverfassung lässt 
sich nicht annehmen, dass dieselbe, lediglich einer juristi- 
schen Subtilität zu Liebe, zwei derartige Befu<;nisse ge- 
häuft habe. Auch eine politische Verschiedenheit beider 
Rechte kann zugegeben werden. Trotzdem sind sie in ihrer 
Wirkung glrichwerthig. Beide haben den Hrfol"- das 
Zustandekommen eines Gesetzes, mit dem der Kaiser und 
König von Preussen nicht einverstanden ist, zu verhindern. 
Man kann unmöglich annehmen, dass zur Erreichung dieses 
Zieles ein doppeltes Veto eingeräumt ist: ein Veto des 
Kaisers bei allen Reichsgesetzen und ausserdem noch ein 
besonderes Veto des Königs von Preussen für Gesetze auf 
dem Gebiete des Militärwesens, der Kriegsmarine, der 
Zölle und der Verbrauchssteuern. Es wird vielmehr aus der 
Bestimmung geschlossen werden müssen, dass nur in Be- 
/Ai<^ aui die letzteren (jt^genstände ein Veto bestehen soll. 
Und dieses Veto ist gewiss nicht ohne Absicht als ein 
\ t'to der Priisidialmacht im Bundesrathe con- 
struirt. Die üitlercnz soll im Kreise der Regierungen 
erledigt werden. Was kann der Zweck dieser Gestaltung 
sein ? Gewiss kein anderer als der, auch für diese Gebiete 
den Bundesrath als das gesetzgebende Organ erscheinen 
zu lassen und dem Kaiser nicht die Stellung eines selb- 
ständigen Factors der Reiehsgesetzgebung neben 
Bundesrath und Reichstag einzuräumen. 

Abgesehen von den Bestimmungen des Art. 5 der 
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Reichsverfilssung kommt aber auch noch die Bestittifnung" 
des Artikel 7 Absatz 1 Nr. i in Betrat ! it. durch welche dem 
Hundtsrath die Befu^ni.ss lu-i^^rlegt wird, ülxT alle vom 
Reichstage gefassten Beschlüsse zu heschlie.ssen. Wie 
oben auseinandergesetzt ist, lie^t hierin eine Anerkennung 
seines Sanctionsrechtes * ). 

Während Fricker die Beweiskraft der angezogenen 
Artikel der Reichsverfassung für unsere Frage vollständig 
bestreitet, legt er dagegen ein grosses Gewicht auf die 
Eingangsformel der Reichsgesetze. Die Reichsgesetze, sagt 
er»), träten in der Form von kaiserlichen Verordnungen 
auf, der Erlass des Gesetzesbefehls gehe vom Kaiser aus, 
und wenn die Sanction identisch mit dem Erlass des Ge- 
.srt;^p.shefehls sei, .«o müsse sie dem Kaiser zuerkannt werden. 
Die lMni;angsformel der Reichsj:^(,'setz(.* spricht allerdings 
scheinbar für diese Ansicht. Sie lautet: Wir — , von 
Gottes Gnaden, deutscher Kaiser, König von Preussen 
u. s. w. verordnoi im Namen des deutschen Reiches nach 
erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und des Reichs- 
tages, was folgte Aber diese Eingangsformel beruht nicht 
etwa auf einer verfassungsmässigen Festsetzung, sondern 
auf einer Praxis, welche sich im Anschluss an die in Preus- 
sen bestehenden Einrichtungen entwickelt hat Die Fas- 
sung hat daher kein autoritatives Gewicht und kann gegen- 
über ausdrücklichen N'orschriften der Reichsverfa.ssung j 
nicht in Betracht kommen. Im Gegentheil , vom Stand- | 
punkte der l^eicbsverfassunL:, unterliegt die in Gebrauch ' 
behnd liehe Eingangstormel erheblichen Bedenken Sie j 
bringt den Antheü der Reichsorgane nicht zum correcten , 



I) Verp]. S. .,7tT. 
2^ a. a- O. S. 2b ff. 

3) Vcrgl. LvVBAJsD a. a. O. S. 543 ff- i ^^orn, Staatsrecht des dcut- 
chen Kelches Bd. 1 S. 113 ff. 
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Ausdruck. Sie lautet so, als ob der Kaiser Monarch, Bun- 
desratfa und Reichstag zwei Kammern wären, während die 
Bedeutung dieser Factoren auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung in Wahrheit doch eine wesentlich andere ist 

Oberhaupt muss man sich hüten den Eingangsformeln 
der Gesetze für die Bestimmung des den Organen der 
Gesetzgebung zukommenden Antheils ein allzugrosses 
Gewicht beizulegen, in I-übeck und Hamburg beispiels- 
weise "Verkündet* der Senat die von ihm in Übe reinst im- 
mun": mit der Bürgerschaft s^efassten Bescli Risse, in Bremen 
»verordnet« der Senat im Einverständnis mit der Bürger- 
schaft. Soll man deshalb annehmen, dass die Stellung des 
bremer Senates auf dem Gebiete der Gesetzgebung eine 
andere ist als die des lübecker und hamburger? dass ihm 
die Sanction der Gesetze zusteht, während das bei jenen 
andern beiden nicht der Fall ist? 

Frickbr flihrt endlich aus dass man dem Kaiser die 
Sanction der Gesetze auch dann zusprechen könne, wenn 
er zum Erlass derselben verpflichtet wäre. Denn eine 
Gebundenheit des Willens sei mit dem Begriff der San- 
tion sehr wohl vereinbar. Nach unsern früheren Aus- 
einandersetzungen verhält es sich gerade umgekehrt 
Die Sanction wird stets als ein freier Wille nsact 
angesehen und daher nur solchen staatlichen Organen 
zugesprochen, welche ein materielles Zustimmungsrecht 
zu den Gesetzen besitzen, über Annahme und Ablehnung 
derselben nach freiem Ermessen zu entscheiden haben* 
Wenn daher der kaiserliche Wille in Bezug auf die Ge- 
setzgebung gebunden ist, so kann dem Kaiser auch 
die Sanction der Gesetze nicht zustehen. 

Der Begriff jSanction« wird, wie wir femer ausge- 

1) a- a. O. S. 35, 36. 

2) Vergl. S. 36 ff. 
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führt haben gebraucht, um die Thätigkeit des Mo- 1 
n a rc h e n auf dem Gebiete der Gesetzgebung zu bezeichnen. 
Dass der Kaiser im Reiche die staatsrechtliche Stellung 
eines Monarchen nicht einnimmt, wird allgemein anerkannt. 
Man ist daher zu der Annahme berechtigt, dass er auch 
das Sanctionsrecht der Gesetze nicht besitzt. 

2. Aus diesen Darlegungen ergiebt sich, dass der 
Kaiser ein selbständiger Factor der Keichsgesetzgebung ^ 
nicht ist, dass Bundcsrath und Reichstag allein die ge- , 
setz<^ebenden Organe des Reiches n präsentiren. Wenn i 
aber diesen Körperschaften allein die Feststeilung der ■ 
Reichsgesetze zusteht, so folgt daraus, dass der Kaiser die | 
Pflicht hat die von ihnen festgestellten Reichsgesetze 
auszufertigen und zu verkündigen *). Es ist für die Ent- i 
Scheidung der Frage auch kein wesentliches Gewicht dar- 
auf zu legen, ob der Kaiser bei Publication der Gesetze 
als Haupt der Verbündeten oder als Reichsorgan i 
fungirt='). Mir ist es nicht zweifelhaft, dass der Kaiser I 
überall da, wo er in seiner Eigenschaft als Kaiser, nicht . 
als König von Preussen handelt, als Reichsorgan auf- | 
tritt. Aber auch als Reichsorgan kann ihm sehr wohl eine 
Verkündigungspflicht obliegen. Denn alle Verfassungen, 
welche die Verkündigung der Gesetze einem Organe über- 
tragen, das an der Feststellung derselben nicht betheiligt 
ist, erkennen dessen Verbindlichkeit an, die verfassungs- 
mässig beschlossenenen Gesetze zu publiciren. Wenn Frik- 
KBR meint, die Analogie des Monarchen spreche für 



1) Vergl. S. 20 ff. 

2) Auf den BegrifT der Aiisfertiisn^mg der Gesetze näher cinzvigelien 
liegt nicht im Plane der vorhegenden Abhandlung. Ich verweise in 
dieser Beziehung auf meine Ausführungen in den Annalen des deut- 
sehen Reiches 1878 S. 373 ff* und mein Lehrbuch des deutsdien Staats* 
lecbts S. 492 Anm. 1. 

3) Frick£Rj a. a. O. S. 33, 37. 
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die Freiheit der Kaisers ')* so übersieht er, dass der Kaiser 

im Reiche eben nicht Monarch ist, dass dem Monarchen 
! die Sanction und Piiblicatiun der Gesetze, dem Kai- ^ 
I ser dagegen lediglich die Publication derselben zu- 
steht. I 

Die publicirten Gesetze müssen in ihrem Wortlaut 
genau den Beschlüssen von Bundesrath und 
Reichstag entsprechen; der Kaiser darf daran we- 
der materielle noch redactionelle Änderungen vornehmen. 
Auch die Eingangsformel muss, da sie der Beschlüsse 
fassung von Bundesrath und Reichstag unterliegt, in der 
von diesen Körperschaften beschlossenen Fassung ver* | 
kündet werden. Hiervon besteht jedoch eine Ausnahme. 
Wenn nach Annahme des Gesetzentwurfes in Preussen 
ein Thronwechsel eintritt oder eine Regentschaft ein<^esetzt 
wird, so darf nicht allein, sondern muss Name und even- 
tuell Titel in den Eingangsworten geändert werden. Dies 
ist bei dem im März des Jahres 1888 eingetretenen Thron- 
wechsel aufiälliger Weise in der Tagespresse bestritten 
worden. Und doch kann über die Richtigkeit des Grund- 
satzes kein Zweifel bestehen. Da der gestorbene oder zur 
Ausübung seiner Regierungsrechte für unfähig erklärte 
Kaiser die Verkündigung nicht mehr vornehmen kann, so 
muss nach den anerkannten Grundsätzen über die Con- 
tinuitat der Refrierungshandlungen in Fällen des Re- 
gierungswechsels sein Nachfolger oder der für ihn ein- 
gesetzte Regent an seine Stelle treten. Wäre dies nicht 
der Fall, so müsste entweder die Verkündigung unter- 
bleiben oder der gesetzgeberische Process völlig von Neuem 
begonnen werden*). 

l> a. a. O. S. .V4- 

2) Vergl. meine Abhandlungen über den Thronwechsel und die 
Eingangsformel der Gesetxe in 4er Gegenwart 1888 Nro. 14 S. 209 ff. 

j 
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3. Der Verpflicbtun^^ des Kaisers zur Publication der ' 
Reich^esetze entspricht die weitere, ihm durch Artikel i6 . 

der Reichsverfassung auferlege Pflicht, die vom Bun- 
desrath beschlossenen Gesetzesvorlagen nach 
Massgfabe der Beschlüsse des letzteren an den 
Reichstag zu bringen. Der Kaiser darf diese Ein- 
bringung weder ablehnen noch ungebührlich verzögern. 
Die Vorlagen müssen genau in der Gestalt, in welcher 
sie vom Bundesrath beschlossen sind, an den Reichstag 
gebracht werden; es sind an denselben weder materielle 
. noch redactionelle Änderungen zülflssig. Die Verpflich- 
tung des Kaisers zur Einbringung besteht allerdings nur 
gegentiber rechtsgültigen Beschlüssen des Bundes- 
rathes. Der Kaiser ist daher befugt, das verfassungs- 
mässige Z u s t a n d t' k () m m e n der Bunücsrathslieschliisse 
zu prüfen, wDbci die KnlsclK.'idungen des Hundesrathcs 
über die geschäftliche Behandlung der Vorlagen als 
massgebend zu erachten sind. Dagegen ist der Kaiser 
nicht berechtigt, die Einbringung einer Vorlage beim 
Reichstage deshalb zu weigern, weil er mit dem mate- 
riellen Inhalte derselben nicht einverstanden ist 

Die Pflicht des Kaisers, die vom Btmdesrathe be- 
schlossenen Gesetzentwürfe an den Reichstag zu bringen, 

ist in der staat.sreclitliclien Literatur vollkommen unbe- 
stritten ^ ). Dagegen liegen aus der politischen Praxis zwei 



I) Labano, Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. 1 S. 536; in 
Marquabdsbns Handbach S. 74. v. Rornkb, Staatsrecht des deut- 
schen Reiches Bd. IT Abth. I S. 14. Zorn, Staatsrecht des deutschen 
Reiches Bd. I S. 110. Mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes 
S. 372. H. Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrecht Bd. II S. 116. 
Sbydel, Commentar S. i^. HmaSEmansBL, Comme&tar S. 68. Hensbl 
in den Annalm des deatscben Reidies 1882 S. 14. Habmbl, 
satorische Entwicklung der Rdchsvetfassung S. 44 ff. 
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Fälle vor, in welchen vom Bundesrath beschlossene Gc- 
. ■ ■ setzentwürte nicht an den Reichstag {:;elangt sind'). 

Am 3. April 1880 hatte der Bundesrath eine Vorlage 
über Reichsstempelabgaben dahin abgeändert , dass Quit- 
.tungen über Postanweisungen und Postvorschusssendungen 
steuerfrei bleiben sollten. Der Reichskanzler forderte in 
Folge dessen am 6. April seine Entlassung, weil er einen 
gegen Preussen, Bayern und Sachsen gefassten Majoritäts- 
beschluss weder vertreten noch in seiner Stellung als 
Reichskanzler von dem Benefictum Gebrauch machen 
könne, welches Art. 9 der Reichsverfassung der Minorität 
gewähre. Der Kaiser beantwortete das Entlassungsgesuch 
mit folgender am 8. Ajiril verötientlichten Cabinetsodre *) : 
»Auf Ihr Gesuch erwidere Ich Ihnen, dass ich du- Schwie- 
rigkeiten zwar nicht verkenne, in welche der Confiict der 
Pflichten, welche Ihnen die Reichverfassnng auferlegt, Sie 
mit der Ihnen obliegenden Verantwortlichkeit bringen 
kann, Ich mich aber dadurch nicht bewogen finde, Sie 
Ihres Amtes um deshalb zu entheben, weil Sie glauben 
den Ihnen durch Art 16 und 17 der Reichsver^issung zu- 
gewiesenen Aufgaben in einem bestimmten Falle nicht 
entsprechen zu können. Ich muss es Ihnen vielmehr 
überlassen, bei Mir und demnächst beim Bundesrath e die- 
jenigen Anträge zu stellen, welche die verfassungsmässige 
Lösung eines derartigen Conti ictes der Pflichten herbei- 
zuführen geeignet sind.« In der Sitzung vom 12. April 
nahm der Bundesrath seinen früheren Beschluss zurück, und 
damit war die Angelegenheit erledigt. 

Ein zweiter Fall ist folgender. Am 26. Februar 1880 
hatte der Bundesrath einen von Preussen beantragten Ge» 



1) \'( r^l. darüber namentlich Ha£N£L a. a. O. S. 49^* 

2) Abgedruckt bei Haehsl a. a. O. S. 49. 
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üetzentwurf über Anzeige dt^r in Fabriken und ähnlichen 
Betrieben vorkommenden Unfälle auf Cirund eines Aus- 
schussberichtes angenommen. Die Übersendung an den 
Reichstag ist wegen entgegenstehender Bedenken des 
Reichskanzlers nicht erfolgt Ob der Bundesrath seinen 
Beschluss später ausdrücklich zurückgenommen oder sich 
bei dem Verfahren des Reichskanzlers einfach beruhigt 
hat, darüber liegt eine genauere Mittheilung nicht vor. 

Diese beiden Fälle haben zu einer Eröterung in der 
Reichstagssitzune;^ vom 24. Februar 1881 Veranlassung ge- 
gegeben. Bei cli(>siT ( "tclegenheit hat der Reichskanzler 
F ürst von Bism a r ck seine Anschauungen über die Frage 
in folgender Weise dargelegt ') : »Es steht in der Verfassung, 
dass die Anordnung des Kaisers ihr{ Gültigkeit durch die 
Unterzeichnung des Reichskanzlers erlangt, welcher damit 
die Verantwortlichkeit übernimmt Zu diesen Anordnung^ 
des Kaisers sind doch ohne Zweifel auch die Acte zu 
rechnen, von denen die Verfassung sagt, dass sie im Na- 
men des Kaisers m geschehn haben, also beispielsweise die 
Vorlage eines bundesrilthlichen Beschlusses vor den Reichs- 
tag, wie Herr Richter nach der Norddeutschen Zeitung 
eine Thatsache ganz richtig angeführt hat. über die Un- 
fallstatistik, über welche Beschlüsse vorlagen, die weiter 
zu befördern im Namen des Kaisers ich mit meiner 
Verantwortlichkeit nicht verträglich gefunden habe. Ich 
habe deshalb diese Handlung unterlassen. Man kann nun 
das Verfassungsrecht, fragen: War ich berechtigt diese 
Handlung zu unterlassen? war der Kaiser berechtigt, die 
Handlung zu unterlassen? oder war Seine Majestät der 
Kaiser verfassun^fsmässig verpflichtet, den Beschluss des 
Bundesrathes vorzulegen ? Ich habe diese Frage einmal 



l) Steaogr. Ber. Bd. 1 S. 30. 



74 



Digitized by Google 



bei Herstellung der Verfassung mit einem sehr scharfen 
Juristen erörtert, der langte in einer hohen juristischen 
Stellung bei uns war und noch ist, Herrn Pape. Der 
sagte mir: der Kaiser hat kein Veto. Ich sagte: ver- 
fassungsmässig hat er es nicht, aber denken Sie 
sich den Fall, dass dem Kaiser eine Massregel zugemuthet 
wird, die er nicht glaubt erfüllen zu können oder eine 
solche, die er glaubt erfüllen zu können, sein zeitiger 
Kanzler warnt ihn aber und sagt: hierzu kann ich nicht 
rathen. das contrasii^-nirc ich nicht. Gut nun, ist der Kai.scr 
denn dann in diesem Pralle verpflichtet einen andern Kanzler 
zu suchen, seinen Widerstreber zu entlassen? Ist er ver- 
verptlichtet, einen jeden zum Kanzler zu nehmen, der ihm 
etwa von anderer Seite vorgeschlagen wird? Wird er 
sich den zweiten, dritten suchen, die beide sagen: die 
Verantwortlichkeit hierfür, fdr diesen Gesetzentwurf können 
wir nicht durch die Vorlage im Reichstage übernehmen? 
Darauf hat mir Herr Pape geantwortet : Sie haben Recht, 
der Kaiser hat ein indirektes und faktisches Veto. Ich 
gehe so weit nicht einmal, sondern alle diese Sachen wer- 
den nicht so haarscharf durchgedrückt. Nehnien sie also 
rinen kf)nkreten }'"all, an dein sicli solche Sachen am Ijesten 
erläuteni, nehmen Sie an, dass die Majorität des Bundes- 
rathes mit Zustimmung Preussens dieses Gesetz beschlossen 
hat, und wobei in Preussen der Formfehler gemacht wor- 
den ist, dass d^ zur Instruction der Vertretung im Bun- 
desrath berufene preussiscbe Minister der auswärtigen An- 
gelegenheiten nicht zugezogen worden ist, um die In- 
struction zur Zustimmung zu ertheilen; aber ich nehme 
an, Preussen hat zugestimmt, dieser Minister wäre zuge* 
zogen und wäre auch im preussischen Ministerium in der 
Minorität geblieben, und der Kaiser trägt ihm auf, nun 
diese Beschlüsse dem Bundesrath und dem Reichstag vor- 
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zulegen, der Kanzler sa<rt : das glaube ich nicht verant- 
worten, nicht verantwortlich vollziehen zu k<")nnen , dann 
ist die erste Möglichkeit, dass Seine Majestät der Kaiser 
sagt: dann muss ich mir einen andern Kanzler suchen — 
die ist nicht eingetreten, die zweite ist eingetreten, dass 
die Vorlage unterblieben ist Dadurch ist nun die Situation 
geschaffen, in der, wenn es einen Klageberechtigten giebt, • 
ein solcher nur in der Majorität der Regierungen, im 
Bundesrath, die diesen Beschluss gefiust haben , gesucht 
werden kann.« 

In diesen Äusserungen stellt der Reichskanzler die 
verfassungsmässige Pflicht des Kaisers zur Hinhrint^iing 
der im Bundesrathe licschlossenen Gesetzentwürle beim 
Reichstage nicht in Abrede. Er behauptet nur, dass der 
Reichskanzler wegen seiner Verantwortlichkeit die 
Übersendung ablehnen könne, wenn er mit dem Inhalte 
der Vorlage nicht einverstanden sei Dann habe aber der 
Kaiser die Möglichkeit, den Reichskanzler zu entlassen und 
einen anderen Reichskanzler zu ernennen, der bereit sei, 
die Ausführung des betrelTenden Beschlusses zu über- 
nehmen. Dem y^cgcnüber ist von einigen Schriftstellem*) 
bemerkt worden, für den Inhalt eines vom Bundesrathe 
beschlossenen Cesetzcntwurlcis sei der Reichskanzler über- 
haupt nicht verantwortlich. Seine Verantwortlichkeit er- 
strecke sich nur darauf, dass der Beschluss vom Bundes- 
rat verfassungs- und geschäftsordnungsmässig gefasst wor- 
den sei und dass die Vorlage, so wie sie vom Bundesrath 
beschlossen sei, an den Reichstag gelange. Diese Er- 
wägungen sind vollkommen zutreffend, sofern man die 
rechtliche Verantwortlichkeit im Auge hat Eine recht- 

i) Laband, Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 536 Anm. i, 
in Marqitard«:f.ns Handbuch S. 7$. H. ScHULZB, Lehrbuch des deut- 
sehen Staatsrechts Bd. II S. 167. 



liehe Verantwortlichkeit für (ji'setzentwürfe i^iebt es über- 
haupt nicht, denn (hircli einen Entwurf, der eine Änderung, 
Erf^änzun^ oder Aufliebunc: des bestehenden Rechtes be- 
zweckt, kann letzteres selbst niemals verletzt werden. 
Aber Fürst von Bismarck hat bei seinen Ausführungen 
nicht die rechtliche, sondern die politische Ver- 
antwortlichkeit im Auge gehabt Er glaubte die Ver- 
tretung der betreffenden Vorlagen vor dem Rtichstage 
nicht übernehmen zu können. Er hielt es auch nicht Air 
angemessen, durch Stillschweigen die Meinung zu er- 
wecken, dass er mit denselben einverstanden sei. Er 
wollte endlich als oberster Beamter des Reiches und Vor- 
sitzender des Rundcsrathes niciit von dem Recht Gebrauch 
machen, in seiner Eigenschaft als preussischer Bevoll- 
mächtigter die abweichende Meinung seiner Regierung zu 
vertreten. £r gab demnach seine Entlassung. Dies Ver- 
fahren war vollkommen correct. Wie ein verantwortlicher 
Minister die Mitwirkung zu einer Handlung seines Mo- 
narchen, für welche er die rechtliche Verantwortlichkeit 
zu übernehmen vollkommen in der Lage ist, desshalb 
verweigern kann, weil er mit derselben politisch nicht ein- 
verstanden ist, so darf auch der Reichskanzler die Voll- 
ziehung eines Bundesrathsbeschlusses aus politischen Grün- 
den unter Berufung auf seine Verantwortliclikeit ablehnen. 
Das Wesen der N'erantwortlichkeit bedingt, dass der ver- 
antwortliche Beamte zu einer Handlung, für welche er die 
Verantwortlichkeit nicht glaubt übernehmen zu können, 
nicht gezwungen werden kann. Will der entgegenstehende 
Factor seine Meinung nicht aufgeben, so bleibt nur eine 
Löstmg des Conilicts, der Rücktritt des verantwortlichen 
Beamten. Es braucht aber nicht nothwendig sofort zu 
diesem letzten Mittel gegriffen zu werden. Wie dem Mi- 
nister die Möglichkeit einer nochmaligen Vorstellung beim 
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Monarchen bleibt, so kann auch der Reichskanzler, ehe er i 
seine eiidyüliii^c lüit>Llici(lun^ trifft, eine nochmaliice Ver-. | 
luindlun^^ dor An<jeleot_nhtrit beim Biindcsratiic wranlasseii. i 
Nimmt datin der Hundt^srath seinen Besc hluss zurück, so 
ist die An^t'lei^enheit erleditj;^t. Überhaupt besitzt, wie 
auch der Reichskanzler bemerkt hat, nur der Bundes- 
rath ein Recht auf die Einbrinjj^unj^ seiner Vorläufen. I 
Der Reichstag erhält erst durch die Einbringung officielle I 
Kenntniss von den Beschlüssen des Bundesrathes ; bis da- i 
hin bleiben dieselben ein Intemum des letzteren. Beruhigt ' 
sich dieser bei der Nichteinbringung, so hat der Reichstag 
kein Recht» die Vorlejjung des Entwurfes zu verlangen. 

Die beiden hier behandelten Fälle sind also nicht jje- j 
eignet, die kaiserliche 1 'dicht, vmn Hundesrath beschlossene ; 
Cieset/( s\ orlagen an den Reiehsta^^ 7ai brin^J^en, in Frajje ' 
zu stellen. Das in denselben einj<eschlaf?ene Verfahren I 
ist ein unj^ewöhnliches, durch besondere Verhältnisse ver- | 
anlasstes. Aber es ist noch nicht aus dem Rahmen der 
verfassungsmässigen Bestimmungen heraust^etreten. 

4. Überhaupt hat die praktische Handhabung der j 
Reichsgesetzgebung durchaus denjenigen Grundsätzen ent- ' 
sprochen, welche von der herrschenden Meinung vertreten ' 
werden. Die von Bundesrath und Reichstag beschlossenen 
Gesetze sind ausnahmslos durch den Kaiser verkündet 
worden. Preussen hat sich selbst in wichtigen politischen | 
Fragen. /. Ii. hinsichtlich des Sitzes des Keiehs^erichte^. . 
Majoritätsbeschlüssen des Bundesrathc-, gefügt. In den ' 
ofti( Mellen Äusserungen über den Antheil der gesetzgeben- ! 
den Organe an der R* !' h>g< >rt/i:ebung ist die verfii.ssungs- 
mässige Befugniss des Bundesrathes und Reichstages, die 
' Gesetze festzustellen und die PÜicht des Kaisers, sie zu 
verkündigen, stets in vollem Umfange anerkannt worden. 

Auch FürstvonBismarckin den vorher erwähnten 
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Ausseruiifi^en erklärt ausdrikklicli, dass der Kaiser ver- 
. fassungsmässija: ein Wto niclit besitze, er nimmt für ihn 
lediglich ein indirL-c tes und factisches Veto in An- 
spruch Er behauptet, nur der Kaiser habe die Möi,'^li{ h- 
keit durch politische Massregeln die Ausführung von Bun- 
desrathsbeschlüssen, gegen welche er Bedenken habe, zu 
verhindemf bez. ihre Zurücknahme zu bewirken. 

Sehr bemerkenswerth ist eine Ausführung des württem- 
bergischen Justizministers von Mittnacht in der Reichs- 
tagscommission zur Vorberathung des Gesetzentwurfes, be- 
treffend die Vereinigung Elsass-Lothringens mit dem 
deutechen Reiche*). Derselbe bemerkte gegenüber einem 
Antrage, dass nach Einführung der Keichsverfassung in 
Elsass- Lothringen da> Recht der Gesetzgebung in den 
der Reichs}^rst'tzgel)un<^ nicht unterliegenden Angelegen- 
heiten durch den Kaiser mit Bundesrath und Reichstag 
ausgeübt werden sollte. Folgendes: »Die Vertheidiger des 
Antrages wollten neues Staatsrecht machen. Als Landes- 
herr solle der Kaiser etwas Anderes sein als im Reiche, 
wo er kein selbständiger Factor der Gesetz- 
gebung, sondern nur das einflussreichste Mitglied der 
Gesammtheit sei. In Folge dessen werde der Bundesrath 
eine erste, der Reichstag eine zweite Kammer. Diese An- 
sicht entspreche nicht dem Sinne des Gesetzentwurfes, 
auch könnten dadurcli auf einem Umweg über Elsass die 



1) Durch diese Äusserung ist augenscheinlich Dkrnhurg zu dei 
früher i-rwähnten Bemerkung in seinen Pandekten Bd. I S. 55 von dem in- 
directen Veto des Kaisen» und der Ptiicht deüselben, Gesetze, die er 
für gememschSdlicli halte, nicht zu verkünden, veranlasst worden. Diese 
Bemerkung enthält nicht rechtliche, sondern politische Er* 
Wasungen, welche in einer politiselien Versammlung zwar am Platz 
sind, m ein Pandeklenlehrbuch aber kaum hineini^ehören. 

2) Commissionsbericht vom 16. Mai 1871 ^^Stcnogr. Her. Bd. ill 
S. 360). 
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Grundlat^cn der Reichsverfassunfj verdunkelt werden. | 
Warum wolle man schon jetzt die Gnindla<j;en eines neuen 
Staatsrechts lej<en, während die Reichstactoren provisorisch I 
das Elsass besorgen und das Weitere der künftigen j 
Landesofe?etzg^ebung überlassen werden könne. Der Kaiser ' 
habe auch in der Reichverfassung eine einflussreiche 
Stellung, obwohl die oberste Gewalt, die Gesetz- 
gebung, föderativ gedacht sei.« 

Von gröbster Bedeutung sind aber die Äusserungen 
Kaiser Wilhelms II. in der Thronrede vom 25. Juni 1888. ^ 
Die Bezeichnung des Bundesrathes und des Reichstages 
als der »beiden fjes e t z e b e n d e n Keirper der Na- 
tion« und die Worte: ^An der (]lesetz<^ebunnf des Reiches • 
habe Ich nach der Verfassimj^ m e h r i n M e i n e r F i 2: e n - j 
schalt als König von Freussen, wie in der des j 
deutschen Kaisers mitzuwirken« können nicht i 
anders als im Sinne der herrschenden Lehre verstanden 
werden. 



7. Der Anthetl der Rcfclisorsrane an der Clesetzgebiiiig 

Ar ElsasB-LothriiigeB« 

Für das Gebiet des Reichslandes Elsass - Lothringen 
können Seitens des Reiclies zunäclist Reichsgesetze kraft 
der allgemeinen Reichscompetenz erlassen werden. * 
In Bezug auf diese gelten die für die Reichsgesetzgebung 
überhaupt massgebenden Grundsätze. 

Dem Reiche steht aber innerhalb des Reichslandes die ' 
Gesetzgebung auch für solche Angelegenheiten zu, welche 
in den einzelnen Bundesstaaten in den Bereich der 
Landesgesetzgebung hineinfallen. Für diese, als 
elsass • lothringische Landesgesetze bezeich- j 

^ 3j 

So 
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neten Gesetze existirt seit dem Reichsy^esetz vom 2. Mai 
1877 eine zweifache Funu. Diest lhm können entweder 
vom Kaiser mit Zustimmung d» s hundesrathes und des 
I-andesausschusses oder im Wege der Keichsgesetzgebung 
erlassen werden. 

Bei der ersten (iruppe von Gesetzen erscheint un- 
bestrittener Weise der Kaiser als Gesetzgeber. Ihm steht 
die Sanction der Gesetze zu; Bundesrath und Landesaus- 
schuss sind beschränkende Elemente, an deren Mitwirkung 
er bei Ausübung seiner gesetzgeberischen Befugnisse ge- 
bunden ist. Dagegen besteht Streit über die Stellung der 
gesetzgebenden Organe bei denjenij^m Gesetzen, welche 
im Wege der Reich s gesetzgebu 11 g erlassen wer- 
den. OiV liherwiegende Meinung geht dahin, dass für 
ilicsr (iesetze diesrll)en Grundsat/c wie für ReichsgeseL/.e 
überhaupt gelten, dai» /u ihrem Zustandekommen die 
Übereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse v.on 
Bundesrath und Reichstag erforderlich und aus- 
reichend ist, der Kai|er keinen selbständigen Factor der 
Gesetzgebung bildet *>• Nach einer abweichenden Ansicht 
soll der Kaiser auch bei den hier in Frage stehenden 
Gesetzen der eigentliche Gesetzgeber sein, Bun- 
desrath und Reichstag ihm gegenüber nur die Stel- 
lung beschränkender Factoren einnehmen*). Hin 
derartiges Gesetz würde also gegen den Willen iles Kai- 

1 ) Labano, Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I S. 765, 766. 
V. KoENNE, StaaLsrc-cht des dciitsi hun Reiches Bd. it Alttli. 1 S. 17. 
Mein Lehrbuch des deutschen Staatsrechts S. 394, .<>>^%. H. Schi lze, 
Lehrbuch des deutschen Staatsredit Bd. II S. 367. Kaysek in v. HOL- 
TZENDORPFS ReditslexUcon Bd. III S. 404, 407. v. Stengel in den 
Annalen des deutschen Reiches 1876 S. 816. StO£BBB im Atchiv für 
öffentliches Recht Bd. I S. r/,; Anm. 68. 

2) Zorn, Staaterecht des deutseben Reicht e Bd. I S. 43a, 433, 451. 
Leoni» Staatsrecht der Reichslande Elsass-Lothringen in MaüQI^akdsbns 
Handbuch des Öffentlichen Rechtes S. 224, 225. 
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sers nicht erlassen 'werden können; letzterer wäre berech- 
tigt, einem von Bundesrath und Reichstag angenommenen 
Gesetzentwurfe die Sanction zu verwt-igem und die Ver- 
künditrun^ desselhen zu unterlassen. Die Vertreter diejsw 

Ansicht h» rufen sich n iiiK ntlich auf die Hrstimmun^ in 
ij 3 dt -- KV'ic lisj^eset/rs, l»t-ti . (lio riniu unu- von Klsa^-- 
und Lothringen mit dein (ieiitschen l\ eiche , vom o. |uni 
1871, dass der Kaiser die Staatsgewalt in IJsass und 
Lothringen ausübt Die Ausübung der Staatsoewalt, so 
argumentiren sie, umfasst nothwendi^ auch die Sanction 
der Gesetze. Dieser Schluss würde vielleicht berechtigt 
sein, wenn ihm nicht die positiven Vorschriften des ange- 
führten Gesetzes entgegen ständen. In § 3 desselben wird 
bestimmt, dass in Elsass-Lothringen nach Einführung der 
ReichsverfassunjL; die Gesetzgebung auch in den der 
Reichsi^esetzjy^ehun«^ in den Bundesstaaten nicht unter- 
lieofiidt ii Anj^elej^enheitiii d^ m Reiche» zusteht. Diese 
Hestitninunir hat 7unä<'h<t allcrdinij,-- den Zweck, dieCom- 
petenz der Reich.sfJcsetzgehung tür das (iehiet von IClsass- 
Lothringen auch auf (Hejeni<^en Anf^eleirenheiten auszu- 
dehnen, welche in den Bundesstaaten der l.andescompetenz 
unterliegen. Wenn aber ein Gegenstand der Reichsgesetz- 
gebung unterworfen und über deren Ausübung nichts be- 
sonderes bestimmt wird, so muss angenommen werden, 
dass dieselbe durch die ordentlichen gesetzgebenden Gr- 
I gane, also durch Bundesrath und Reichstag, ausgeübt 
i werden soll. 

I Das vorstehende Resultat, welches sich schon aus dem 

I Wortlaut ide> angelTihrtt n 3 ergiebt, wird bestätigt 
I durch die K n t s t e h u n 14 e sc h i c h te dcssellu n. In der 
Regierungsvorlage vom 23. April 1871 hatte derselbe fol- 
genden Wortlaut: 

1) Stcnogr. Her. Bd. III ActenstUck Nro. 61 S. 156. 
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I 

j *Bis zum Kintiitt der Wirksamke-it dvr Keichsver- : 

! fassuni^ w ird iilv hllsass und 1-othringen das Recht der j 

j (iesetz<^el)un^ in seinem stanzen Umfange vom Kaiser 

j mit Zustinimuntr des Bundesrathes ausg^eübt. 

Nach Einführung der Verfassung steht bi.s zu ander- j 
weiter Regelung durch Reichsgesetz das Recht der Ge- | 
setzgebung auch in den der Reichsgesetzgebung in den 
Bundesstaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten|dem 
I Reiche zu. 

j Alle anderen Rechte der Staatsgewalt Übt der | 

I Kaiser aus.« j 

' Diei,e Kassung schloss jeden Zweifel darüber aus, 

I 

I dass die dem Kaiser ü])ertra<jene Befuijniss die Staatsge- 
' walt in Flsass- Lothringen auszuüben sieh anf die (»esetz- ' 
j gebung nicht erstrecken sollte. \un hat der Wortlaut 
^ des § 3 durch die Beschlüsse der Keichstagscommission 
allerdings insofern eine Änderung erfiahren, als der Satz : 
»die Staatsgewalt in Elsass und Lothringen abt der Kaiser 
I aus« an den Anfang gestellt ist, und die Bestimmungen | 
j über die Gesetzgebung an denselben angeschlossen sind 
j Auf diese Umstellung legt Leoni*) für die Begründung 
, seiner Ansicht ein wesentliches Gewicht. Aber in den 
! Verhandlungen ist allseitig nicht, wie Leoni be- 
[ hauptet, nur von einzelnen Rednern - anerkannt worden, 
I das> mit dieser Umstellung eine materielle Ande- ' 
, rung nicht beabsichtigt sei. Schon in dem Commissions- 
bericht heisst es'): »Der Präsident des Bundeskanzler- 
amtes erklärte sich dahin, dass er in der beantragten Um> 
\ Stellung keine sachliche Änderung erblicke.« In 

• i) Commtssion^Mricht vom 17. Mai 1871 (Stenogr. Ber« Bd. III 

S. 358). 
' 2) a. a. U. ü. 324. 

3) a. a. O. S. 358. 
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der Plenarverhandlung am 2a Mai 187 1 äusserte zunächst 
der Abgeordnete Wagener (Neustettin) *) : »Wenn die 

Bundesverfassung in Rlsass - Lothringen eingeführt wird, 
dann wird mit der Bunde,sv( rtus.sung auch die Staatsge- 
walt einL^t'tiihrt , wit sie im Reiche und für RtMchsanL^r- 
legenheileii l>esteht, und es kann von der C'onstituirung 
einer Staatsgewalt in Klsass-Lothringen nur insoweit die 
Rede sein, als, wie ich bereits die Ehre gehabt habe an- 
zudeuten, neben der Reichsgewalt nach dem eigenthüm- 
liehen Charakter eines Reichslandes ein Residuum bleibt, 
welches nicht unter die Reichsgewalt, wie sie im Reiche 
besteht, fällt, sondern für welches, als ftir besondere 
Functionen, eine besondere Staatsgewalt zu etabliren ist 
Meine Herren , diesem Gedanken trug nach meiner Auf- 
fassung die Vorhige der vcrltündcten l\ri;icrungcn vuH- 
koninicn k'cchnunii und icii bin /utr iccU^i. wenn Sie Ihrer- 
seits erklären: mit der Umstellung dit_:sc> Sat/.es aus der 
letzten Stelle des 5; 3 an die erste Stelle und aus der Fort- 
lassung des Wortes » andere « soll eine Abänderung des 
Sinnes nicht folgen. Meine Herren, wenn wir einig sind, 
was es bedeuten soll, so kann man die unklare Fassung 
beklagen, aber es liegt ein principielles Bedenken nicht 
vor.< Der Abgeordnete Dr. Windhorst (Mepp^) be- 
merkte über dieselbe Frage »Die Umsetzung des ersten* 
Alinea des i> 3 mit der kleinen, auch von dem Abgeord- 
neten Wagener bezeichneten Veränderung in der Re- 
daction allein ist geblieben. Ks ist t rkliirt worden von 
sehr einflii'-sreicht^n Miti^dicdtrn <l«'i C<>auni><ion — ich 
nenne /.. B. namentlich den Herrn Abgeordneten von 
Blanckenburg — und von den Herren aus dem 

1) Stenogr. Ber. Bd. II S. 8ao. 

2) Stenogr. Ber. a. a. O. S. 822. 
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Bundesrath, dass sie in dieser Umstellung eine sach- 
liche ÄnderuniET der Regierungsvorlage nicht er- 
I blicken. Der Bevollmächtigte Preussens insbeson- 
I dere erklärte, es sei die Umstellung eine Geschmacksache, 

er finde keine sachliche Änderunjtr darin.« Als Vertreter 
' der verbündeten Kciiierung-en i^'ah drr Präsident dr> Bundes- 
■ kanzlcranites, Staatsrninister Üelbklck, tul«:(;ende Erklärung 
ab'): *Die Stellung des Kaisers endlich ist dahin — und 
zwar sowohl in der Vorlage der Regierungen, wie, ich 
; wiederhole es, in der Vorlage der Commission — präci- 
i sirt, dass der Kaiser die nicht zur Gesetzgebung 
' gehörigen Rechte als Kaiser in Elsass- Lothringen 
ausübt« In gleichem Sinne äusserte sich der Abgeordnete 
' f.ASKER*): »Ich stelle gern fest, dass der Beschluss der 
' Conunissii )n nur die A u s d r u c k s w e i s e verändert, 
; nicht il( n Inhalt; ich wie der Herr Abgeordnete 
I Windhorst beziehe mich auf den Ausspruch des Ver- 
j treters des Bundesrathes, dass der Inhalt der Vorlage durch 
den Beschluss der Commission nicht verändert worden ist 
auch wir haben den Inhalt nicht verändern wollen« ; und 
an einer späteren Stelle: »ich freue mich sehr, von dem 
I Herrn Präsidenten des Bundeskanzleramtes, der in gleicher 
j Weise meine Ansicht schon in der C.'ommission hat ent- 
wickeln hfiren, ausdriu klirh und heute wiederholt ver- 
nommen /u haben, dass der Inhalt, der in den Worten 
l »die Staatsgewalt übt der Kaiser aus* enthalten ist, nicht 
abweicht von dem Inhalt, welchen die Mitglieder des 
Bundesrathes beabsichtigt haben.« Darauf erwiderte der 
Abgeordnete Wagener (Neustettin) : »Es wird Sie viel- 
leicht befriedigen, wenn ich mit seiner (des Abgeordneten 

I i) Stenogr. Ber. a. a. O. S. 826. 

j 2) Stenogr. Ber. a. a. O. S. 828. 

3) Stenogr. Ber. a. a. O. S. 834. 
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Laskfr) schlies.sliclien Erklärunj^ des Satzes in § 3 ein- 
verstanden bin, und dass meine Rede nur dahin gegangen 
ist, dass die jetzige F'assung eine unklare sei, dass ich aber 
befriedigt sein würde , wenn man dem Satz eine solche 
Auslegung gäbe, wie sie der Herr Abgeordnete Laskbr 
gegeben hat.« 

Nach den vorstehend mitgetheilten Äusserungen des j 
Präsidenten des Bundeskanzleramtes als Vertreters der ver- 
bflndeten Regierungen einerseits und verschiedener Red- 
ner von allen Seiten des Reichstages andrerseits kann es i 
keinem Zweifel unterworfen sein, dass die {gesetzgebenden ^ 
Factoren mit der Umstellung: dt - tra^^lichen Satzes eine ' 
materielle Änderung der Keglerungsvorlage nicht be- 
absichtigt haben. Dieses Krgebniss wird aber auch noch 
durch einen Vorgang in der Commission bestätigt. In j 
derselben war der Antrag (No. 19) gestellt, die Bestim- | 
mung Uber die Gesetzgebung folgendennassen zu fassen: 
»Nach Eintritt der Wirksamkeit der Verfassung 
Qbt bis zu anderweitiger Regelung durch Reichsgesetz 
der Kaier das Recht der Gesetzgebung in den der 
Reichsgesetrgebung in den Bundesstaaten nicht unter- 
liegenden Angelegenheiten mit Bundesrath und 
Reichstag aus- ^ ). 

Durch diesen Antrag sollte genau dasjenige festgestellt 
werden, was nach der hier bekämpften Aasicht jetzt gel- 
tendes Recht sein soll. Der Antrag wurde aber von den 
Vertretern der verbündeten Regierungen auf das Ent- 
schiedenste bekämpft*). Insbesondere bemerkte der wttrt- I 
tembergische Justizminister von Mfitnacht: >er habe ge- I 
gen die Voranstellung des Absatzes 3 nichts eingewendet, ! 
weil ausgesprochen sei, dass diese Umstellung den sach' 

I ) Stenogr. Ber. Bd. lU. ü. ^7. 
2> u. a. O. S. 3bo. 
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liehen. Sinn nicht ändere. Daher dürfe man den jetzigen 
Antrag auch nicht als Consequenz der Umstellung be- 
zeichnen. Hier handele es sich nicht mehr um Theorie 
sondern um praktische Dinge. -Der Entwurf wolle die 
Theilung- zwischen den Factoren, wie sie die Reichsver- 
fassung normire, währentl die Vertheidigfer des Antrajjs 
neues Staatsrecht machen wollen. Als Landesherr solle 
der Kaiser etwas anderes sein als im Reiche, wo er kein 
selbständiger Factor der Gesetzgebung, sondern nur das 
einflussreichste Mitglied der Gesammtheit sei. In Folge 
dessen werde der Bundesratii eine erste, der Reichstag 
eine zweite Kammer. Diese Ansicht entspreche nicht dem 
Sinne des Gesetzentwurfes, auch könnten dadurch auf 
einem Umweg über Elsass die Grundlagen der Reichsver- 
fassunc: verdunkelt werden. Auch der Präsident des 
Bu I Kle.sk a n zl eramtes , Staatsminister DELBKi'tK, erklärte: 
>der Antrag richte sich gegen einen Absatz der Vorlage, 
der von dem Präsidium dem Bundesrathe in der nämlichen 
Fassung vorgelegt worden. Man sei davon ausgegangen, 
dass man praktische Politik machen müsse, nicht theore- 
tische. Man möge sich nicht über das Veto streiten. Die 
Präsidialmacht werde im Definitivum (für das Provisorium 
stehe die Sache anders) bei Gesetzen, welche die Mehrheit 
des Bundesrathes beschliesse und der Reichstag annehme, 
auch ihrerseits in der Mehrheit sein. !>ie .A^nnahme des 
Antrages werde jedenfalls Schwierigkeiten für das Ver- 
hältniss der Bundesregierungen unter einander schaffen, 
und deshalb warne er davor. c Der Antrag wurde denn 
auch bei der Abstimmung mit 15 gegen 13 Stimmen ab- 
gelehnt Die Ablehnung des Antrages ist demnach nicht 
bloss, wie Leoni') annimmt, erfolgt, weil man befürchtete, 

1) Stenogr. Ber. a. a. O. S. 3160. 

2) lt. a. O. S. 225. 
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es könnten durch denselben die Principien dt-r Keichiver- | 
fassung verdunkelt werden, sondern weil man das, was in 
demselben vorgcschiagen war, äachlich nicht wollte. Die 
auf das Gesetz bezüglichen Verhandlungen lassen keinen | 
Zweifel darüber, dass nach Absicht der gesetzgebenden 
Factoren die Stellung des Kaisers bei den für Elsass« 
Lothringen erlassenen Reichsgesetzen genau dieselbe sein i 
sollte, wie bei Reichsgesetzen Überhaupt 

Auf&lliger Weise scheinen aber diese Vorgänge so- 
wohl in Regierungs- als in parlamentarischen Kreisen sehr i 
bald in Vergessenheit gerathen zu sein. Denn in den Ver- 
handlungen über den Gesetzentwurf, betr. die Landesge- 
setzgebung für Elsass-1 othringen , vom Jahre 1877 wird , 
fast allgemein die Ansicht vertreten , dass der Kaiser in 
Bezug auf Reichsgeset;rp für l^lsass- Lothringen eine durch- 
aus selbständige Stellung neben ßundesrath und Reichstag , 
besitze. Schon die Regierungsvorlage vom 22. Febr. 1877 *) | 
spricht davon, dass seit dem i. Januar 1874 die Landesge- I 
setze für Elsass-Lothringen unter Mitwirkung des Bun- 
desrathes und des Reichstages erlassen worden seien. Bei 
der ersten Berathung des Gesetzentwurfes in der Reichs- 
tagssitzung vom 17. März 1877 bemerkte der Bundesraths- 1 
bevollmächtigte Unterstaatssecretär Herzog die Stellung 
des Rundesrat lies werde durch die neue Vorlage ! 
nicht w( xntlich verändert, an die vStelle des | 
R e i c h s t a u e s trete der L a n d e s a u s s c h u s s. Mit noch I 
grösserer Bestimmtheit sprach sich bei der zweiten Be- ! 
rathung dta» Geäetzent>\'urfe^ in der Sitzung vom 20. März 
1877 der Abgeordnete Dr. Haenel') aus: »Ich con- ' 
statire hiermit die Absicht und die Ansicht sämmtlicher | 

i) Steno}^r. Bcr. Bd. lU S. Ii. 
2} Stenogr. Ber. Bd. I S. 198. 
3) Stenogr. Ber. Bd. I S. 161. 

I 
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Antragsteller und, wie ich g-laube, ganz sicher auch der 
Reg^ierung, dass an dem Vetorechte des Kaisers in 
der Landesgesetzgebung Elsass- Lothringens 
auch nicht das mindeste geändert ist«. Der Abgeordnete 
Freiherr Schenk von Staupfbnberg trat dieser Aus- 
führung bei und bemerkte, es sei bis jetzt keinen Augen- 
blick zweifelhaft gewesen, dass der Kaiser die Stellung 
besitze, welche Herr Haenel näher präcisirt habe^). 

Dass diese Ausführungen den Bestimmun'rcn des Ge- 
setzes vom Q. Juni 1871 nicht entsprechen, ist olien nach- 
gewiesen worden. Ks kann auch nicht zweifelliaft sein, 
dass dieselben keinerlei autoritiitive Kraft besitzen. Sie be- 
ziehen sich nicht auf ein in Berathung befindliches Ge- 
setz, so dass sie als Material verwendet werden könnten, 
um die Absicht der gesetzgebenden Factoren festzustellen, 
sondern auf ein bestehendes Gesetz. Für die Interpre» 
tation eines solchen haben die Äusserungen parlamenta- 
rischer Redner oder eines Regieningsvertreters, ja selbst 
Atisfiili runden in den Motiven zu einer Regierungsvorlai^e 
keni «grösseres Gewicht al> die Ansicht eines einzelnen 
Schriftstellers. Wenn sich daher Leoni für seine An- 
sicht auf diese Verhandlungen beruft, so hat er eine Be- 
gründung derselben nicht erbracht. Im Gegentheil; aus 
dem Gesetz vom 2. Mai 1877 lässt sich sogar noch ein 
Argument für die hier vertretene Ansicht herleiten. Der 
§ 2 desselben behält den Erlass von elsass-lothringischen 
Landesgesetzen im »Wege derReichsgesetzgebung« 
vor. Der Weg der Keichsgesetzgebung ist aber der dur( h 
Art. 5 der Reichsverfassung vorgesrhrieiicnc . mit andern 
Worten die Gesetzgebung durch übereinstitnniende Mehr- 
heitsbeschlüsse von Bundesrath und Reichstag. 

1) Stenogr. Ber. a. a. O. S. 262. 

2) a. a. O. S. aas. 
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8. 8eliln88b»tr»ditiuig. 

Auf dem Gebiete der Gesetzgebung: .sind die kaiser- 
lichen Prärogative nur schwach entwickelt Der Kaiser 
besitzt nicht die Stellung eines selbständigen Factors der 
Reichsgesetzgebung. Er ist verpflichtet, die von Bundes- 
rath und Reichstag beschlossenen Gesetze zu verkOndig^. 
Diese Grundsätze gelten sowohl für die Reichsgesetz- 
gebung als für die in den Formen der Reichsgesetzgebung 
sich bewrij^ende elsass - lothringische Lande^gesetzgebung. 

In der anregenden Studie. \\{"Khe Hafnf.i. im Jahre 
iS8o über die organisatorische Kntwicklung der deutschen 
Reichsverfassung veröflFentHcht hat, wird der bestehende 
Rechtszustand in wesentlicher Übereinstimmung mit den 
obigen Ausführungen dargestellt. Aber der Verfasser 
dieser Schrift glaubt in gewissen thatsächlichen Vorkomm- 
nissen »Keime und Ansätze« erblicken zu sollen, »die 
einer reiferen Ausge^staltung der organischen und kon- 
stitutionellen ( H uniila^^^cn des Reiches entgegenstreben« M. 

Diese .Ansätze rindet er zunächst in der AusbildunLr 
einer kaiserlichen Initiative zu Gesetzentwürfen im 
Bundesrath. Nach Art. 7 der Keichsverfassung steht die 
Befugniss, Anträge im Bundesrath zu stellen, jedem Bundes^ 
gliede zu. Da der Kaiser nicht als solcher, sondern nur 
in seiner Eigenschaft als König von Preussen Mitglied des 
Bundes ist, so kennt die Verfassung eine kaiserliche Ini- 
tiative im Bundesrath nicht, ausser bei Staatsverträgen 
und Rechnungen, welche in den Bereich der kaiserlichen 
Verwaltung hineinfallen. Haenel führt nun an, dasi^ vom 
Reichskanzler dem Bundesrath auch Gesetzentw^ürfe »im 
Auftrage Sr. Majestät des Kaisers« oder »im Namen des 
Kaisers« vorgelegt seien und beruft sich dafür auf die 

I) a. a. O* S. 96. 
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Protocolle des Bundesrathes über das Zoll- und Steuer- 

wesen'), welche allein weiteren Kreisen zugänglich sind, sii h 

I beispielsweise in der Bibliothek des Reichstages vorfinden. 

! Zu einer ganz eigenthümlichen, noch nicht abge- 

^ klärten Entwicklung, meint er, führe die Frage nach einer 

l kaiserlichen Sanction und Veto*). Er erwähnt die 

beiden oben behandelten Fälle, in welchen vom Bundes« 

rath beschlossene Gesetzesvorlagen wegen der Weigerung 

des Reichskanzlers, für dieselben die Verantwortung^ *ii 

übernehmen, nicht an den ReichsiaL; i^ebrarht worden i 

I 

.sind und führt im Anschluss daran Fol^^ende» aus*). | 
Wenn dieser V()ri4,an<i eine massot-hi^-ndc Bedeutung für 
die Zukunft erhielte, so würde dem Kaiser eine Befugniss 
erwachsen, die man als ein vorausgenommenes Veto be- 
j zeichnen könnte. Diesem Veto würde sich , anstatt wie j 
I gemeinhin an das Ende, an den Anfang des geaetz- 
I geberischen Processes setzen, dann nämlich, wenn der 
I Bundesrath zuerst mit einem Gesetzentwurf befasst sei. 
I Es würde dann der Schein einer wunderlichen Anomalie 
^ entstehen. Dem Kaiser, dem jenes vorausgenommene Veto 
I zustände, würde ein damit gleichartiges Veto noch nicht 
I zustehen, wenn ein Gesetzentwurf aus tlcr Inituiiivc des 
I Keichstaii^e> hervori^ei^anuen wäre oder durch denselben 
I Anderuni^en erfahren hätte und alsdann der kai.serlii^hen 
" Willensmeinung entgegen im Bundesrathe zur Annahme 
^ gelangt wäre. Denn hier sei von einer Unterbreitung von 
I Bundesrathsbeschlüssen an den Reichstag keine Rede mehr. 
\ Allein dieser Schein trüge. Denn die erweiterte Deutung, 
[ welche man dem Artikel i6 gebe, müsse eine nothwendige 
Rückwirkung auf den Artikel 17 ausüben. Die Gründe, die 



I) a. a. O. S. 4a. 2) a. a. O. S. 43. 

3> a. n. O. S. 4^ S4 Anm. 2. — Veigl. oben S. 72 ff. 

4J a. a. O. S. 50 ff. 
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ein voraiLSf>:enoininenes materielles Veto aus Artikel i6 
rechtfertigen könnten, könnten auch ein materieiies Veto aus 
Artikel 17 rechtfertigen. Dann freilich würde sich die.Frage 
erheben, ob es sich nicht empfehle, jenes vorausgenommene 
i Veto des Artikel 16 fallen zu lassen und dem Veto, der 
Sanction des Kaisers, in Übereinstimmung mit dem gemein- 
gültigen constitutionellen Muster, seinen normalen Platz 
am Schlüsse des gesetzgeberischen Processes anzuweisen. 

I 

Doch alle diese Erwäguiii^i n, l^emerkt der Verfasser ' ), 
seien noch verfrüht. Der vereinzelte X'orj^^ani^ , an den 

; sich dieselben anknüpften, könne nicht die Bedeutung der 
abschliessenden Lösung einer schwerwiegenden Verfas- 
sungsfrage, nicht die Bedeutung einer authentischen Ver* 
fassungsinterpretation in der Form gewohnheitsrechtlicher 

1 Bildung für sich in Anspruch nehmen. Aber immerhin 
bleibe die am 8. April 1880 veröffentlichte Kabinetsordre 
des Kaisers, welche die Weigerung des Reichskanzlers, 
einen rechts^'^ültii; Sjesehlossenen Gesetzentwurf des Bundes- 
raths an den i^eichstag zu bringen, deckte, ein «gewich- 
tiger Präcedenzfall. Die Umwandlung des preussischen 
Präsidiums im norddeutschen \>rfassungsent\vurf in die 
kaiserliche Gewalt der Keichsverfassung , die Bedeutung 
des Kaiserthums als eines selbständigen Organes des 
Reiches, die Erhabenheit des Titels und die Einwirkung 
monarchischer Traditionen in Deutschland hatten den ' 
Kaiser zum Oberhaupt des Reiches, zum Leiter der Reichs- 
politik im vollen Sinne berufen. Diese Auffassungen 
hätten sich über den engeren Wortlaut lier V erfassung 
hinaus Bahn gebrochen in der stillschweigenden Zubilli- 
gung der Initiative des Kaisers im Bundesrathe ; in ihrer 
Folgerichtigkeit liege es, dem Kaiser Sanction und Veto 1 
im vollen constitutionellen Sinne des Wortes beizulegen. | 

I) a. a. O, S, 53 ff | 

I 

^ 
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' • Srit dem Kr>( liein« ii der Schrift sind nunmehr etwa 
acht jährt' verti(»N>en. ist (iaher wt)hi an ilcr Zeit, die 
f Frage aufzuwerfen, ob die erwähnten Keime und Ansätze 
inzwischen eine weitere Kntwicklun«^ erfahren haben. An 
I der kaiserlichen Initiative im Bundesrath ist auch ferner^ 
hin fes^ehalten worden. Die neueren Jahrgänge der 
I Bundesrathsprotokolle über Zoll* und Steuerwesen ergeben, 
I dass auch jetzt noch Vorlagen »im Auftrage des Kaisers« 
i vom Reichskanzler dem Bundesrath unterbreitet werden. 

Und zwar nicht l>l()ss völkerrechtliche \ erträj^^e und Vor- 
I laf^en finanzieller Xatur, welche in den Bereich der kaiser- 
lichen Verwaltunii: hineinfallen, sondern auch Gesetzent- 
I würfe. Dagegen haben die beiden {Präzedenzfälle aus dem 
I Jahre 1880, welche übrigens, wie früher nachgewiesen ist 
mit den verfassungsmässigen Instituttonen nicht in Wider* 
Spruch stehen, eine weitere Folge nicht gehabt. Ansätze zur 
Ausbildung eines kaiserlichen Vetos sind nicht zu erblicken. 
. Auch ich bin — wie der Verfasser der berej^ten Schrift 

- ein Freund der Stärkun^j; kaiserlicher Ciewalt. Ich halte 
; es beispielsweise für eine bedeutsame Krrutijjenschaft, dass 
es — und, wie ich nicht unterlassen will, ausdrücklich 
1 hervorzuheben, unter wesentlicher und massgebender Mit- 
I Wirkung des Abgeordneten Haenel — gelungen ist, die 
j Regierung der Schutzgebiete in die Hand des Kaisers zu 
legen. Trotzdem habe ich ernste Bedenken, ob es richtig 
sein würde, hinsichtlich der Gesetzgebung den von 
! Haenel ani, (deuteten Wej^ zu beschreiten. 

RiiK k.tiser liehe Initiativ«" im Bundesrath hat 
. sich thatsächlich entwickeh. Sie lH'>trht s( hon vedassungs- 
' mässii; in Bezu<x aiit Staatsverträ<(e und j^^ewisse Vorlagen 
j auf dem Gebiete der Finanzverwaltung. In Bezug auf 
Gesetzentwürfe kennt dagegen die Reichsverfassung ein 

I) VefgL S. 7& 



93 



Digitized by Google 



kaiserliches Initiativrecht nicht; das Recht der Antra|r- 
stellun^ spricht Art. 7 ledig:Hch den Mitgliedern des Bun- 
des, also den deutschen Rejjieriinj^en, zu. Trotzdem ist in 
der l"ntwicklun«j eines kaiserlichen Antret^^srechtt's eine 
Abweirhun<jf von den ]>rinzi])icllen (.Grundlagen der 
Keichsverfassun}4 nicht zu iMlilicken. 
I Nachdem im Ansatz, an das Amt des Reichskanzlers 

eine Reihe höherer Reichsbehörden entstanden ist, haben 
diese für die Vorbereitung der Gesetzesvorlagen eine mass- 
; gebende Bedeutung erlangt. Ein grosser Theil der Ge- 
I setzentwürfe wird — sei es auf Anregung , sei es unter 
Genehmigung des Reichskanzlers — in den Reichsämtem 
I ausgearbeitet Man wird annehmen dürfen, dass es im 
j Wesentlichen diese Gesetzentwürfe sind, welche als kaiser- 
I liehe Vorlagen an den Bundesrath j^elan^en, während die 
I aus den preussischen Ministerien liervorgej^angenen als 
preussische'Anträffe eini^cbrarht werden. Wollte man den 
Vorschriften des Art. 7 der kcichsverfas.sung Bedenken 
gegen die kaiserliche Initiative «entnehmen, so würde nichts 
anderes übrig bleiben als auch Gesetzentwürfe der ersteren 
Art in der Form preusstscher Anträge an den Bundesratii 
zu bringen. Materiell besteht zwischen beiden Arten des 
Ver&hrens kein Unterschied. Ob ^e Vorlage vom Kaiser 
oder ob sie vom König von Preussen genehmigt wird, ist 
praktisch vollkommen gleichgültig. Namentlich wird die 
Stellung des Bnndesrathes dadurch in keiner Weise be- 
lulii t. Denn dem Reichstaij: yegenüUti" bleibt die iiutiative 
I ausschliesslich dem Bundesiath. Auch eine kaiserliche 
j Vorlaye kann nur dann an den Reichstati: liclangen, wenn 
l sie im Bundesrath die Mehrheit erhalten hat. 

Ganz anders liegt dagegen die Frage hinsichtlich des 
I kaiserlichen Vetos. Die Einführung eines solchen 
würde eine Verschiebung der principiellen Grundlagen der 
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Verfassung zur Folge haben. Als das beherrschende 
Princip der Reichsverfassung erscheint der Grundsatz, dass 
Trä^^er der Reichst^ew ilt lit^ C iesaiiimtlu it der verbünUctt n 
Regierung^^t n ist. W't nn vtuch der Kaiser eine bedeutende und 
einflussrrii lu- Stellun*^ auf den (lebieten der auswärtigen 
Politik, des Militärwesens, der Kriegsmarine, der Finanzver* 
waltung, in Elsass-Lothringen, in den Schutzgebieten be- 
sitzt, so stehen doch die gesetzgebenden Befug- 
nisse der Gesammtheit der verbündeten Regierungen zu. 
Würde dem Kaiser auf dem Gebiete der Reichsgesetzgebung 
Sanction und Veto beigelegt, dann wäre e r Inhaber der Ge- 
setzgebungsgewalt geworden und der Bundesrath auf die 
Stellung einer ersten Kammer h( ral)>;tMlrü( kt. Kine solche 
Änderung würde nur unter schweren kämpfen durchgesetzt 
werden können. Und wäre sie durchgesetzt, so würde sie 
nothwendiger Weise bei den verbündeten R^ierungen das 
Gefühl einer wesentlich verminderten Souveränetät er* 
zeugen. Das aber könnte für das Verhältniss derselben 
zum Reiche nicht ohne bedenkliche Folgen bleiben. 

Die Forderung eines kaiserlichen Vetos ist dadurch 
veranlasst worden, dass man an die Reichsverfassung den 
Massstab der konstitutionellen Monarchie anlegt. Aber 
dieser Massstab ist ein durchaus ungrt ignetrr. Die Al)- 
sicht, eine konstitutionelle Monarchie m Deutschland auf- 
zurichten, hat den Gründern des Reiches durchaus fern 
gelegen. Und mit vollem Recht Denn an der Spitze 
eines Bundes von Monarchieen kann nicht wohl ein Herr- 
scher mit ausgebildeten monarchischen Prärogativen stehen. 
Das gerade ist der Hauptvorzug unserer Reichsverfassung, 
dass sie sich der Eigenartigkeit der deutschen Verhältnisse 
durchaus anjiasst. In weiser Miissigung hat man bei 
Gründung des Reiches eine streng monarchische Gewalt 
für den Kaiser nicht erstrebt, den einzelnen Regierungen 
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einen writiJchenden MiiiHuss auf die Kegfelun^ der deut- 
schen An^cle^^eaheitcn t- in*^eräumt. Und selten hat eine 
Politik grössere Krfol<rc erreicht als diese. Sie hat be- 
wirkt, dass die deutschen Regierungen dem Reiche nicht 
nur äusserlich beigetreten, sondern mit demselben inner- 
lieh verschmolzen sind. Was bedeutet solchen Errungen- 
schaften gegenüber die Frage des kaiserlichen Vetos? Fälh 
nicht für die gedeihliche Fortentwicklung der deutschen 
Verhältnisse die Zufriedenheit der deutschen Rej;ierunjjen 
mit den Reichseinrichtun^m unendlich viel sc hwt-rcr in da-^ 
Gewicht als die Übereinstimnuin^ der let/tt-n-n mit dein 
»fj;eineingiilti^en Muster« der konstitutionellen Monarchie? 

Und hat sich denn überhaupt ein j)raktisches Bedürf- 
niss nacli einem kaiserlichen Veto herausgestellt? Die 
beiden im Jahre i8do vorgekommenen Fälle zeigen, dass 
der thatsächliche Einfluss des Kaisers, des Reichskanzlers, 
der Präsidialmacht auch ohne ein verfassungsmässiges 
Veto in der Regel stark i^enuf? sein wird, um bedenkliche 
Beschlüsse des Bundesrathes zu verhindern. Für eine Reihe 
der wichtigsten An^i^elegenheiten besteht soj^ar materiell 
ein kaiserliches Veto, wenn dasselbe auch formell 
nicht durch den Kaiser, sondern durch den König von 
Preussen ausgeübt wird. Die preussische Stimmenzahl 
im Bundesrath genügt, um Abänderungen der Reichsver* 
fassung gegen den Willen des Kaisers unmöglich zu machen. 
Auf den Gebieten des Militärwesens> der Kriegsmarine, des 
Zollwesens und der Verbrauchssteuern hindert der Wider- 
spruch Preussens im Bundesrath Jede Veränderung der 
bestehenden Kinriclitungen. Diese Befugnisse in Verbin- 
dung- mit dem thatsächlichen Kinliuss der Prjisidialiiiacht 
haben sich bisher als ausreichend erwiesen und werden es 
aller Wahrscheinlichkeit nach auch künftig sein. Die 
Möglichkeit, dass der Kaiser ein Gesetz verkündigen muss, 
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welches geg^en seinen Willen zu Stande gekommen ist, 
bleibt ja allerdings bestehen. Aber sie tritt doch nur dann 
ein, wenn die Anschauungen der preussischen und Reichs^ 
regierung im Bundesrath und Reichstag in der Minderheit 
geblieben sind. Sehr häufig wird ein solcher Fall ver* 
muthlich nicht vorkommen. Und selbst das vereinzelte 
Vorkommen eines derartigen Falles fällt nii^t in das Ge- 
wicht gegenüber den schweren Kämpfen und bedenklichen 
Folgen, welche eine Abänderung ck r \ crtassun^j^sbestim- 
mungen Ober die Ausühuiii^ der i^e.setzgel)en(len Befug- 
nisse nothwt ndiger \Vci:^e zur ]'"o1l;<' ha!)cn würde. 

Bei Gründung des norddeutschen Bundes und auch 
noch eine geraume Zeit nach derselben war die öffent- 
liche Meinung in Deutschland von einem gewissen Miss- 
trauen gegen die deutschen Regierungen erfüllt. Man 
fürchtete, dass dieselben sich vielfach nur mit Widerstreben 
in die nationale Gemeinschaft einfügen und innerhalb des 
Bundesrathes dynastische Politik zu treiben geneigt sein 
würden. Selbst Fürst von Bismarck hat gelegendich 
einmal i::('aussert, dass er damals unter dem Kindruck der 
alten bundc-stiiglichcn V'crlial misse sich derartigen Besorg- 
nissen hingegc))en habe*). 

Die.-;t^ Hcnirchtuni^en liaben sich nach jeder Richtuni^ hin 
als unbegründet erwiesen, was Niemand lebhafter als Fürst 
von Bismarck selbst anerkannt hat Für eine dynastische 
Politik ist im deutschen Reiche kein Raum mehr. Mit 
Recht hat bereits Vorjahren Rudolf Gneist bemerkt*): 
»Überschreitungen des dynastischen Interesses, wie im 
ehemaligen deutschen Bunde, werden zur Unmöglichkeit 
für Regierungen, welche, in die Mitte gestellt zwischen 
ein deutsches Kaiserthum und eine Vertretung des deut* 

i) Reichstagsitzung vom 12. Juni 1882 (Stenogr. Ber. Bd. I S. 364). 
2> Der Rechtsstaat und die Verwaltimgsgerichte S. 323. 
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sehen Gesaiiimtvolkes, nur in einer lest^ere^^elten Coiiipe- 
tenz sich selbt zu erhahen vermögen.« Aber nicht allein 
die Möglichkeit, auch die Absicht einer d3'nastischen Po- 
litik ist ausgeschlossen. Zu keiner Zeit der deutschen 
Geschichte haben die deutschen Fürsten weniger Neigung 
gezeigt« dynastische Interessen zu verfolgen als in unsem 
Tagen. Die Bundestreue der deutsche Regierungen, die 
volle Hingebung derselben an die nationalen Aufgaben 
hat sich namentlich in den schweren Tagen bewährt, 
welche seit einem Jahre über das deutsche Reich und 
sein KaiM ihaus dahin gegangen sind. Wenn aber die 
deutschen Fürsten .sich völlig der nationalen (M-nieinsrhaft 
eingefügt haben und durchaus bereit sind, dem Kaiser zu 
geben, was des Kaisers ist, so werden sie andrerseits er- 
warten dürfen, dass ihnen die durch die Keichsverfassung 
beigelegten Rechte in vollem Umfange erhalten bleiben. 
Am wenigsten würde das Kaiserthum in der Lage sein, 
zu einer Minderung oder Entziehung dieser Rechte den 
Anstoss zu gebexL Die Aufgaben des Kaisers können 
nicht besser bezeichnet werden, als es in der Thronrede 
Kaiser Wilhelm II. vom 25. Juni 1888 geschehen ist: *Die 
wicht if(ste II Aitf^aben des dcutscJicn Kaisers liej^eti auf dem 
Gebiete dt r niilitärisrJu 11 riml polil ischcn Sicherste// 11 iij^ des 
i^eic/ies iiUih uiüssen, und im Iinu rn itt der C/x riidchung 
der Reichs}r€^ctze. Das oberste dieser Gesetzr Inldet die 
ReichsverfassuHf^: sie zu wahren und zu schirmen in allen 
Rechten, weiche sie den beiden gesetzgebenden Körpern der 
Nation und jedem Deutschen t aber auch in denen , weldie 
sie dem Kaiser und jedem der verbündeten Staaten und 
deren Landesherrn verbürgt, gehört zu den vomeltmsten 
Hechten und Pflichten des Kaisers.^ 



I 
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ALEX FRANKEN 

Yom Juristenreolxt 
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Die Redaktoren des nun endlicli erschienenen Entwur- 
fes unseres hürtjerlichen ( lesetzlnu hes haben Li^leieli aut die 
Sehwellt' ihrer Arbeit (Mnen Stein urewälzt, der wohl für 
Viele ein Stein des Anstosses werden wird. In ihrem § I 
rufen sie in subsidium den »Geist der Rechtsordnung« an, 
und in § 2 entkleiden sie das Gewohnheitsrecht, oder wie 
sie sich umständlich ausdrücken: die »gewohnheitsrecht- 
lichen Rechtsnormen«, auch der bescheidenen subsidiären 
Kraft und verweisen es in die bescheidenste Rolle, »nur 
insoweit« zu gelten, als das Gesetz darauf »verweist«. 
Aber auch diese bescheidenste Rolle ist eine stumme, so- 
weit wenigstens die Herrschaft des entworfenen Kodex 
reichen soll; denn in den Motiven zu vj 2 heisst es: in 
dem Entwürfe findet si( h eine derartif^e Verweisung nicht.« 
Das Vertrauen der Redaktoren wohnt, soweit die Hervor- 
bringung von Normen des bürgerlichen Rechts in Frage 
steht, »bei dem heutigen Flusse der Legislative«. 

Aber meine Absicht ist nicht, de lege ferenda zu dis- 
kutiren, vielmehr wollte ich nur betonen, dass wahrschein- 

^ 
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lieh demnächst die Fra^t- des Gewohnheitsrechtes wieder 
stark in dt n \'urderg^rund treten würde, und zwar (li(Miial 
nicht t int- bloss doktrinäre, /wischen den I'rotts-uren 
auszufechtende, sondern als eine von der Cjt»setzo:ebung 
zu entscheidende, — was mehr satten will. Denn oh wir 
heute gegen Ende des neunzehnten Jahrhunderts die Apo- 
theose des »Willens des Gesetzgebers«, die am Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts der Publikation des Preussischen 
Xandrechts präsidirte, von Reichswegen erneuern oder 
nicht: das ist für den Geist unserer luristen vielleicht auf 
das i^cxu/t zwanzigste Jalirluin<l( rt hinaus entscheidend; 
der (leist der juristt-n aber ist, wie die (üschiclite an 
inanrhen Stellen «gezeigt hat, und wie auch die (iegen- 
wart begreift, — Beweis die neuerliche Sündfluth von Ver- 
besserungsvorschlä^en bezüglich der Heranbildun<j^ der 
Juristen — manchmal stärker als der subsidiäre »Geist der 
Rechtsordnung« . 

Auch auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft kommen 
Dinge in die Mode und aus der Mode. Es begegnet, dass 
einmal der Streit über ir^jend eine Kinzelfra^i^e eines all- 
gemeinen Abschnittes alle Aulincrksainkcit und alle Kraft 
eines jeden, der jene,s grössere (iebiet betritt, ganz und 
gar in Beschlag nimmt, dass über das eine Problem die 
Literatur ins Unendliche schwillt, — während dicht da- 
neben, unter allem Lärm, den der Kampf um die in Mode 
gekommene Kontroverse anrichtet, ein anderer paralleler 
Fragepunkt sich völliger Ruhe erfreut, und hier Sätze, die 
nicht minder schwer oder gar schwerer zu begründen sind, 
in traditioneller Unangefochtenheit weiter bestehen, wäh- 
rend dort der l\ani]»t dei Meinungen sich nielit geben will. 

So war es hm^e Zeit mit den Fragen nach der Kraft 
und Bedeutung des Gewohnheitsrechts einerseits, des Ge- 
setzesrechts andererseits. Welche breiten Kxcurse über 
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erstere selbst in den weniger der Kritik als der Überlie- 
ferung der gemeinen Meinung- dienenden Lehrbüchern. 
Welche unwiderstehliche Neigunfj zu Abstechern in die 
F^echtsphiloso})hie. um der Wurzel des Gewohnheitsrechts 
nachzugehen. Und daneben welche stillschweigende Über- 
einstimmung in der kurzen Fundirung der Rechtskraft des 
Gesetzes auf den Staat 

In Wirklichkeit ist die Geltung des Gewohnheits- 
rechts um Nichts phänomenaler als die Geltung des G^- 
setzesrechts. Denn wodurch ist der »Staatswille« Recht? 
Man hat in neuester Zeit (wie früher Stahl) ^geantwortet : 
von Gewohnheits wegen, — und die blosse Mö^ilici^kcit 
einer solchen Antwort, welche das früher unbesehen Ae- 
ceptirte auf das früher und heute rastlos Geprüfte und An- 
gezweifelte b a s i r t, möchte wohl ausreichen, um darzuthun, 
mit wie wenig Recht so vielfach nur die »Gewohnheit« 
nach ihrem Rechtstitel gefragt worden ist. 

Worin der Gnmd jener Ungleichmdssigkeit des von 
der Forschung an diesem und an jenem Punkt der allge- 
meinen Rechtslehre aufjSfewandten Arbeitsquantums liegt? 

Vielleicht in einem Moment, das nicht bloss hier, son- 
dern an inani her anderen Stelle der allgemeinen Kechtslehre 
seinen inaciitit^en F.infltiss im Guten und im Bösen «r^^'übt 
hat: in einer nicht hinreichend scharfen Scheidung des 
philosophischen und des positiv juristischen Elements. 

Die Rechtsphilosophen haben gefragt, woher der 
Staat sei, und haben die Gewohnheit als Rechtsquelle 
ziemlich links liegen lassen. Die positive Jurisprudenz hat 
das Gesetz als Rechtsquelle unbesehen acceptirt und hat 
«gestockt und gegrübelt bei der Gewohnheit. Und damit 
hat die positive Jurisprudenz eine Arbeit der Rechtsphilo- 
sophie unternommen. 

Dies zei^t sich schon äusserlich darin, dass die Frage 
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nach dem Gewohnheitsrecht so gut wie immer den po- 
sitiven Boden verlies» und die Forscher nicht forschten, ' 
j ob und warum hier oder dort Gewohnheitsrecht ;t^eltr. ' 
j sondern raisonnirten, wieso und warum überhaupt in der ' 
I Welt ( it w (»Imheitsrerht i?elten könne. 

Diesen Mangel kennzrirhnet, indem er dem Veniit n>tf ^ 

Beskf^ers und seiner, von ThOl alsbald so t^iänzenii i 

angefochtenen Schrift über Volksrecht und juristtmrecht > 

gerecht wird, Rudolf Oneist in seiner (lelef^enheitsschrift ' 

»Zur Lehre vom Volksrecht, Gewohnheitsrecht und Ju- < 
ristenrecht« (1885) mit grosser sachlicher Kraft. Er skizztrt 

I einen weiten Plan, wie die Frage nach der Macht der | 

I Gewohnheit in dem positiven Stoif der ganzen germani' ^ 
I sehen Rechtsgeschichte zu verfolgen und der Streit der 

I Theoretiker, aus dem Verständniss des realen Kampfes der ' 

I durch die Jalii hunderte schreitenden Lebensmäc hte heraus, ( 

' 7.U l)eleuchten wäre l.r ntiillt so das ßfanz blasse Ab- ' 



straktum »Volksgeist , wclclies bis in die neueste Zeit | 
sich als Knd- und Grundg^eheimniss der Lehre vom Ge- ' 
wohnheitsrecht zu prä-sentiren pflegt, mit dem modernen | 
Blut socialwissenschaftlicher, speziell socialhistorischer An- 
schauung. 

Möchte ihm hier eine jüngere, auf dem Boden der 
Gesellschaftswissenschaften durch ihren Bildungsgang 
von Anfang heimische Juristengeneration folgen ! Möchten 
wir das erleben ! — 

Aber nach einer andern Richtung scheint die Lehre | 



\on) Gewohnheitsrecht und juristenrecht der Heraus- 
führung aus einem gewissen Nebel der landläufig ge- 
wordenen SchulausdriK k( nicht minder fähig zu sein. F.s 
sieht last so aus , als hätte man, immer nur bemüht, dem 
»Volksgeist' nahe zu kommen und so gleich in das phi- 
losophischste Innere der Materie zu dringen, manches 
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jedenfalls dem Juristen des positiven Rechts Näherliegende 
ttbersprungen, hätte — während die gute alte Zeit der , 
{ Praktikerweisheit z. B. des bayrischen Landrechts nicht 
I müde wurde, dem Richter möglichst positive, detaillirte, 
j oder auch mechanische, HOlfsmittel zur Feststellung der 
I Existenz konkreter (iewohnlieiten aa die Hand /u iifeben, 
i — in dem manchmal wohl etwas mvstischen Zug der hi- 
I storischen SchuU- l)etan^en, gerade die Grenze festzu- 
I stellen oder den Punkt zu betrachten vergessen, wo der 
I 'Volks^eist« lebendig, j^reifbar, applikabel, auf dem ju- 
ristischen Forum leibhaftig wird. 
I Dieser Frage sind die wenigen nachstehenden Aus- 

führungen gewidmet. 

Wenn ich versuche, mit dem höchsten Resjjekt vor 
I rechtsphilosophischfii Untersuchimi{en. dennoch, der Ar- 
^ beitstheilunf^ m-inäss , mich j)rincipiell auf dem eigent- 
lich juristischen Boden zu halten, so darf ich, von philo- 
j sophischen Skrupeln absehend, annehmen, dass die Übung, 
etwa die uralte Übung aller bisherigen Betheiligten bei 
Abschluss und Abwicklung ihrer Geschäfte, eine Macht 

j I) Th. I Cap. 2 § ts. Gewohnheits-Recfat oder Herkommen (Jus 

Consuetudinarium) beruht i™» auf einem solchen Gebrauch, welcher 
i nicht nur den Willen der Gemeinde, sondern nm h dit- (.iiiidslierrschaft- 
' liehe Miteinstiminung muthmaslich anzeigt. Solclicmnach mu&s derselbe 
I vemaofHg, öffentlich, widerbolt, beständig, gleichförmig, und zwar 

in- oder ausser gerichtlich s^. ^» Wird wenigst ein Zeit-Verlauf 
I von 30. Jahren hierzu erfordert, ausgenommen . . . wo es nicht um 
I die Einführunj^ eines neuen, sondern nur um Bestättiu;- oder Erläuterung 
, eines vorigen zweifelhaften Kechts zu thun ist. Und wie nun 4*«' eine 
solche rechtmässige Gewohnheit vim L^is bat, so hebt sie das altere 
geschrieben- oder ungeschriebene Redit allerdhigs auf .... 6*» Soll 
man dris Herkommen, sonderbar jenes, welches gegen geschriebenes 
Recht lauft, nienial .luszudehnen , sondern vielmehr einzuschrenken 
suchen, und wer sich 7'"" darauf beziehet, der soll solches soweit es 
I nicht ohnehin schon kund- und offenbar bt, gnugsain beweisen. 
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Über den Willen der jeuigen und der künftigen Bethei- 
ligten habe. Diese Macht heisse wie sie wolle, — die 
Geschichtsquellen jedes Volkes, jedes Standes sind voll 
von Zeugnissen des Meinens, die mores majoram auch in 
Staatsverfessun^ und Recht seien förder zu befolgen, und 
.sind voll davon, wie schwer jedi-ni Neuerer der Kampf 
j^ei^eii die alte UbuniC i^eniaclit worden ist. Cianz sc hlicht 
gefasst wird da.s Bedürfniss nach Ordnung und Stabilität 
am Knde ausreichen, dieser Kraft einen Namen zu geben. 
Dank diesem Bedürfniss ist für die immense Mehrzahl der 
Menschen das Hergebrachte Richtschnur, Norm — , und da 
die grossen Umwälzungen gerade auf dem Gebiete des 
Privatrechts, soweit wir Kunde haben, ziemlich rar, 
jedenfalls seltener als die Verfassungsumwälzungen sind, 
so leben unter Umständen viele Generationen der Reihe 
nach in der Meinung fort , es sei der Vernunft gemäss, 
Handel und VVandrl des hüij^erlichen Lebens zu jjHej^en 
wie die Väter gethau. Ob eine besondere Erleuchtung 
geschaffen ist, wenn wir dieser Macht, analog wie der 
Ursprung des Staates auf den »Geselligkeitstrieb« zurück- 
geführt worden ist, den Namen irgend eines sonstigen 
»Triebes« schenken, mag dahinstehen. Die juristische 
Frage — und meines Erachtens müsste sie gelöst sein, 
ehe die rechüsphiiosophische gestellt würde — ist schlecht- 
hin nur die; was denn, jenen Stabilitätstrieb (oder wie er 
sonst heissfn soll) als feste Ziffer ins Exempel aufge- 
nommen, die Iii )erlieferte Norm vernünftiger Menschen zur 
wirklichen Keclitsnonn mache. 

Man wirft vielleicht vorher ein: was sie Rechtsnorm 
zu werden qualificire? — und wenn diese Frage vom 
Juristen als noch diesseits der positiv juristischen Grenze 
gelegen erachtet wird, so muss — Debatte über die For- 
mulirung vorbehalten — diese Antwort ausreichen: die 
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Meiniini2f der Bethrilif^tt- n, das Ge^rhäft st-i Kci liisi^eschäft. 
»gehöre der <^uten Ordnung des or}j;anisirten bür*j;erlichen 
(lemeinwesens an, und ihr Wunsch, der starke Arm des 
letztern niiij^e die fragliche Übung <j;leichmässif^ für und 
gegen alle Betheiligten so gut als möglich aufrecht halten. 

Ich weiss, dass das eine nüchterne und ungelehrte 
Antwort ist, — indess ich meine, jeder innerlich einheit- 
liche Kreis menschlicher Bethätigung bedürfe einer Grenz- 
ziehuntr, die ein unablässiges Hinausschweifen derer, die 
mitwirken wollen, in die dünnere Luft der um<j^ebenden 
Atmosphäre hemmt. Wie Naturwissenschaften Vieles ge- 
leistet haben, ohne unablässi«^ an der S( h()j)fimgsgesrhichte 
zu grübeln, dnrf Niemand die Wissensi haft des positiven 
Rechts schelten, wenn sie bei einer approximativen Schätzung 
dessen, was im Kopfe vernünftiger Menschen als zur bür- 
gerlichen Ordnung gehörend gilt, sich zeitweilig genügen 
lässt, — bis etwa die Rechtsphilosophie, die freilich ihrer- 
seits kaum weniger abhangig ist von den Fortschritten oder 
Schritten des positiven Rechts als letzteres von ihr, zu 
besserer, schärferer Grenzziehung Anleitung giebt Denn 
einem Fall des Zweifels, ob eine Obungsnorm sich 
Rechtsnorm zu werden qualiticire, stehen tausend und 
abertausend Fälle gegenüber, wo derartiger Zweifel nie 
aufgetau( ht ist, und wenn gewiss anerkannt werden muss, 
dass der eine Zweifelsfall als Probirstein der communis 
doctorum opinio höchst interessant sei, so ist doch auf 
der andern Seite das Quantum der im Positiven zu 
thuenden juristischen Arbeit so gross, dass auf Grenz- 
gebieten, die nach der Natur der Sache und mit Rück- 
sicht auf den historischen Fluss der Substrate nur 
schmale Hoffnung auf endgültige Erledigung bieten, im- 
merhin eine gewisse Krafterspamiss geübt werden darf. 

Um so eingehender könnte die Prüfung werden, an 
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welcher Stelle die Norm endgültig in den posi- 
I tiv iiiristisclien Gesichtskreis eintrete. 
I M. E. erst da, wo sie durch das Aiisdrucks- 

i mittel des juristischen Begriffs verlaut hart, 
I sichtbar, anwendbar wird. 

I Rechtssätze haben vor Allem Sätze zu sein, d. h. 

Gedanken, in die Gestalt gemeinsamer — irgend einem 
' Kreise gemeinsamer — Begriffe gefasst Rechtssätze sind 
I nicht ohne gemeinsame juristische Beg^^ffe. Normen, die 
I die höchste Qualtfication zu Rechtsnormen besässen, sind 
nicht positive KechtNiioniien, solange diejenigen, dit- ihnen 
nachleben, vielleicht ^cit lange nachleben, nicht das ge- 
meinsame Ausdrucksmittel, den gemeinsamen juristischen 
Begriff oder die gemeinsamen juristischen Begriffe ge- 
funden haben, welche dienlich sind, in allen Betheiligten 
des Kreises, auf den es ankommt, die gleichen juristischen 
Vorstellungen hervorzurufen. Der Kreis, auf den es an- 
kommt, kann ein Juristenkreis sein« So hat sich langsam 
aus dem erst Vagen, Andeutenden der »juris quasi pos- 
sessio« das Feste , Gemeingültige des Kei htshesitzes her- 
ausgebihlet. und dieser juristische Begritt niusste da sein, 
ehe von einem J uristenrecht^ dass Reallasten u. s. w. Ob- 
ject des Besitzes seien, als von einem Positiven Rede 
sein konnte. Oder der Kreis kann ein Laienkreis sein: 
— hier ist es das Rechtssprichwort, die Regula Juris der 
Nichtjuristen, was die vollendete Krystallisation des wer- 
denden Rechts anzeigt. Und was ist die That des Gesetz- 
gebers, der eine Norm, nach welcher der Verkehr ringt, 
um aus der Divergenz der schwankenden Richtersprüche 
heraufzukommen, /um Gesetz erhebt, wenn nicht die 
Fassung des Ain<»rphen in die festen Linien juristisrher 
Begriffer* Oder warum haben bei uns Jahrhunderte lang 
beim Verstummen der Legislative die Juristen die Rolle 
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des Gesetzgebers führen k()nnen, wenn nicht, weil sie die 
Herren und Handhalier des juristisi lu-n Bfi^riffs waren? 

Es «Tfiebt keinen Kechtssatz ohne das Rechts wort, 
und solange die Norm nicht zum Wort gekommen, ist 
sie nicht Recht — so gerecht sie immer sei. 

Man mag das Rechts geschäft zum Vergleich heran- 
ziehen. Nicht der Wille erzeugt den Rechtseffekt, son- 
dern die Willens e rklärung. Sie kann »formal« sein : so 
sind die zwölf Tafeln formal gewesen. Sie kann »aus« 
drücklich« sein, ohne formal zu sein: so sind die Rechts* 
Sprichwörter ausdrücklich. Sie kann »stillschweig^end« 
sein — und hier beg^innen die Schwierigkeiten der Aus- 
legung-, weil hier der flüssi^^e Übergan<; .lus dem Juristi- j 
I sehen ins Vulgäre bej^innt. So kann das Oewohnheits- ! 
recht sich stillschweigend nianifestiren -- und auch hier 
beginnen die Öchwierif^^keiten, weil hier der flüssige Über- 
gang aus dem, was Recht ist, zu dem, was Recht werden 
will und vorläufig erst Brauch ist, beginnt, — Schwierig- 
keiten, von denen frei keine Rechtsordnung jemals sein 
wird, — aber Schwierigkeiten, wie sie überall aufetossen, 
wo ein Lebendiges, manchmal auch wo ein Kunstwerk 
sich gestalten will. 

Die eij^entlich Juristische Rechtsgeschichte ist die Ge- 
schichte der juristischen I-iei^ritTe. Die Kechtwerdun«^ der 
Gewohnheit ist ihrt- h'.inkleidinu' in den juristLschea lic- 
griflf. jaiirhunderte nuitjen verj^chen, ohne dass auch nur 
ein Bauerngut zerschlagen würde oder nur ein Grund- 
stück aitödem Familien erbgang herausfiele : solange nicht — 
und regelmässig werden erst die neuauftauchenden kon- 
trären Tendenzen dazu herausfordern — die Rechtsbegriffe 
der »Geschlossenheit« u. s. f. vor dem Geist der Betheiligten 
sichtbar werden, ist von keinem Gewohnheitsrechte zu 
reden. Ein Volk mag lange Zeit den formlosen Vertrag 

* — * 

109 



Digitized by Co ^v,i'- 



halten wie den formalen : positives Recht ist die Gültigkeit 
desselben erst von dem Augenblicke an, wo der »con- 
sensus« eine juristische Begriffsbestimmung erfährt. 

Woher diese letztere rührt? Sie mag aus der »inter- ( 
pretatio« des jus scriptum entlehnt werden, — schlecht- 
weg- oder modificirt. Möglich aber auch, das erschei- 
nende Gewohnheitsrecht brinj^t seinen Ausdruck selbst | 
mit und diese sehw ierijs^en Fälle sind es, die den feinen 
Uber«ianj^ des Vulj^ärlie«4riffs in den jin istisc Iien sichtbar 
machen. Wie lange ma^ die Tradition »facti« gewesen j 
sein, ehe sie >juris< wurde ? wi( lanp^e mochte der Rechts- 
schutz des pignus schon an dem Thatsächiichen des Habens 
haften, ehe der »Satz« da war, wie das quiritische Pfand 
mittels mancipatio, so entstehe das Pfand des jus gentium 
durch »traditio?« Das deutsche Recht scheint den Ge- 
danken des dem redlichen Erwerber zu gewährenden 
Schutzes, aus unvollkommenem Keime und nach langer 
Übungf. zur juristischen Sichtbarkeit erst an der Hand der 
römischen Usucapionstheorie entfaltet zu haben, — u. s. f. 

Kurz, die Wege, auf denen der juristische Begriff sich 
herausarbeitet, sind verschiedenartig, und sie zu überblicken 
ist vielfach ebenso schwierig als interessant. 

Nicht minder wechseln die Organe dieser (wenn 
einmal das übliche Bild dienen soll) nicht »Zeugung s 
sondern Geburt des Rechts, d. h. des Rechtssatzes. 
Aber — wenn von Zeiten jjerade/u gedankenlosen Da- 
hinlebens, der Antheillosi^keit am öffentlichen V\csen, 
Zeiten des Bankerottes des staatsbürgerlichen Geistes ab- 
gesehen wird — Eines müssen diejenigen, die der Gewohn- 
heit die Sanction als Rech tsgewohnheit aufprägen, im- 
mer sein: juris p rüden tes; — aus dem unbewussten 
Beharren bei dem, was »immer so gewesen« sei, aus der 
Routine, dem Schlendrian, und wie die Titel alle heissen, 
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die der gesunde Geist des Fortschritts der Zähigkeit des 
gedankenlosen Stillstandes beigelegt hat, aus air diesem 
erwächst kein Gewohnheitsrecht. Erst was die Feuer- 
probe einer dem geistigen Niveau des Zeitalters ange- 
messenen lachmässigen V'erarbeitung bestanden und in 
diesem Sinne die juristische Verlaiitt)aruni»; emjjfangcn 
hat, kann als gleichbererhtif^l neben die suj)reine Weisheit 
der Ministerien und Parlamentsmajoritäten zu treten ver- 
langen. 

« 

In diesem Sinn ist alles Gewohnheitsrecht eben 
Juristenrecht, — nur nicht alles ein Recht gerade der 
gelehrten Juristen, die ein Diplom oder eine Bestallung 
in der Tasche haben : — Vorgänger der Doctores utriusque 

juris sind die Schöffen, Vorgänger der Schöffen aber ist 
das Volk selbst. — 

Indem ich von der Sanktion ' s{)reche, die den Brauch 
zum Gewohnheitsrecht mache, streife ich für jeden , der 
in den neuesten Terminologieen. die heute in der > Rechts- 
welt« aufschiessen, bewandert ist, eine Distinction, die von 
bescheidenen Anjßlngen rasch zur Prätention der aller- 
grössten Tragweite vorgeschritten ist : die Unterscheidung 
von »Rechtsinhalt und Rechtsbefehl«. 

Laband unterscheidet in seinem Staatsrecht »im Ge- 
setz einen doppelten Bestandtlu iK die formulirte Reeht^- 
regel und die Ausstattunii derselben mit rechtsverbnici- 
licher Kraft, odei wie man auch sagen kann, den Ge- 
setzesinhalt und den Gesetzesbefehl«. Er will damit 
zwei Momente scharf von einander trennen, die in der 
Lehre vom Rechtsgeschäft ebenso getrennt werden können : 
wer Rechtswirkung beabsichtigt, muss das erklären, 
und wenn auch diese Erklärung nicht immer so selbständig 
sichtbar hervortritt, wie etwa in der Formel uti in his ta- 
bulis scriptum est, . . . ita ju.-» esto, — so sind Inhalt 
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der Erklärung; und Sanktion doch logisch immer 
zweierlei. 

Andere haben nun dieser bei Laband eben nur auf 
das jus scriptum bezogenen Unterscheidung eine unendlich 
grössere Tra^'eite jg^geben. »Diese Scheidung von In- 
halt und Befehl hat eine weit über das Gesetz hin- 
ausreichende Bedeutung für alles Recht; die Einsicht 
in alle Rechtszeugung bleibt uns verschlossen, wenn wir 
nicht in allem Recht den Rechts -In halt vom Rechts- 
Befehl scharf unterscheiden lernen.« So Schultze in 

I 

seiner Schrift »Privatrecht und Process in ihrer Wechsel- 
beziehung.« Die Folge dieser Weitererstret kung aber ist 
bei ihm der Satz: das Gewohnheitsrecht im heutigen Sinn 

I 

sei überhaupt kein Recht. 

Ks ist keine Abschweifung, wenn ich an dieser Stelle ; 
mit ein Paar Worten auf das citirte l^iu h eingehe, denn 
den Zusammenhang der Lehre von den Rechtsquellen und • 
der Lehre vom Richteramt kann Niemand ignoriren. — 
Jener indispensable »Rechtsbefehl« erscheine (heisst es bei 
Schultze) theils als ein genereller, theils von Fall zu 
Fall, — theils für alle betroffenen künftigen Thatbestdnde, 
theils mit konkreter Beschränkung auf den einzelnen 1 
Thatlirst.mil, für dt^ii er gegeben wird. Entsprechend sei 
histori-scii der Civilprocess entwcde-r . Kli rhtsanw endun^^s- 
verfahren^ oder »Rechtsproduktionsvcrfahicn . ■ anti- 
thetisch zugespitzt, dort die lex der Richter, hier das 
Gericht Gesetzgeber: jenes typisch im Legisac- 
tionensystem und im nachdiocletianischen Process, dieses 
im Formularprocess und im mittelalterlichen Schöfien- 
gerichtssystem verbildlicht In der klassischen Zeit des 
römischen Rechts sei die formula der einzige wirkliche 
»Rechtszeugungsakt«; es gebe keine Rechtsquelle mehr 
ak die subjektive Überzeugung des Priktois : das jus civfle 
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sei nicht mehr Recht, weil der »Recht«?befehl« von ihm 

tjjewiclu n, das Kdikt no('h n i i Ii t Kt rlit. weil der g^e- ' 

nerelk' • K\ i ht.sl>efelil» >ii h t r>t dun h die Hadi i.inischc ' 

Zusammenlassuny: auf das-^elbe niederla.sse, Kinen Dualis- ' 

. . . . 1 

mus der Rechts(|uellen f^ebe es hier nicht, weil es» ihn i 

überhaupt nicht geben könne: die Rechtsordnung müsse | 

immer homogen sein. 

Parallel stiehe das mittelalterliche System : die Schöffen 
leisten von Fall zu Fall den »Rechtsinhalt«, der Richter 
den »RechtsbefehU ; das Gerichtsurtheil wirkt in einem 
Akt, was heute die zwei Akte Gesetz und Urtheil thun: 
denn das Mittelalter »hat keine Privatrechtsordnung«, kein 
Recht im aktuellen Sinn , — es hat von beidem nur die 
Vorstellung^, und diese ist zwar eine Mat lit, psv rhologisch, 1 
ethisch, oder wie immer — aber sie ist nicht Recht. , 

Alles dies aus dem einen Gegensatz: Kechtübefehl — | 

Kechtsinhalt ! I 

I 
I 

Über den Dualismus der Rechtsquellen kann man | 
vielleicht a priori verschieden denken, und es wird immer [ 
zu einem guten Theil von der subjectiven Art des Einen 
oder des Andern abhängen, wie er darüber denkt Denn 
als regelndes, gestaltendes Princip, in seinem Produkt be- 
trachtet und in einem concreten Moment gefasst, muss i 
»das Recht* unzweifelhaft einheitlich sein: es ist eine so- [ 
weit Mens* lu-n urthcilcn kvinncn vernünftige i'otcn/ , die 
wir uns formal, im Bilde, auf einen Willen zurückführen; 
ein Wille aber duldet keinen Widerspruch in sich selbst. 

Aber wenn wir nicht das Produkt, sondern die Ma- i 
schinerie, die das Produkt herstellt, ins Auge fassen, wenn ' 
wir nicht fragen, welche Ordnung, sondern fragen, wie 
die Ordnung herrsche, — und ich kann nicht leugnen, 
dass ich für mein Theil diese letztere Frage als die eigent* i 
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lieh technisch juristische begreife — , dann ist nicht ge- 
fordert, dass im Recht jeden Augenblick eine Kraft 
geradlinig wirke, sondern dann erscheint die als fertige, 

von aussen gesehen, einheitliche Rechtsordnung, wenn im 
Werden geschaut, von innen, wenigstens möglicher Weisr, 
als (iie Resultante mehrerer streitender Kraft«-, und es 
fragt sich, diese Möglichkeit einmal zugestanden, bloss, 
ob die Rechtskunde oder die Rechtskunst oder Rechts^ 
Wissenschaft, durchaus nur das einheitliche Resultat zum 
Object nehmend, nur ein einheitiiches System von Sätzen 
statuiren dürfe, um das Resultat als vernünftiges zu be- 
greifen, oder ob die zwei oder mehreren erzeugenden 
Kräfte zugleich zwei oder mehrere Normensysteme dar- 
Ijiften können oder dürfen. 

Fr(Mlich kann unter der Herrschaft der letztem Alter- 
native jeder einzelne Reclitsstreit den ürtheiler vor die 
Gefahr einer Kollision beider Systeme führen. 

Nun sehen wir in der Zwölftafelgesetzgebung viel- 
leicht das Abbild eines homogenen, so zu sagen ruhenden 
Rechtszustandes. Aber weiterhin bis zu Justinian sprechen 
alle römischen Juristen unverrückt von den zwei Systemen 
des ju 1 r )[)rium und des jus gentium, und Justinian be- 
zeugt den alten (Gegensatz, indem er ihn aufhebt. 

Nach der /.ertrümmeruiiL; iles römisclien Keielis ist 
vielleicht die karolingische Ordnung wiederum eine ein- 
heitliche. Aber schon tlas früheste Mittelalter beginnt ein 
allodiales und ein feudales System neben, unter, über und 
in einander zu bauen. 

Die Theorie des vorigen Jahrhunderts glaubt vielleicht 

auf das Corpus Juris eine neue Einheitlichkeit fundirt zu 

haben. Da löst sich der usus modernus aus seiner accesso- 

rischen Rolle los und es tritt neben die Pandekten« das 

.^deutsche Privatrecht* . 

I 
I 

* 
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Ich habe in einer kurzen Ausführung Einiges von 
diesem unvertilgbaren Dualismus nicht sowohl zu ergrün- 
den — das würde weiter führen — als vielmehr nur zur 
Vorstellung^ zu bringen gesucht, und darf vielleicht dort- 
hin lind auf anschliessende und modificirende Bemerkungen 
GiEHKK S (»NaTurrecht und Deutsches Recht , Rektorats- 
rede, verweisen. Nur ein Beispiel sei namentlich 

aufgeführt: das des englischen Rechts. Denn dieses letztere 
weist den Einiluss des Quellendualismus gerade auf Ge- 
richtsverfassung und Process fast unwidersprechlich, hand- 
greiflich nach. Jus und aequum sind hier nicht bloss jedes 
ein System von Normen, sondern haben sich geradezu 
jedes ein von dem des andern getrenntes Oi^an, jedes 
seinen Gerichtshof geschaffen. 

Aber auch die römische Rechtsgeschichte, des Privat- 
rechts wie des Processrechts, erscheint unter der Annahme 
eines wahren Quellendualismus, d. h. unter der Annalinie, 
die einheitliche PrivatrechLsordnung sei nicht bloss eine 
nur äusserlirh in zweierlei Weise - etwa »geschrieben* 
und »ungeschrieben« — beurkundete, sondern sie .sei auch 
getragen von zwei verfassungsmässig anerkannten und in 
irgend einem historischen Moment auch einmal vollkom- 
men gleichrechtskräfdgen Normensystemen, — die rö- 
mische Rechtsgeschichte erscheint unter dieser Annahme, 
um das Bescheidenste zu sagen, wenigstens so plausibel, 
dass es ohne eine gründliche Widerlegung aus den histo- 
rischen Quellen, ein schwerer Entschluss ist, sich von der- 
selben zu trennen. Ich meinestheils sehe insbesondere 
nicht, wie der Btgritl der Exception gefasst werden soll 
ohne Verstellung auf den Dualismus des (Zivilrechts und 
de*^ jH'ätoriM'lu n Rreht>, und icli glaubt* ger.ide in dein 
Recht des Prators, Pxceptionen zu machen, selbst noch in 
der Zeit, da die prätorischen Actionen zahlreich geworden, 
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die principale Signatur der prätorischen Function sehen 

zu sollen. 

Mit andern Worten: iitir i^ilt .lU inarkantc-tr ThätiV- 
keit der nimischen Prätur j^erade die \'ers<>hnun«i der 
beiden streitenden Kechtssystenic für den konkreten Fall. 
Xieht ' Keehtszeugung« .scheint es mir, was die Fonnel ■ 
leistet ; sie leistet, was nachher Justinian, z. B. im Bereich 
des Eigenthumsrechts generell thut, im ganzen Bereich 
des Privatrechts für den einzelnen Fall: die exaequatio 
des alten und des neuen Rechts. 

So verstanden ist da.s jus civile dem Prätor nicht 
wcninfi wahres und aktuelles Recht. »Aktuelles Recht* 
im positiv j u r i s ti s r h <■ n Sinn, - während allerdino^s 
philosophisch gesprochen das »Recht* der klassischen j 
Zeit weder im Civil recht noch im Honorarrecht beschlossen 
ist, sondern sich darstellt als eine dem Auge des Histo- 
rikers offenbare, den klassischen Juristen selbst aber (we- 
nigstens in der Gestalt einer Norm) nicht sichtbare Syn- 
these des Civilrechts und Honorarrechts. Ich sage: als 
Norm nicht sichtbare Synthe«*e, — sondern sichtbar 
immer nur für den einzt Inen Fall, als forma hi. Das 
>Gerecbte* dt s einzelnen Streits ist immer nur in dem 
prälorisihen Interlokut, — aber das »Recht« des einzelnen 
Falls, seine Norm, ist immer ein Zwiefaches, — kurz aus- 
j2:edrückt, andeutungsweise, nicht mit höherer Prätention: 
die A c t i o n des einzelnen Falles hat i h r R e c h t und seine 
Exception hat ihr Recht — aber Recht ist beides des- 
halb um nichts minder, weil in concreto das eine das 
andere aufhebt. 

Die lex oder das jus civile liefert die actio, das jus 
honorariuin liefert dir ex( e])tin - letztere im strengten 
Gegen.satz zu den ipsu »jure* wirkenden Befreiungs- 
thatsachen. ist die lex - unter einfachen Lebensver- 

4 
I 
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hältnissen — scharf auf die Thatbestände zugeschnitten, 
so ergibt steh die actio (die »legis« actio) aus ihr schon 
durch eine tremeinlogische . nicht erst (iinch eine rechts- 
logische Ojjeration. jedenfalls — denn das dogmatisch 
und historisch Ifundamentalwiclitige Verhältniss zwischen 
RechtsbegrifT und Vuigärbegriff kann hier nicht verfolgt 
werden — jedenfalls liefert die lex selbst, unter der ge> 
dachten Voraussetzung ohne besondere Scihwierigkeit, den 
Obersatz des Syllogismus, dessen Konklusion die intentio 
ist. Wenn irgendwo alles Recht einmal Gesetzesrecht wäre, 
so wäre — da die in der lex selbst etwa j»emachten Aus- 
nahmen nicht Kxce|)tion, sondern in Wahrheit nur Limi- 
tation sind, j«"de netensiun nur Klagheniängelung, ino- 
tivirte Weigerung, der unvollständig citirten Satzung nach- 
I zuleben. Soll aber der Begriff »exceptio« statt als blosser 
j Hinweis auf einen Feliler in der klägerischen Konklusion, 
j statt als blosse Aüegation etwa eines vom Streitgegner 
I übersehenen besondem ^restringirenden Paragraphen der 
I lex, soll das Wort statt dessen als Bezeichnung eines selb- 
[ ständigen Faktors, soll es als ein wahrer Rechtsbegriff sui 
generis verstanden werden, so muss der Quelle des Rechts 
der Ansprüclie eine Quelle des Rechts der Kxrep- 
tionen gegenübertreten*). Nimmt erst die lex die De- 



i > Ich überselu- nicht, dass auch dt i Inhalt einer.^lex imperfecta 
der konkreten Erhebung zur Rechtskraft durch die »Exception bedarf; 
iiide^ man wird gern zugeben, dass dieser Weg, den Inhalt eines Ge- 
setzes wie etwa der lex Cmcui 2ur Geltung ta fiahren^ eine ^ngula» 
ritflt ist, bei welcher der Gesetzgeber sich einmal des nicht durch die 
lex <:reschaffenen und principaliter nicht der lex crcmfissen p rät o Ti- 
schen Weites ausnahmsweise bedient. — Der Zusamnicnluing im Text 
legt die Frage nali, ob es irn heutigen Recht noch »Exceptionen« 
gebe. Ich machte ganz limltiit antworten : auf wechselrechtHcbem Ge- 
biete, ja! Denn es giebt dort Einreden, die »ipso jure«, d.h. ipso jure 
cambiali, anspruchzerstörend wirken, und andere, die praktisch 
analoge Wirkung »ausnahmsweiäie« üben. Verallgemeinert würde das, 
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fensionen ausnahmslos in sich auf, so hat es mit der >Ex- 

ception- tin Kndc. 

I 

Doch (lies nur beiläufig^. Denn vielleicht oiht das 
Wenige, das in Vertheidi^-unt^ der hcutijjen Meinung, dit- I 
als Rechtsquellen Gesetz und Gewohnheit anerkennt, noch 
• Sfcsagt werden soll, zui^l« ich einige Aufklärung über die 

I 

Stelle, die der Prfltor in dem Kapitel von der »Rechts- 
zeugung« nach meinem Veiständnisse einnimmt 

Gibt es eine autoritative, imperative Bildung des ^ 
Rechtsbegrifl^? öder ist es selbst der lapidarsten Gesetz- 
gebung gegenüber dennoch nur der, sei es vorher, sei es | 
nachher, langsam arbeitende specifisch juristische Geist der | 
p rüden tes, der denselben aus einem gegebenen Roh- 
material herausmodt Hirt? ' 

Autgal)f df> organisirten (ienieinwfst ns ist, sein Kecht 
zu ve r s i c h t ba r e n. W'ie für jede andere Funktion, so 
sind auch für diese die Organismen auf niedrigerer oder 
• auf höherer Stufe der Entwicklung, (^der es mag, weil 
die Entwicklung schwerlich auf allen Punkten gleichen 
Schritt hält, derselbe Organismus einen Theil dieser 
Funktion wahrnehmen durch Organe, die einer höhem, 
einen Theil durch Organe, die einer niedrigem Stufe 
angehören. Entwicklung aber heisst Differenzirung, Fort- 
schritt der Arbeitstheilung. 

Die staats])hilosophis< hc Anx ii.iLiung des vorigen Jahr- 
hunderts in der (icstalt. in welcher sie auf französischer 
Seite zur Herrschaft geführt worden ist. hat mit ihrem 
Princij) von der Theilung der Cic walten die formale Le- 
gislation für das einzige Organ in Staat und Gesellschaft 

I 

an den (jedankenjjany; di-s Textes anschliessend hcisscn : Tilinlich wie 
ehemals jus civile und |u^ «gentium iniichten heute vielleicht jfcwissc 
aSpccialrcchtci und das 'alls^emeinc Civilrecht« stehen, — aber damit 
wären wtederum neue Fragen angeregt. 

* Ä 
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j erklärt, durch welches Recht aufgeistellt werde, hat die 
ihrer Meinung nach niedrif^ere diffuse Manier der Norm- 
setzung durch die >Gewohnheit« grundsätzlich und ver- 
fassungsmässig negirt. Indem man dem Volk einen seiner 
zeitigen Anschauung entsprechenden Kodex und einen 
modernen Richterstand gab, war die langsam wachsende 
und unscheinbare Pflanze des in der »Volksüberzeugung« 
beruhenden Rechts leicht unterdrückt — oder (was keine 
uninteressante Untersuchung wäre) ignorirt 

Ein mehr zu fürchtender Konkurrent der allein mit 
dem Satzungsnioiiopol nus«ifpst.itteten Legislative war die 
richterliche Gewalt, und l>ekctnTit1ich ist seit der F.rricli- 
I tung des französischen Kassationshofs die nicht immer 
I gleiche Kegelung der Stellung dieser Behörde doch darin 
I im Wesentlichen ohne Wandel geblieben , dass man ihr 
' das formale Recht der authentischen Auslegung conse- 
quent vorenthielt, nach Möglichkeit selbst soweit nur der 
' konkrete Fall reicht Das formale Recht: denn wieviel 
anwendbares französisches Civilrecht materiell im Code 
und wieviel materiell in der Präjudtciensammlung steckt, 
darauf lautet die Antwort vielleicht anders. 

Aber ohne bei Beispielen /u vi rwrilrii . (h i positiv 
juristische Unterschied zwischen ( »esct/t ^rei ht und Ge- 
wohnlicitsn i^ht ruht darin, dass das (iesetzesrecht seine 
Versichtbarung durch ein gemäss durchgeführter Differen- 
zirung der staatlichen Thätigkeiten eigens dieser Function 
dienendes Organ erhält, während das Gewohnheitsrecht 
seine Versichtbarung erhält, um bei dem oben gebrauch- 
, ten Ausdruck zu bleiben, in gewissem Sinne diffus, durch 
nicht zu dem express geregelten Staatsmechanismus ge- 
hörige Organe, oder wenn durch solche, dann doch 
nicht derart, dass dieselben ausschliesslich oder ausdrück- 
lich gerade dieser Function dienen. 

i 
I 

^x- . » n 
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Manitestant des Gewohnheitsrechts kann der Rich- 
ter sein, die »Praxis*, kann der Theoretiker sein, die 
»Doctrin«, kann auch der private Interessent oder der 
ihm dienende Notar .sein: aber auch dieser letztere nur 
als juris prudens, als des Rechtes Bewusster. Der Richter 
formulirt die Rechtsgewohnheit zum Gewohnheitsrecht im 
Urtheil, der Anwalt formulirt sie in der Klajje. Der 
Theoretiker formulirt sie, wie jene beiden mit der Tendenz 
der Konkretisirung für den That]>i!stand, so seinerseits mit 
der Tendenz der Generalisirung durch Scheidunfi: des 
reinen Rechtssatzes vom Thatsächlichen, formulirt sie ab- 
strakt im Lehrsatz. Aber auch der Interessent formulirt 
die Rechtsgewohnheit zum Gewohnheitsrecht: im Rechts* 
geschäft. 

Sie alle arbeiten an der Formulirung, ohne welche 
kein Rechtssatz ist, alle in einer Art freischaffender Thä- 

tij^keit, zugleich aber jeder der Kritik de>; andern unter- 

than — und deshalli liefern diese freien Or«2:an(» nicht so 
schnelle Arbeit als die Ge^setz^^ebungsmaschine: aber 
feinere. 

Ich halte die mehr^^cd.u litt Tiiterscheidung »Inhalt — 
Befehl« für eine bloss dialektische. Materielle Consequenzen 
sind aus ihr nicht zu ziehen. Wenn sie zur Leugnung 
des Gewohnheitsrechtes führen müsste, wäre sie falsch. 
Der Sanktion bedarf allerdings jeder Rechtssatz : aber 
während, worin Labaxo ohne weiteres beizutreten ist, die 
Sanktion des ( resetzesrechts s t a a 1 1 i h e r Befehl ist, 
ist die Sanktion di > ( .cw nlmheitsrechts t c c h n i s Ii - j u - 
r i s t i s c h e F o r m u 1 i r u n i^. Diese Formulirung liefert 
dem ausserhalb der engeren Kreise desjuscivile im freien 
Verkehr der antiken Gesellschaft waltenden jus gentium 
die klassische Prätur. »Befehlen« können musste der 
Prätor zu diesem Zwecke allerdings: — aber, nicht den 
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einzelnen Träger des Amtes, sondern die von bleibendem, 
gleichmässigem Geist erfüllte Institution ins Auge ge> 
fasst, ist es nicht der »Befehl« — denn wie mancher 
Präturbefehl ma^ im nächsten Jahr Gejü^enbefehl erhalten 

haben — was für den Erfolg der prätorischcn Tendenz 
entscheidend war, .sondern der enünente juristi^iche Ver- j 
stand dieser prudentes, der die scharf erkannte Verkehi-s- ' 
Übung in die festen Linien des i^echtsbegritfs fasste und | 
so im eigentlichen Sinn schwarz auf weiss zum Rechts- 
satz »formulirte<. Hadrian pflückte nur die reife Frucht: 
denn die Legislative wäre nicht im Stande gewesen, den 
Postulaten des unablässig wechselnden Verkehrs so 
schmiegsam nachzukommen, wie dies die von der Ma« 
gistratur geleitete Gewohnheitsrechtsbildung vermochte. 

So erblicken wir in der Römischen Rechtsgeschichte 
die Lichtseite eines Verfassungszustandes , der einer- 
seits Rechts|)rechung und Rechtsatzuno nicht doktrinär 
auseinanderreisst, andererseits aber Gesetz u n d Gewohn- 
heit, jedes auf seinem Felde, ebenbürtig in lebendiger 
Thätigkeit erhält. 

In der Rechtsgeschichte unseres Vaterlandes tritt uns 
die Schattenseite entgegen. Das deutsche Recht 
unterlag am Ausgang des Mittelalters, weil auf der einen 
Seite die Gesetzgebung versiegte, auf der andern aber 
die Gewohnheit, der Zucht und Kunst einer echten Ma- 
gistratur beraubt, widerstandsunfähig von dem Strome der 
Romanisirung fortgerissen wurde. Die Schöffen sind von 
Hause aus die eigentlichen Vertreter des Gew()linheit>- 
rechts, viva vox der alten (Jlnniij^. rechtsprechend und 
satzend zugleich. Aber weil m deni Autlösungsprocess, 
der das Reich verzehrte, der wahrhaft juristische Geist 
der Ordnung und der kunstmässigen Formulirung ver- 
loren gegangen war, so unterlag die alte nationale Übung, 

^ 
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welche die feste Form des bewussten Rechtssatzes, so wie 
es Noth gethan hätte, nicht gefunden hatte, vor dem An- 
prall des römischen Rechtes, dessen fachmännische, künst- 
lerische Vollendung dem Staube eines Jahrtausends zu 
trotzen im Stande war. Ja, die innige VerMndun«^ von 
Rechtsprechun}4 und Satzunijf. der das römische Recht | 
einen grossen Theil seines Ruhmes verdankte, wurde dem 
deutschen Rechte doppelt verhänja^nissvoll : gerade weil 
unter der hergebrachten Schöifengerichtsverfassung der | 
Rechtssatz immer nur im Urtheil sichtbar wurde, deshalb 
konnte es geschehen , dass auf dem Berathungstisch der 
Gerichte das Cor]Dus Juris schon fast die Alleinherrschaft er- ' 
run^^^en hatte, in dem Augenblick, als das Volk erst merkte, 
es gehe eine Umwälzung in seinem Rechte vor sich. — 

Den gesunden und heüvoUen Process der Rechts- ! 
bildung einer Nation umlauern, wenn auch in wechselnden 
Erscheinungsfonnen, und heute hier, morgen dort die. Waffe ' 
einsetzend, unablässig die gleichen Geiahren. Harmonische 
Ausbildung aller Organe und vorurtheilslose Freigebung 
aller zum Guten strebenden Kräfte ist die einzige Gewähr 
überdauernder VV' iderstandsfähigkeit. M(>ge aus dem Schatz 
historisrhi r iiiUcnniniss Lehre gezo^-en werden, rhr dem 
üljerstt igrrten >Willen des ( Vsetz<j:< i k'i> dit treischöpfende ' 
Thätigkeit am Recht zum Opfer fällt; — möge besonders 
klar erwogen werden, ob das Gemeinwesen in einer dem 
Rechtsleben mit eigener Gestaltungskraft gegenüberste- 
henden rechtskundigen Magistratur bessere Diener habe^ i 
oder in einer lediglich auf den iRechtsbefehl« und den | 
»Fluss der Legislative« harrenden Schaar blosser Aus- ' 
fOhrungsbeamten. ^ 

_ . ^ 
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Die strafreclLtliclLe Haftung des 
Terantvortliclien Kedakteurs. 
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Das Reichsff(\sctz über die Presse vom 7. Mai 1S74 
hestimmt in i; 20. dass die strafrei htliehe \'( rantw orllicli- 
keit für die durcli den Inhalt von Druckschriltcn l>c^an- | 
genen strafbaren Handlunjyfen nach den allgemeinen Straf- 
gesetzen zu beurtheilen sei. 

Nur für den verantwortlichen Redakteur 
periodischer Druckschriften wird insofern eine 
besondere Bestimmung getroffen, als dieser ohne Weiteres 
als Thäter der in seiner Zeitung oder Zeitschrift ent- 
liallenen Delikte «gelten und bestraft werden soll, wenn 
nicht die A n n a Ii ni e seiner T h a t e r s c h a f t d u r c h 
besondere Umstände a us>j^eschlossen wird. 

Ausserdem können nach ^ 21 des genannten Gesetzes 
gegen den Redakteur sowie gegen einige andere, an der 
Herstellung oder Verbreitung einer Druckschrift bethei- 
ligte Personen besondere Strafen verhängt werden, wenn 
dieselben bezüglich des in der Druckschrift enthaltenen 
Delikts zwar weder der Thäterschaft noch der Theilnahme 
nach obigen Grundsätzen, wohl aber einei» fahrlässigen 

^ 
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Verhaltens sclmldii^ cischtMiien, welchf^r Haftunii sich je- ^ 
doch jeder derselben durch den Nachweis eines anderen | 
vor ihm Betheiligten (eines sog. Vormannes) entziehen 
kann. ' 

Mit diesen anscheinend einfachen Sätzen war für | 
Deutschland ein jahrzehntelanger Kampf um die beste j 
Regelung der Verantwortlichkeit bei Pressdelikten — der , 
wichtigsten, schwierigsten und bestrittensten Materie des 
ganzen sog. Pressrechts — zum Abschluss gebracht An ^ 
die Stelle von 27, in ihren Bestimmungen (iberaus diver- 
«jirenden, fast alU^ denkbaren Möglichkeiten ei--« hrtptenden 
Partikulari^eset/en war für das i^anze Reieh . mit Aus- 
nahme von Hlsass - Lotlirint^en , ein einlieitliehes System 
o^etreten ; und zwar ein System, welches von sachkundio:er i 
Seite allen vorhandenen wie früheren Gesetzen gegenüber 
als das beste und ^gerechteste gepriesen worden ist ' ). 

Der Wirksamkeit dieser Errungenschaften in der 
Praxis sind jedoch erhebliche Schwierigkeiten in den Weg 
getreten. Bei der Auslegung und Anwendung der oben 
angeführten Gesetzesbestimmungen hat sich gezeigt, dass 
der Inhalt derselben nicht so zweifellos, ihre rechtlichen 
Konsequenzen nicht so sicher zu bestimmen seien, wie es 
auf den ersten Blit k wohl tjesi hienen haben nioclUe. Ins- 
Ixxmdt rc jrilt dies von den die Haftunjr des verantwort- 
liehen kedakteurs perioclischer nruckschritten rey^elnden 
Sätzen : i^erade bei ihnen haben sich Zweifei und weit- 
gehende Meinungsverschiedenheiten ergeben. Die Gerichte 
schwankten hin und her, anfänglich auch das Reichsge- 
richt; und wenn dieses auch neuerdings den Versuch ge* 
macht hat, in ausführlicher Begründung die Bedeutung 

1) F. ü. V. St-HUAKZK, (las Kcidis-Prcssgcsctz v. 7. Mai 1874, Vor- 
rede zur 2. AulUigc (.1X85). 
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der §§20, 31 des Pressgesetzes für die Rechtsprechung: 

dauernd zu fixiren so konnten doch die ??ep:en die hier 
vertretene Auffassung sprechenden Bedenken rler Theorie 
dadurch um so vveniijer btseiti^^t werden, als die Aus- 
le.L;un<j > K'eichsi^ericlits zu praktiseJien Konsecjuenzen 
tiilirt, welche dem vom Gesetz an die Spitze «gestellten 
Prinzipe, der Anwendung der allgemeinen Strafrechts- 
sätze, bezüglich des verantwortlichen Redakteurs aufs 
schärfste widersprechen, und welche — um mit Jaques *) 
zu sprechen — denn doch jeden Juristen innerlichst re- 
voltiren müssen. Nach der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts würde ein Redakteur, in dessen Blatt während 
seiner Abwesenheit und ohne sein Wissen etwa ein Staats- 
geheimniss publicirt worden ist, wegen Landesverraths 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren zu bestrafen sein ! — 
Es ist behauptet worden , dass die ani;eführten l^e- 
stimmungen des deutschen Fressgesetzes einen inneren 
Widerspruch in sich enthielten, und dass hierin der Grund 
für die Schwierigkeiten ihrer Handhabung läge Das ist 
wohl nicht richtig. Richtig aber ist, — und darin ist 
der wahre Grund jener Schwierigkeiten zu erblicken — 
dass das Gesetz von Hause aus nicht klar gedacht worden 
ist, dass die beim Zustandekommen desselben betheiligten 
Faktoren — wie diese z. Th. selbst zugegeben haben und 
wie die Reichstagsverhandlungen deutlichst erkennen 
lassen sich die rechtliche Bedeutung und Tragweite 
des \i>n ihnen aufgestellten Systems nicht genügend ver- 
gegenwärtigt haben, das-- man tastend über Fassungen 
und Ausdrücke stritt und entschied, deren Begriti und 

I ) Urtlieil vom 22. April 1S87 (Entscheidungen des Keicbsgehchts 
in Stralsachen, XVI S. 16—24). 

2) Verhandlungen des ra deutschen Juristentags, U S. las 

3) V. LiszT, Lehrbuch des Osterr. Pressrechts S. 312 Anm. l. 
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gegenseitiges Verhältniss verhüllt blieb; kurZf dass man 
I dabei mehr von einem dunklen Drange als von einem 
klaren Bewusstsein des zu Erstrebenden geleitet wurde 
Die Folge davon ist, dass man nun zum Vers^ndni«is; 

! unseres Clesetzes zwar vielleicht eine dunkle Tendenz, 
nicht atu r. was unserer Jurisprudriiz so häufig als let/tr- 
Aiisknnti>iiiitt(*l l'ei der Auslegunji^ von Strafgesetzen 
dienen nuiss, den Willen des (i ese t z g e b e r s zu Hülfe 
rufen kann. Denn ein solcher Wille, der vor allem 
wissen muss« was er will, ii»t hier überall nicht vor* 
banden. i 

Jene Tendenz aber, den dem Gesetzgeber vorschwe* 
benden, aber von ihm nicht klar eifassten Rechtsge* 
danken zu erkennen, dazu bedarf es einer etwas breiteren 
und tieferen Grundlage, als sie bislang der Erläuterung 
des Gesetzes gegeben worden ist. Vor allem ist das Ge- ' 
setz in ~.fhu-in h i > l u r i > c Ii c ii Z u s .i in la c n h a n g e zu ' 
erfassen ; «.>. ist hinter den uiouientanen (iesetzgcbcr zu- 
rückzugehen auf den im (besetz r t- z i p i r t en recht- 
lichen Cie danken, wie er sich in der ?'nt\vicklung der ^ 
I Verhältnisse, aus den rechtlichen Bedürlnissen der Be- 
j theiligten sowohl wie aus den bisher zu deren Befriedi» 
gung eingeschlagenen Wegen und den mit diesen ge- 
machten Erfahrungen herausgebildet, und sich hier nun ' 



1 1 X'ix!. ( VrKKR in 0)i rmMMi K s Ak liiv 1.S78 Band 2(> S. 250 f. : auch 
HoNHiMANN, die Verantwürtiiclikeit de* Kedakteuis iiitch dtm KG. 
über die Presse, S. 2 ff. -- Die bewiusten und unbewussten 

Widerspruche, w t l( In in den Reichfttagsdebatten allen^albeo, bei Ab> 
m ordnttfii wie l»f_i l\V-jii<Tun«;,svertiftL'ni . zu Tatjc traten, wurzelten 
weni'^cr in (kn \ er.Ni liicdcnen l'ondi'nzcn, ilic sie!) bei der Meralliung 
des Gesclze.s geltend uiatliten, ids vielmehr darin, du-ss man bei der 
allseitig herrschenden Unklarheit Aber die rechtlichen Begriffe» mit 
denen man operirte, sich gegenseitig, ja tlieilweise sich selbst nicht 
verstand. 
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in den gesetzgebenden Faktoren des Reichs > als seinen 
freilich nur unvollkommenen Organen, manifestirt hat. 

In dieser Richtung dürfte eine erneute Untersuchung 
der strafrechtlichen Haftung des verantwortlichen Redak- 
teurs periodischer Druckschriften wohl am Platze sein. Ihr 
Ziel ist : K 1 a r s t e 1 1 u n <j[ u n s c r c s e 1 1 c n d e n I^i e c h t s. 
und i l.tinit B f r s t i u n und SichciunjLj un?ieres. 
trotz der tiiihtitliclicn Geset/iirlnm«^ , wieder ins 
Schwanken gtsrathenen öttcntlichen Kcchts- 
zustands. 

Und wenn um die Sicherun«:: d( > Dffentlicln n R(h lits 
in Deutschland unter den Mitlebenden sich Niemand 
grössere Verdienste erworben hat als Rudolf v. Gnbist, 
so darf dieser bescheidene Beitrag zur Erreichung jenes 
Zieles vielleicht würdig erachtet werden, ihm zu seinem 
Jubeltage in verehrungsvoller und dankbarer Gesinnung 
dargebracht zu werden. — 

Wir betrachten zunächst den Begriff des verant- 

wort Hellen Redakteurs, wie ihn das Gesetz seinen 
1 )t •>( >ndi ren Bestimmunj^en iilx^r die .-Hiralieelitliehe Haf- 
tung bei Pressdelikten zu tirunde lej^t, um uns .-.udann 
zur Untersu< hung dieser strafrechtlichen Haftung 
des Redakteurs selbst zu wenden. 




I 



I. 

Der Begriff des Terantwortlichen Redakteurs. 

§ I. 

Bei keiner Gattung strafbarer Handlungen begeg^net 
die Feststellung des einzelnen Deliktsfalles grösseren 
Schw ieri<2:keiten. als bei dt njenigen, welche in der rechts- 
widrigen Äusserung oder Mittheilun}^ eint^s ))estiinmten 
Gedankeninhalts bestehen. Abgesehen von den Subsum- 
tionsschwierigkeiten, welche in der ül)eraus grossen Nüan- 
ctrbarkeit der Gedanken und der Schwierigkeit, dieselben 
gesetzlich in abstrakte Kategorieen zu fassen, ihren Grund 
haben, stösst hier auch die Feststellung des blossen Fak- 
tums, der Beweis, gar leicht auf grosse Hindemisse. 

Die^se Delikte sind, wenn die Äusserung unmittel- 
li.ir erfolgte, in hervorragender Weise farti transeuntis: 
sie las-Nen keinerlei äussere Sf)uren zurück, ihre Kausalität 
ist äusserlich nicht walirneiinibar, mit dem gesprochenen 
Wort gehören sie durchaus der Vergangenheit an. Da- 
gegen ist bei dieser Begehungsweise der deliktische Vor- 
gang wenigstens der gleichzeitigen sinnlichen Wahr- 
nehmung zugänglich, und der Beweis daher dann zu 
erbringen, wenn eine solche gleichzeitige Wahrnehmung 
durch Zeugen stattgefunden hat. 
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Anders, wenn die strafbare Gedankenäusserung unter 
Vermittlung einer körperlichen Fixirun«; des zu äussern- 
den Gedankeninhalts ^ vermittelst einer vorherigen Auf- 

! zeich nun desselbt n ire.schehen ist. Hier bildet die 
I Aufzeichnungf die dauernde VerkörperunG: , das Corpus 
I delicti, aus welcher der objektive Bestand dieses De- 
1 likts jeder Zeit wieder erkannt werden kann. Dagegen 
I treten hier neue Fährlichkeiten der Erkenntniss des sub- 
I jektiven Thatbestands , der Thäterschaft entgegen, 
und diese gerade machen sich in der Rechtspflege um so 
t empfindlicher geltend, je sicherer hier die Thatsache, dass 
I ein Verbrechen von irgend Jemand begangen ist, aus 
dem Inhalte dt-r Aufzeichnung; selbst sich ergiebt. Kühn 
die Aufzeichnung unmittelbar von Menschenhand her, so 
werden sich aus der individuellen Beschatitnhcit der 
Hand- und Schriftzeichen immer noch Anhaltspunkte für 
die Ermittlung des Anfertigers uud damit regelmässig 
auch des Verfassers wie des Kundgebers gewinnen lassen. 
Aber auch diese Anhaltspunkte entfallen, wenn die Ver- 
körperung des rechtswidrig geäusserten Gedankens nicht 
durch Handthätigkeit , sondern unter Benutzung der 
Druck erpresse oder sonstiger mechanischer oder che- 
mischer Mittel, als eine »Druckschrift« im Sinne des 
§ 2 unseres Press^eset/e-s , her«iestellt worden ist: wenn 
es sich um ein Prt^ssdelikt handelt. Hier hat das Cor- 
pus delicti alle subjektiv-individuellen Bezüge abgestreift; 
es verleugnet seinen Ursprung und erscheint fast wie ein 
Gedanke ohne denkendes Subjekt. 

Vorausgesetzt bei dem Vorstehenden ist, dass die 
Druckschrift anonym auftritt, ohne Angabe ihres wahren 
Autors. Allein in dieser Anonymität selbst liegt nicht der 
(irund, waiuiu die l-".rniittlung des Thaters bei Press- 
deiikten grösseren Schwierigkeiten begegnet, als bei an- 
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deren Delikten: auch andere Delikte werden anonym be- 
gangen ; Mörder, Diebe, Falschmünzer u. w. pflegen bei 
Begehung des Delikts nicht ihre Visitenkarte abzugeben. 
Das Entscheidende, im Gegensatze zu anderen Delikts- 
gattungen, liegt vielmehr darin, dass bei Pressdelikten 
gerade die zur Begeluin«^ — zur Konzeption, Verkörperung, 
Verbreitiini*- des Gedankens — erforderhche subjektive ^ 
T h a t i ^ k c i t sich meist ebenso jc(hT i^hnt h/citii^en Wahr- 
nehniun«; durch Nichtbetheilij^te entziehen, wie ohne blei- [ 
bende Spuren — abgesehen von dt in objektiven Press- | 
erzeuijniss selbst — vorüber«i^ehen, und dassi tlamit jede 
Bemühun}^ um I'» ststellung tler subjektiven Thäterschaft 
eines objektiv sicheren X'erbrechen.s meist von vorn herein 
eine vergebliche sein wird. Sind, wie es die Kegel ist, 
an der Begehung solcher Delikte mehrere Personen be- 
theiligt gewesen, so ist es dann, eben in Folge hiervon, 
natürlich auch nicht möglich, deren Kinzelantheile an dem 
Delikt auszusondern und zu begrenzen. ^ 
Die Beweislosij^keit hinsichtlich des sub- ' 
jektiven 1" h a t b e s t a n d.s (uml handelt sich dabei ' 
nitlitblu.^ um die innere \'erschul<lun<;) hv\ feststehen- 
d e m o b j e k t i \" n T h a t b e s t a n d b i 1 d c t tl a s H a u p t- | 
Charakteristikum der sog. Pressdelikte. Der j 
Beweis aber »ist der Preis, um den allein die Rechte pro- . 
zessualisch zu haben« d. h. praktisch geltend zu machen ' 
sind. Je störender daher eine Deliktsgattung in die Rechts> j 
Ordnung eingreift, je wichtiger es erscheint, dass dieselbe 
nicht in grassem Umfange straflos gelassen werde, desto ; 
mehr wird es der Staat für seine Aufgabe erachten müssen, [ 
far die Erleichterung und Sichenni^^ des Beweises bei , 
diesen Delikten und damit für die Krmöglichung ihter | 
Hestratung Si>rge zu tragen. j 

l) jHEttiNU, Geist des rOmischen Kechts Iii S. aoi. | 
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So zielen denn auch fast alle Vorschriften, welche die 
; staatliche Gesetzj^ebung seit Aufkommen der Buchdrucker- , 
kunst speziell für die Presse erlassen hat, — soweit sie , 
nicht rein präventiver Natur waren — darauf ab, für den 
Fall eines durch die Presse beganj^enen Delikts den an r 
sich kaum erbring'baren Beweis der subjektiven Bethel- i 
li^un^, der Thäterschaft i. \v. S., durch besondere Mass- ' 
j re^^ehi zu ernn>*;liclicii, die F.rinittliiiiL; und Überführung^ 
bestimmter schuldij^er Personen sicher zu stellen. In 
I dieser Beweiserleich terun^j und Strafsiche- . 
I rung liegt der G rundgedanke der gesammten 1 
j Pressgesetzgebung von den ersten Anfängen 

bis auf unsere Tage. Ja selbst die Censur verdankt { 
ihre Entstehung und Ausbildung im letzten Grunde der 
aus der Erfahrung geschöpften Empfindung, dass es eben 
wegen der Schwierigkeit nachfolgender Ermittlung und 
K\'|)iession besser sei »occurrere in tempore, quam post [ 
exitum vindicare». Der Staat will das zukiintti^e Ver- , 
brci iit n verhüten, weil er sich nicht zutraut, da> be- • 
^angene sicher fassen und deuiKemäss treffen zu können, 
weil er des Verbrechens sonst nicht Herr zu werden 
I fürchtet. Überall sind es stra 1 prozessuale Gesichts- 
punkte, welche auf diesem Gebiete massgebend sind. 



Zu den die Ermittlung der Schuldigen erleichternden 
Massregeln gehört seit Alters die polizeiliche Vorschrift, 
dass auf jedem Druckwerk der Name gewisser, an der 

Herstellun«4 und N'enitientlit hull^ dess<-lben betlu iii^tt. r ' 
Personen, »owie der Herstellungsort angegeben werde j 

I) Scluin der Keichsabscliicd v. 1530!; 58 verlangt, dass nichts ge- 1 
druckt werdi', „es sey dann des truckers nahmen und zunahmen, auch ' 
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Die Anonymität (und Pseudonymität) der Presse wird bis 
zu einem gewissen Grade untersagt, um im Falle eines 

W'i lirechcns alsbald aus der Druckschrift selbst die Per- 
Mnn des oder der SchuUli^eii (erkennen, bezw. Anhalts- 
punkte und Mittel für deren Austindigmachung gewinnen 
zu können. 

In diesem Sinne ist auch in § 6 unseres heutigen 
ReichS'Pressgesetzes angeordnet , dass auf jeder im Gel- 
tungsbereich desselben erscheinenden Druckschrift — mit 
gewissen, in Abs. 2 bezeichneten Ausnahmen — der Name 
und Wohnort des Druckers und, wenn sie f^ir den 
Buchhandel oder sonst zur Verbreitung^ hotiiuuu ist. der 
\anic und Wohnort des Verlej4;eis »ienannt sein inu>>. 
Ausserdem müssen nach >5 7 des Gesetzes periodische 
DriH kschriften, d. h. solche Zeitungen und Zeitschriften, 
welche in monatlichen oder kürzeren Fristen erscheinen, 
auf jeder Nummer, jedem Stücke oder Hefte den Namen 
und Wohnort des verantwortlichen Redakteurs, 
bezw. der mehreren verantwortlichen Redakteure enthalten, 
sofern solche je für einzelne Theile der Druckschrift 
speziell bezeichnet werden. 

Khp wir uns zu dem uns hier hauptsächlich intcres- 
sirenden liegritle des verantwortiiclien Redakteurs wenden, 
sind einige Bemerkungen über Drucker und Verleger 
voranzuschicken. 

Drucker und Verleger sind beides Personen, 
welche bei dem Vorgange der Anfertigung und Ausgabe 
der Druckschrift einen bestimmten aktiven Antheil ge- 



die Stadt, durinn sulches getruckt, mit niihmliclien Worten diirinn gesetzt*' 
Die folg^enden Reichsgesetze erfordern dann ausserdem noch den 
Namen des Autors, Dichters oder Erfinders ; vgl. KTO. v. 1548 Tit. 54 
§ I, von 1577 Tit. 35 § 2, KA. v. 1570 § 156, Kaiserl. £dikt v. 18. Juli 
1715 (N. Saumilung der KA. IV S. 336 i.}. 
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nomnuMi lialien. l-'s >ind, so zu sa^en, historische Per- 
sonen. Drucker ist derjeni^^^e , welcher die erschie- 
nene Druckschrift thatsächlich gedruckt hat, bezw. 
durch die von ihm dazu berufenen und angestellten Per- 
sonen hat drucken lassen. Verleger ist derjenige, 
welcher die fertig gestellten Exemplare der Drudeschrift 
zuerst behufs Kundgebung ihres Inhalts an Dritte aus 
den Händen gegeben hat, bezw. durch seine Leute 
hat ausgeben lassen, welcher das erste Erscheinen 
der Druckschrift bewirkt hat, gleichgültig, ob er dazu be- 
rechtigt war oder nicht. \\ ir konnten den Verleger, ent- 
sprechend dem französischen tdittttr^ als den Heraus- 
geber bezeichnen, wenn wir den Ausdruck »herausgeben< 
in unserer Sprache nicht herkömmlicher Weise mehr auf 
den geistigen Inhalt, als auf die vom Verleger allein edirte 
körperliche Form der Druckschrift bezögen. 

Es kommt hier nicht darauf an , auf die Ausgestal- 
tungen und möglichen Modificationen der Drucker- und 
Verlegerthätigkeit näher einzugehen. Wichtig ist nur fest- 
zuhalten, dass der Begriflf beider Personen dadurch be- 
stimmt wird, dass sie je eine bestimmt geartete Thätigkeit 
bei der Veröffentlichung einer Druckschrift wirklich aus- 
geübt haben'). Die Benennung dieser Personen auf 
einer Dru( ks( lnitt t iithält daher die Erklärung, dass die 
Benannten bei eb( n dieser Druckschrift als Drucker, bezw. 
Verleger fungirt haben. Allein ihre Drucker- oder Ver- 
legerqualität ist von dieser Benennung be^w. von deren 
Wahrheit nicht abhängig, sie stützt sich auf Thatsachen 

1} Vgl V. LiszT, das deutsche Reichs-Pressrecht 8, 9, 20, 51 ; 

Der 8., Lehrb. des österr. PrcssrechLs S, 74 f(.\ v. Schwakzk, K.-Press- 

ges. 2. Aufl. .S. 24 tV.. I 19 f. — Für cl;is frühere preussische Recht s. auch 
die L'rtheile des preuss. Obertnbuiuils v. ao. SepL 72 u. 16. Okt. 73 in 
Goi.TDA.\i>iKk's Archiv XA S. 602 1^ XXI !S. 671 f. 



ausser und vor der Bent-nnuno;. Soweit daher das Cx'setz 
dem Drucker und \'erlei;er V erptiichtungen und bei deren 
X'erlt tzuno Strafen auterlegt, werden sie hiervon betrolfen 
allein auf Grund der von ihnen entfalteten Thätigkoit, 
mögen sie auf der Druckschrift genannt sein oder nicht. 
Andererseits bleiben die Personen» welche auf einer Druck- 
schrift etwa unwahrer Weise als Drucker oder Verleger 
genannt sind, von jeder Haftung als solche frei; auch 
hier haftet je nur derjenit^e, welcher in Wirklichkeit ge- 
druckt oder verlegt hat 

l) S. l'rthoil lies (irctisv;. Ohrrtrihun iL- \ . I. |uin 76 in GfH TD. Arch. 
XX1\' .S. 371 f. - Durch das Obige wird du- 1 iii. lit i>erührt. wie- 
weit Drucker und Verleger für die in Pre!«4ij;es. $ <» geforderten An- 
gaben und deren Richtigkeit zu haften haben. BezOfrüch des Dnickeis 
besteht hier eine Kontroverse, ol> dieser nur für seine eigene Benen- 
nung verantwortlieh i^-i <<i]cr jxnh für die des X'erlegers. Der erstcren 
Ansicht üind MAKyi akdskn, Kcichü-J'res^^ei», S. 105 f., ScHWAKZEa. a. 
O. S. X8fl'., sowie der Württetnb. KaSKationsh of {Stenglein% 
Zsclir. für Gerichtspraxis u. Keehtswiss. in E)eutschland VII S, 36$ f.); 
ik>r letzteren sind \. I is/r, Pr* s-<r. S. H\{., d,(s preus*;. Obertri- 
bun a I lOpPEMloi F, Kechtspr. «les kgl, OTnl), m Strafsachen XV 
S. Ü43 ft., GOLTD. Arch. XXVI S. 35,4 ; in prinziploiier Weise wollte früher 
das Obertribuna), dem sich darin Bennert Lehrb. des deutschen Press- 
rechts S. a66f., anschloss. die Haftung des Druckers davon abhlngig 
maeben, «»h vnni \'i rieger den Auftrag zu dessen Benennung er- 
halten hat)« *hIci niilii>, - sowie jetzt auch das Reichsgericht 
in Urth. v. 7. Juni i.s,S7 (Entsch. in Strafs. XVI S. 144 ff.). Ich halte 
beide Ansichten für irrig, da Sie mir beide die wahre Heschattenheit 
der hier fr;iL;tii In n Ver])Hi(. htiing und tianiit auch deti Tli.iil>< si.nul von 
deren Verletzung nicht s». harf genug ins Auge gefasst zu liaben scheinen. 
Nach Pressges. §6 sollen die betr. Angaben auf jeder erscheinen- 
den Druckschrift enthalten f^ein. Die damit angesprochene Verbind- 
lichkeit lie/ieht sicli, sowohl rücksichtlich der Benennung des Druckers 
wie der des W riege-rs, auf d;i^ 1' r •< < !i e i n e n , nicht ntf <\;ts. vorange- 
hende D r u c k c n . w ie auch nicht aul das nachtolgende \ erbreiltn. Ja, 
es handelt sich dabei gar nicht sowohl um eine Verbindlichkeit im eigent- 
lichen Sinne, als Welmehr um eine rechtliche Modalität für 
den Akt des Erscheinens, um eine Bedin<_iuiii:. von deren Ein- 
haltung die Rechtmässigkeit des Erscheinens abhangig gemacht, ohne 
welche dasselbe für rechtswidrig erklärt wird. Daraus ergibt sich^ 
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CI;inz anders, wie mit dem Drucker und \ erlem r, vit- 
hält es sich nun aber mit dem auf periodischen Druck- 
schriften zu nennenden verantwortlichen Redak- 
teur. 

Sind jenes Personen, welche in Bezug auf eine Druck- 
schrift eine gewisse Thätigkeit vorgenommen haben, und 
besteht ihre Kamhaftmachun<j: ei«^entlich nur in der Er- 
klärung;, da SS sie diese Thäti<^keit aus^^eübt haben, so 

dass «-in 'Auw i il i i li ,i n d • 1 n i^ei^rn i\\c^*- V'nr^rhrillcn nur in tk-r 
Weise vnrkninnirn kann, d;«,s.s t-int" Drurkschrilt ohnt- du.' erüirdcrlichcn. 
wahrhcits^em.lSKt.-n Anffabftt erscheint, d.h. aus^t-^cben wird: 
diese Akte aHein bilden den objektiven ThatbesUiml der in Pre«Kges. 
«; iS /iftri 2 und l<> ZitfVr I Liw^ilintcn Diliktr. Dänin fnulcit fs 
aurh nichts, d.iss in !; iN /. 2 M»n /nwiilrrlijindliinir' n <1 urr Ii f il v, hc 
Anj^aljcn die Kode isl. I'ls sind damit die Fälle j^enicint, ni \v«_liiu-n 
die Kechts w i d riffkcit des Zuwiderhandelns in der unwahren 
Anjialx; ihrtn (Iriind liat ; das Zuwider Ii a n d e 1 n bestellt aiuh hier 
nii ht in fler An^.ili , .ndcni in der A u s «; ;i 1> e. — Zuwiderhandeln 
«ie^en die Voisehntten des 1; i», und tiie hierher gelioriirf-n Dehkle der 
^vj icS, IV ais Thater begehen kann sonach nur dei juii^e, der eine 
Druckschrift ausgibt, entcheinen liisst, das ist der Verlegner; nicht 
der Drucker fals solcher), el »ensowcniff wie der weitere Verlireiter 
dtcüüi^lit b dii-srs jetzt all};eiiiein .iiu rkannt: vi;!. M Akyt AWDSKN S. 107 I'., 
V. St II WA K/K 8. .S7I., V. LisZT S. Entsch. de.» Ke ichsge ri cht.s 
XVI S. .409 ff.) Daher kann auch nur der Verie|!fer, nicht aber der 
Drucker von den in i;^ in. 1«) statuirten Straten l>etrotten werden, 
w oliri t!s oai keim-n l ntci schi« 1! nin lit . '1) es sich um die Benen- 
nunj; lies trsttien nd«-r di s letzteren handelt. Auch lür seine 
eigene Benennunj; haftet der D rucker nicht. Hat er seinen 
uder des Verlegers Namen o<ler Wohnort nicht oder nicht richtig auf die 
nnicksi Inii' _[t s» tzt, so Iic<;t daiin ül»erhau|>t k» in > (»ilrntlichcs 1 Helikt, 
solcrn (it-r \ erl<'^< r die I Druckschrift nicht .iust;iln. (iiiit di< -^rr sie 
aber trotz jene.s .Mangels au^, so begeht er unil i- r allein «las iJrJikt- 
alsThSter. Mnglicherwcise kann der Drucker dabei als Ge hülfe des 
Verlegers in Betracht kommen, wenn in coni reto all«- Voraussetzungen 
i!rr str.ilK . Iitliiiien Beihülle ^euelicn sind ivjil. v. ScH wakzk a. a. O. 
S. yo, Kntbch. »Icus K e i c h s e r i c h t s X\'l S. 409 t.); alx r ilem J; 0 
des Pressgeset/.cs zuwiderhandeln kann der Drucker nicht. 
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wurzelt da^e^en PeiöDii und Beijriff des \ t rantwortlichen 
Redakteurs nach unserem heutigen Recht ausschliessHch 
in der Benennung dessi Ihen aufden einzelnen 
Nummern, Stücken oder Heften einer perio» • 
dischen Druckschrift ' 

Zur Klarstellung dessen, worum es sich hier handelt, 

sei zuvor noch folgendes bemerkt. » 

Unser Gesetz erwähnt den verantwortlichen Redakteur 
an verschiedenen Steilen und in verschiedenem Zusammen» 
hange : abgesehen von § 7, wo seine Benennung gefordert I 
wirdf legt es ihm in §§io,i i gewisse besondere Rechtspflichten 
auf, und macht ihn in §§ 20, 21 zum Träger einer besonderen 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit bei Pressdelikten. Es 
unterliegt keinem Zweifel, da;^ das Gesetz an all diesen 

Stellen je denselben Bt-gritt des verantwortHchen Re- 

• ■ I 

dakteurs vor Augen hatte, dass inshrsoiKh rt» (iu- \ crani- . 

wortlichkeit der J^J; 20, 21 ebrn dieselbe i'crson 
treften soll, deren Nennung als verantwortlicher Redakteur 
in § 7 gefordert ist 

Indem wir daher den Begriff des nach § 7 zu nennenden 
verantw. Redakteurs untersuchen, stellen wir zugleich die 
Person fest, für deren strafrechtliche Haftung das Press- 
gesetz besondere l\( rhts<;U/c aulgc>tcllt luit, (la> Subjekt 
der besonderen jjrt-^NUtsetzlichen HaltbarkiMt. Dagegen 
darf diese Haftung nicht in den Begriti selbst hinein- 
gezogen , dieser nicht aus jener aligdeitet werden. Der 
»verantw. Redakteur« ist nicht ein Redakteur, welcher nach 
Massgabe des Gesetzes verantwortlich gemacht werden 
.kann, und der eben deshalb auch so genannt wird, wie i 

I) Vg:l. Urth. des preuss. OTrib. v, 9. Scpt 7S in Goltd. Arch. 
XXm 454. 
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HoNK.MANN ') meint. Die Eigfenschatt der Verant- 
wortlichkeit fällt nicht zusammi n mit der Wirkung, dass 
ihn von Rechts wegen eine bestimmte Verantwortuno^s- 
ptlicht trifft ; jene ist die Voraussetzunjj dieser. Es wäre 
sonst kein Grund abzusehen, warum das Gesetz, welches 
den Redakteur von sich aus hafU>ar macht, noch die Benen» 
n u n g desselben als »verantwortlich« fordert, warum es, statt 
sich mit der gesetzlichen Statuirung der Verantwortungs- 
pflicht zu begnügen, stets ausdrücklich sagt: der verant- 
wortliche Redakteur ist verpflichtet (§sj lo, i i),der verant- 
wortliche Redakteur ist zu bestrafen i;^;^ 20, 21). Dazu 
kommt, dass in dem !-\-illr <lrs t8 A1)s. 2 inis(:'re> (lesctzes, 
wenn auf einer periodisc lu n Di uck.-<.chi if: eine Person fälsch- 
lich als Redakteur benannt ist, durch diese Falschheit, 
wie wir unten sehen werden, die Gültigkeit der Benen- 
' nung als verantwortlicher Redakteur nicht berührt 
j wird. Der verantwortliche Redakteur ist ein selbständiger 
I Begriff, abgesehen von den Rechtsfolgen, welche diese 
I Person treffen können. 

j Ebensowenig kommt es für diesen Begriff auf die 

j sonstigen Pflichten und Aufgaben an, welche dem Träger 



i) VerantwortUcbkeit des Redakteurs, $.120; vgl unten S. 150 
I Anm. I. — Ebensowenig kann umgekelut aus der bk»sen Benennung 

I eines verantwortl. Redakteurs oder aus der Vorschrift, dass ein solcher 
I /u bencnm n sei, eine hestimintc strafrechtliche Haft]iflirht tlcssplhen 
, abgeleitet werden, wenn eine solche im Get>etz nicht au-sdrückiieh sta- 
! tuirt und nSher normüt ist Unzulässig erscheint es daher, wenn ein 
i L'rtheil des hayr. OAtltnMit.s v. I1S70 (Allgem. Gcrichtsieitung f. 
j d. Koni^^reich Sachs« 11, X\ II S. ^17 ff.'' aus Art. .J3 tU-s l>;iyr. Pressge- 
setzes V. 17. März 50, wonach für jede periodische Schnlt ein verantw. 
Redakteur bestehen und aul jedem Blatt derselben genannt sein 
soU, die Haftbarkeit dieses Redakteurs fttr den ganzen Inhalt das 
BIatt«'s foljjjem wollte, trotzdem dass Art. l des gen. Gesety.cs die Strafl>ar- 
keit der bei der Vrtf'ifVentlichung von Pressf-r/eugnissen hetheihgtcn 
Personen lediglich den aligemeinen stralrechtlichen Vorschriften unter- 
stellt hatte. 

I 

i 

^ _. . — _ 

»39 •» 



1 



de^t;lben et\v'a obliegen können ; und noch viel weni^ernatür- 
lieh darauf, ob und wie er diesen Aufgaben nachkommt. 
Diese Punkte sind für die Frage: wer ist verantworte 
I lieber Redakteur und wer haftet als solcher? 
^ völlig irrelevant. Gerade in dieser Beziehung sind aber durch 
i unklare FragestellunL; numche Irrungen veranlasst worden. 
I Verantwortlicher Redakteur im Sinne unseres Cjc- 

i setzes isl nun dcrjtni^i und nur dcrjenitre. \v e 1 c h t; r mit 
j seine m W i s s e n u n d W i 1 1 e n a 1 > ( * 1 c }i r auf den 
einzelnen iS Ummern u. s. w. einer periodischen 
I ) r u ck s c h r if t ge nun nt ist. * Verantwortlicher Ke- 
* dakteur« ist nicht ein Ausdruck für ein thatsächlichcs Wr- 
1 hältniss, bezeichnet nicht eine stattgehabte Thätigkeit det« 
I Benannten, welche auf der Zeitung zu deklariren wäre. 
I Verantwortlicher Redakteur wird man erst durch die frei- 
I willige Benennung als solcher. Es gibt keinen verant- 
I wortlichen Redakteur ausser und vor dieser Benennung; 
I die Benennung schafft ihn, und zwar je nur für die ein- 
j zelne Nummer oder das t^nzehie Heft der Zeitung oder 
I Zeitschrift, auf welchem er benannt ist. Im Ciegensatze 

' zu früheren besetzen (vvonilit i weiter unten) kann man 

i _ 

I nach heutigem Recht nur verantwortlicher Redakteur 
1 dieser oder jener Nummer, nicht aber der Zeitung oder 
1 Zeitst hritt als solcher sein. Jede einzelne Nummer kann 
I ohne Weiteres einen andern verantwortlichen Redakteur 
I haben, und wenn trotzdem eine und dieselbe Person auf 
' mehreren Nummern einer Zeitung - hinter einander als 
solcher genannt wird, so ist das (ö(fentlich>)rechtlich ebenso 
ohne Belang, wie die dauernde An. «Stellung einer 
Person als verantwortlicher Redakteur durch den Zeitung:^- 
unternchmer 

I) Unter Nachwirkung dcr in firttheren j>artikularen Pressgesetzen 
I enthaltenen Vorschritten , sowie aus Zweckmässigkeitsgründen sind 

I 
I 

I 
I 

«r 
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Die Bedeutung dieser wissentlichen und willentlichen 
Benennuntj als vcrantwortliclu i Rcdakti-ur. und damit der 
ZwicU ihrer Anordnunu;, liei^t aher darin, dass hierdurch 
der Benannte die Erklärung abgibt, — nicht, dass er die 
betreffende Xummcr verfasst oder zusammengestellt oder 
auch nur die VerötfentHchung ihres Inhalts angeordnet 
habe, — sondern vielmehr: dass die betreffende 
Nummer nichts Rechtswidriges enthalte, dass 
er hierfür einstehen, die Folgen davon auf 
sich nehmen, kurz: d afOr verantwortl ich sein 
wolle: eine (^arantifcrklärun^j; , deren volle Bcdeiitunü;^ 
sich uns erst weiter unten, am Knde dieses Ahsehnitts 
(§§ 8, 9; ergeben kann, und deren Verwerthung durch die 
staatliche Gesetzgebung wir in Abschnitt II kennen lernen 
werden. 

Aus diesem Begriff des verantwortlichen Redakteurs 
und seiner Benennung ergeben sich für die Haftung des- 
selben folgende Konsequenzen: 

T. Der Benannte ist vcrantw. Red. und haftet als 
.M)lcher nach Massgabe der dafür aufgestellten Rechts»- 



aiH h heutzutage bei den meisten periodistlu 11 Pressuntemehmungen 
■jcwisse Perscinen dazu berufen, regelmässig und dauernd als verantw. 
Kcdaktcurc zu fungircn. Es ist nicht zu verkennen, dass die Bestim- 
mungen in §§ 10, II unseres Pressgesetzes, betr. die Verpflichtung des 
»verant«'. Redakteurs einer periodischen Druckschrift« zur Aufnahme 
\nn ;tmtHchfn Bfkanntmnt htinirrn tird von Benchtigiin«r''n in 1 ine der 
I beulen nächsten Nummern, Ik/,\v. m die nächste Nummer des Blattes, 
I stillschweigend solche thatsächlichcn Einrichtungen zur Voraussetzung 
haben. Der Gesetzgeber hatte hierbei (wie auch in § 7 ; s. unten S. 143) 
I nicht beiuhtrt, iliss er die nach früherem Recht für die j^anzc pe- 
i riodis'lir I ) 1 u i k s ( h r i f t erfordrrlu lu- Bestellung: und Benenntmy; 
, des verantw. kedaktcurs beseitigt und eine solche nur für die ein- 
zelnen Nuntmem beibehalten hat. Bei diesem Sachverhalt müssen die 
in g§ 10^ II erwähnten Verpflichtungen als dem Redakteur je derje- 
nigen Nummer obliegend erachtet werden, in welche nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes die Aufnahme zu erlolgen hat. 
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Sätze, auch wenn er an der Abfassunf^, Herstellung^ und 
Vercift'entlichunf^ der hetr. Nummer in keiner \\ ( ix- l>< - 
theiligt f^t^wesen ist, keinerlei >Redaktionsthätis4kt'it daln i 
entfaltet hat. Der >verantw. Redakteur« einer Zeitungs- 
nummer im technischen Sinne braucht dieselbe nicht >re- 
digirt« zu haben, gleichviel welche Thätigkeit man sich 
unter letzterem Ausidruck denken will. 

2. Ausser dem Benannten gibt es keinen verantw. 
Redakteur und es haftet Niemand als solcher; und zwar 
auch dann nicht, wenn Andere thatsächlich die Redaktion 
der b< tr. Xuniinci L;L'tiihrt oder diese mit dem Benannten 
zusammen redi^irt haben. Der t h a t s ä c h 1 i c h c Re- 
dakteur ist niclit verantwortlicher Redakteur. 

3. Ist auf einer Nummer einer periodischen Drui k- 
schrift Niemand als verantwortl. Red. benannt, so gibt 
es für diese einen solchen überhaupt nicht. Es liegt dann 
eine Zuwiderhandlung gegen Pressges. § 7 vor, welche 
nach § 19 Ziffer i an dem Verleger zu strafen ist; aber 
von der Haftung eines verantwortlichen Redakteurs nach 

20, 21 kann hier keine Redt- sein, da als solcher Nie- 
mand haften kann, der es niclit ist. 

§4- 

Gegen die Richtigkeit dieser Autfassung des verantw. 
Redakteurs im Sinne unseres Pressgesetzes kann zunächst 
vielleicht ein Einwand erhoben werden auf Grund des 
Wortlauts des § 7 selbst, wonach periodische Druck- 
schriften auf jeder Nummer u. r. w. den Namen und 
Wolinort lies (niclit: eines) verantwortl. Ivedakteui.- trai^en 
inü>><'n. 1 )irsf Au-^ilrucksweise sclu-int doch auf die 
Meinun<4 iiinzudtuten, da.ss ein verantw. Redakteur schon 
vor der Benennung auf den einzelnen Nummern und un« 
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abhanj^i^^ davon vorhanden, und dass eben dieser be- 
«iümmte) schon vorher vorhandene Redakteur auf denselben 
I zu benennen sei*). In der That ist auch der Gesetzgeber 
I bei Aufteilung des § 7 von einer solchen Meinung be- | 
herrscht gewesen, aber auch hier im Irrthum über den I 
anderweiten Inhalt seines eigenen Gesetzes. Wie wir es ; 
oben S. 141 Anm. i für die §§ 10 und 11 des Gesetzes | 
schon gesehen haben, ist aiu h bei der Fas.sung von § 7 
der desi tzLieber von der ini^t n, durch das Gesetz selbst ; 
I widerlegten Unterstellung ausgegangen , als ob bei pe- | 
' riodisehen Druckschriften auch jetzt nocli, wie das nach 
; den früheren Partikulargesetzen meist der Fall war, ein 
j verantwortl. Redakteur von vornherein für das 
^ ganze Unterneh men bestellt, und nun eben dieser 
im Allgemeinen bestellte Redakteur auch auf 
den einzelnen Nummern genannt werden müsse. 

i Bei der Fassung des 7 hatte man sich hau|)tsäch- 

I lieh an das» Vorbild des pre uss ischcn Rechts gehalten*). 

! Das preussische Gesetz über die Presse vom 12. Mai 185 1 

I bestimmte in § 22, dass kautionspilichtige Zeitungen und 

1 Zeitschriften (§11) nur unter dem Namen und der Ver- 

I antwortlichkeit eines bestimmten Redakteurs er« 

I 
I 

. scheinen dürfen; daran schloss sich dann § 24, wonach 
jede Nummer einer solchen Zeitung oder Zeitschrift den 

j Nauun und Wohnort des verantwortlichen Redakteurs, 
d. h. eben tles in § 22 erwäbntt n, enthalten musste. 
Diese Ausdrucksweise des preussisclu n § 24 belüelt man 
nun in § 7 des Reichsgesetzes bei, indem man übersah, 

i _ ... — 

i I) :Su HoNitiWANN, V'eiaiitwottlichkeit des Redakteurs, S. Höf., vgl. 

unten § 5. 

2) Vgl. Kaysek in v. Holtzbndorpk's Handb. d«s deutschen Straf- 
rcchtjs IV S. 5*>. 
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dass letzteres eine vorhergehende, dem preussischen § 22 
entsprechende Bestimmung nicht aufgenommen hatte. j 

£s handelt sich also in unserem § 7 lediglich um 
einen Redaktionsfehler, um ein referens sine relato. Kei- 
nesfalls ist bei dem verantw. Redakteur, welcher nach 
§ 7 auf den einzelnen Nummern 2U benennen ist, an einen 
solchen gedacht, der durch eine vorangegangene Thätig- 
keit charakterisirt wäre; man dachte sich vielmehr dar- 
unter den srhoii vorher für die ganze Zeitung bestellten 
verantw. Redakteur. 13a nun aber eine solche Bestellung^ ' 
nacli heutigem Rechte nicht erforderlich und, wenn vor- ' 
handen, irrelevant ist, so ist der verantw. Redakteur des 
§ 7 einfach jede beliebige Person, welche auf einer Num- 
mer einer periodischen Druckschrift als solcher genannt 
wird. 

Dass dem in der That so ist, dass der Gesetzgeber 

allein durch jenen Irrthum über den Inhalt ^seines eigenen 
Werko /.u dieser l-'.i>sung des 7 L;ekf>iiinien ist. erhellt 
mit Fvidenz aus den Motiven zu dem mit unserem § 7 
übereinstimmenden 6 des Bundesrathsentw,'urfs'). Hier 
wird die — im Entwurf so wenig wie im Gesetz selbst ent- 
haltene — »Bestimmung, dass für jede periodische i 
Zeitschrift ein verantwortlicher Redakteur be- 
stellt und auf dem Blatte genannt sein müsse«, damit | 
begründet, dass eine solche Vorschrift auch bisher schon I 
in den meisten Pressgesetzen wenigstens für kautions- 
Pflichtige Zeitblätter enthalten gewesen sei. ' 

Im übrigen sollen nun die('.]ünde, welche für unsere 
Auffassung des verantw. Redakteurs sprechen, in Verbin- ^ 
dung mit der Besprechung, bezw. Bekämpfung der ab- 
weichenden Ansichten, welche bisher hierüber aufgestellt ' 
worden sind, vorgetragen werden. 

I) Aljgedruckt in GoLTD. Arch. XXII S. 174. 

— ^ ^ 
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§5. 

Übereinstimmend mit uns wird der Begriff des verantw. 
Redakteurs aufgefasst von Schwarze ■ \ der sich hierbei 
jedoch nicht immer konsequent geblieben ist sowie von 
Groschüpf »). 

Da^^ci^cn sind wesentlich (iivcr;4irrnde Äni^irbtt-n hier- 
ül»er aut^^estellt worden einerseits von v. Liszi und an- 
dererseits von HoMciMANN. Wenden wir uns zunächst zu 
letzterem, dessen Autfassunj^ sich am weitesten von der 
unseren entfernt, ja derselben diametral entg^enge- 
setzt ist. 

ScHvvAwzK, R.-Pressorp»;. Aurt. S. 36 ft., 127 ff., sowie in der 
Ailfi- Gerichtszeitung t d. Kgr. Sachsen XXII S. 231 f. 

2) So hatte Schwarze in der i. AuHuge seines Kunuuentars zum 
Pressgesetz S. 118 den Satz aufgestellt, dass, wenn auf einer Nummer 
einer periodischen Druckschrift ein Redakteur nicht benannt sei, der- 
jenige, welcher bei dieser Nummer erweislich die K e d u k t i o n s g e- 

schäfte besorgt ha ho. weu«-n l-'ahrliLssigkeit nach ij 21 des Cie- 
setzes {also : als verantw. Kedakttnir !) hcstraft werden könne. Bei der 
3. Lesung des Gesetzes im Reichstag hatte Schwarze ferner geäussert, 
in § ao sei unter Redakteur die Person zu verstehen, „welche bei der 
Redaktion über den Inhalt der Nimimer u. s. w. Be.stimmung ge- 
troffen hat'*, „welche für Auihalimr tind WrötTrntlichiin^ do«; hrtr. 
Artikels besorgt gewesen ist", oi>schon er sulort hinterlier wei- 
ter erklärte, eine Anklage aus § 20 habe sich atif die Thatsache zu be- 
schränken, dass der Inhalt eines Artikels strafbar sei und eine bestimmte 
Person die betr. Nummer der Zeitung als verantw. Redakteur 
unterzeichnet Iki b c ; hiermit sei iler Anklagebeweis erschöpf t 
(Sten. Berichte über d. \ erhdlgt n d. d. Reichstags 2. Legislaiur-Pcriude, 
I. Session 1874 S. 1094). h^ gehört dies zu den Unklarheiten, welche 
sich gerade bei diesem Autor in unserer Materie mehrfach finden- — 
Auch das p r e u s s. O b e r t r i b 11 n ,1 1 hatte sich in seinem Urtheil 
vom 9. Sept. 7' '<i<»! ii). \rc!i. S. 153 f.) auf den von uns ein- 

genommenen Staniipunkt gestellt, waluctul es dagegen im Urtheil vom 
16. Mai 76 (das. XXIV S. 477) auch denjenigen als verantw. Redakteur 
ansah, dem die Redaktion zur selbständigen FQbrung flberwiesen 
war, ohne dass er auf dem Blatte selbst genannt gewesen wäre. 

3) In GOLTIX Archiv XXIII 8. 27 1. 
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Nach HoNiGMANN*) stellt auch der verantwortliche > 
Redakteur eine, durch eine bestimmte Thätigfkeit bei Her* 
Stellung und Veröffentlichung des Blattes charakterisiite 

Person dar, ähnlich wie der Drucker und der Verleger; die 
Bcnt'nniinij desselben auf den cinzrlm n Nuiiiint rn der pe- , 
riodisrhcn I )riu;ksrhrift ist zwar j)()li/cilit;h behufs leie ti- ' 
terer Eruirung vorgeschrieben, macht aber iür den Betritt 
nichts aus. Verantw. Redakteur ist schlechthin derjenige, 
welcher eine bestimmte Nummer einer periodischen Druck- l 
Schrift thatsächlich redigirt hat» gleichviel, ob er 
auf derselben benannt ist cider nicht. Der benannte 
Redakteur haftet als solcher nur, wenn er zugleich wirk- 
licher Redakteur ist, und der wirkliche Redakteur 
haftet, auch ohne benannt zu sein. »Verantwortlich« 
aber heisst dieser Redakteur, weil er vom Gesetz verant- 
wortlich gemacht wird*). 

Freilich wndtn diese Sätze alsbald wieder abge- 
schwächt dadurcli, dass dem thatsächHchcn Kcdigiren 
das Redigiren-SoU e n gleichgestellt wird. Verantw. Re- 
dakteur ist hiernach nicht niur derjenige, welcher eine 
Nummer thatsächlich redigirt hat, sondern auch derjenige, 
welcher sie »kraft seiner Stellung, in GemSssheit seiner 
Redaktionspflicht hätte redigiren sollen«. Indess hat uns 
der Verfasser nicht gesagt, wer denn derjenige ist, dem 
eine solche »Stellung«, eine solche »Redaktionspflicht« zu- 
kommt, auf Grund deren er zum verantwortlichen Redak- 
teur avanciren kann. Üttt nbar denkt .luch er dabei an 
den im X oiau^ /u daunndcr Funktion bestellten Redak- 
teur, vun dem jedoch schon mehrfach hervorgehoben wurde, 
dass ihn das heutige Recht nicht mehr kennt. Allerdings» 

1) Die Veruntwortlichkril des Kiilaktcuii. nach li. Kü. über die 

Presse, 1885, S. 116— 122. 

2) Vgl oben S. 139- 
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kommen solche Bestellungen dauernder Redakteure seitens 
der Unternehmer periodischer Druckschriften thatsächtich 
auch heute noch vor; allein es erscheint doch unzulässig, 
derartige zufällige und rein private Engagements zur 
Grundlage für die öffentliche Haftpflicht des verantw. 
Redakteurs zu machen 

Im übrigen soll diese positive Seite der Ausfüh- 
rungen Honigmann's hi( I nicht weiter vt rtolgt werden, 
da diese im Wesentlichen mit der unten zu besprechenden 
Ansicht v. Liszr's /.usamnientällt. Prüfen wir vielmehr, 
wie es mit der anderen, negativen Seite dieser Theorie 
steht, wonach die Benenn nn<^ des verantwortl. Redakteurs 
für dessen Begriff und Haltung nicht erforderlich und 
irrelevant ist 

Honighann stützt diese Behauptung einfach auf den 
Wortlaut oder vielmehr Ntchtworüaut des Gesetzes: 
nach § 7 soll der verantw. Redakteur benannt werden, 
nach §§ 20, 21 soll er in bestimmter Weise haften ; aber 
nugt nds ist i,^i'>aL,^t, (his^s Existenz und Haftung desselben 
von der statt<^i hahten Benennung, von der Befolgung 
jener bloss polizeilichen Vorschrift abhängig sei. 

Diese Argumentation ist jedoch nicht haltbar ; sie setzt 
sich in willkürlicher Weise über die Tendenzen hinweg, 

l) Zu dieser Gleichstellung des Red^(irth;il>> ns und des rechts- 
widrigen Ni. Iit-Ki iliiiii thaT'pns ist H<)M<?makn durch seine m. E. un- 
haltbare Kausalitäts- und Thäterschalts-Theoric (S. 94 ff.) vcranlaitst 
worden, wonach auch indem letzteren Verleiten eine Ursächlichkeit 
fttr ein etwa in der Druckschrift begangenes Delikt erblickt wird. Weil 
nun hiemach Jemand, der n cht.swidrig nicht rcdijjirt hat, für ein 
solches Delikt t-Tir-nsoLnit verantwortlich srit; kann , wir Derjenige, 
welcher durch positive Uedaktiunsthätigkeit tlazu beigetragen, deshalb 
soll ersterer auch ebensogut »verantwortticbet Redakteur« sein^ wie 
letzterer. Dass es sich beim »verantwortlichen Redakteur« um einen 
technisclu n R'-<:piif bandelt, wird hier wie sonst vom Verfasser 
durchaus» verkoiuit. 



welche in der ganzen Geschichte dieses Instituts wie auch 
spe;:ieU bei dessen Aufnahme in unser heutiges Press- 
f^esetz obgewaltet haben ; sie beruht auf blosser Buchstaben- 
Interpretation und berücksichtigt nicht den Geist des 
Gesetzes. 

Der verantwortliche Redakteur ist ein durch die Ge- 
setzgebung geschaffenes Institut; es sollte damit« wie 
wir weiter unten noch »genauer sehen werden , von An- 
fang an eine Person gegeben weiden, weh her auf Grund 
ihrer eigenen öffentlichen Bt iciterklärung 
eine strafrechtlii hc Haftung für den Inhalt pcriodisc ht-r 
Druckschriften vom Staate aufgelegt werden künnr. oline 
erst einer Untersuchung, wie und durch wen die Druck- 
schrift zu Stande gekommen, zu bewürfen. Dieser Gtr 
danke zieht sich wie ein rother Faden durch die ganze 
moderne Pressgesetzgebung hindurch, und er liegt ebenso 
auch den Bestimmungen des Reichs • Pressgesetzes zu 
Grunde; er ist von dessen Urhebern vorgefunden und 
einfach adoptirt worden. Die Motive zum § 6 des Re- 
gierungsentwurfs erklären, dass die Bestimmung über die 
Nothwendigkeit (l«r iiestellimg und Bcnfiinung eines 
verantw. K'edaktcurs den iMshrri^eii I'ressgcset/.en ent- 
nommen sei. Nur ist die Art und Weise der Bestellung, 
d. h. der Schaffung, Kreirung desiselben eine andere ge- 
worden: sie ist mit der Benennung auf tlen ein/einen 
Nummern zusammengefallen (vgL'oben S. 143 f.), wie sich 
deutlich aus den Motiven zu Absatz 2 dieses § ergibt, 
in welchen die Zulässigkeit der Benennung mehrerer 
verantw. Redakteure dahin erläutert wird, dass der Ent- 
wurf die Aufstellung eines besonderen verantw. Re- 
dakteurs für einzelne Theile einer Zeitschrift gestatte. Zu 
eben dieser Bestimmung über die Benennung nithrerer 
Redakteure (bezüglich welclier HomgmaiNN S. 121 sagt, 




dass die bloss nominelle Theilung der Redaktion für die 
kriminelle Verantwortliclilteit der mehreren Redakteure 
nicht massgebend sei) Jxnicrkt sodann drr Bericht 
dvr Reichstagskonmiission, das> es sich hierl^'i gerade um 
eine Theilung der gesetzlichen Verantwort- 
lichkeit handele, wie denn auch eine ausdrückliche Be- 
stimmung dieses Inhalts in den § 7 des Kommissionsent- 
wurfs aufgenommen worden war'). 

Des weiteren begründet der Kommissionsbericht die 
Haftbarkeit des verantwortlichen Redakteurs für den In- 
halt des Blattes mit den ausdrücklichen Worten, dass da- 
mit »nur der von ihm selber an der Spitze seines 
Blattes oder am Schlüsse desselben öffentlich gegen alle 
Welt abgegebenen Erklärung, dass er verantwort- 
lich für den gesammten Inhalt sei, Glauben geschenkt 
wird**). Ebenso bekundet Marqüardsen dass die 
Kommission wie der Reichstag selbst in § 20 Abs. 2 die 
Bedeutung der *vom Gesetz geforderten, von dem Be- 
treffenden freiwillig übernommenen Verant- 
wortlichkeit eines Redakteurs« zum Ausdruck zu 
bringen gedachten, und hiermit stehen in der That die 
gesammten Keichstagsverhandlungen im Einklang. 

1) GoLTD. Arch. XXII S. 184, i«^s. _ Auch hätte der Ausschluss 
der Solidarbenennun^ innrerer Redakteure in § 7 Abs. 2 des Gesetzes 

gar keinen Sinn, wenn die Haftbarkeit von der Benennung unabhängig 
wilre, wenn es dafür nur auf die t h a t s ä c h 1 i c h e Verth<M!ung der 
kedaktiunsgcüchäfte ankäme Das Gesetz will doch nicht untersagen, 
dass eine Zeitung oder ein Theil derselben thatsächlich von 
mehreren Personen gemeinsam redigirt wird ! Im Gegentheil, es sollte 
damit die solidarische Ü b e r n a h m r dvr kriminellen Haft- 
barkeit ausiTPschlossen werden, weil man hiervon eine Abschwächung 
ihrer WnLung lürchtetc. Vgl. die Ausführungen des Abg. Wollfson 
im Reichstag, auf Gnind deren das Gesetz seine gegenwärtige Fas- 
sung erhielt (Stenogr. Berichte a. a. O. S. 400). 

2) Das. S. U)0. 

3) 'A. a. O. 169. 
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Das sind Zeugnisse, die man nicht einfach ignoriren 
darf, und diesen Zeu^issen gegenüber <^eht es schlechter- 
dings nicht an, in der Benennung des Redakteurs auf der 
Nummer einer Zeitschrift mit Honigmann nur ein wider- 
legbares, aussergerichtliches Geständniss des Benannten 
zu erblicken, dass er Redakteur der betr. Nummer ge» 
wesen sei. Es ergibt sich vielmehr als der Sinn der 
Bestinimuni^en unseres Gesetzes, dass die strafrec htlit In 
Haftuni^ des verantw. Redacteurs auf >rin('r Benennun»; 
beruht und daher durch dieselbe beding^t ist, dass diese 
Benennuntr eine Verantwortlichkeitserklärung enthält, und 
dass sonach verantwortlicher Redakteur nur derjenige ist, 
der als solcher benannt und eben deshalb auch so ge* 
nannt wird^). 

Aber nicht nur gegen den Geist des Gesetzes ver- 
stösst die Ansicht Honigmann's, sondern auch gegen eine 
ausdrückHche Bestimniun;^ desselben. Nach § 8 düift-r. 
nur Personen, welche o^ewisse Eigenschaften besitzen, vcr- 
antwortliciie Redakteure periodischer Druckschriften sein. 
Das heisst selbstverständlich nicht: nur solche Personen 
dürfen eine Kedaktionsthättgkeit vornehmen oder über- 
nehmen, sondern vielmehr: nur solche Personen dürfen 
als verantw. Redakteure benannt werden. Die Vor- 
schrift steht im engsten Zusammenhange mit der unmittel- 
bar vorangehenden des 7 über die Benennung des 
verantw. Redakteurs und j2:il)t eine nähere Bestimmung' 
derselben-). Das Redakteur s e i n im Siinic des Gesetzes 

1) Es würde in ilci That keinen rechten Sinn liaben, wejin da^ Ge- 
setz den Redakteur bloss deshalb in techniscber Weise »verantwortlicht 
nennen unil iliese Beneniuing auf dem Blatte \ erlangen wollte, weil er 
von il, in seil>st c\ p'tsf verantwortlich, haftbar «gemacht wird, wie 
die.s HoNiGMANN atinuntut; vgl. oben S. ly) Anni. 1. 

2} Daher können auch die Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen des § 8, welche in §§ 18, 19 des Gesetzes unter Strafe 
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fällt daher zusammt^n mit dt ni als Redakteur Bctj un.t- 
werden; Niemand i>t verantw. Kedakteur, ohne als sol- 
cher benannt zu sein. 

Kint* iMittel.steiluncr zwischen der eben bespnx lient^n 
und unserer Ansicht über den Begriff des verantw. Re- 
dakteurs nimmt v. Liszt ein. Derselbe hält zwar mit uns 
die Benennung einer Person als verantw. Redakteur auf 
der Nummer einer Zeitschrift für ein wesentliches Begriiis- 
moment, allein er begnügt sich nicht damit. Hinzukommen 
muss nach ihm noch weiter, dass der so Benannte auch 
wirklich Redakteur der betr. Nummer gewesen 
ist, d. h. dass er >die Oberaufsicht über den Ge- 
samnitgang der Redaktionsfjeschäfte in Be- 
z u ^ a u {" (.1 i e e t \s a i e kriminelle B e d c u t ii n *jf des 
Inhalts der betr. N u m m e r ^ uefübrt hat. Nur wenn 
beide Momente /U'^ammentretfen , wenn die Benennunjj 
den Thatsachen entspricht, ist überhaupt ein verantwortl. 
Redakteur im i^esetzlichen Sinn vorhanden, und nur dann 
können die Bestimmungen über die Haftung desselben zur 
Anwendung kommen. Ausgeschlossen ist diese Haftung, 

gestellt sind, nur in der Benennung einer nidU gehörig qualitizirten 
Person als verantwortlicher Redakteur bestehen. Wenn § i8 Ziffer a 

von der Zuwiderhandlung gegen § 8 durch wissentlich falsche An- 
gaben spricht, so beruht ilies zwar iiiNoft m .mf riiit m RcdaktionstVIiler, 
;tls die ei forderten Qualitüten bei der Benennung des verantwortlichen 
Kedaktcurs Uberhaupt nicht angegeben werden, und daher auch nicht 
falsch angegeben sein können, so dass diese Straf bestimmung inso- 
weit gegenstandslos ist (vgl. Marquardskn a. a. (). S. loS, \. LiszT, 
Pressr. S. 30; n A nur Kavser in v. Hoi tzkndorff's Handb. IV. 
S. 617 f.) ; imuK rliin al)er weist diese Fassung darauf hin, dass das 
Vergehen gegen § 8 nach der Ansiebt des Gesetzes durch die Be- 
nennung begangen wird. 



wenn eines dieser beiden Erfordernisse fehlt, insbesondere 
also, wenn der als verant^'. Redakteur auf einer Nummer 
Benannte thatsächlicb die Iwtr. Nummer nicht redigirt. 

d. h. die l)t'zt'ic liiu tt Aut-it ht ülx r die Redaktion der- 
selben nicht fjeüht liat. und /war «; I eich «^iilt 1^4 au.> wcirliem 
drunde. Kine pcrsüiiliclie Kührun<< der Redaktion selbst, 
eine auf die Inhaltsbestimmung f^erichtete Thätio^keit sei 
dagejü^en nicht erforderlich, andererseits geniige aber auch 
nicht eine beliebige Betheiligung an den Redaktions* 
arbeiten 

An dieser Ansicht muss zunächst auffallen, dass, nach- 
dem das F.rtordemiss aufgestellt ist, der benannte lledak- 
tt ui inus-.( auch wirklicher Redakteur sein, die Be- 
nermunf^ müsse den t h a t s ä c h 1 i c h e n V e r h ä 1 1 n i s s e n 
entsprechen, dies alsbald dahin um;LJ^e wandelt wird; der 
l)enannte Redakteur müsse die Redaktion in gewisser 
Richtung beaufsichtigt haben, d.h. also: er brauche 
nicht selbst Redakteur gewesen zu sein, an den Re- 
daktionsgeschäften nicht Theil genommen zu haben: 
seine Benennung a 1 s Redakteur brauche sonach den that- 
sächlichen Verhältnissen nicht zu entsprechen. tRedi- 

i) S. V. LISZT, Reichs-Pressr. S. 36 fl., So, iKU-, i«.S ri. ; Der- 
selbe in v. HoLTZENDOKFF\s Keclitslexikon III, i. Hälfte S. 310 a. v. 

Redakteur; ft'rncr »I «-sscn J.chrlmch iles deutschen 8tralrc< hts, 3. Aufl. 
S. 17H. — In seincjji Lehrhtirh des österr. Pressreclits S. Ni (. hatte 
V. UsZT zwar ebenfallj» den .Satz aulgestelh. dass Kedaktcur nur sei, 
wer redigirt habe; allein alsbald hinzugefügt, dass der auf einen 
Blatte genannte Redakteur als solcher hafte, auch wenn er thati^äcblich 
die iMMlaktion ntrht i^cKlhrt halie (S. S.|, 24 1 1.). Damit war eingeräumt 
ilass tler gesetzliche Begrilt «les \ eiantworthchen Kfd;ikteur.s von jener 
Thäligkcit nicht ahhiingig sei. Diese \'erschiedenlieit der Meinung 
scheint mir nicht durch eine VerKchiedenheit des deutschen imd österr. 
Pressrechts In dingt zu sein, — Widerspruchsvoll auch BAi MCiARTES 
I in Zeitschr. t. d. ges. Strafrectitswisi;. V S. 518 f., der sich ziemlich an 
Ltsio* ansctiiiesst 
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giren« und »die Redaktion beaufsichtigen« sind doch zwei 
verschiedene Dinge, die sich nicht ohne Weiteres iden- 
tiliziren lassen ' ). 

Wie ist V. LiszT nun aber zu di« >ci Ansirlit sje- 
kuininen, die jedenfaüs in der t»;es( tzli( hen Bezeichnung 
des verantw. Redakteurs als . Redakteur« keinen Anhalt 
findet? Sa^t er doeh selbst (im Kechtslexikon a. a. O.}, 
dass die Funktionen des Redakteurs vom Gesetze nicht be- 
stimmt seien. Ich glaube : dadurch, dass er die Funktionen, 
welche dem verantw. Redakteur obliegen, mit solchen 
verwechselt hat, welche die Voraussetzung für den Be- 
griff des verantw. Redakteurs bilden; dass erden Unter- 
schied übersehen hat, der Ixsteht zwischen der Funktion 
als einem Handeln - Müssen , als dem Inhalte einer 
Verbindlichkeit, und der ausgeübten Funktion als 
dem Gehandeith aben- Müssen, im Sinne der that- 
säch liehen Voraussetzung einer Verbindlichkeit. 

I I An ctnii^tn Stellen v. JjszT sot;ar, es srM für den Begriff 

des veiantwortliciien Kedakteurs erforderlich, dass ihm die Oberaufsicht 
über die Leitung des Blattes ü b e rtragcn , er mit derselben betraut 
sei (K.*Pres$recht S. 37, 185); eine Vei^leichung mit den andern, 
in Anm. i S. 152 angef. Stellen ergibt jedoch, dass der Verf. nicht 
auf diese f. 'bertragting seihst, sondern auf die AusülMing der über- 
tragenen Funktionen das Hauptgewicht legen wollte. Andern- 
falls würtie auch gegen Liszi gelten, was oben S. 147 gegen Honig- 
MANN bemerkt ist« und was ersterer in seinem Osterr. Pressr. S. 84 
selbst andeutet : nämlich, d.iss das Verhältniss des Keihikteurs zu dem 
von ihm rcdigirtcn Blatt ein lediglich internes ist, der Belioidt? 
gegenüber keine Verantwortung begründen kann. — Für 
das Osterr. PreRsrecht detiniit v. Lrszt das Redigiren als: sich an 
der Redaktion bet heiligen. Dass sich dies, im Gegensatz zum 
deutschen Recht, aus i; 9 des Osterr. Pressgeset/.es ergebe, woselbst 
die Nennung „wenigstens eines verantwortl. Ived ikletirs" verlangt 
wird (vgl. o. a. Ü. S. ^3, sowie im Kechtslexikon 510J, kann ich 
nicht zugeben, da diese Bestimmung doch oflfenbar nicht einen von 
mehreren Redakteuren im Augehat, sondern nurdie Forderung 
aufstellen will, dass wenigstens eine Person als verantw. Redakteur 
genannt werde. 
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Er bemerkt a. a*. O. weiter, dass nur derjenige verantw. > 
Redakteur sei und als solcher hafte, der die vom Ge- \ 
setz vorausgesetzten Funktionen ausübt, und diese i 
Funktionen beständen eben in der bezeichneten Oberauf- 
sicht, in der Prüfung des Inhalts der Nummer auf seine 
etwaige kriinint lli- Bedeutung. In der Tiuil setzt nun das 
Gesetz, wie wir noch näher sehen werden, derartige 
Funktionen beim verantw. Redakteur voraus, und insoweit | 
hat V. LiszT allerdings den für die Haftung desselben 
relevanten Punkt richtig herausgehol>en. Allein es setzt * 
diese Funktionen nicht voraus als thatsäch liehe Bedin« 
gungen für das Vorhandensein des verantvv. Re> 
dakteurs und insofern auch für seine strafrechtliche Haf- 
tung; sondern es setzt sie voraus als Erfüllung einer ^ 
dem verantwortlichen Redakteur stillschweigend auferl egten 
Verbindlichkeit. Deutlicher gesprochen : das Gesetz 
geht, wie die ganze geschichtliche lüitwic klang /i igt. da- \ 
von aus, dass detn benannten und damit vorluindent-n ^ 
verantwortlichen Redakteur eine Verpflichtung /u dit-sen I 
Funktionen obliegt, und es wünscht nun, erwartet, ' 
setzt in diesem Sinne voraus, dass der verantworte j 
liehe R< dakteur dieser Verpflichtung nachkommen werde. | 
Aber das Eintreten dieser Voraussetzung, die Erfüllung der - 
Verpflichtung ist nicht selbst wieder Voraussetzung für I 
die Haftung des Redakteurs: die Grundlage dieser liegt j 
vielmehr in der Verpflichtung selbst und eventuell i 
in der Nichterfüllung derselben (für das heutige Recht 
vielleicht zum Theil in der gesetzlichen Annahme der | 
Erfüllung). 

Das erkennt denn v. Liszt unwillkin licli auch selb.^l 
an, wenn er a. a. O. S. 311 von der sStellung« des ver- j 

l) Die Mehrdeutigkeit dieses in der Lehre vom verantw. Kedak- 1 
tcur mit Vorliebe angewandten Wortes hat» Ua man sich einerseits | 

I 
I 
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antwortlichen RtnakK ur> spricht, der ^nur die iuristische 
Kontrole zu führen, nur eventuell seine warnendtt Stimmt' 
zu erheben« habe, der also nur dadurch schuldig 
werden könne, dass er den Einspruch unterlässt, wo 
er ihn einzuigen Veranlassung und Verpflichtung 
gehabt hätte; — und ebenso, wenn er in seinem Reichs- 
Pressr. S. 189 f. das den Begriff des verantwortlichen Re- 
dakteurs ausschliessende Nicht-redigiren gegeben 
sieht in jeder »Verhinderung an der thatsächlichen Er- 
füllung der dem verantwortlichen Redakteur ob- 
liegenden jV e r p f 1 i c Ii t u n <4 <• n • ). Dabei tritt dann 
da> ri^t-ntlnimiit he (übrigens der vorher anireführtcn 
ÄiLs^t runii: w i(l( rsj)ree>iendp) Kesultat zu Ta^e , dass der 
verantwortliehe Redakteur, wenn er die ihm obliegenden 
Verpflichtungen nicht erfüllt, also verletzt, auf Grund 
dieser Rechtsverletzung von der strafrechtlichen 
Haftung nach §§ TO^ 21 des Pressgesetzes frei 
sein soll, und zwar deshalb« — weil er dann gar nicht 
verantwortlicher Redakteur ist. In der That, ein circulus 
vittosus in optima formal 

Die LiszxVhe Ansicht widerspricht aber nicht nur, 
ich möchte sagen, seinem t*igenen besseren Ich, sondern 
auch ilem Geist und der reiulenz des Gesetzes selbst, 
ebenso wie die oben besprochene Theorie Honh;m.\nn's. 
Und zwar nicht nur dann, wenn man das Erforderniss 

diese Mehrdoutij^kcit nicht klar machte, andererseits aber jrcrade aus 
der ,,S;< lliin}^'* des Kedakt'-tirs winr rrintwortlichkcit ableiten zu 
müssen glaubte ^so auch Honiümann, (.'ben S. 146), nicht wenig zu 
der hier berrsdieiideii Begril&varwirrung beigetragen. Vgl. unten S. 156 
Anin. I. 

I ,' Ähnlich auch, wenn Prc-ssr. S. 1S4 gesagt wir<l , die auf dem 
Blatt nicht genanntrn R* ilrilti insniitgliedcT halteten nicht. ,.s. Uist 
wenn sie jene Stellung «•nnurliincn, welche dos Gesetz bei dem verant- 
wortlicfaen Redakteur voraussetzt. 
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des Redigirens oder des Redakteur-Seins mit LiszT als 
die Führung einer Oberaufsicht, einer juristischen Kontrole 

autiasjst, sondern auch dann, wenn man, sich dem Wortlaut 
des Geset;?es mehr anschliessend, darunter irgend eine Art 
wirklicher R ( d a k t i o ns thä t i jßfke i t . Gflcichpriilticj wie 
deren Inhalt näher zu brstiinmen, verstellen will. Allerdings 
liefen ja derartige Ideen , dass der verantwortliche Re- 
dakteur vor allem wirklicher Redakteur sein müsse, 
auch bei der Herstellung des Gesetzes theilweise mit unter; i 
allein stets handelte es sich auch hier um eine Ver* 
wecbselung dessen, was man von dem verantwortlichen 
Redakteur erwartete, was man als seine Aufgabe oder 
Pflicht und daher auch vielleicht als das regelmässig i 
Eintretende ansah, mit den thatsächlichen Voraussetzungen 
des Kedakteurbegriffs, sowie weiter um l 'nklarheiten über 
den treil »enden gesetzgeberischen Gedanken, unter dessen 
Herrschalt sit h das Verantwortiichkeits-System des Ge- 
setzes gestaltete >). ^ 

l) Rs genÜp^ hier zum Beweise des Obigen, auf den Bericht dt-r 
Reichstage-Kommission über das Vernntwnrtüchkeitssystem des Knt- 
wurlii (GOLTD. Arcii. XXII S. 190) zu verweisen. Den Ausgangspunkt 
bildet die nStenung** des RedakteuR bei einer periodischen Druck- 
schrift. Die strafrechtliche Verfolgung werde unmöglich gemacht, 
wenn man dir* Haftung ohne KUcksicht auf die eigentlich«- Aufi^abe j 
des Redakteurs beurtheilen wollte. Die Verantwortlichkeit für den 
Inhalt der Schrift mflsse eine reale Bedeutung erhalten und diese aus | 
der Natur des Redaktionsg^eschäftes abgeleitet werden. Damit 
hat sich das, was der Redakteur thun soll, bereits in sein Geschäft, | 
in das, was er thut, umgewandelt. !>ics wird nun näher creschildert : 
er nimmt die einzelnen Artikel nacii selbständiger Prüfung und Ent- 
schliessunj? in die Zeitung auf oder weist sie zurflck. Die Verant- 
wortlichkeit für den Inhalt ist daher gerechtfertigt, da sie in der , 
T\ e tr r 1 der Ausdiurk dcs materiellen S.U hvt-rhalts ist. Aus dieser 
blossen Kegel wird aber alsbald der Satz: der Redakteur der Zeitung j 
sei als der Herausgeber in dem Sinne aufzufassen, dass , 
die einzelnen Artikel von ihm reproduxirt werden. Damit ist denn [ 
j^e Tbatigkeit, die ursprünglich nur den Inhalt der Aufgabe des | 

I 

* * 
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Es ist zunächst überhaupt nicht möglich, auf Grund 

dt r Bestimmimg^en des Gesetzes oder auch nur seiner 
stillscliweigenden Meinuno;- eine einig^ermassen fasshare 
Thätigkeit zu bestimmen, welche, als Redaktionsthätigkeit, 
einen Bestandtheil des gesetzlichen Redakteurbegriffs ab- 
geben könnte. Jedes derartige Erfordemiss bleibt völlig 
im Bereich des Unbestimmten oder des Willkürlichen. 
Diesen Punkt werden wir alsbald im folgenden § näher 
zu besprechen haben, und begnügen uns daher hier mit 
der blossen Andeutung. 

Femer kommt in Betracht, dass, wenn das Gesetz 
zum Begriffe des verantwortlichen Redakteurs eine wirk- 
liche Redaktionsthätigkeit verlangte, und daher ;>redigi- 
rende« Redakteure zu benennen wären, die Beschränkung 

Ked.tkteius bildete, zum Be g ri 1 1:> ni o m e n t , zur Voraussetzung seines 
Vorliandenseins geworden. — Gleiche irrgänge, wie hier, durchziehen 
die Reichstags Verhandlungen (vergl. besondeis die Rede des Abg. 
Schwarze bei der 2. Lesung, Stenogr. Ber. S. 47of. i und siml von da 
in die Kcchtsprechun«^ sowie in einen «;rf)ssen Theil der Littetatur 
übergegangen, ohne dass man sich je des zu Grunde liegenden Qui 
pro quo bewusst gewesen wäre. Gewöhnlich heisst es: der Re- 
dakteur thut das und das, oder er hat das und das zu thun; aber 
man ist sich nicht im mindesten klar, ob damit der Begriff oder 
die Verpflichtung des Redakteurs dcfinirt werden soll. Solchen 
»Unbewussten« gegenüber hat die Darstellung v, LiszT's jedenfalls 
das Verdienst einer bestimmten juristischen Formulirung, wodiu'ch 
wenigstens die Aufdeckung des Inthtims erleichtert ist — Begreif- 
lich aber ist SChon jetzt, welche Ver^virrung in der Lehre von der 
Haftung des verantwortlichen Redakteurs durch diese Unklarheit über 
deren Voraussetzung angerichtet sein muss. Ein grelles Beispiel hier- 
für gibt ein Urtheil des preuss. Obertribunals v. 25. April 78 (GU>LTD. 
Aich. XXVI S. 46s £): »Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Re- 
dakteurs nach § 20 beruht auf der Erwägung, dass in einer periodi- 
schen Druckschrift, der ein verantwortlicher Kedakteiir vorsteht , hei 
einem in gewöhnlicher Weise gere^cl i « n Geschäftsgang nicht 
leicht ein Artikel ohne dessen Zustimmung zum Abdruck gelangen 
kann, und dass mithin, um das Verbrechen au vollenden, der Redak« 
teur jedenfalls eine Thätigkeit vorgenommen haben 
muss (!), welche ihn als Tbäter erscheinen lässt« 
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der Benennung atif einen verantw. Redakteur gar keinen ^ 

Sinn hätte. Für den Fall, dass mehrere Personen diese ! 
Thätigkeit bei einem Blatte ausgeübt hätten, dürfte die 
Benennung dieser Mehreren nicht bloss, wie in § 7 Abs. 2, 

für z u 1 ä s s i , sondern sie müsste, bei einij^er Konsequenz, i 

für not h wendig erklärt sein. Und noch zweckwidriger i 

wäre es, die indistinkte, t^ol idarische li( ncnnung Mehrerer ■ 

als verantw. Redakteure geradezu, wie in § 7 Abs. 2 ge- ' 

I 

schehen, zu verbieten, wenn thatsächlich mehrere Per- 
sonen eine Druckschrift oder einen Tlieil derselben ge- 
meinsam, ohne bestimmte Gebietstheilung redigirt haben. | 
Endlich aber steht der Zweck, welchen unsere Gesetz- ^ 
gebung mit der ganzen Vorschrift über die Benennung 
eines verantwortl. Redakteurs verfolgt, jedem derartigen j 
Erfordemiss, welches auf eine ausserhalb der Benennung ' 
selbst Hegende Thätigkeit des Benannten gerichtet ist, 
schnurstracks entgegen. ' 

1 

Die Aufstellung des verantw. Redakteurs l)e/\vt ckt 

zwar ebenfalls die bei Pressdeliktni der l^riiiittlung der ■ 

I Schuldigen entgegenstehenden Schv\ ii rii^keiten zu para- ' 

iysiren; aber nicht sowohl in der Weise, dass die Erkennt- I 

niss dieser Schuldigen selbst durch Gewährung von In- \ 

dizien und Beweismitteln erleichtert wird, als vielmehr 1 

durch sofortige Bereitstellung eines sicheren 1 

Haftträgers, an den man sich für alle Fälle, auch wenn I 

die sonstigen Übelthäter nicht zu erlangen sind, halten l 

kann. Dieser Zweck kann nur dann erreicht werden, I 

wenn nicht nur die Person dieses Haftträgers aus der Be- • 

nennuiiiL; aut dem das Delikt enthaltenden Blatte ohne i 

\\'( iten>s erkannt, sondern auch ge^en diesi- Person alsbald ' 

aul Grund dieser Krkcnntniss, insbesondere ohne jeden \ 

weiteren Beweis strafend eingeschritten werden kann. \ 
Jedes Erfordemiss für den verantw. Redakteur ausser der 

^ ^ 
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Benennung würde aber einen vorherigen Beweis für die 
Bt sLiafung niithifi;^ machen, und das Erfordemiss wirk- 
licher Redakuonsthätigkeit so^ar einen sehr schwierigen 
Beweis, einen mindestens ebenso schwierigen, wie der- 
jenige, dessen Schwierigkeit zur Aufstellung des verantw. 
Redakteurs Veranlassung gegeben. Kurz: es würde der 
Zweck des ganzen Instituts völlig vereitelt werden, wenn 
der Richter immer erst nachzuforschen und festzustellen 
hätte, ob der auf einem inkriminirten Blatte genannte 
verantw. Redakteur auch wirklich Redakteur des Blattes 
gewesen, ob er eine Redakteurthütigkeit bei demsell)cn 
aiisj^eül)t habe, ghuchviel was man des Näheren unter 
letzterer verstehen mag. 

Dieser Zweck, bei Pressdelikten stets eine haftbare 
Person zu haben, ohne sich den Fährlichkeiten eines 
Schuldbeweises aussetzen zu müssen, eine Person, gegen 
welche der Beweis nicht nur erleichtert, sondern 
überflüssig gemacht ist, — dieser Zweck ist der 
Schöpfer des ganz«i »verantwortlichen Redakteurs« von 
Anfang an gewesen, und unsere heutige (lesetzgebung 
hat denscllx-n , trotz mancher Modifikationen in der Art 
seiner Durchlührung, insbesondere trotz Fallenlassen der 
unbedingten Haftbarkeit , ebenfalls beibehalten. Es 
solle bei periodischen Druckschriften lanter allen Umstän- 
den Jemand da sein, der für deren Inhalt in Anspruch 
genommen werden kann; das erheische, wie mehr&ch 
betont wird, die Gerechtigkeit ebensowohl als die Wörde 
der Presse selbst, gleichviel für welches System der Ver- 
antwortlichkeit man sie h im übrigen entscheide In eben 
diesem Sinne heisst es, dass, wenn man der Anklage gegen 

I) Vg^. Motive 2Uin Regiensngsentwurf in GoLm Arch. XXII 
S. 172. 



159 



den Redakteur den Beweis aufbflrden wollte, dass er einen | 
strafbaren Artikel vor seinem Abdrucke gelesen habe ' 
(und das würde doch mindestens zu einer wirklichen ' 
Redaktionsthätigkeit erfordert werden müssen !), hierin eine | 

Erschwerung für die Anklat^e liegen würde, welche die * 
strafgerichtliche Verfol^un<^ unmöglich niaciit Wenn 
derarti^^e Äusserungen der gesct^fjebenden Faktoren sich j 
zunächst allerdings nur auf die Bedingungen der Haft- . 
barkeit des verantw. Redakteurs beziehen, so müssen sie ' 
doch in noch höherem Grade zutreffend erscheinen, wenn I 
der betr. Beweis schon als Bedingung Ülir das Vorhan- \ 
densein des verantw. Redakteurs selbst aufgestellt wer- j 
den soll. 

Die Praxis hat denn auch niemals geschwankt oder 
Bedenken getragen, die als verantw. Redakteur eines 
Blattes genannte Person auch dann als solchen anzusehen 
und rechtlich zu behandeln , wenn diese Person an der 
Redaktion des betr. Blattes oder eines Theiles desselben 
keinerlei persönlichen Antheü genommen hatte. Die Ge- | 
richte haben es für die dem verantw. Redakteur eigen- < 
thümliche Haftung niemals auf einen Beweis dieser | 
Thätigkeit ankommen lassen, in der richtigen Empfindung, 
dass sonst diese Haftung und der verantw. Redakteur dazu 
völlig überflüssig wären 

Und in der That, mag auch die Art, wie die Praxis | 

l) Siehe den Koininiss.-Bericht in GoLTD. Archiv XXII S. 190, 

sowie die Rede des Abg. SCHWARZE bei der Berathung des Ge- | 
Setzes im Reichstag (Stenojrr. Bcr. S. ^^70, 471). 

2^ Vtxl. (iie Fntsrheidun^cn des P i c u s s. C) Im- r t r i h u n a 1 s in | 

GoLTü. Arcliiv XXill S. 453 1., 504 f., XXIV S. 146, X.\V S. 596, sowie . 

in Oppbnhopf's Rechbiprechung XVn S. 845 U XVÜI S. 660 f., XX I 

S. 233 ff. ; fi Hier die des W ü r 1 1 <„ mb. O be r t r i b u n a Is in StbnGLBIM*S | 
Zeitsrhr. \ II S. V' f-, 372 f. Ebenso jetzt das Reichsgericht, 

B:nt-scli. in Strats.ichcn i Nr. 6, U Nr. lo, X Nr. as, XI Nr. 93, XID 1 

Nr. 40, XVI Ni. i (S. 22 flf.). ' 
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den nicht redigirenden verantw. Redakteur nach § 20 des 
Gesetzes als Thäter strafrechtlich haftbar zu machen 
sachte, nicht immer die richtige gewesen sein: darüber 
kann m. £. kein Zweifel bestehen, dass mindestens die 
Fahrlässigkeitsstrafe des § 21 den benannten Redakteur 
nicht nur, wenn er fahrlässij? redij^irt hat, sondern auch 
dann, wenn er fahrlässiger Weise nicht redi^irt 
hat, zu treffen bestimmt ist, das Gesetz ihn sonach auch 
dann als »verantwortlichen Redakteur« betrachtet 

§7. 

Die bisherigen Ergebnisse ttber Begriff und Wesen 
des verantw. Redakteurs scheinen nun aber in Wider- 
spruch zu stehen mit einer ausdrücklichen Besüiiinuiiio; 
des Gesetzes, welche l)is dahin noch nicht berücksichtigt 
worden ist. Es ist dies die in § i8 Abs. 2 enthaltene 
Strafdrohung gegen den Verleger* welcher wissentlich ge- 
schehen lässt, dass auf einer periodischen Druckschrift 
einePerson fälschlich alsRedakteur benannt 
wird* Auf den ersten Blick scheint sich hieraus die Fol- 
gerung zu ergeben, dass eben der benannte Redakteur 



l) Daü preuss. Ges I ! r die Presse v. 12. Mai iSsi § ^7 Abs. 2 
hatte ausdrücklich die un.sercm § 21 entsprechende Straf bcstiniinung 
auch auf den Fall bezogen, dass der Redakteur „durch Abwesenheit 
oder andere GrOnde an der Besorgung der Redaktion ge> 
h i n d e r t i s t«. Es ist nicht ersichtlich, dass das Reichsgesetz in dieser 
Beziehung; eine ahweiclu ntle Sttfllung hätte einnehmen wollen. - Dass 
der verantwortliche Redakteur hiemach ohne jede Rücksicht auf eine 
wurklich geübte Redaktionsthätigkcit gesetzlich »Redakteur« genannt 
wird, ist nicht auffallender, als wenn z. B. ein geladener Zeuge , der 
nichts wahrgenommen hat und nichts auszusagen weiss, trotzdem 
»Zeuf^e« genannt wird , oder wenn das französische Ret lit den Be- 
klagten im Civilprozess, mag er sich vertheidigen oder nicht, als »d6- 
fcndeur« bezeichnet. 
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auch wirklich Redakteur sein, Redakteurthätigkeit aus- 
geübt haben müsse; dass der bluss benannte, aber nicht 
als >(»l(hpr fiinkti< uiirende Redakteur ein falscher, d. h. 
kein Redakteur sei'). 

Diese Bestimmung bedarf einer näheren Besprechung; 
es wird sich dabei ergeben, dass Folgerungen, wie die 
eben angedeuteten, in Wahrheit nicht daraus gezogen 
werden können, dass die Bestimmung unserer Ansicht mit 

nichtcn im We<<e steht. 

üie Vors( hi lft in § i8 Abs. 2 gehört nach ihrer Fas- 
sung wie nach den zu Grunde liegenden Gedanken ihrer 
Urheber zu den unklarsten des ganzen Gesetzes. Wie in 
den Motiven, im Kommissionsbericht, bei den Reichstagsver- 
handlungen") von allen Seiten einmttthtg hervorgehoben 
wurde, ist dieselbe gerichtet gegen das Unwesen der vor- 
g-eschobenen oder Scheinredakteure, der so^. 
Stroh- und Sit/rcdaktt nre ; es sollte hierduK Ii cI<t in der Be- 
stelking solcher angef)li( li liecrf^nden >Umut luinL: und \Vr- 
höhnung des Gesetzes« entgegengewirkt werden. Ebenso 
allseitig aber befand man sich völlig im Unklaren darüber, 
was denn unter diesen blossen Scheinredakteuren zu ver- 
stehen, und was demgemäss von einem verantw. Redak- 
teur zu verlangen sei, damit er nicht als vorgeschoben, 
und seine Zulassung durch den Verleger nicht als ein 



1) So wird rlii* Bestimmung in drr That meist aufgef;isst; vgl v. 
ScHWAKZE a. a. U. iS. 8^, 93; .Makoi arpsen a. a. O. S. 72 f., 109; v. 
LiszT, Ösicrr. Prcssr, S. 82 f.; dt rs., Kcichs-Pressr. S. 183 f., 189; fer- 
ner die Erkenntnisse des preuss. Obertribunals in GoLTD. Archiv XXII 
S. 65a, XXIV S. 146, XXVI S 543 f., -sowie auch bezütiÜLh des frühert n 
preussisclu n Rechts in OppENHUFF'i» Kechtsprechung des kgl. OTrib. 
in Strafsaciien XV S. 456. 

2) Siehe diese Materialien in Goltd. Archiv XXII S. 178, 188, so 
wie in den Stenogr. Berichten Uber die i. Reichstagssession von 1874 
S, I49i 459 ff. 

I 

?t 
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nach i8 Al>s. 2 zu b» ^trafendtr »Unfuf^« zu erachten sei. 
Man hatte die StrnhiDänner, deren Vorschichung man 
rnö«jlich.st zu verhindern trachtete, in konkreten, greifliaren 
Beispielen wohl vor Augen, aber zu einer vom Einzelfall 
abstrahirenden Erfassung ihres begrifflichen Wesens konnte 
man nicht vordringen. So war man denn auch nicht im 
Stande, das, was mit jener Strafe eigentlich getroffen wer- 
den sollte, im Gesetze klar zu definiren. 

Im All<^eineinen dachte man sich die Sac ht- \v(^hl auch 
so, (la^^s ein Scheinredakteur derjenimi- sei, der auf eim-r Zei- 
tunf( als Redakteur benannt werde, ohne doch in VV irklich- 
keit als solcher zu fungiren. Von diesem Gesi( litspunkte 
aus waren von verschiedenen Seiten eine ganze Reihe von 
Formulirungen für den heutigen § i8 Abs. 2 vorgeschlagen 
worden, die alle darauf hinausliefen, die Benennung eines 
verantwortl. Redakteurs unter Strafe zu stellen, de r n ich t 
wirklichredigire, nicht thatsächlich der Redakteur s e i. 
Allein hierbei zeii^te sich nun das Merkwürdige, dass, so , 
sehr man über die SarlK- st llxt einif»" und im Reinrn zu sein ' 
«glaubte, man sich trotzdem über dt n Betj;^riff des Redakteur- ! 
Seins sowie über den Inhalt und die Grenzen der für einen 
verantwortl. Redakteur gehörigen Redaktions thätigkeit 
in keiner Weise verständigen konnte*). So kam es, dass die 

I) in der Ke^ierunß.svt)rlay;c hatte die betr. Bcstimmunjf q:* l;mtet : 
»wenn — — eine Person fälsclüich alu verantwortlicher Redakteur be- 
nannt wird, während in Wirklichkeit ein Anderer die Re- 
daktion leitet.'' Die Reichstagskommission schlug dagegen vor: 
«wenn eine Person als verantAvortlicher Redakteur benannt wird, 
w e 1 c h e a n d e r K c d u k t i o n n t c h t b e t h e i I i g t i s t ,« da »sehr 
häuiig der eigentlich geistige Leiter eines grossen publizistischen Unter- 
nehmens die unmittelbaren Redaktionsarbeiten nicht besorge, es anderer« 1 
seits aber genügen müsse, wenn der genannte Redakteur wirklich eine I 
.-in ili ! Iv'< (iaktionsarbeit bcthfiliiit»' !*rrsönliclikrit ist (Co! tdammek's 
Archiv XXII S. l66, 200). Die-se Fassung wurde wieder als nicht 
präzise genug, als zu wdtgehend bekftmpft, da hiemach auch Personen 
benannt werden dürften, die nur in ganz untergeordneter Weise Theil 
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hierfür vorg^eschlag^enen Formulirungcn \om Reichstage , 
sämmth'cb verworfen wurden. Instinktix- la^^ dabei freilich 
das Gefühl zu Grunde, dass für das» was man bei der frag"- * 
liehen Bestimmung hauptsächlich im Auge hatte, eine 
wirklich ausgeübte Redaktionsthätigkeit» gleichviel weicher 
Art, gar nicht das Wesentliche sei, und dass daher durch , 
keine der hierauf zielenden Fassungen der Zweck 
des Gesetzes erreicht werden könne. Da man sich aus t 
diesen Schwierigkeiten nun nicht zu helfen wusste, so 
nahm man in der Verzweiflung schliesslich die in das Ge- 1 
setz übergegarii^ene, vom Abg. Wölfel beantragte, räth- ' 
seihafte Fassung an, welche alles dahingestellt lassen, 
alles dem richterlichen Ermessen anheimgeben wollte. 
Man nahm dabei an, dass der Richter bei der Anwendung ) 
des Gesetzes im Einzelfall schon dasjenige richtig heraus- 1 
zufinden und zu treffen wissen werde, was man getroffen 
haben wollte, aber im Gesetze, in abstracto zu bezeichnen ' 
nicht vermocht hatte: das S c h e i n r e d a k te u r t h u m | 

W(>rin l)e.steht dieses nun in Wahrheit? Wann ist, | 
nach der Terminologie des Gesetzes, eine Person fälsch- 
lich als Redakteur benannt? I 

Hierauf kann zmiächst in negativer Richtung mit | 

nehmen, die mit der Hauptsache des Unternehmens gar nichts zu thiin ' 
haben. Es Ix antra;::!»- daher der Abg. Sthuckmann die Annahme der ' 
Regieruug.svorlagc unter Änderung des Wortes »leitet« in »besorgt«. 
Dem gegenaber wollte jedoch der Abg. HlxlmanN es für am zwedt- 
massigsten finden, zu sagen: »wenn als verantwortlicher Redakteur 
eine Person bezeichnet wird, welclie die Druckschrift nicht ^ 
redigirt« oder »welche nicht Kedukteurist«. (Steuogr. Ber. 
a. a. O. S. 459 tf.) i 

i) Der Bandeskomtnissar v. Brauciutsch empfahl den Antrag 
Wölfel zur Annahme mit der Motivinmg, dass nach seiner Auffassung ^ 
damit d< r Uichter angewic*^fn M-erde. .,7n strafen da, wo er sich über- 
zeugt , dass der auf der Druckst hrift benannte Redakteur nur ein 
vorgeschobener ist" (Sienogr. ber. S- 462.) S. auch Mau^uakd- 
SBN S. III f. 
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aller Bestimmtheit gesagt Verden: der Begriff des fälschlich 
benannten, des Scheinredakteuis ist nicht dadurch ge- 
geben, das die als verantwortlicher Redakteur auf einem 
Blatte benannte Person an der Herstellung oder Ver- 
öffentlichung des Inhalts dieses Blattes keinen Antheil 
genommen hat. Die Antheilnahme oder Nicht intheil- 
nahme hieran ist für diesen Bej^riff, wie er dem dcsctze 
zu Grunde liegt, und wie er dessen Urhebern, allerdin^ 
nur dunkel, vorgeschwebt hat, vöUig irrelevant 

Charakteristisch hierfür ist schon der Umstand, dass 
es bei der parlamentarischen Beratbung des Gesetzes, wie 
wir oben gesehen haben, nicht gelungen ist, ftlr diejenige 
Thätigkeit, deren Mangel den strafbaren Thatbestand ver- 
meintlich begründen sollte, einen Ausdruck zu finden, 
welcher der in der Sphäre des Unbewussten schlummernden 
Idee der s;"esetz^el)en(.len F'aktoren eini<4;trinassen ent- 
sprochen hätte. Keine der vorgeschlagenen Formulirungen 
fand im Reichstage einen Widerhall, weil sich' diese 
Vorschläge eben alle auf einem, jener Idee fremden Ge- 
biete bewegften. Die Schwierigkeit lag nicht bloss, wie 
man meinte, in der Auffindung eines passenden Aus- 
drucks, sondern in der Unklarheit der auszudrückenden 
Gedanken selbst. 

Femer aber: wenn man trotzdem für den richtig 
benannten Redakteur irprend welche Thätigkeit als er- 
forderlich ansehen wollte, so wäre es doch, Mangels jeder 
Präzisirung derselben im Gesetze, niemals möglich, die 
auf ihre Unterlassung gesetzte Strstfbestimmung in § i8 
Abs. 3 zur Ausführung zu bringen. Man kann doch nicht 
eine Strafe verhängen wegen Unterlassung einer so ganz 
unbestimmten und unbestimmbaren Thätigkeit. Alle Ver- 
weisun}^ auf das pflichtmässige Ermessen des Richters 
würde hier vergeblich bleiben: »es kann doch unmöglich 
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von dem Ermessen des Gerichts abhängten, das zu be- 
stimmen, wofür der Gesets^eber gar keine Anhaltspunkte 
gibt«»). 

Dazu kommt schliesslich, dass nach fast allgemeiner 
Ansicht ein benannter Redakteur, der sich nur vurübcr- 
«4 eilend, nur hei einzelnen N u in ni e rn der Zeitun<i^ 
an der Redaktionsthätigkeit nicht betiiciligt, deshalb noch 
nicht als >falsch benannt«, als voriresrhoben gelten soll *). 
ist dem so, so ist damit die obige Negative in der Tbat 
vollständig bewiesen. Unser Gesetz kennt, wie mehifacb 
erwähnt, einen verantw. Redakteur Oberhaupt nur für die 
einzelnen Nummern einer periodischen Druckschrift, und 
es kann daher auch die Frage, ob ein solcher richtig oder 
falsch benannt, je nur in Be;rug auf die einzelne Nunnner, 
auf welcher er benannt ist, und mit Kücksicht auf die 
Thätigkeit, welche er gerade bei dieser entfaltet oder nicht 
entfaltet hat, beantwortet werden, nicht aber nach seinem 
sonstigen Verhalten. Wenn sonach die Nichtbetheiligung ' 
des Redakteurs an der Redaktion einer einzelnen Nummer , 
die Richtigkeit seiner Benennung nicht hindert, so kann i 
sie es auch dann nicht, wenn bei anderen Nummern oder 
auch I)ei allen Numniern der betreffenden Zeitung das ] 
Gleiche der Fall sein sollte. , 



1) Dieser Punkt wurde schon bei der ersten Lesung des Gesekes | 
im Reiclutkag von dem Abg. Reichbmsperger sehr gut hervorgehoben, | 

dabei auch sehr richtig betont, w'u- die Redaktionsthätigkeit, von wel- 
chiT sich die V%:Tf.'tssor des Entwurfs drn rirhti^;en verantwortlichen t 
Kcdakteur abhängig gedacht hatten, nach dem Ijy.stem dieses Entwurts j 
j a selbst nur auf einer Annahme beruhte, deren Nichtzu* | 
treffen doch nicht ein Delikt begrOnden könne (Stenogr. Ber. a. a. O. S. 152)1 | 

2) Vergl. SCHWAKZE a. a. O. S. 93, l'rtheü des Wtlrttemb. Obrr- 
trib. V. 2H. Dez. 1877 in STrxr.i.Kix's Z» itsrhr. VIT S. W< f. A. A. 
nur V. Liszt, Keichs-Pressr. S. 189, auf Grund seiner abwciciienden 
iiegritlsbe^timuiung. 



* 
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Muss liicrnach also das ihatsäciiliciie Nichtredii^nicn 
für die Bcjstimmunjj;; des Scheinredakteurthums als belang- 
los erachtet werden, so wird man dao^egen dem wahren 
Sinne desselben m. £. dann näher kommen, wenn man 
die Gründe einer etwaigen Passivität des benannten Re- 
dakteurs ins Auge fasst Liegen diese Gründe nämlich in 
dem Mangel genügender geistiger Befähigung 
und Bildung des benannten Redakteurs, so wird hier- 
durch auch das, was jjerade das Wesen seiner Benenn uiil; 
ausmacht, die (U>ernalinie der Verantwortlichkeit, die 
darin lieg^ende Gai anti< rrklärunfj, in ihrer Bedeutung we- 
sentlich abgeschwächt und beeinträchtigt. Besitzt der be- 
nannte Redakteur keine litterarische, politische oder wissen- 
schaftliche Bildung, so wird er meist auch kein Urtheil 
über die Rechtmässigkeit oder Rechtswidrigkeit der in 
diese Gebiete einschlagenden Gedankenprodukte haben 
können, und demnach auch nicht in der Lage sein, eine 
ernstliche Garantie für deren Rechtmässigkeit /u ü her- 
nehmen. Jedenfalls wird eine solche Ciarantie eines homo 
illitteratus für den Staat keinen inneren Werth haben; 
sie liefert ihm zwar gegebenen Falls vielleicht ein Sub- 
jekt, welches er zur Bestrafung ziehen kann, aber sie bietet 
ihm a priori keine reelle Sicherheit für den rechtmässigen 
Inhalt des Presserzeugnisses. So besteht hier zwar die 
äussere Wirkung der Verantwortlichkeitserklärung, aber 
es fehlt die innere Grundlage, welche derselben erst ihren 
Werth verleiht. Insofern kann nun einen s< «lein 11 uii- 
fähicjen und ungebildeten Redakteur als einen blossen 
Schein- oder Strohredakteu r bezeirlmen, l>enannt 
und vorgeschoben nicht zur Hewahrung der Rechtmässig- 
keit des Blattes, sondern zur Abbüssung etwa eintretender 
Strafen: einen Sitzredakteur, 

In der That sind es solche, die Redakteurfähigkeit 
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betreffende Gesichtspunkte gewesen, welche den gesets» 

gfebenden Faktoren bei Aufstellung^ der Bestimmung: gegen 
(las Scheinredakteurthuiii vurgcscluvelit halben. In un- 
klarer Verl)in(lunLr und Vermischunjj mit jener Berück- 
sichtigung einer bestimmten Redaktions thätigkeit treten 
sie überall in der gesetzgeberischen Berathung hervor, 
ohne in ihrer prinzipiellen Verschiedenheit von jener er« 
kannt zu werden. Im Bericht der Retchstags-Kommission 
heisst es nach den oben S. 163 Änm. i angeführten Worten: 
»Was durch die Strafdrohung getroffen werden solle, sei 
der unwürdige Missbrauch, v ö 1 1 i ungebildete Per- 
sonen, denen zur Führunj^ einer Redaktion j e d e Eigen- 
schaft fehlt, als vrrantw. Redakteure vorzuschieben.« 
Ähnliches wurde von mehreren Rednern in der 2. Plenar- 
berathung geäussert»). 

Ich glaube sonach, auf obige Frage nach dem Be- 
griffe des Scheinredakteurs nunmehr die positive Ant- 
wort dahin geben zu können: fälschlich benannt im 
Sinne des § 18 Abs. 2 unseres Pressgesetzes ist der Re^ 
I dakteur dann, wenn er die zur Überwachung sei- 
I nes Blattes, zur Prüfung der Rechtmässigkeit 
I seines Inhalts und demgemass zur Übernahme 
! einer ernstlichen Verantwortlichkeit erfor- 
derliche Bildung und Geistesfähigkeit nicht 
besitzt. Welcher Grad von Bildung dazu erforderlich, 

I) Sü sagte der Abg. Klöppel : »ich glaube, dass die Verantw ort- 
Itchkeit aberbaupt iUusorisch gemacht wird, wenn sie Peisonen trift, 
von denen jcdrr weiss, dass sie eigentlich nicht verant- 

wortlicli sein ki^nnen-; — femer der Abg. STRUCK mann : -es ist 
eine oticnbare Umgehung, ja man kann sagen Verhöhnung des Ge- 
setzes, wenn gänzli ch ungebildete Personen, die weder im 
Stande sind an der Redaktion Thetl zunehmen, noch 

I auch in der That im geringsten Masse daran Theil nehmen , dessen 
ungeachtet :il<^ verantwortliche Redakteure einer Zeitung bezeichnet 

I werden« (Stenogr. lier. a. a. O. S. 459 f.)- 

i 
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auf welche Gebiete sieb dieselbe zu erstrecken hat, das 
hängt von dem Charakter, dem Inhalt und der Richtung 
des Blattes ab ; dies zu beurtheilen ist gerade dem Er- 
messen des Richters im Einzelfalle überlassen. Die Strafe 
des § i8 Abs. 3 soll den Verleger dann treffen, wenn er 
wissentlich die Benennung eines, ftkr die Überwachung des 
gerade von ihm verlegten Blattes als unzulänglich erschei- 
nenden Redakteurs zugelassen und damit vorsätzlich dazu 
beigetragen hat, die mit der Forderung eines verantw. 
Redakteurs gesetzlich bezweckte Garantie illusorisch oder 
innerlich werthlos zu machen, — ohne Rücksicht darauf, 
ob der benannte Redakteur an der Redaktionsthätigkeit 
selbst irgend einen Antheil genommen hat oder nicht. 

Es ergibt sich hieraus, dass die Bestimmung in § i8 
Abs. 2 der oben S. 140 f. von uns aufgestellten Definition 
des verantw. Redakteurs nicht nur nicht entgegensteht, 
sondern diese, im Gegensatz zu der hier bekämpften, ge- 
radezu unterstützt. Diese Bestimmuno; verlangt eine 
Fähigkeit, nicht eine Thätigkeit des verantw. Re- 
dakteurs, und zwar wird diese Fälligkeit gerade mit Rück- 
sicht auf diejenige Funktion seiner Benennung erfordert, 
welche nach unserer Auflassung das Wesen derselben 
ausmacht 



i) Eine konsequente Durchführung dieses dem Gesetze zu Grunde 
Uzenden Gedankens wOrde allerdings erfordert haben, dass von vom» 

herein, aussc r den nach Pressges. § 8 für den verantwortlichen Redak- 
teur erforderlichen Onalitiiten, auch der Rositz ^und eventuell der Nach- 
weis) einer hinreichenden Geistesbildung als Pcrsonalrequisit autgc- 
stcllt worden wäre. Darauf hatte auch schon der hier tlbeduapt klarer 
bückende Abg. Reichbkspsrgbr im Reichstage aufmerksam gemacht: 
„CS wird, um den legislatorischen Gedanken des § 19 (des jetzigen 
§ 18) zu verwirklichen, nichts Ubn'K bleiben, als die Anforderungen a n 
i die P ersO nli ch keit, an die y ualifikation des Kedak tcu rs 
Stt verschärfen^* (Stenogr. Bei: a. a. O. S. IS^)- Diese Anregung wurde 
aber weiterhin nidit beachtet Auch scheute man, bei den Schwierig* 
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Zur Fixirung der rechtlichen Tragweite dieser Be- 
stiminun^^ ist noch hinzuzuliii^en , dnss damit 7war dem 

Verle<;!:rr eine V erbindlichkeit aulerlcgt ist, seinerseits die ^ 

ßenennun;^ solcher Scheinredakteiire zu verhindern, dass \ 

aber' in der hiermit verlangten Redakteur-Fähigkeit kei* \ 

neswegs eine gesetzliche Voraussetzung für den Be- ■ 

griff des verantw. Redakteurs aufgestellt ist Auch | 

der Ainfähige, der Scheinredakteur ist und J 

bleibt, wenn er auf dem Blatt als solcher be- , 

nannt ist, verantwortl. i\ c <l u k t c u r. Die »J"al>rh- , 

heit« der Beneniuin«^ in dem hier in Betracht kommenden j 

Sinn ijej^ründel eine Strafschuld des Verlegers, thut aber | 

der Gültigkeit und Wirkung der Benennung selbst keinen i 

Eintragt). Es ist bereits oben S. 139 darauf hingewiesen 1 

' I 

j keiten, denen die Fonnuliruiv^ eines derartigen Erfordernisses wie seine 
j Prüfung im Einzellalle immer unterliegt , und bei der Abneigung, ' 
diese Prüfung der Diskretion der Behörden zu überlassen und 
diesen damit einen Einlluss auf die freie Bewegmig der Presse zu \ er- 1 
statten, vor der ausdrürklii hen Statuiruiig < iiics Hi fahi<;Tingsnachw"eise,s ^ 
für die Kedakteure zutück; — treilich nur, um il.n unl>e\vus.st durch 
eine Hintertliüre doch wieder einzuführen. — Über trüherc N'orschlägc | 
und Versuche, durch besondere Erfordernisse einen gewissen Bildungs- 
grad des verantwortlichen Redakteurs sicher zu stellen, sowie über die 
Gründe hiergecren vgl. S( hw arze I. Aufl. S. 30, Berxkh, Lehrb. d. d. 
Pressrechts S 213. Kavskk in v. Hoi.tzknoohkf's liandb. d. d. Strafr. ' 
IV S. 5b2, HAki MANN, dai> (prcu:»*).) Ges. über die l'resse v. 12. Mai 1851 ' 
(Berlin 18^) S. 115 f^ v. Lis;st, Osterr. Pressr. S. 133 f Di« franzO- 1 
sische Praxis verlangte, wenigstens früher, von dem venuitwortlichen | 
G<;rantcn einen f^^ewissen Grad geistiger Bildung, und Hess als solchen j 
nicht zu einen iiomrnc il lettre et inrap.jble de surveiHer | 
par lui ineme la redaction d un Journal; vgl. Kav>i i< ui 
V. HOLTZENDORFF*« Jahrb. f. Gesetzgebung, Verwaltung u. Rechtspflege ' 
d. d. Reichs IV S. 179, Schwarze a. Aull. S. 43. 1 
i) In der ^fälschlichen^ Benennung des § 18 Abs. 2 lie^t diihcr | 
auch keine geijcn 7 verstussendf^ frtlsehe .\ni;al)e'^ im üinnc des | 
§ 18 ZiÜer 2, überhaupt keine Zuwideriiantilung gegen die Bc- 1 
Stimmungen des § 7, welche vielmehr auch bei Angabe eines »Stroh- 
manns« vollkommen gewahrt erscheinen. Daher kann denn wegen ' 
einer solchen Angabe weder aus § 18 Ziffer 2, noch aus § 19 Zitier i 

I 
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worden, dass in § i8 Abs. 2 nur von der falschen Be- 
nennung »als Redakteur«, nicht »als verantwortlicher Re- 
dakteur« die Rede ist Das beruht nicht auf Zufall. Der 
Abgf. WöLPEL, dessen Amendement das Gesetz seine 
jetzige Fassung- verdankt, bemerkte bei der Begründung 
desselben ausdrücklich , — und ebenso wurde ihm dies 
h<M der Bekämpfung durch den Abg. Hullmann ausdrück- 
lich zum Vorwurfe gemacht, — dass in seinem Antrage, 
entgegen den sonst vorgeschlagenen Formulirungen, das 
Wort »verantwortlich« gestrichen sei^), so dass also auch 
bei »falscher« Benennung die Verantwortlichkeit des Be- 
nannten als unberührt gelten muss. 

Hieraus folgt aber, dass selbst dann, wenn man trotz 
der obigen Gegengründe dai\ui festhalten wulltc , unter 
dem falsch Ijenannten Redakteur des § l8 Abs. 2 einen 
nicht redigirendrn Redakteur zu verstehen, die Ausübung 
einer bestimmten Redaktionsthätigkeit doch nicht unter die 



^egen irgend Jemanden eine Strafe verhängt werden, am wenigsten 
gegen den benannten Scheinredakteur sdbsL Diesen trifft, wie gleich 
anzuführen, die volle f^esetzKche Haftung fttr den Inhalt der Druck- 

.Schrift ; aber er kann nicht ausserdem noch für seine eigene Unfähigkeit 
bestraft werden. \'^ielmehr ist wegen Zulassung eines Scheinredakteurs 
allein der Verleger nach § l8 Abs. 2 strafbar. ~ Zu emem ab- 
weichende Resultate nuss man natttrlidt dann kcmimen, wenn man^ 
wie die oben S. 162 Anm. i angefahrten Autoren und Erkenntnisse, in 
der :*fälschlichen« Benennung des § 18 Abs. 2 die Ans^alu ( int s nicht 
redigirenden Redaktetirs sieht. — Einen ganz andern Simi und andere 
Konsecj Uenzen hatte die falsche Benennung des Redakteurs nach den- 
jenigen alteren Pkessgesetzeni welche bei periodischen Druckschriften 
von vorn herein die Bestellung eines dauernd fongirenden verant- 
wortlichen Redakteurs und dessen Anc^abf auf jeder Nummer der- 
selben vcrlnns^ten. Nach diesen Gesetzen trat eine Strafe dimn em, 
wenn an Stelle dieses bestimmten Redakteurs fälschlicher Weise eine 
andere Person als solcher genannt wurde; so x. B. nach dem Bayr. 
Pressgesetx V. 17. Marz i$50 Art. 

I) Stenogr. Berichte a. a. O. S. 461, 463. 
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Beg^riflfemoiiit nte des *verantworll. Redakteurs« aufgenom- 
men werden dürfte. 

In der That herrscht nun auch kaum ein Zweifel, dass 
den verantw. Redakteur auch dann, wenn er sich als 
blossen Strohmann entpuppt, ebenso wie sonst die gesetz- 
lich normirte Haftung für die, in dem von ihm gezeich« 
neten Blatte etwa enthaltenen Delikte trifft^); und dies 
muss um so mehr als richtiir erscheinen, da selbst der 
Mano^el der in § 8 des ( i( si t/es ausdrücklich und 
direkt verlangten yualitäten des verantw. Redakteurs 
die als solche benannte Person der gesetzlichen Haftung 
für den Inhalt der Druckschrift nicht entzieht'). 

1) Vgl ScHWABZB I. Aufl. S. a6, 2. Aufl. S. 37, sowie in der AUg. 

Gcrichtszeitung fc d. Kgr. Sachsen XXII S. 231 ; \ . Liszt, österr. Prcssr. 
S. 84, 242; Ghoschi kf in Goirn. Arch. XXIII S. 2K; Bat mgarten 
in Zcitschr. f. d. ges. Sstralrechtswiss. V S. 518 f. (allerdings inkonse- 
quent); Urtheil des Reichsgerichts v. 22- April 87 (Entsch. XVI 
Nr. 3 & 33 f-X — Anders, auf Grund flbrer Theorieen über den Begriff 
des verantwortlicben Redakteurs, nur Homgmanx a. a. O. S. iijf, 120. 
sowie V. LiszT im Keichs-Pi cssr. S. 183, 189 (vgl. oben S 152 Anrn. l) 
und in seinem Lehrb. d. d. Strafr. 3. AuH. S. 178. Das preuss. Uber- 
tribunal fahrt in seinem Urtheil v. S Okt. 75 (G<h.td. Arch. XXIII 
S. 504 f.) die absolute geistige Unfähigkeit des Redakteurs nur als 
einen nach § 20 Abs. 2 dir Thäterschaft, nicht aber die Haftbarkeit 
überhaupt ausschli« >s( nden Lin^iaiid an. 

2) Vgl. SCHU AK/E, 2. Autl. S. 128, Entsrh. iles R e i c b s e r. \"1 
S. 369. Bezüglidi dieses Falles konnte timn vielleicht Zweitcl an der 
Richtigkeit der gegebenen Entscheidung liegen, da nach der Aasdrucks- 
weise des G^etzes in § 8 angenommen werden konnte, dass als ver- 
antwortliche Redakteure benannte Personen, welchen die betretlenden 
Eigenschnftcn f ehlen, t h a t s ä c h 1 i c h solche n i r h t sind. Jedoch 
scheint nur eine derartige Folgerung den Intentionen des Gesetzes nicht 
zu entsprechen, vielmehr auch in solchen Fällen nur eine Stiafbarkeit 
nach § 19 des Gesetzes (nicht nach § iS, vgl. oben S. 150 Anm. 3) be- 
gründet zu sein. Die Fassung des ij 8 ist dem i} 22 Abs. 2 des preuss. 
Pressgesetzes n:i< Itgebildet. Der Rei^ienjnixscntwurf zu diesem enthielt 
die Bestimmung : *Als Redakteure dürlen nur solclie Personen zuge- 
lassen werden« etc. Diese Fassung wurde von der 2. Kammer 
im Einverstandniss mit der Regierung abgeändert, »um klar zu stdleo. 
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Freilich kann auf diese strafrechtliche Verantwortlich- 
keit einer innerlich dazu nicht ciualitizirten Person ein 
grosser rationeller Werth nicht L^clegt werden. Allein .so 
lange das Gesetz die Wirksamkeit und Gültigkeit der Be- 
nennung: des Redakteurs nicht von einem bestimmten 
Fähigkeits- und Bildungsnachweis abhängig macht, oder 
anderweitige Vorsorge trifft, dass eine unqualifizirte Per- 
sönlichkeit als verantwortlicher Redakteur nicht gelten 
oder auftreten kann, so lange wird es auf die, seinen In- 
tentionen «iwiderlaufende Vorschiebung einer solchen 
nicht gerade die Prämie der Haftbefreiun«^ setzen können. 
Damit erscheint denn allerdinj^s bis zu einem gewissen 
Grade dem im Gesetz befolgten System gegenüber der 
Vorwurf gerechtfertigt , dass dieses System selbst dem 
Scheinredakteurthum die Wege bahne, ja dieses geradezu 
provozire, und nur hinterher, da es die selbst gerufenen 
Geister nicht wieder los werden kann, in indirekter und 
unzulänglicher Weise — durch die praktisch sicherlich 
nicht sehr wirksame Strafbestimmung gegen den Verleger 
in § 18 Abs. 2 — dasselbe wieder zu bekämpfen suche 

dass eine Zulassungt resp. polizeiliche Erlaubniss zur Obernahme der 

Redaktion nicht erforderUch sei , vidmelir di*^- \'erletzung auch dieser 
Vorschrift lediglich eine gesetzlich vorgeschriebene Strafe n.ich sich 
ziehen solle«. Vgl. HiVRTMAJiN, Ges. über die Presse S. 115— 11«. 

I) Es ist bei unbefangenca' Würdigung dieser Verhfihnisse wohl 
im Auge zu behalten, dass dex Scheinredakteur historisch ab^haupt 
erst im Gefolge der gesetzlichen Vorschriften über den verantwort- 
lichen Redakteur ^iim Dasein o;ekommen ist. In der Th.it ist er die, 
wenn auch unerwUni>ciite , so doch nothwendige Konsequenz dieses 
Systems, und es gibt hiergegen — darttbtf scAte man sich allmSb- 
lieh klar werden — - keine anderen Mittel, als entweder: Aufteilung be- 
stimmter Personalrecjuisitc für den verantwortlichen Redakteur, oder : — 
Aufgabe des ganzen Institutes. So hinge erstcres nicht iieschehcn und 
letzteres erhalten bleibt « muss man jene unbequeme Konsequenz in 
Kauf nehm^ und es scheint mir nkht recht am Platze, hier nun von 
»Umg^ui^t oder gar »VertiOhnung des Gesetzes«, von »Täuschung 
und Fälsdmng« u. s. w. zu reden. 
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§ 8. 

Im Verlaufe der bisherigen Darstellung ist bereits * 
mehrfach darauf hingewiesen worden, dass Begriff und 
Wesen des verantwortlichen Redakteurs vollständig nur 
aus der geschichtlichen Entwicklung des Insti- 
tuts erkannt werden könne. Der verantwortliche Redak- 
teur ist nicht eint- aus sich selbst heraus be^tini inbare Per- ^ 
son, sondern er ist ein (icl)ilde des Rechts, eui Rechts- 
Institut, zu bestimmten Zwecken von der staatlichen ^ 
Gesetzgebung geschaffen. Durch diese Zwecke eben wer- ^ 
den die Begriflsmomente bestimmt, und daraus erhalten | 
sie ihre Erklärung. I 

Es ist daher in der That nicht möglich, in die Natur 
dieses Rechtsgeschöpfs, welches wir »verantwortlicher Re- • 
dakteur« nennen , einen richtigen Einblick zu gewinnen, 
wenn wir nicht auf seinen historischen L'rspruns^, auf die- , 
jenigen gesetzlichen Bestimmungen zurückgehen, welche 
denselben zuerst ins Leben gerufen haben, und aus welchen 
er, unter Vermittlung mancher Zwischenglieder , in die 
heutige deutsche Pressgesetzgebung übergegangen ist 

Und noch ein anderer Umstand macht ein solches 
Zurückgehen auf den Ursprung des Instituts nothwendig. 

Der »verantwortliche Redakteur« periodischer Druck- 
schriften ist nicht auf deutschem Boden gewachsen, er ist 
kein Krzeugnisö de.> heimischen Rechts; aus dem fran- 
zösischen Recht ist er vielmehr in das unsere herüber- > 
genommen worden. Aber bei dieser Herübemahme hatte 
man, wie so vielfach bei der Nachahmung fremdländischer 
Einrichtungen in Deutschland, nur die äussere Erschei- 
nung und Wirkung ins Auge gefasst gehabt; über die i 
innere rechtliche Grundlage, den eigentlichen Rechtsge- 
danken, auf welchem das fremde Institut beruhte, hatte | 

I 
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nicin sich nicht weiter Ivechensthati j^egeben. Und so blieb es 
aiu Ii in der Folgezeit. Der »verantwortliche Redakteur« ^in^ 
von einem deutschen Fressgesetz in das andere über, da die 
Einrichtung sich praktisch zu bewähren schien und der 
staatlichen Strafverfol^nnc: eine äusserst bequeme Hand- 
habe bot; aber um eine tiefere Erkenntniss seines Wesens, 
durch welche das richtige Verständniss seiner strafrecht- 
lichen Haftung bedingt war, kümmerte man sich auch jetzt 
nicht viel. Wohl suchte man sich letztere bei gesetx- 
jjeberischen Arbeiten, wie in der Wissenschaft bald in 
dieser, bald in jener Weise zu erklären und zurechtzulegen; 
man erging sich zu diesem Zweck auch in Betrachtungen 
über die »Stellung«, ja sogar, wie wir gesehen, über den 
Begriff des verantwortlichen Redakteurs. Allein alle diese 
Vorstellungen waren in unkritischer Weise nur der Aussen- 
Seite der Dinge, ihrer zufälligen Erscheinung entnommen, 
ohne auf ihre Kongruenz mit dem Gehalt der gesetzlichen 
Bestimmungen geprüft zu sein. Wesentliches wurde mit 
Unwesentlichem vermengt, die verschiedensten Gesichts- 
und Ausgangspunkte durcheinander geworfen : daher In- 
konsequenzen, Widersprüche, Unklarheiten, halb verstan- 
dene Schlagworte allenthalben. 

So ist der Rechtsgedanke des »verantwortlichen Re- 
dakteurs« bei uns durchaus latent geblieben bis auf den 
heutigen Tag, nur seiner eigenen unbewusst wirkenden 
Triebkraft überlassen. Das Institut hat, wissenschaftlich be- 
trachtet, heute noch den Charakter des Fremdartigen, Un- 
aufgeklärten, obschon es bereits über fünfzig Jahre einen 
Bestandtheil der deutschen Pressgesetzgebung bildet und 
sich im Leben der Presse selbst praktisch vollständig ein- 
gebürgert hat. 

Bei diesen Umständen kann eine bessere Erkenntniss 
des Instituts aus der deutschen G^etzgebung allein, 
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welche ein Gegebenes nur instinktiv weiterführte, nicht 
gewonm n wcrckn. Helfen kann hier nur ein Schöpfen 
aus der Urquelle selbst, ein Zurückgehen auf die 
erste Manifestirung des Gedankens im franzö- 
sischen Recht Die Betrachtung und Vergleichung 
der deutschen Pressgesetze wird dann zu zeigen haben, 
ob und wie weit durch liier \ (»r^^cnommene Veränderungen 
der ursprüngliche Geist des Instituts alterirt oder modi- 
fizirt worden ist Hierdurch erst werden auch unsere 
obigen Bemerkungen über BegrÜf und Wesen desselben 
ihre volle Erklärung und Rechtfertigung finden können. — 

Der »verantwortliche Redakteur« des dcutsc lu n R« ( hts 
entspricht dem s^Getunt rcspomaöic* des französischen. 
Dieser verdankt seine Entstehung und zugleich seine voll- 
ständige Ausbildung der unter der Restauration erlassenen 
Lot sur les joumaux et ecrüs periodiques vom i8. Juli 1828. 
Die hier zuerst aufgestellten Bestimmungen über den ge- 
rant n\spotisab/f sind in Frankreich, trotz der vielen Um- 
gestaltungen, welche im Übrigen das dortige Pressrecht 
in der Zwischenzeit erlitten hat, bis zum neuesten Gresetz 
über die Presse vom 29. Juli 1881 in Geltung geblieben, 
und sie haben auch diesem selbst wieder zur Grundlage 
gedient : ebenso sind sie das Vorbild geworden für die 
EinführuiiLT des verantwortlichen Redakteurs in Deutschland. 

Allerdings hatte schon das Gesetz vom 28. Germinai 
des Jahres 4 der Republik (17. April 1796), conUnant tUs 
mesures repressives des äilits qui peuvent itre commis par 
la voie de la presse, in Art. 3, sowie das Gesetz vom 9. juni 
1819, i'iiiitiri ä la piibliidf i()>i (/( .s jourtnuix ou n rit.s p('ri(f- 
diques , in Art. 1 und 2 besondere Vorschriften über die 
Verantwortlichkeit gewisser Personen bei Delikten der 
periodischen Presse aufgestellt; allein diese bezogen sich 
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nur auf solche Personen, welche schon an sich, abgesehen 
von jeder Ivfchtsxorschritt, bei der Ven'ifFentlichung von 
Druckschriften eine gewisse Mitwirk>anikeit zu entfalten 
prtegen und im KinzelfaU thatsächlich entialtet haben. Das 
Gesetz vom Genninal statuirt eine subsidiäre Haft- 
barkeit fQr denjenigen, qui fait pubiier le Journal ou autre 
ecrit sous son nom; dasjenige vom 9. Juni 1819 schreibt 
die vorherige Anzeige des proprietaire ou editeur bei der 
Behörde vor und erklärt diese Personen dann für verant- 
wortlich. Dagegen ist hier eine Bestellung beson- 
derer Träger dieser Verantwortlichkeit noch 
nicht gefordert; dies geschah erst in dem genannten Ge- 
setz vom 18. Juli 1828'). 

Dieses Gesetz, soweit seine Restimmungen hierher ge- 
hören, fasst zunächst den in Frankreich häufigen Fall ins 
Auge, dass eine Gesellschaft mehrerer Personen ge- 
meinsam eine Zeitung herauszugeben beabsichtigt. Die- 
selben müssen sich zu diesem Zweck als eine der im Han- 
(lels<j^esetzbucli anerkannten und geregelten Handelsgesell- 
seliaften konstituiren : entweder als societr rri imm coUrctif, 
welche unserer oftenen Handelsgesellschaft entspricht, oder 
als socUU t n commanditc , oder als societe anonyme d. h. 
Aktiengesellschaft Für die beiden ersten Gesellschafts- 
arten werden sodann einige besondere Vorschriften ge- 
geben. Während nämlich nach Art 24 des Code de com' 
merce bei beiden Gesellschaften entweder alle persönlich 
haftenden Gesellschafter oder nur einer oder einige 



I) Es ist daher nicht richtig, wenn Marquarosbii a. O. S. 118, 
120 (und nach ihm, wie es scheint, v. Ltszt im Rechtslex. III i S. 135) 
angibt, schon das Gesetz vx)m Jahre 4 habe «Jen verantwicrtliLlitMi (le- 
rantcn eingelührt, und dieser sei im Gesetz v. lii^ editeur respons. 
genannt worden. Man kann nur sa^en : der ediUur respom. dea Ge- 
setzes V. 1819 ist der Vorgänger des glratU response bn Gesetz 
von 1838; aber die Verschiedenheit beider liegt nicht bloss im Namen. 
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dersL'll)fn die Geschäfte führen, die Firma zeichnen und die 
Gesellschaft hierdurch verpflichten können {girer, gestion)^ 
werden hier die Gesellschafter verpflichtet, stets aus ihrer 
Mitte ein, zwei oder drei Personen zu wählen und im Ge- 
sellschaftsvertraf:^ zu bezeichnen, welche allein zur Ge- 
schäftjsfühninc: sowie zur Verpflichtung der Ge.sellschaft 
durch ihre Untersclirift befugt sind. Diese Personen 
heissen hiemach Gerants; weiter werden sie, in ähnlicher 
Weise wie im Handelsgesetzbuch Art 23 die persönlich 
haftenden Gesellschafter associis responsables et soli- 
ddires genannt werden, ebenfalls SLlsgerariia reaponsabUs 
bezeichnet * ). 

Diese Bezeichnung hat zunächst eine rein privat- 
rechtliche Bedeutung; sie bezieht sich allein atif die 
Haftung der gerants aus dem Gesellschaftsverhältniss, so- 
wie auf ihre Eigenschaft als privatrechtliche Vertreter der 

Gesellschaft. Irgend welche ößentlieh -rechtliche Stellung 
ist dena gerant responsable damit nicht beigele^^t ; ebenso- 
wenig ist ihm damit eine bestimmte Thätigkeit bei der 
Herstellung des Inhalts der Zeitung angewiesen oder 
eine solche bei ihm vorausgesetzt. Das Gesetz betrachtet 
und behandelt bis dahin die Herausgabe einer Zeitung 
überhaupt nur als ein Gcewerbliehes l^nternehmen und die 
Geranten als dessen Vertreter bei Vornahme der zum Be- 
trieb desselben erforderlichen Frivatrechtsgeschäfte {gärants 

1) Ges. V, 18. Juli 28 Art. 4: En ras (Tussui iafian, hi suctete dei-ra 
etre l'ufie de Celles qui aont deßuies ei rtgiei» par le Code de commerce. 
Hors le cta oü le Journal serait puidU par une sociiU anonyme^ les 
associis seront ienus de choisir enire eux um, deux ou trois gi- 
rants , qui, aux termes f/» s articles 22 et 24 du Code de commerce, 
auront chacun indii'iduellement In sit^uitture. Si Tun des gerants 
r e sp o n s a h f es t>ieiit ä decedrr nti ii cesser ses fonctions, le^ pro- 
prietaires seront tenus — de le remplacer ou de reduire, par un actn 
revitu des memes formalites que celui de soctete, le notnibre 
de leurs gerants. 
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de r Lutreprise). Und zu dieser Geschältsführung sind die 
Geranten nach aussen hin auch durchaus nicht ver{)t1icbtet, 
sondern nur berechtigt; ob und wie sie dieselbe betreiben 
wollen, ist, vorbehaltlich ihrer Verantwortlichkeit der Ge- 
sellschaft gegenüber, ihrem freien Belieben überlassen. 

Diesen in privater Weise und mit bloss privater 
Wirkung bestellten Gesellschafts- Geranten le^t nun aber 
(las ( iesetz kautions})fiifhiigen Zciiungen in Art. 5 von 
sieh aus eine weiten: Verptiichtung auf, durch welche die- 
selben in der That zu Personen des öffentlichen Rechts 
werden. Diese für unsere ganze Lehre geradezu funda- 
mentale Bestimmung lautet: 

Les gerants responsables, ou fun ou deux ePentre eux, 
surveilleront et dirigeront par eux-mimes la redacHon du 
Journal ou ecrit periodique. 

Die Geranten werden hierdurch, abgesehen von ihrer 
sonstigen Rechtsstellung, verpflichtet, die Redaktion 
ihrer Zeitung, d. i. nicht deren Geschäfte, sondern 
deren geistigen Inhalt, in Person zu überwachen 
und zu leiten; und zwar werden sie dies gegenüber 
dem Staate, nicht ihrer Gesellschaft oder sonst einem 
Privaten gegenüber. Diese Verpflichtung ist sonach eine 
ö ff entliche, und gerade hieraus ergibt und erklärt sich 
auch deren Inhalt. 

Die öffentliche Verpflichtung der Geranten ist eben- 
sowenig wie die private dahin gerichtet, (hiss dieselben 
den Inhalt ihres Blattes in eigener Person positiv zu be- 
stimmen, geschweige denn, dass sie ihn herzustellen hätten. 
Sie sollen surveiüer et diriger la redaction du Journal, nicht 
sollen sie : r^diger le Journal *). Der Gerant ist daher nicht 

I Dass heidrs nach tran/nsisi hör Anschauung nicht identisch ist, 
ergibt sich besonders aus Art. 2 lics Gesetzes v. 9. Juni 1819, woselbst 
die Verantwortlichkeit der eiiiteurn^ der Vorgänger unserer geranh, 

^ ^ 
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verpflichtet, die Redaktion des Blattes oder irgend einen 
Theil derselben selbst in die Hand zu nehmen. Noch viel 
wenijver natürlich ist durch diese Verpflichtung der Be- 

^rift des Gerantcn zu (lein eines wirklichen Redakteurs, 
d. h. desjenigen geworden, der thatsächlich die Redaktion 
führt Das sind alles Dinge, die für den Staat kein In- 
teresse haben und um die er sich nichts kümmert Dass 
eine von beliebigen Privaten herausgegebene Zeitung stets 
jofenügenden Stoff hat, um erscheinen zu können, dass die 
einzelnen Xunnnern diesen oder jenen hestinnnteii Inhalt 
aut weisen, Lst reines Privatinteresse; regelmässig wird das die 
Aufgabe eines von den Unternehmern dazu bestellten Re- 
dakteurs sein, welcher dann auch eben diesen fiür die Er- 
füllung jener Pflichten privatrechtlich haftbar ist Zu einem 
solchen Redakteur kann auch der Gerant oder die mehreren 
Geranten oder ein Theil derselben bestellt werden. Aber dem 
S t a a t e ist an all dem nichts gelegen, und er wird daher 
auch keine Bestimmungen treffen, wonach gerade bestimmte 
Personen ihm gegenüber die Redaktion einer privaten 



in .lusdrücklichen Gegensatz zu derjeniijen dvr r r tl a r f e h r s desdits 
tir/ii /ps gebracht wird. Auch miiss n.ich liein Ck setz v. iS. Juli 1828 
Art. 12, sowie nach dera Gesetz vumy. Sept. J835 Art. 19 für gew isse Spe- 
zialfälle anstatt des Geranten ein interimistischer Redakteur i»e- 
stellt werden. Femer bestimmt letzteres Gesetz, dass wahrend der 
VerbOssung einer Freibettsstrafe durch einen Geranten das Blatt 
nicht unter diesem, son<^!em nur unter einem anderen Geranten er- 
scheinen darf : t-inc Bestimmung, die als s-rlbst\ crständlich — weil das 
Gegentheil dann unmöghch — sicher nicht ausgesprochen worden wäre, 
wenn der Gerant wirklich selbst die Redaktion zu führen hätte. Da- 
gegen: avani cette loiy les gerants avaient quelquefois pretendu 
que, $e trouvant tu pn'son au moment de la puh/icaHoHt ies ttie.su- 
res ordonnees pour la police de la muison les avaient empicßie de 
r n ni in t( 11 i ij 11 p r a T e r h s r d et r f c u r s et de pretidre rotttrais- 
safice lies iuiic/is avunt Itur Impression. (Chassan, 'Jruiie äeji 
delits et coiitrai entioiii! de la parole, de l'ecritiire et de la preaae, 
18 j7, I p. 120.) 
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Zeitung durch eigene Thätigkeit zu besorgen verpllichtet 
wären. 

Interessirt an dem Inhalte einer Zeitung, sofern sie 
nicht von ihm selbst herausgegeben oder inspirirt wird, 
ist der Staat nur nach einer Richtung hin: dass dieselbe 
nichts Rechtswidriges und Strafbares ent- 
halte. Zur Befriedig uiiij^ dieses rein negativen Interesses 
bedarf es keiner positiven Kedaktions-, sondern nur einer 
kritisch-inhibitiven Kontrol-Thätigkeit Früherhin hatte 
der Staat eine solche Kontrole durch seine eigenen Or- 
gane ausüben lassen : die Censur. Die neuere Zeit glaubte 
dagegen von der präventiven Censur absehen und sich mit 
nachträglicher Bestrafung bei Verletzung jenes Interesses 
begnügen zu können. Zwischen diesen beiden Systemen 
hatte die französische Gesetzgebung der 20«r Jahre haltlos 
hin- und hergeschwankt: Abschafiung und Wiederein- 
führung der Censur wechselten fortwährend mit einander 
ab, zum Theil in kaum hall»iälirlichen Zwischenräumen 
Durch das Gesetz vom 28. Juli 1828 sollte nun definitiv 
mit dem System der staatlichen Censur gebrochen, das- 
jenige der sog. Pressfreiheit dauernd etablirt werden'). 
Allein der Staat glaubte sich trotzdem nicht auf die blose 
Repression gegen verübte Pressdelikte verlassen zu dürfen ; 
es sollte trotzdem daneben nneh , wenn auch in anderer 
Form als durch die staatliche Censur, für eine präven- 



1) Vgl. Kayser in V. HoLTZEND0RPF*$ Jahrb. f. Geset^b., Ver- 
waltung u. Rcchtspfl. IV S. 145 f. 

2) .Art. I des Gesetzes: Tont Fnittrnt!; fnajftir , jf)uiss;anf des 
droits ch^ils, pourra s a n s nah» r i s a 1 1 n 11 p r c n l n Iii e publier 
un Journal ou ecrit periodique, en se confortnant uux dispositioiis 
de la prhente hu Dass trotzdem, durch die b«^chtigteii Pressordon- 
nanzen vom Juli 1830, noch einmal der Versuch zur Unterdrückung 
der Pressfreiheit gemacht awikIc, hat der älteren Linie der Bourbonen 
bekannüicb den französischen Thron gekostet. 
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I t i V e Wahrunji; des bezeichneten staatlichen Interesses ge- 
sorgt, ein Ersatz für die Censur und ihre Wirksamkeit ge- j 
[ schaffen werden. ' 
I Und diesen Ersatz fand der Gesetzgeber von 1828 

darin, dass er eben diejenigen Funktionen, die der Staat 
I bei periodischen Druckschriften bisher selbst durch seinen 
Censor ausgeübt hatte, nunmehr gewissen, bei dem Ge- 
schäftsbetrieb des journalistischen Unternehmens betheiligten 
Privatpersonen als öftentlichrechtliche, persönliche Pflicht 
übertrug. Darin liegt der Inlialt und die Bedeutung der 
angeliihrten Rotimmung des Art. 5. Die privaten Ge- 
ranten, welciie den geschäftlichen Theil des Un- 
ternehmens leiten und iresc häftl ic h an demselben ' 
interessirt sind, nicht die Redakteure und Inhaltsdis- 
ponenten, werden in Person zu Wächtern und 
Aufsehern berufen über die Redaktion, über 
den Inhalt des Blattes, an Stelle der staat- 
lichen Censoren. An Stelle der unmittelbar durch ^ 
Staatsori^anc gcül)tcn Onsur tritt eine solclic durch in- 1 
tenssirtt' Privatorgaiie kraft öffentlicher Ptücht. Das ist i 
i eine Losung der Aufgabe, die uns in der That, mag sic!i 

nun die Einrichtung selbst bewäliren oder nicht, die grösste ' 
Achtung vor der gesetzgeberischenKraft und Kunst der 

Franzosen einzuflössen geeignet ist. ' 

I 

Die den Geranten hiemach obliegende Verpflichtung 
geht daher dahin, von dem durch die Redakteure bestimm- 
ten Inhalte eines jeden Stückes der Zeitung vor ihrem 

Erscheinen persönlich K< nntniss zu nehmen und den- j 
selben auf seine Rechtmässigkeit bezw. Strafbarkeit zu 
prüfen (surveüler la ndactimt)\ ferner aber, falls sich dieser 
Inhalt hierbei ganz oder theiiweise als rechtswidrig, seine 
Publikation als strafbar herausstellt, diese Publikation durch 
eine dahin gehende Einwirkung auf die Redakteure zu ver- 
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hindern, insofern also der Rtrdaktion zur lunhaltunti;; 
der rechtlichen Schranken A n l e i t u n g z u geben (äin^t r 
la redaction). Das Mittel, welches den Geranten zur Durch' 
fuhrung insbesondere der letzteren Aufgabe gegeben ist» 
besteht in dem gleich zu besprechenden, dem Imprimatur 
des Censors analogen Erfordemiss ihrerUnterschrift 
(signaiure)y ohne welche keine Nummer einer periodischen 
Druckschrift ausgegeben werden darf*). 

Hieran schliessen sich nun noch eini*;e weitere Be- 
stimmungen über die rechtliche Stellung der (ieranten. 
Mit Rücksicht auf die öffentlichen Funktionen, zu denen 
sie berufen sind, werden von ihnen die in Art. 980 des 
Code civil aufgestellten Eigenschaften eines Testaments- 
zeugen erfordert, d. h. sie müssen männlichen Geschlechts, 
grossjährig, staatsangehörig und im Besitze der bürger- 
lichen Rechte sein. Mit Rücksicht sodann darauf, dass 
diese Funktionen von Geschäfts Interessenten wahr- 
genommen werden sollen, ist ausserdem erfordert, dass 
jeder Gerant Inhaber mindestens emes Geschal i^anthcils, 



l> Die Gerantcn können diesen Verptiichtungen natürlich nun 
entweder naciikommcn, oder sie können sie vernachlässigen ; das macht 
fOr den Begriff derselben nichts aus. Das Gesetz erwartet aller- 
dings das erstere, rechnet darauf, wie es überhaupt in erster Linie 
dir Rrfüllung und nicht die Verletzung der Kechtspflichi» n ins 
Auge ta.sst. Das spricht sich auch in der Fassung des Art. 5 aus ; es 
hei&st da nicht : lea geraitta rt^sponsablvs s e r o n t tenu s de surveil- 
ier etc., sondern: surveilteronf et dirigc ront Dies Verhältniss 
ist nun froiUch bereits durch die französische Jurisprudvn/ in ähnlicher 
Welse, wie wir diis oben S. 153 ff. bei (K r dt. utsi, li<. n sah« 11, d;uhiirh ver- 
dunkelt wfirden, dass man die PfUchtertiiliung in it( n Hi griii selbst 
hineinzog, von einen» getaut sincire et veritable spracli und diesen 
dann nun pubticateur du Journal machte, wobei die Anfangs aufge- 
stellte B< d i 1 1 m m l; ; lorsqu'ii retnplit les conditions dun verita ble 
gerant, weiterhin, wenn es sich um Rcj^rtlndniif; der strafrechüichen 
Haftbarkeit handelte, wieder fallen mkisscn und letztere damit natür- 
lich aut euien schiefen Buden gestellt wurde. Vgl. Chaisaan, Tratte 

des delits de la jutrote» de Fecriture et de la fresse I S, 117/'» 4TJ- 
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sowie Eigenthümer von mindestens einem Viertel der be- 
stellten Kaution, d. h. des in erster Linie haftbaren Straf- 
objekts für alle durch die Herau>ij;a})e fies Blattes \ eriibten 
Delikte, sein müsse (Art. 5 Aijs. 2) Dass endlich die 
französische Praxis mit Rücksicht auf den Inhalt ihrer 
Funktionen von den Geranten ein gewisses Mass geistiger 
Bildung verlangte, — ein Erfordemiss, das gewiss im 
Geiste des Gesetzes liegt, aber von demselben nicht auf- 
gt stellt ist, — ist bereits oben (vgl, S. 170 Anm.) erwähnt 
worden. 

Die Geranten einer jeden Zeitung müssen vor deren 
eistem Erscheinen der Polizeibehörde angezeigt werden; 
ebenso jede spätere Veränderung unter denselben. Es hat 
dies zu treschehen in einer von den F.igenthümem des 
Unternehrnens zu unterzeichnenden Hrklärunsr> in welche 
überhaupt alle für die reclitlichen Verhältnisse der VA- 
tung wichtigen Punkte aufzunehmen, und welcher die Beleg- 
stücke för letztere beizufügen sind (Art. 6, 7)*). Die Ord- 
nungsmässigkeit und Richtigkeit dieser Angaben, insbe- 
sondere auch die Qualifikation der benannten Geranten ist 
alsbald zu untersuchen und eventuell gerichtlich darül)cr 
zu entscheiden , bis zu welcher Kntscheidung das Er- 
scheinen des Blattes suspendirt bleibt (Art. 10, 11). 

Wenn in dieser Weise die gewählten Geranten der 
Zeitung staatlich zugelassen, bezw. nicht beanstandet sind, 

1) Dns ncset?: vom Dez. 1830 Art. I Abs. 6, 7 \ ri lanirte soi^nr. 
chiss die i^csammtc Kaution aus den Mitteln des oder der nielircrtn 
Geraiitcn cntnomnnen .sein inüüse, was durch das Gesetz vom 9. Sept. 
1835 Art. 15 wieder auf ein Drittel fbr jeden Geranten herabgesetzt 
wurde. 

2) Von dieser Erklärung sagt man in Frankreich: la deciaration 

coiistittie retiit civil du jourmtl. Vgl. KaVSKR in V. HoLTZENDORFF*.^ 

Jahrbuch IV S. 176, Garraud in der Zeitschr. f. d. ges. Suufrecbts- 
wiss. 1 S. 535. 
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so darf nun keine Nummer derselben erscheinen, ohne 
von einem der Geranten unterzeichnet, signirt zu 
sein. Die Unterschrift muss auf alle Exemplare, und zwar 

je ans Knde derselben, «redruckt werden ; ausserdem muss 
ein liundschriftlich gezeicliiu l« s l^xemplar (si^iir pottr im- 
nitte) gleichzeitig mit der Ausgabe der betr. Nummer auf 
der Staatsanwaltschaft, bezw. auf der Bürgermeisterei hin- 
terlegt werden (Art. 8). 

Auch diese Bestimmung bildet eine wesentliche Grund- 
lage für die strafreclulic lif Haftbarkeit der Cierantrn. Ks fragt 
sich, welche Bedeutung dieser Unterzeichnung zukommt, 
und zu welchem Zwecke sie vom Gesetz verlangt wird. 

Die Unterzeichnung der einzelnen Nummern einer perio- 
dischen Druckschrift durch die Geranten ist nicht zu verwech- 
seln mit der oben erwähnten Befugniss derselben, als Ver- 
treter und (Geschäftsführer der Gesellscha:! in l imui die- 
ser zu zeichnen. Es handelt sich hier niclii um eine Ein- 
gehung von privaten Rechtsgeschäften ; auch soll durch 
die Signatur auf der Zeitung nicht eine Haftung der Ge- 
sellschaft, sondern eine persönliche Haftung des Geranten 
selbst begründet werden. Dieser soll nicht unterzeichnen 
in seiner Jugenschaft als Vertreter einer privaten ( Gesell- 
schaft, sondern als Träger der oben erwähnten ößentliclien 
Funktionen; er hat daher auch nicht die Firma der Ge- 
sellschaft, sondern seinen persönlichen Namen zu zeichnen. 

Die Gewährung oder Verweigerung dieser Unterschrift 
bei jedem zu edirenden Zeitungsblatt ist, wie bereits oben 
angedeutet, das Mittel, welches dem Geranten zur Durch- 
setzung seiner öffentlichen RontrolpHicht zu Gebote steht. 
Indem er daher seine Unterschrift dem Staate gegenüber 
abgibt, liegt darin einerseits die Versicherung des Ge- 
ranten, dass er seiner Verpflichtung in Bezug auf die jetzt 
erscheinende, von ihm gezeichnete Nummer nachgekommen 
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sei, dass dieselbe keinen rtn htswidrigen Inhalt habe und ' 
durch ihre Publikation daher auch kein Delikt begangen ^ 
werde ; andererseits aber liegt darin auch eine r)fl'entliche 
Willenserklärung desselben, nämlich :fürdieWahrbeit 
jener Versicherung einstehen, gewissermassen ^ 
dafür bürgen, und im anderen Fall die dadurch ' 
hervorgerufenen Rechtsfolgen auf sich neh- ^ 
menzuwollen. I 

Von einer suK iicn Garantieerklärnnn macht der Staat i 
das Erscheinen jedes Stücks einer periodischen Druck- 
schrift abhängig. Der private, von ihm zum Censoramt be- 
rufene Gerant, der seiner Einwirkung im übrigen entzogen 
ist, ist ihm nicht zuverlässig genug, wenn er sich nicht 
ausdrücklich einer solchen Haftung unterwirft, sich nicht 
selbst für den Inhalt der seiner Aufsicht unterstehenden 
Druckschriften verantwortlich erklärt Durch diese Er- 
kläninij: und Unterschrift erst wird er zum girant re- \ 
s{)i})i su hle im öffentlichen Sinn, und einen solchen ver- | 
langt der Staat, wenn er auf die selbst geübte Censur 
verzichten soll. 

Dass dies in der That der Sinn der gesetzlichen Be- | 
Stimmungen über die Signatur ist, ergibt sich daraus, dass | 
auch da, wo mehrere Geranten vorhanden sind, doch stets | 
nur die Unterschrift eines einzigen von ihnen verlangt I 
wird. Die Kontroipflicht selbst kann mehreren obliegen ; | 
aber zur Sicherung derselben genügt es, wenn auch nur ' 
Einer unter ihnen die Garantie übernimmt. - | 

Alle bisher besprochenen Bestimmungen des Gesetzes | 
von 1828 über die Geranten sind, wie angeführt, zunächst 
nur gegeben für den Fall, dass eine Zeitung von mehreren 
Personen herausgegeben werden soll und diese sich als 
societe en nom coUectif oder als Kommanditgesellschaft 
konstituiren. In allen andern Fällen fehlt es an der dort 
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vorausgesetzten Unterlage, den privatrechtlich verantwort- 
lichen Gcschäftsleitern ; trotzdem sollen jedoch die öffent- 
lichen Funktionen der Geranten auch hier in analoger 
Weise zur Geltung gebracht werden. 

Unternimmt eine Person als alleiniger praprii' 
taire die Herausgabe einer Zeitung, so treifen diesen 
die öffentlichen Pflichten des Geranten, sofern er die 
Qualitäten eines solehen in sieh vereinigt. Auch dies 
muss vor dem Erschemen der Zeitung der Behörde in 
der Deklaration angezeigt werden. Der proprietaire muss 
dann selbst die einzelnen Nummern in der angegebenen 
Weise unterzeichnen und die Verantwortlichkeit für deren 
Inhalt übernehmen, und zwar ohne Unterschied, ob er 
selbst zugleich auch du ivttdaktion führt oder nicht. Auch 
dann, wenn der proprietaire mit letzterer andere Personen 
betraut hat, liegen die Funktionen des Geranten nicht 
diesen, sondern dem nichtredigirenden propriitaire ob^). 
Fehlt es dem alleinigen proprUtaire dagegen an den er- 
forderlichen Geranten-Qualitäten, so muss er eine andere 
befähigte Person zum Geranten bestellen und diese der 
Behörde als solchen anzeigen. (Art. 6 Abs. 4, 5, Art. 8.) 

Wird endlich eine Zeitung von einer Aktiengesell- 
schaft begründet, so fallen die Funktionen der Geranten 
den in der Deklaration an die Behörde zu benennenden 
Vorständen derselben, den administyattuys zu, für welche 



I) Wenn der proprietaire - gerant einein Anderen vertraf^smässig 
die alleinige Redaktion seiner Zeitung übertragen hat, so ist letzterer 
sogar berei htig;t , dem Geranten jedes Kingreifen in die Redaktions- 
geüch.itte /u untersagen. Der Gerant kann auch hier die Signatur 
verweigern, wenn er mit dem vom Redakteur bestimmten Inhalt nicht 
einveistanden üt; aber Aendeningen darf er an diesem Inhalt nicht 
vornehmen. Vgl. hieraber das interessante Urtheil des ApcUhofs zu 
Toulouse V. 7. Januar 1835 bei Sirey et Devilleneuve, Becueil genSral 
des lois et des anr&s. An. 1835, 2. Partie, p. 162 & 
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in diesem Fall, abweichend vom Code de commerce art. 31, 
der Besitz von mindestens einem Aktienantheü erforderlich 
ist^). Diese haben, auch hier unabhängig von der Frage 
der Redaktion, die publizistische Überwachungfspflicht ; je 

einer von ihnen hat die erscheinenden Xmiiinern zu unter- 
zeichnen, wodurch er zum si^nataire responsable wird» 
obschon nach der geschäftlichen Seite hin les admi- 
nisiraieurs ne sont respansables que de texecuHon du tnan- 
dat quHls ont refu (Code de comm. art 32). 

Alle diese, zur Überwachung und Signirung der j)erio- 
dischen Druckschriltcn IjeruiVncii Personen werden nun, 
sofern sie eine bestimmte Nummer oder Lieferung that- 
sächlich unterzeichnet haben, durch besondere gesetzliche 
Bestimmung für den ganzen Inhalt dieser Nummer 
oder Lieferung verantwortlich erklärt, d. h. 
ihrer eigenen Garantieerklärung wird vom Gesetze recht- 
liche Wirksamkeit verliehen und aic werden rücksichtli* h 
dieses Inhalts einer bestimmten strafrechtlichen 
Haftung unterworfen. (Art. 8 Abs. 4.) 

Von dieser Haftung selbst werden wir in Abschnitt II 
zu reden haben. Bereits jetzt aber ergeben sich uns die 
subjektiven V o r a u ss e t z u n e n derselben und dam it 
der Begrift tler Träger der besonderen p r e s s r c c h i- 
lichen Verantwortlichkeit, des geronf responsable 
und der ihm gleichgestellten Subjekte. Eis sind dies hier- 
nach Personen, welche, an der geschäftlichen Seite des 
Zeitungs Unternehmens in dieser oder jener Weise betheiligt, 
der staatlichen Fiehörde beliufs Übernahme einer ötf'ent- 
lichen KontrolpHicht bei Beginn des Unternehmens ange- 



I ) Art 5 Abs 2 des Gesetzes von 1828. Diese Bestimmung wurde 
unter Auflirbunji des Art. 31 des C'odc de fOrnm. auf alle sorutts 
anonymes ausgedehnt durch die Loi sur les societes v. 24. Juli 1867, 
Art. 26. 
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zeigt, von dieser als dazu qualifizirt befunden sind und 
welche nun je eine bestimmte Nummer der betr. Zeitung 
mit ihrem Namen unterzeichnet haben. Die Oflfentlichen 

Ptlichten und die strafrechtliche Ihiftun*; treffen diese l'cr- 
sonen kraft staatlicher Anordnung ; allein sofern sie selbst 
die Voraussetzunf^en hierfür durch eig^enen Willensakt 
und gerade in Rücksicht auf jene Folgen herbeiführen 
oder ermöglichen, sind es zugleich Personen, die sich 
jenen Folgen freiwillig unterworfen, die Kontrol- und 
liaüptlicht selbst auf sich genommen haben. 

Es ergiebt sich hieraus femer, dass die subjektiven 
Voraussetzungen, von welchen das französische Recht die 
strafrechtliche Haftung der girants u. s. w. abhängig 
macht, ausschliesslich in solchen Thatsachen bestehen, 
welche entweder, wie die Bestellung, Anzeige und 
Zulassung der Geranten, dem Staate von vorn herein 
bekannt sind , oder welche , wie die Unterzeichnung 
des inkriminirten Blattes, aus diesem selbst sofort und un- 
mittelbar erkannt werden können^). Weitere Thatsachen und 



l) Nach ChassaN, Traite des d^Hts de la presse I p. 123 ff, soll 
selbst die Untcrzcichnunj::; des Blattes durch den Gernnten nicht immer 
zur Beq^rOncUiiiu; seiner 1 lattbarkeit L'riurcierheh sein; viehnehr ki'nnitcn 
dann, wenn eine Joumalnumnier t)hne jede Zeichnung erschienen 
sei, alle Geranten dafEtr in Anspruch genommen werden, da jedem 
derselben die gesetsliche Oberwachungspflicht obliege; dne Theilmig 
der Verantwortlichkeit finde nur statt, wenn einer von ihnen wirklich 
signirt habe. Hiernach würde es also für die Haftpflicht des Geranten 
prinzipiell nur auf die, in der Annahme drr Gerantenstellung liegende 
Übernahme dieser Pflicht im Allgemeinen, nicht auf die Garantie- 
erklärung im Einzelfall ankommen. Allein diese Ansicht scheint mir 
dem klaren Wortlaut des Art. 8 Abs. 4 zu widersprechen, wo es 
heisst: Les signataires de chaque feuille ou Iwraison seront 
res/)otisahl< s de sou conienu et passibles de touhs les ßeines tUi,^ 
ebenso ist in Art. 13 nur von tondamuatiotts rofifre h's ^ifr» ata (res 
r> sfionsahles die Rede. Man kann m. K. <I arüber nit lit mit der Be- 
merkung hinweggehen, das Gesetz habe dabei nur den gewühuiichen 
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weitere Beweise sind für die Haftbarmachungf in keiner 

Weise erforderlicli , insbesondere nicht der Beweis wirk- 
licher Aiisübuni,'- der Kontn)l})llicht (oder irjjerM"! einer 
sonstij^cn Antheilnahme an der Redaktions- oder Veröffent- 
lichungsthätigkeit' ). 

Dem Staate war es daher mit diesen Bestimmungen 
gelungen, bei der Ersetzung der Censur durch die Privat- 

kontrole sich zu^jlcich für den Fall ungenügender Hand- 
habung der letzteren eiwa. ohne W e iteres bekannten , im 
Einzelfall nicht erst zu ermittelnden Haftträgers zu 
versichern, und damit die Rt alisirung der strafrecht- 
lichen Verantwortlichkeit für Pressdelikte von den unge> 
wissen Chancen eines Beweisverfahrens unabhängig zu 

Fall, iJ qttod (ih rumque fit , d, h. die wirklich stattgehabte Unter- 
zeichnung im Auj;c gehabt, das Gegenthcü aber gar nicht berücksichtigt. 
Dieses Gegentheil ist in den unmittelbar vorangehenden Bestimronngen 
des Art. 8 wohl berücksichtigt, aber nur unter eine Pulizeistrafe ge- 
stellt. Gleiclu r An<sir}it das Uithcil des Appellhots zu Douai v. 24. Mai 
1S31 fSiivi V et Devilleneuve , Rt'cueil }reiuinl , An. ii>31 , 2. Partie, 
p. 171 t.); ,,Attendu que le sieur F. D., quoique geraut responsable 
du foumal, nepeut etre mis en privenHon pourles dSliis que renfer^ 
ment /es deux fUtmiroe de ce Journal, puisquc, etatit abseut, il n e 
les a /) a s signes , — et qu'aux tertttrs c/r /'art. V Ai A*/ </ii 
lH juill. 182S, c'est If signatuire de chaqtw Jeutlie ou /ivnitson 
qui est responsable de sott coiitenit etc." Ebenso der Appellhof zu 
Caen am 23. Jan. l8so; vgl. Oberhaupt Rollamd de Villabgues, Code 
des luis de la presse (Paris 18^, Nr. 3fr~^39 zu Art. 8 des Gesetzes 
1828 (S. 214). 

I) Vgl. Urtheil des Pariser Appcllhofs v. 17. .^u^. l>ei Rolland 
DE ViLLAKCiLEs 1. c. HT. 23: „^eux qui se sont presentes ä Vaittorttc 
comme proprietaires ^un jourtud, et qui oni faii en cefie quaiite 
leur diclaraüon et eigne le$ exemptaires desjoumaux, ne peuvent » 
Pour se degager de la responsahilite,pretendrequ* 
i !s n e sn ttt que desprete- tt n m s " : ferner daselbst nr. 24—26. 
Chassax 1. c. p. 116: „La responsubiiite du gerant ou signatuire 
responsable estgenirale et abstaue,'— sane distingtier s'tV a participi 
ä la redaction ou s'tt y est demeure itroMger^ si mime ü a eu com- 
naissance des articles incrimines". 
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machen^; in ähnlicher Weise, wie er sich durch das; Fr- 
fordemiss der Kaution ein für alle Fälle sicheres Strat- 
objekt geschajSen hatte. 

§ 9. 

In Deutschland sind Name und Bej^riti" des Re- 
dakteurs wohl seit ebenso lani^e bekannt, als hier über- 
haupt periodische, aus den Beiträgen verschiedener Mit- 
arbeiter bestehende Zeitblätter existiren. Allein weder 
gab es hier von Haus aus einen »verantwortlichen« Redak- 
teur, noch waren besondere Rechtssätze über die straf- 
rechtliche Haftung: des Redakteurs auf^^estellt. 

Wie man in unserer Sprache unter »redigiren« im 
Allgemeinen eine Thätigkeit versteht, durch welche einem 
als vorhanden angenommenen Gedankeninhalt die fQr eine 
bestimmte Mittheilung erforderliche oder angemessene 
Form gegeben wird, so bezeichnete man bei uns mit dem 
Worte s Redakteur« bei periodischen Druckschriften ur- 
sprünglich diejenige Person, welche eine solche Fornirre- 
bung an den einzelnen Nummern der Druckschrift als 
einem Ganzen, d. h. an ihrem Gesamtinhalte vollzieht, 
bezw. im konkreten Falle vollzogen hat Wie bei einem 
jeden, aus disparaten Theilen zusammenzusetzenden «gei- 
stigen Cüanzen , so machte sich aucli hier das Bedürfniss 
nach einer Person geltend, weiche aus den von verschie- 
denen Seiten (auch von ihr selbst) herrührenden und zu- 
fliessenden Beiträgen den Inhalt der Zeitschrift zusammen- 
stellt, welche bestimmt, was davon überhaupt und was in 
jede einzelne Nummer, bezw. in deren einzelne Theile auf- 
zunehmen sei, welche endlich an den aufzunehmenden Ar- 



l) Chassan 1. c. : „Car c'est une respottsahilite legale, un cou- 
pabie de droit et un accuse, en cas de dilit, qu*on a voulu 
assurer ä la justice/* 
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tikeln erforderlichen Falls die durch den Charakter oder 
den Raum des Blattes, wie durch ihr gegenseitiges Ver- 
hältniss zu einander gebotenen Änderungen vornimmt Der 
Redakteur ist hiemach sowohl Formgeber als Disponent 
über den Inhalt des Blattes; er ist dann aber auch der- 
jenige, welcher die in dem Blatt veröffentlichten Gedanken 
durch seine Thätigkeit (und häufig auch als steine 
Gedanken) v e r ü 1 1 e n 1 1 i c h t hat, wennschon die Kon- 
zeption und Abfassung derselben von einem Anderen her- 
rühren, und wennschon die Veröffentlichung selbst durch ' 
die physische Thätigkeit Anderer vermittelt sein kann. ^ 

Der Redakteur in diesem ursprünglichen Sinne ist 
sonach charakterisirt durch eine von ihm vorgenommene 
Thätigkeit ; er ist insoweit völlig identisch mit dem »Her- 
ausgeber« einer Druckschrift, d. h. eben tleinjenigen, wel- 
cher iliren Inhalt herausgegeben, veiotientlicht hat. I 

Die ältere deutsche Litteratur und Gesetzgebung vor ' 
dem Bundesbeschluss von 20. Sept. 1819 gebraucht denn \ 
auch beide Ausdrücke als gleichbedeutend in der eben i 
angegebenen Weise. Über die strafrechtliche Haftung | 
der Redakteure wie der Herausgeber gilt dabei nichts | 
Besonderes; dieselbe richtet sich nach dem thatsächlichen 
Antheil, den sie im Einzelfall an der strafbaren Gedanken- I 
äusserung genfniitnen haben, und dieser Antheil wird be- 
urtheilt nach den allgemeinen Strafrechtsgrundsätzen über j 
Thäterschaft und Theilnahme^). [ 

! 

I) So nennt A. D. Weber, Chi i Ininrien und Schmähschriften j 
III (2. Autl. iSii) S. 117 ff., 126 t , unter den zur Puhlikatinn von 
DruckschnUen mitwirkenden Personen auch die »Redakteurs derjour- | 
nale und anderer Sanunlungenc « »die Herausgeber und Redakteun 

der Zeitschriften und Journale«, deren Verantworthchkeit, in Eimange» ' 
lung einer tiesonderen Rcjiclunf:; derselben im pi>-itivcn R( cht, nach 
allgemeinen Cirundsätxcn zu beurtlieilen und dalier nur hei w irk 1 ich | 
verschuldeter The il nah ine begründet seL Allerdings sucht 
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Eine besondere rechtliche Bestimmung über die Redak- 
teure periodischer Druckschriften findet sich zuerst in dem 

auf den Karlsbader Beschlüssen beruhenden Bundesbe- 

^\'ktiek nun weiter aus der Natur der Sache und aua einer gegen die 

ivcdakteure streitenden Vermuthung ihrer Kenntniss von dem 
s t r a 1 b a r e n I n h a ! t eine strengere Haftiin<^ derselben abzuleiten, und 
er beruU .sich dafür höchst interessanter W eise auch darauf, ilass sie sich 
allerdings zu einer gewissen Aufsicht über den Inhalt ihrer Zeitschrift 
und zur Fürsorge fttr die Zweckinassigkeit desselben verpfltditet haben, 
mithin auch im Ganzen schuldig sind , ihn reditlich zu verantworten«. 
Allein einerseits kann eine solche Vcrmuthui^, von der die Gesetze 
jener Zeit nichts wissen, nur die Bedeutuno^ einer thatsä c h 1 i c h cn 
Ertahrungsrei^el habeu (Weber spricht eigentlich auch nur davon, 
dass die Redakteure, anders wie die Verleger und Drucker, eine Ver- 
muüiung der Unkenntniss des Inhalts nicht fOr sich haben); 
und andererseits eilt Weber mit der angeblichen Aufsichtspflicht 
der Redakteure der spftteren Entwicklung der Dinge voraus. Er 
verwimdelt hier — was an sich nur der Gesetzgeber thun kann und 
was dieser erst später getlian liat — die private Verj>llichtung des 
Redakteurs dem Zeitungsunternehmer gegenüber stillschweigend in 
eine Öffentliche Pflicht gegen den Staat bezw. das Publikum. 
Interessant dabei ist, dass diese erst später (und zwar, wie angeitthrt, 
zuerst in Frankreich) zu gesetzlicher Geltung erhobenen Sätze sich hier 
bereits als Idee in dem Kopfe eines deutschen Gel« hrten vorfinden; 
und femer interessant ist, dass Wehi w in eben derselben Weise, wie 
die Verantwortlichkeit der Redakteure, aucli diejeni^^e der staat- 
lichen Ccnsoren bestiaiint, »welche beleidigenden üchnften den 
Abdruck gestatten«. — Vgl. femer das Württemb. Gesetz über 
die Press-Freiheit v. 30. Januar 1817 §3i: »Die Herau^eber 
fremder Aufsätze, namentlich die Redakteurs von Zeitschriften, werden 
wep;en Gesetzwidrisi;keiten, welclie solche Aufsätze enthalten, nach 
B e schalt e n h e i t als doiose oder culpose Theilnehmer und Be- 
förderer des Vergehens des Verfassers verantwortlich«, in Verbin- 
dung mit § 15: »Für jede Drucksdirift ist der Verftuser zuerst verant- 
wortlich und strafbar; auch Andere sind es nach dem Grade 
ihrer Theiln ehmung«. In gleichem Sinne heisst es in der Wei- 
mar. Ver ort! nung gegenPressmissbräuchev. 6. April 1818, 
dass »durch AutTiebung der Censur-Anstalt die Verantwortlichkeit der 
Verfasser, Herausgeber, Verleger und Drucker für den Inhalt der 
durch das Instrument der Presse zur Publicität gebrachten Aussei ungen 
nicht im mindesten verringert oder gar aufgehoben werden« sollte, 
wobei unter den »Herau^ebein« die Redakteure periodischer Druck' 
Schriften olTenbar mitbegriffen sind. — Wenn Freiherr v. Drais in 
seiner 1817 dem deutschen Bundestag Uberreichten Abhandlung über 
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schluss (dem sogen. Bundes • Pressgesetz) voin 
2a Sept 1819, obschon von einer besonderen strafrecht- 
lichen Verantwortlichkeit derselben auch hier noch nicht 

die Rede ist. Nach § 9 dieses Beschlusses inussten alle 
in Deutschland erscheinenden Zeitun«:^en und Zeitschriften 
mit dem Namen desRedakteurs versehen sein; 
ausserdem sollten nach § 7 Redakteure, deren Zeitung 
oder Zeitschrift von der Bundesversammlung (auf Grund 
der in § 6 dieser bei^jelejE^ten Befugniss) unterdrückt worden 
war, binnen fünf Jahren in keinem liiiiidesstaat bei der 
Redaktion einer ähnlichen Schrift zugelassen werden*). 

Diese Bestimmung über die Benennung des Redak- 
teurs ist offenbar dem kurz zuvor erlassenen französischen 
Gesetz vom 9. Juni 18 19 entlehnt, welches bei periodischen 
Druckschriften Anzeige und Unterschrift des verantwort- 
lichen propriäaire oder cditeiir verlangt hatte *). Da^ 

Fressfreiheit fttr ein zu erlassendes Pressgesetz das Postulat aufstellte: 

»Gesetzlich erklärte nfichste Haftung des Redakte urs wie des 
Autors oder Correspondentcn tür Str itr und Schadensersatz ans einern 
Pubücitätsverg:ehen'^ fs. C üllmann, ( hicllcn, Materialien und Commentar 
des gem. d. Fressrechts, ii»44, S. iöi, 176, 249/, so scheint auch hier- 
mit nur die, aus der thatsächlichen Betheiligung eines Herausgebeis 
resultirende VerantwortUchkeit nach allgemeinen Gnmdsätsen gemeint 
zu sein, umsomuhr als der Verfasser eine Benennung des Redak- 
teun; auf der Druckschrift nicht für nothwendig erklärte. 

1) Die Rundesbrschlüssp und Partikularo^esetze über da.s Press- 
recht bis zum Jalire ih^S siiul ab|^edruckt in Schlettüh s Handbuch 
der deutschen Pressgesetzgclniüg, 1846; erstere auch bei Coulmann, 
Quellen, Materialien und Commentar des gem. d. Pressrechts, 1844. Die 
Pressgesetze seit 1848 zitire ich nach den Gesetzsammlungen der eiB- 
zelncn Staaten. 

2) Verl. oben S. 176 i, Andeutunt^cn über die Benutzung der fran- 
zösischen C Gesetzgebung bei Abfassung des Bunilesbcschlusses vom 
30. Sept 1819 finden sich in den Verhandlungen der hellsehen und 
wüTttembergtschen Stände von 1^33 bei COIXHANN a. a. O. S. 545, 
356. Eine nodi weitergehende Anlehmmg an das französische Gesetz 
von 1819 zeigt die zur Ausführung des Bundesbeschlusses erlassene 
preussischc Verordn. v. 18. Okt. 181Q in Art. 9; hiernach kann 
die Behörde, wenn ihr der ang^ebene Redakteur nicht »das gehözi{g^ 
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man damals nicht weiter ging, nicht auch die Vorschriften 
jenes Gesetzes über die Verantwortlichkeit de^ 
idüeur herübemahm, erklärt sich daraus, dass der Bundes- 
beschluss von 1819 bekanntlich — im Widerspruche mit 
Art 18 der Bundesakte von 1S15 — fQr alle Zeitungen und 
Druckschriften bis zu zwanzig Bogen die vorgängige Censur 
anordnete. Neben dieser war f&r eine besondere Regelung 
der Verantwortlichkeit um so weniger Anlass, als nach 
§ 7 Abs. 2 des Bundesbeschlusses die Verfasser, Heraus- 
geber') und Verleger censurpflichtiger Schriften, wenn 
sie den Vorschriften über die Censur genügt, von aller 
weiteren Verantwortung des Inhalts überhaupt frei bleiben 
I sollten'). Die Verantwortlichkeit hierför sollte vielmehr 
die einzelnen Bundesstaaten selbst treffen, unter deren 
Oberaufeicht eine Druckschrift erschienen war (§§ 4, 5)^). 

Wer ist nun dieser Redakteur, dessen Benennung auf 
allen jjeriodischen Druckschriften der Bundesbcschliiss von 
1819 für ganz Deutschland einji^eführt hat? Es ist das «j^anz 
dieselbe Person, weiche man auch bisher schon unter 



Zutrauen« einflösst, von dem Unt<»rnebmer die BesteUung einer 
Kaution für jenen verlangen. 

i) Daninter sind auch hier die Redakteure mit verstanden: vgl 

COLLMANN S. 4S7. 

3) Das hinderte freilich den Bundestag später doch niclit, durch 
Beschluss vom 14. Juni 1832 diese Bestimmung dahin zu interpretiren, 
dass trotz stattgehabter Censur Verfasser, Herausgeber, Verleger von 
der Verantwortlichkeit gegenüber den einzelnen Bundes- 
staaten selbst und nach Massgabe der Landesgesetzc keines- 
wegs entbunden seien. Ueber die I n -nl Lssigkctt einer solchen Inter- 
pretation v^l. CoLi.MAXN a. a. O. S. W1.4 tt. 

3) lieber diese Verantworthchkeit der einzelnen Bundesstaaten dem 
Bunde gegenaber vg^. Collmamn S. 468—480 ; dieselbe lässt sich, wie 
der KommissSr der badischen Regierung in der dortigen i. Kammer 
erklärte, >nur so verstehen, dass die Regierung alles dasjenige ver- 
hüte, was im ^ 4 des provisorischen Rundesgesetzes (v. i8k;) ver- 
hütet werden solk (Verhandlungen der Stände- Versammlung des Gross- 
berae. Baden, 1831. Protokolle der i. Kammer VI S. 325). 
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diesem Namen verstanden hatte ; ein neuer Begriff ist da- 
mit nicht aufgestellt worden. Es sollte je derjenige auf 

den einzelnen Zeitungen und Zeitschriften benannt werden, 
welcher eben diese Zeitung oder Zeitschrift thatsächlich 
redigirt, d. h. den in ihr zur Veröffentlichung gebrachten 
Inhalt eben hierfür bestimmt und zurechtgemacht hatte: 
also eine an der Veröffentlichung in bestimmter Weise 
betheiligt gewesene, eine historische Person, 
in gleichem Sinne wie der nach § q auf allen Druck- 
schriften, periodischen wie nicht periodischen, zu benen- 
nende Verleger, d. h. derjenige, der die Druckschrift 
thatsächlich verlegt hatte. Eben auf diesen wirklichen, 
nicht schlechthin auf den benannten Redakteur bezog 
sich auch das oben erw älinte, mit der Unterdrückung einer 
Zeitung von Bundes wegen verbundene Verbot weiterer 
Redaktionsthätigkeit binnen der nächsten fünf Jahre. Da- 
her wurde denn, als der Bundestag in der folgenden Zeit 
in der That eine grosse Reihe liberaler Zeitungen und 
Zeitschriften unterdrückte, nicht nur dann, wenn auf den* 
selljen ein Redakteur übcjluiiipt nielit benannt war, eine 
besondere Nachforschung nach diesem angestellt, sondern 
es wurde auch dann, wenn ein solcher benannt war, stets 
untersucht, ob der angebliche auch der wirkliche Re- 
dakteur sei, und wenn sich dabei ein Anderer als solcher 
herausstellte, dieser letztere als »eigentlicher« Redakteur 
auf fünf Jahre von der Redaktion ähnlicher Schriften aus- 
geschlossen*). 

i) Vgl. besonders die Hiindeshpschlüsse vom 2. März, 14. Juni, 
19. Juli, 6. Sept., 15. November i>^\2 über die Untcrdrückunji der »Neuen 
Zeitschwingcn*, des sFreisinnigcn*, des »Wächters am Rhein*, des 
»Volksfreunds« in Schletter*s Handbuch S. 150— 155 (bei COLLBlAira 
S. 662Ü; 718 ff.). — Die preussische Verordn. v. i& Okt 1819 
Art. 16 Xr. 4 Stellte unter Strafe die Unterlassung der wahren An- 
zeige des Verlegers ; ebenso soUte der Drucker bestraft werden, der eine 
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§ lo. 

In wesentlich veränderter Gestalt tritt uns der Redak- 
teur periodischer Druckschriften zuerst entgegen in dem 
badischen >Gesetz über die Polizei der Presse und über 
die Bestrafung der Pressvergehen« vom 28. Dez. 183 1. 
Dasselbe ist für uns von hervorragender Wichtigkeit 

Das ( ] rossherzojithum Baden war der einzige Staat, 
welclu r in dem vDrinarzlichen Deutschland den Vorschriften 
des Bundesta^M's über die Knebelung der Presse positiv 
Trotz zu bieten wag^e'): durch § i des genannten Gese- 
tzes von 183 1 war alle Censur der im Grossherzogthum er- 
scheinenden Druckschriften für aufgehoben erklärt, die 
vom Bundestage verpönte Pressfreiheit an deren Stelle 
gesetzt worden. Dieses badische Gesetz ist zugleich das 
erste in Deutschland, welches bei Zeitschriften und Zei- 
tunjjen einen »vt ran tw ortl ich en Redakteur kennt 
und besondere Regeln über dessen strafrechtliche Haftbar- 
keit aufstellt; es ist ferner das erste deutsche Pressgesetz, 
welches nach der oben erörterten französischen Loi sur 
les joumaux et Berits p^riodiques vom 18. Juli 1828 erlassen 
ist, und zwar erlassen unter Nachwirkung*gerade derjenigen 

Zeitung oder periodische Sdurift ohne den Namen des Redakteurs 
druckt. Eine bayrische Ministeriul - Entschllessung v. 8. MSiz 1856 

(SCHLETTFK S. 230 f.) verflixt' : 'l. Zur H c r a u s j^a b e eines Blattes, 
d. h. zur Ausübung der rein persönlichen Befugniss eines Re- 
dakteurs, bedarf es keiner sjiccicllcn Bewilligung. 4. Bei Ver- 
hlndening eines Redakteurs zur personlichen Ausübung der 
Redaktion kann die Fortsetzung des Blattes nur unter der Voraus- 
setzunp^ stattfinden, dass ein anderer Redakteur sich darstellt 
6. Die Veränderung der Persun des Redakteurs kann die Verfolgung 
der von dem vorigen Redakteur begangenen Gesetzes- 
verletzungen nicht aufh^en, noch derselben entf^egenstehen«. 

1) Bios p;issiven Widerstand leistete das Herzogthum Coburg- 
Gotha durch Nichtpublikation der betr. BundesbeschlUsse; vgl 

SCHUi;TT£R S. 322. 
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politischen Bewegung, welche im Juli 1830 durch die 
Attentate der französischen Regierung gegen das Gesetz 

von 1828 hervorgerufen worden war^): Momente i^enug, 
welche von vom herein auf eine äussere wie innere Ver- 
wandtschaft beider Gesetze schliessen lassen. 

Die Geltung dieses badischen Pressgesetzes von 1831 
war freilich zunächst eine überaus kurze : nachdem es am 

I. März 1S32 in Wirksanikeil ^'■etretm \s^ir, nuisste es, durch 
ßundesbeschluss vom 5. Juli mit dem Anathem belegt'), 
bereits nach wenigen Monaten in seinen Hauptbestimmungen 
wieder ausser Kraft gesetzt werden (GrossherzL Verordn. 
V. 28. Juli 1832). Allein trotzdem, und vielleicht gerade 
weil ihm durch diese Massref^elunf^ von Seiten des Bun- 
destai^s die Glorie liberalen Märtyrerthums zu Theil ge- 
worden war, hat dieses Pressgesetz von 1831 einen weit- 
gehenden Einfluss ausgeübt, im Jahre 1848 hat es, als 
Palladium des Liberalismus, obschon es den damaligen 
Anforderungen desselben in vielen Punkten bereits nicht 
mehr entspraeh, seine Wiederauferstehung gefeiert und ist 
Südann Vorbild und Grundlage für die ganze Weiterent- 
wickelimg des Pressrechts in Deutschland und Österreich 
geworden, insbesondere gerade auch in denjenigen seiner 
Bestimmungen, welche den verantwortlichen Redakteur 
und dessen Haftung betreffen. Mit diesen haben wir uns 
daher etwas eingehender zu beschäftigen. 

Bei Abfassung unseres Gesetzes musste es vor allem 
darauf ankommen, wenigstens den Schein einer Überein- 
stimmung mit den Vorschriften des Bundesbeschlusses von 
18 19 festzuhalten. Man bediente sich hierzu — zunächst 



1) Vgl oben S. 181 Axun. 2. 

2) SCHLETTER S. I5I, COLLMAXN S. 678 ff. ; Vgl. aUCh dtf Piotofcoll 

Uber die Bimdestagssitzung v. 28. Juni 1832 das. S. 666 ff. 
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in der i. Kaiiimer, von welcher die luUiativc zu dem Ge- 
setze ausg;e_*<an«4en war (Motion Welckek) — des Mittels 
einer höchst willkürlichen Auslegung. Der Bundesbeschluss 
hatte in § i bestimmt, dass periodische Druckschriften »in 
keinem deutschen Bundesstaate ohne Vor wissen und 
ohne vorgängige Genehmigung der Landes be- 
hörden zum Druck befördert werden« dürfen. Hieraus 
sowie aus den weiteren Bestimmungen in §§ 2 und 3, wo- 
nach die zur Durchführung dieses Beschlusses erforder- 
lichen Mittel und Vorkehrungen den einzelnen Regierungen 
überlassen bleiben, blosse Verfol^^ung und Restrafunj^^ be- 
reits verwirklichter Press-Missbräuche und -Vergehungen 
jedoch nicht ausreichen, vielmehr vorbeugendeM ass- 
rege In nothwendig sein sollten, suchte man nun in 
ziemlich sophistischer Weise abzuleiten, dass die Censur 
selbst, deren Name im Bundesbeschluss fiberall nicht 
genannt sei, durch diesen nicht nothwendig gefordert 
werde. Vielmehr sei demselben völlig genügt, wenn im 
Gesetze überhaupt nur irgend welche Pniventiv- 
massregeln , irgend ein Vorwissen oder vori^angige 
Genehmigung der Landesbehörden angeordnet werde; 
die nähere Bestimmung dieser Massregeln habe ja der 
Bund ausdrücklich dem Ermessen der einzelnen Staaten 
anheimgestellt 

Als solche, zur Verhütung von Pressdelikten und so- 
nach zum Ersätze der Censur bestimmte Massregeln wurden 
nun für alle im Grossherzogthum erscheinenden Zeitschriften 
und Zeitungen folgende Sätze in das Gesetz aulge- 
nommen : 

I. Vor der Gründung oder Herausgabe einer jeden 
solchen Schrift ist der Polizeibehörde eine in bestimmter 
Weise qualifizirte Person als Redakteur zu benennen. 
Hiermit glaubte man dem bundesrechtlichen Erfordemiss 
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1) V^l. die f< 'It;« n'!<- Anm. I>;iss ntissrrdrni durch 12 — 16 des 
Gesetzes für solche BUilter, welche die Verlassung oder Verwidiung 
des deutschen Bundes oder einzeüier Bundesstaaten ausser Buden 
zum Gegenstand haben, provisorisch eine vnrkliche, wenn auch bei 
dt 1 lu -tini^^rnden Stralbestiminung des § 14 beliebig zu umgehende, 
C( iisur beibehalten wurde^ braucht hier nicht weiter berücksichtigt «1 

Wcrdi'U. 

2) Bad. Prcssgcs. v. 1831 3, 6—9. Ucber die Gesichtspunkte, 
von welchen die geseb^ebenden Faktoren bei Aufstellung dieser 
Sätze ausgingen, vgl. folgende Aeusserungen aus den damaligen I i idi- 
schen Landtagsverhandlungen> Der Abg. Welckbr sagte bei Be» 
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des »Vorwissens« und > vorgängiger Genehmigung« genügt 1 
zu haben 

2. Die als Redakteur benannte Person muss badisclier 
Staatsbürger sein und das dreissijjste Lei )t'!is jähr zuriick- 
gelejjt haben; sie muss ferner vor der Herausgabe wegen 
der durch die Druckschrift etwa zu begehenden Delikte j 
eine Kaution für Kosten, Entschädigungen und Geldstrafen | 
bestellen: eine Massregel, welche zugleich als Prävention | 
gegen mögliche Delikte, als eine Garantie für die gesetz- | 
mässige Haltung des Blattes angesehen wurde. | 

3. Für diese jj^esetzmässif^e Haltung muss femer der zu ' 
benennende Redakteur selbst eine p e r s u 11 1 i c h e G a r a n - [ 
t i e übernehmen dadurch , dass er im Voraus sich der | 
Polizei als > v e r a n t w o r 1 1 i c Ii c n Redakteur« benennt, I 
bezw. als solcher mit seinem Willen benannt wird. | 

4. Der Name dieses verantwortlichen Redakteurs sol 1 I 
neben dem des Verlegers oder Druckers jedem Heft der 
Zeitschrift und jedem Blatte der Zeitung beigesetzt 
werden. | 

5. Endlich ist von jedem einzelnen Blatt oder Heft ' 
der periodiseli» n Druckschrift mit Beginn der Austheilun^ ^ 
oder Versendung ein mit der eigenhändigen Unterschrift ' 
des verantw. Redakteurs oder seines Bevollmächtigten ver- ' 
sehenes Exemplar bei der Polizeibehörde zu hinterlegen'). 
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Auf Grund dieser Bestimmungen ist sodann in § 27 
des Gesetzes für den verantw. Redakteur eine, von den 



gründung seiner Motion auf Auflicbung der ( ensur in der 2. Kammer: 
»Wenn wir Redakteure haben, die der Regierung bekannt 
sind, die die bestimmten Garantieen leisten, dann kann 
mit diesem Vorwissen und Gmehmigen die Regierung sich begnügen. 
— Sprechen Sie aus , dass die Regierung wissen solle , wer und 
worüber Jemand schreibt, dass sie unter gewissen Garantieen, noch 
ausser den allgemeinen RechtsijTunds.'ltzen, dazu ihre Genehm itjung 
ertheile, dann ist das Hundesgesetz vollkommen crlüllt« (Vcrhandhmgen 
der Stände-Versamndung des Grossherz. Baden im Jahre ii>3i, Proto- 
kolle der 2. Kammer, k. Beilageheft S. la). In der Verhandlung Uber 
diese Motion äusserte MmERMAlES (a. a. O., Prot, der 2. Kammer, 
Heft 12 S. 51 f.): »Unter den Mitten, dir man vorbeugende nennt, — 
kommt das weitere hinzu, dass man als Redaktoren der öffentlichen 
Blätter nur denjenigen ^ulässt, der gl« ic lisain moralische Garantieen 
geben kann ; dass man nur einen Staatsbürger, der ein gewisses Alter 
hat, in einem unbescholtenen Rufe steht, als Redakteur suUsst; er 
soll verantwortlich sein, und Niemand, zu dem man nicht ent- 
schieden Vertrauen habm kann, der nicht zum Voraus schon 
durch die Garantieen, die er gibt, die\'erant\vortlicli- 
keit gewährt, soll als Redakteur zugelassen werden, der im ein- 
zelnen Fall verantwortlich sein müsste.« In dem vom Freiherm 
V. Wessenbekg erstatteten Kommissionsbericht der i. Kammer heisst 
es (Beilagen zu den Prot, der I.Kammer, Bd. 3 S. ao): „Bei periodi- 
schen Schriften und Tageblättern kann (als Garantie gegen Pressmiss- 
brüuche) verlangt werden, dass der Herausgeber sich nenne. Dieser 
übernimmt dadurch, dass er sich öffentlich nennt, die 
Verantwortlichkeit«, und in den Verhandlungen der i. Kammer 
sdgw der Fürst zü Fükstenüekg (Prot.^ Bd. 2 S. 264) : »Der Heraus- 
geber und Verleger ist der Mann, der Garantie geleistet hat, und 
der gut dai&r stehen muss.« In der Begründung des R^oungs-Ent- 
wurfs zum Gesetze selbst wird dann betont (11. Beilagcnheft zu den 
Piol. der 2. Kammer S. 2721, tlass im Entwürfe für die periodische 
Presse die von der Kauuiier SLll)st l>ereits anticdeuteten (Garantieen 
festgesetzt seien, iiuibesondere : dass ein verantwortlicher 
Redakteur bestehe — Bezüglich der der Kaution beigelegten 
Bedeutung soll noch auf eine Äusserung des Abg. DuTTLiNGER (Prot, 
der 2. Kammer, Heft 12 S. 251) hingewiesen weiden: Der Resitz 
von Vermögen leistet in der Kegel die Garantie, dass der Besitzer bei 
Aufrechthaltung der öffentlichen Onlnum; interessirt ist, - weil nur 
beim Fortschreiten der Ordnung und des Ansehens der Gesetze auch 
sein Besitzthum fortsclireitet und gesichert bleibt.« 
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sonstio;^en Verantwortlichkeitsregeln abweichende, beson- 
dere stralrechtliche Haftbarkeit statuirt worden. 

Obschon sich aus den, dem Zustandekommen des ba- 
dischen Pressgesetzes von 183 1 vorangegangenen parla- 
mentarischen Verhandlungen, soweit sie gedruckt vorlie- 
gen, eine Bezugnahme auf den 'französischen gerant r«- 
sponaable nicht direkt nachweisen lässt, so kann doch — 
bei der offenbaren Übereinstimmung der zu Grunde lie- 
genden Gedanken wie fast aller Einzelheiten'), sowie bei 
der aus den ^csainintcn Debatten ersichtlichen Vertraut- 
heit der badisciu n Gest tzgeber mit den französischen Ver- 
hältnissen und Einrichtungen — kein Zweifel ol^w alten, 
dass obige Bestimmungen über den verantw. Redakteur 
auf einer Entlehnung aus dem französischen Gesetz vom 
18. Juli 1828 beruhen. Hier wie dort kam es darauf an, 
bei periodischen Druckschriften an die Stelle der Censur 
ein anderes Präventivmittel gegen mögliche Pressdelikte 
zu setzen ; hier wie dort geschah es im Wesentlichen durcli 
Aufstellung einer Person, welche von vom herein eine 
Verbindlichkeit für die rechtmässige Haltung des Blattes 
dem Staate gegenüber auf sich nehmen sollte, und welche 



1) Die üebereinstimmung in den einzelnen Vurschnlten beider Ge- ■ 
setze ergibt sich bei einer Vergleichung auf den ersten Bück und ! 
braucht liier nicht weiter auseinandergesetzt zu werden. Ich will | 
nur nudi auf onen an sich nebensächlichen, aber charakteristisGlien 
Punkt aufmerksam machen. N'ach 5^ S des had. Gesetzes soll das bei 
der Polizei zu hinterlegeaiic Exemplar je mit der Unterschrift des ver- ' 
antwortlichen Redakteurs oder seines Bevollmächtigten ver- | 
sehen sein. Das ist offenbar dem § 7 des franzOs. Gesetzes von 1828 | 
nachgebildet, wo die l'nterzeichnung par chacun des propri^taires [ 
(itt Jnttrnal ou par / c fUiidi'- de j) o tt v o i r de chnrtiu d'rux 
gelordcil wird ; nur handelt es sich an letzterer Stelle nicht um die Un- I 
terzcidmung der einzelnen Nummern, sondern um die vor der Heraus- j 
gäbe an die Polizei zu erstattende Anzeige (d^daration). Vgl. femer 
unten S. aoS f. Anm. i. 
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im Verletzungsfalle ohne Weiteres dafUr haftbar gemacht 
werden konnte. 

Freilich sind die Gedanken des französischen Gesetz- 
gebers damals in Baden nicht völlig klar erkannt worden. 
Man operirte hier mehr mit den Worten: Redakteur, 
Garantit-, Veraiitwortlichkt-it , als dass man eine hin- 
reichende Einsicht in die juristisc lu- Bedeutung und den 
inneren Zusammenhang der damit verbundenen Begriffe 
und Rechtsregeln gehabt hätte. Daraus erklären sich 
auch einige Abweichungen des badiscben von dem fran- 
zösischen Rechte. 

Das französische Recht hatte gewisse publizistische 
Verpflichtungen sowie eine besondere strafrechtliche Ver- 
antwortlichkeit an die Person des Geranten, des an dem 
Zeitun<4siintei nehmen pekuniär interessirten Geschalts- 
leiters irekiiüplt. Das hadi^che Recht Hess diese Bezie- 
hung fallen; an Stelle des Geschäftsleiters suchte 
es vielmehr den Inhaltsdisponenten, den Redakteur 
oder Herausgeber der Druckschrift, zum Träger der Ver- 
antwortlichkeit zu machen. 

Der französische Gerant ist, wie wir gesehen, an 
sich eine von dem Redakteur verschiedene Person. Er 
ist dazu bestimmt, eine g^ewisse Aufeicht und Kontrole 
zu führen ü b e r d i e Redaktion; er soll verhüten und 
Garantie dafür leisten, dass die Itedaktoren, i^h'iehg^ültii^: 
wer sie auch seien und welchen Antheil sie an der Re- 
daktionsthätigkeit nehmen, nichts Rechtswidriges und 
Strafbares ua dem Blatte zum Abdruck bringen. Er soll 
im Wesentlichen andere Personen an der Begehung 
gewisser Delikte hindern, und er ist dadurch in der That 
geeignet, die Sicherheit für die rechtmässige Haltung 
dieser anderen Personen und des von ihnen edirten Blat- 
tes zu verstärken. 

* ie 
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In V'erkennuiig dieses Zusainnienbaiif^s i^laubte das j 
badische Gesetz diese Garantie eben demjenigen, 
für dessen Haltung Garantie geleistet wer- ^ 
den sollte, sei bst übertragen zu können. Man 
bemerkte dabei nicht, wie sehr man durch diese Änderung | 
die Sachlage zu verschieben, ja den französischen Rechts- 
gedanken geradezu preiszugeben im Begriffe stand; | 
wie eine solche Aufsicht des Redakteurs über sich selbst, 
eine Garantie und Verantwortlichkeit demselben für -it iu 
für sein cii^t-m s Verhalten ganz nichtssap^endCs weil x-lbst- 
verständliche Dinge, und besondere Anordnungen dar- l 
Ober sonach ziemlich überflüssig seien. Uberflüssig frei- 
lich nur dann, wenn unter demjenigen, der jetzt als >ver* ' 
antw. Redakteur« jene Garantie und Haftung auf sich 
nehmen sollte, in der That dieselbe Person zu verstehen i 
war, welche man bisher als Redakteur oder Heratisgeber 
eines Blattes bezeichnet hatte. Eben dies aber entsprach völ- 
lig der Meinung der damaligen badischen Gesetzgeber, dar- ' 
über hegte man bei den Berathunf^en über das Gesetz ' 
gar keinen Zweifel : die von dem »verantw. Redakteur« 
verlangten Garantieen sollten von denjenigen geleistet 
werden, welche Zeitungen herausgeben und schrei- 
ben»). ^ 

Hier erwies sich nun aber die Logik der Thatsachen 
stärker als diejenige der Menschen* Der im Gesetz ein- | 
mal rezipirte, wenn auch nur unklar erfasste Gedanke ^ 

i) Vgl. ausser mchrrrrn der oben S. 200 f. Anm. 2 mitgetheilten ' 
Äusserungen noch die Bcincrknngcn der Abg. Welcker und DuTT- 
t LiNGER in den Verhandlungen der zweiten Kamner, Beila|se i S. 6, 

Beilage 4 S. 153 f. Überhaupt dürfte die Übertragung der franaö- 

sischen V'^rsi hriftm über den Gerantf-n auf den Redakteur lar nif 
zurückzufülitt n sein, dass dieselhen mit denjenigen dt s Hundesbe- 
schluiiücs von 1819 Uber die Benennung des Redakteurs in Einklang zu . 
bringen waren. 

! 
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setzte sich durch, trotz der abweichenden Vorstellung 
derer, die ihn rezipirt hatten, diesen selbst ganz unbewusst 
Der verantw. Redakteur einer periodischen Druckschrift 
ist nach dem badischen Gesetz vor deren Herausgabe 

der Polizei zu bcnenncii; durch dicsr Hcncniu ii^ über- 
nimmt er die von ihm {^elVirderte (larantit-, hierdurch wird 
er zum »verantw. Redakteur« im Sinne des Gesetzes. »Ver- 
antw. Redakteur« ist hiernach also eine Person, die, bevor 
von der Zeitung oder Zeitschrift noch irgend Etwas er- 
schienen ist, der Staatsbehörde Mendich als solcher be- 
nannt ist; und diese Person bleibt »verantw. Redakteur« 
der betr. Zeitung oder Zeitschrift so lange, als ihre öffent- 
liche Benennung nicht geändert oder zurückgezogen wird. 
Der Nanu dieser Person und keiner andern soll jedem 
einzelnen Blatte der Zeitung u. s. w. als »verantw. Re- 
dakteur« beigesetzt, diese Person .soll von der gesetz- 
liclien Haftung <'ines solchen betrotten werden. 

Angesichts dieser Bestimmungen des Gesetzes selbst 
ergibt sich die Unhaltbarkeit jener gesetzgeberischen 
Meinung; mit logischer Nothwendigkeit folgt aus densel- 
ben, dass der Begriff des verantw. Redakteurs nach dem 
badischen Pressgesetz von der wirklichen Ausübung einer 
Redaktionsthätigkeit vollständig una1)iiaiigig ist. Ehe von 
einer solchen Th.itig^keit überhau i)t noch die Rede sein 
kann, vor der Herausgabe der ersten Nummer des Blattes 
i ist hier bereits ein verantw. Redakteur vorhanden ; und die- 
I ser von Anfang an vorhandene verantw. Redakteur bleibt 
I es auch fernerhin während des Erscheinens des Blattes 
' für alle einzelnen Nummern desselben, ohne Rücksicht 
I darauf, von wem diese redigirt sind. I 
! Man könnte nun freilich meinen, der Begriff des 

verantw. Redakteurs nach den» badisc hcn Press^esetz er- | 
fordere wenigstens dies, dass der Benannte, da er durch 

l 
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seine öffentliche Benennung erklärt habe, das Blatt redi- 
giren zu wollen, damitauch verpflichtet sei, bei 
den einzelnen Nummern eine solche Thätigkeit auszuüben, 

als Rcduktcur derselben wirklich zu fungiren. Allein 
einerseits würde iüerdurch der Begriti <ks verantw. Re- 
dakteurs selbst «rar nicht berührt werden, und andererseits ' 
könnte eine solche Verpflichtung, soweit sie' überhaupt i 
möglich ist, nicht die Folge der öfientlichen Benennung \ 
und nicht die Grundlage einer öffentlichen Verantworte i 
lichkeit, — sie könnte überhaupt nicht von öffentlich- 1 
rechtlicher Bedeutung sein. I 
Wie bereits oben S. l8o bei Besprechung des franzö- ' 
sischen Rechts hervorfieliol'en wurde, hat der Staat durch- | 
aus kein Interesse daran, dass eine Zeitung gera(]( von I 
bestimmten Personen verfasst oder redigirt werde, und es i 
ist daher auch undenkbar, dass er sich bestimmte I'erso- | 
nen zu dem Zwecke ölTentiich benennen lasse, um ihnen ^ 
eine positive Redaktionspflicht aufzulegen. Ein derartiger | 
Gedanke lag auch den Urhebern des badischen Press- 
gesetzes von 1831 gänzlich fem. Diese dachten sich zwar I 
den verantw. Redakteur, allerdings irrig, als eine Person, j 
die thatsächlich redigire, aber durchaus nic ht als eine | 
solche, die zu redigiren staatlich verpflichtet sei. ' 
Verpflichtet zur Redaktion kann der verantw. Redakteur i 
überhaupt nur dem Zeitungsunternehmer gegenüber sein, , 
sofern dieser ihn mit seinem Willen zugleich zu dieser I 
Thätigkeit bestellt hat Diese Verpflichtung hat aber mit ' 
der öffentlichen Benennung nichts zu thun; sie ist rein 
privater Natur und unterliegt als solche der freien Dispo- j 
sition der Parteien. Andererseits ist es nach dem ba- ^ 
dischen Pressi^esetz nicht einmal erfurdcrlich, dass gerade | 
diejenige Person, welche etwa durch private Vereinbarung 
mit der Redaktion eines Blattes betraut ist, nun auch als 
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»verantw. Redakteur« desselben benannt werde; stets t^e- 
nügt viehnehr, wenn als solcher benannt wird ein hadischer 
Staatsbürger, der das dreißigste Lebensjahr zurückgelegt 
hat« >). 

Man kann weiter auch iiicht sagen, dass der als ver- 
antw. Redakteur Benannte nun allein, mit Ausschluss 

aller Anderen, zur Redaktion des betr. Blattes befuq^t 
sei; durch das Gesetz sollte sicherlich die Mitwirkung an- 
y derer, unbenannter Personen bei der Redaktion und Her- 
ausgabe einer periodischen Druckschrift nicht untersagt 
werden. 

Die öffentliche Benennung des verantw. Redakteurs 

bat nacli dem badisclun Gesetz, wie oben dargelegt, viel- 
mehr eine rein präventive Bedeutung. Der als solcher 
Benannte soll damit eine öffentliche Garantie über- 
nehmen; er hat dafür zu sorgen und dafür einzustehen, 
dass der Inhalt des Blattes, für welches er benannt ist, 
nicht gegen das Recht Verstösse, mag dieser In- 
halt positiv nun von ihm sidbst oder von einem Andrren 
bestimmt werden. Das ist die einzige öffentliche Ver- 
pflichtung, welche das Gesetz, wenn auch nicht ausdrück- 
lich, so doch stillschweigend dem > verantw. Redakteur« 

i) Daher kennt das bad. Pressgesetz von 1831 auch keine »falsch e 
I Hciif nminfj- des verantwortlichen Redakteurs, weder irn Allgemeinen 

noch aut den einzelnen Nummern einer periodischen Druckschrift. 

Während § 5 Gesetzes die in §4 auf Nichtbenetinung des Ver- 
, legers oder Druckers gesetzte Strafe fOr den Fall einer falschen 

Angabe dieser Personen wesentltcb verschärft, bestimmt § 11 eine 

Strafe nur für di* Ühertrettiri'j: der Vorschriften des § (m d. \\. für die 
I Herausgabe einrs Blattes n h n r vorgängige Benennung eines verantwort- 
' lidii n K't <lakt< Urs oder ohne Angabe seines Namens auf den einzelnen 
I Nuimnern. Eine besondere Strafe für die »fälschliche Benennung einer 
I Person als Redakteur«, wie m sie oben § 7 beim Reichs-Pressgesetz 

kennen gelernt haben, verdankt erst späteren Missverstfindnissen ihre 
' Entstehung. Vgl. unten S. 216 Anm. i. 

1 

I 
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auferlegt und auf Grund welcher es dann dessen straf- 
rechtliche Haftung normirt hat 

Trotz aller Missverständnisse ist daher der verantw. 

Redakteur des badischen Gesetzes in Wahrheit doch schliess- 
lich — abgesehen von der ßetheiiigung an der industri- 
ellen Seite des Unternehmens — zu derselben Figur ge- 
worden wie der französische gerant responsable. Ebenso 
wie dieser ist der verantw. Redakteur seinem Begriffe nach 
nicht sowohl eine Person, welclie eine erschienene Druck- 
schrift redigirt hat, ein -»Redakteur* im Sinne des bis- 
herigen deutschen Rechts, als vielmehr eine solche, welche 
kraft öffentlicher Erklärung und somit kraft eigenen Wil- 
lens zur Kontrole über die Redaktion einer Druck- 
schrift und zur Garantie für dieselbe berufen ist. Be- 
griff und Existenz des verantw. R e d ci k t e u r s 
basiren allein auf seiner öffentlichen Be- 
nennung. 

Das badische Pressgesetz von 1831, welches diese 
Figur des »verantwortlichen Redakteurs« zuerst ins deutsche 
Recht einfdhrte, hat dieselbe daher von vom herein ge- 
löst und geschieden von dem Begriff des bisherigen Re- 
dakteurs oder Herausgebers : letzterer konnte auch ferner- 
hin, neben dem »verantwortlichen Redakteur« eine selbst- 
ständige Existenz führen, wennschon ein thatsächliches Zu- 
sammentreffen beider in einer und derselben Person na- 

I türlich nicht ausgeschlossen war. Indem aber das badische 
Gest t/ (Iii se begrifHiehen Unterschiede weder klar erkannte 

' noch deutlich zum Ausdruck brachte ist es, wie fm das 

I i) Eine bewwste Unterscheidung zwiscken dem vexaatwortlicheii 

Redakteur und dem Herausgeber kommt scheinbar in § 10 des bad. 

[ Gesetzes zum Ausdruck, woselbst die Verpflichtung zur Aufnahme 

j von Bericht i;:n^ni'j^f>n nicht dem crsteren, sondern im Gep^en^^atze m 
I diesem dem Herausgeber der Zeitung oder Zeitschrift auferlegt 

_ 
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neuere deutsche Pressrecht überhaupt, so auch für die in 

demselben herrschende Verwirrung über das Wesen des 
verantwortlichen Redakteurs der Ausgangspunkt ge- 
worden. 

Noch bezüglich eines anderen Punktes ist eine Differenz 
zwischen dem badischen und dem ftanzOsischen Rechte 
hervorzuheben, welche für die rechtliche Behandlung des 

verantwortlichen Redakteurs in Deutschland nicht un- 
wichtige ist. 

Beide Rechte enthalten die Vorschrift, dass der Name 
des verantwortlichen Redakteurs bezw.> Geranten jeder 
einzelnen Nummer der 2^tung oder Zeitschrift beigesetzt, 

ist. Incl(^.s.s lianddt es sich hierbei in Wahrheit nur um eine ganz zu- 
fällige Erscheinung, welche ihren Grund in dem Umstände h;it, dass 
die französischen Be.stimmunf2;cn über die Insortinnspllicht, denen 
der badische Gesetzgeber folgte, nicht in dem Gesetz von 1828, son- 
dern vielmehr in den früheren Gesetzen vom 9. Juni 1819 Art. 8, II, 
sowie vom 3$. Mftne 1823 Ait. 11 ihre Stelle haben, welche Ge- 
setze einen geranf respons. noch nicht kennen und die 
Insertions pflicht d aher dem i<l«#0ttr übertragen. Auch 
die späteren deutschen Pressgesetze bis zum sSchsischen vom 24. März 
1870 Art. II, 12 lassen in blinder Nachahmung des 1) i.liv- hen fortwährend 
den »Herausgeber« zur Aufnahme von amtlichen Bekanntmachungen und 
von Berichtigungen verpflichtet sein, obschon in Frankreich selbst bereits 
das Gesetz vom 9. Sept. 183S Art 17, i8den^if»fi#anStdle des editeur 
für die ordnungsmässige Aufnahme von Bekanntmachungen und Be- 
richtigungen haftbar gemacht hatte. Diese Frscheinung ist Uberaus 
charakteristisch für die Unselbstständijj;keit und Abhiin^i^keit des neu- 
eren deutschen Pressrechts. (Über hieraus entstandene Unzuträglich- 
keiten vgl. Hastuann, Preuss. Pressges. S. 132, der natttrlich von dem 
wahren Zusammenhang der Dinge nichts mehr wdss.) — Andereiseits 
ist eine Bestimmung, welche sich m den späteren deutsdien Ptessge- 
setzen findet und welche auf eine Verschiedenheit des »verantwort- 
lichen« von dem wirklich redigirenden Redakteur hindeutet, — die 
nämlich, dass der verantwortliche Redakteur während Verbüssung 
einer Freiheiti^trafe als solcher nicht lungiren darf, vielmehr durch 
einen Stellvertreter zu ersetzen ist, dem badischen Gesetz von 1831 
noch unbdcannt, da in Frankreich ein solcher Satz eist q[>ater, im Ge- 
setz vom 9 Sept. 1835 aufgestellt wurde. Vg^. oben S. 180 Anm. und 
unten S. 216 Anm. 2. 
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sowie dass von jeder Nummer ein von diesem eigenhändig^ 
unterzeichnetes Exemplar bei der Staatsbehörde hinti rlt-gl: 
werde; die rechtliche Bedeutung dieser X'oischritt i^t je- 
doch in beiden Rechten eine verschiedene. Während das 
französische Gesetz von 1828, wie wir gesehen haben, von 
dieser Namensangabe und Unterzeichnung die wirkliche 
Haftung des Geranten im Einzelfalle abhängig macht (sigr. 
nataire responsable), ist dies nach dem badischen Gesetz 
von 1851 nicht der Fall. Der verantwortliche Redakteur 
ist hier vorhanden mit der, der Herausgabe des Blattes 
vorangehenden Benennung, und eben dieser von vorn her- 
ein und im Allgemeinen lienannte verant\M)rtlicbe Redak- 
teur hat nach § 27 zu haften »für den Inhalt der Zeitung | 
oder Zeitschrift«, d. h. für alle einzelnen Nummern derselben, I 
ohne dass es auf eine besondere Unterzeichnung dieser letz^ 
terennoch ankäme. Die vorangehende Benennung enthält 
nach dem badischen Gesetz die Verantwortlichkeitserklärung 
und Garantieübemahme des Benannten für alles» was künftig | 
in dem Blatte veröffentlicht werden wird, und das Gesetz ^ 
erblickt in dieser zum \'oraus abgegebenen, summarischen ' 
Erklärung eine genügende Grundlage, um mit der Ver- j 
antwortlichkeit selbst Emst zu machen. 1 
Der Träger der gesetzlichen Haftpflicht wird hier dem- l 
nach bestimmt allein und ausschliesslich durch die vor- | 
gängige Benennung: mit dieser ist auch hier ein 
für alle Fälle haftendes Subjekt zum Voraus sicher- 
gestellt >)• I 

i) Das G«setz sagt daher in § 6 Abs. 5 auch nur, dass jedem Heft | 

einer Zeitschrift u. s. w. der Name des verantwortlichen Redakteurs ' 

beif^est^tzt sein soll (nicht: mussV Vir Verletzung: dieser Vorschrift I 

ziel>t n.ich § 11 eine Strafe nach sich, aber ihre Befolgung ist nicht I 

Bedingung für die Haftung des verantwOTtUchen Redakteurs. Äha- I 

liches ist Obrigens, wie oben S. 189 Anm. i erwähnt, bereits auch fttr j 
das französbche Recht behauptet worden. 

* Jf 
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Solanfife 1 )tHits( liland unter der vom Buiidt\^ta^e an- 
geordneten CensLir seufzte , war für eine Ausbreitung des 
> verantwortlichen Redakteurs« auch fernerhin ein Anlass 
nicht gegeben. Dem staatlichen Censor lag die Über- 
wachung der periodischen Presse ob und er trug die 
Verantwortlichkeit für den Inhalt aller Schriften, welche 
die Censur passirt hatten') ; für eine verantwortliche Privat- 
person war daneben kein Bedürfniss. 

Immerhin ist es bemerkenswerth, wie auch jetzt schon 
in einzelnen Bundesstaaten, mit dem zunehmenden Drange 
nach Pressfreiheit und der hierdurch veranlassten theil- 
weisen Milderuuo^ der Censur, sich das Bestreben ji^eltcnd 
machte, bei periodischen Druckschriften gewisse Privat- 
personen — zunächst auf dem Wege der Verordnung und 
unter der Hand — mit einer besonderen Verantwortlich- 
keit zu belasten, einen »verantw. Redakteur« im Sinne des 
badischen Pressgesetzes zu gewinnen. So besonders in 
Preussen und in Sachsen*). 

1) Von der Verantwortlichkeit der Censoren Ar den Inhalt der 
von ihnen censirten Druckschriften ist in den Gesetzen und Verord- 
nungen dieser Zeit allerdings wenig die Rede, da dieselbe meist nur 
als eine innere, das Pul^liktnn nicht berührende Angelegenheit der Be- 
amtendisziplin l)ctracht( t wurde. Vgl. b r a u n s c h w e i g. Verordn. 
vom 28. März 1814 § 8, prcuss. Verordnung vom ^3. Febr. 1843 § 8, 
sächa. Verordnung vom 5. Febr. 1844 § la (ScHLBTTEB, Handbuch 
& 305, 199) 341). Dagegen hatte schon A. D. Weber (vgl. oben S. 
195 Anm. i) auf die öffentliche Strafbarkeit der Censoren hingewiesen» 
und auch Kri'G hatte in seinem Entwurf zur deutsclifn Ccsetzjii lsiing 
über Pressfreiheit« (Leipzig 1818) den Satz autt^rstrlll : »\\\^< ii einer 
censirten Schrift kann kein Verfasser oder dessen Stellvertreter zur 
Verantwortung gezogen werden; alle Verantwortlichkeit haftet auf dem 
Censor«. (Die Stelle ist mitgetheüt in dem bekannten Vortrag des 
Herrn v. Berg im Bundestag am 18. Okt. 1818, bei COLLICANN S. 2^5.) 

2) In B a y c rn wurde durch Ministerialentschliessung vorn 8. März 
1836 I Si iiLi.TTKK . Handbuch S. 230) vertüp^t : ^Da die Verantwort- 
lichkeit des Redakteurs oder Verlegers eines (censurptiichtigenj Blattes 
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Die preussische Verordnung über die OrLcanisation 
der Censurbehörden v. 23. Februar 1843 § 8 hatte die 
Herausgabe neuer Zeitungen und Zeitschriften von einer 
Konzession des Ministers des Innern abhängig gemacht 
Nach der weiteren Verordnung vom 30. Juni 1843 § 15 
soll nur der Konzessionirte selbst das hierdurch gewährte 
Recht ausüben, jedoch zur Redaktion sich auch der 
Hülfe Anderer bedienen dürfen. »Er bleibt jedoch 
stets für die Redaktion allein verantwortlich 
und ist deshalb auch auf der Zeitung als Redakteur \ 
zu bezeichnen«, sofern nicht »ausser dem Konzessionirten j 
ein besonderer Redakteur von der Behörde geneh- | 
migt und auf dem Blatte benannt worden ist«. f 
Das Gleiche gilt nach § 16 bei privüegirten Zeitungen | 
für den Inhaber des Privilegiums, sofam derselbe disposi- | 
tionsßUiig fet Anderenfalls haben seine gesetelichen Ver- I 
treter »einen verantwortlichen Redakteur in Vor- | 
schlag zu bringen, dessen Bestätigung dem Minister des 
Innern vorbehalten bleibt«^). Auch hier erscheint also 
für den Begriff und die Haftbarkeit des verantw l\t dak- 
teurs nicht sowohl die Redaktionsthätigkeit, als viehnehr 
die öffentliche Benennung und weiter noch die staatliche 
Genehmigung wesentlich. 

Ganz ähnlich verhält es sich nach der zur AusfiQhrung 
des säehsi sehen Gesetzes vom 5. Febr. 1844 erlassenen 1 
Verordnung des sächs. Ministeriums des Innern § 22'). Bei 
Ertheilung von Zeitungskonzessionen bedarf es einer mini- 



an und für sich eine individudle ist, so ersdieint audh die Herausgabe 

von solchen Blättern nur unter der VerantworUichkeit eines benannten 

Rediiktt urs oder Verlef^crs gestattet«. Der Sinn dieser Verordnung 
ist mir, in Ermangelung weiterer Materialien, nicht klar geworden. 

1) SCHLETTEK S. 199, 20$ f. 

2) SCHLBTTEB S. 243. 
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steriellen Genehmigung der Person des Herausgebers 
»sowie, insofern diese beiden Personen ver- 
schieden sind, des verantw. Redakteurs«. Nach § 23 
ist auf jedem Hefte der Zeitschrift u. s. w. der Name dieses 
genehmigten »verantw. Redaliteurs« anzugeben. 

Ein völliger Umschwung in diesen Verhaltnissen trat 
erst ein mit dem Jahre 1848. 

Bereits am i. März 1848 wurde das badische Press- 
gesetz von 1831 wieder in Wirksamkeit gesetzt, am 3. März 
gestattete der Bundestag die Einfahrung der Pressfreiheit, 
und von da ab folgte nun in den einzelnen deutschen 

Staaten eine wahre Fluth von Pressgesetzen, welche, unter 
Beseiti<2^unc^ der Censur, für periodische Druckschriften 
fast durchweg*) einen »verantw. Redakteur« erfordern und 
denselben einer besonderen strafrechdichen Haftung unter- 
werfen. 

Wie die politische Bewegung des Jahres 1848 die 
deutschen Regierungen überhaupt gänzlich unvorbereitet 
angetroffen hatte, und man sich zur schleunigen Gewäh- 
rung der seit langem ersehnten und erstrebten Volksfrei- 
heiten nun überall auf Entlehnungen und Nachahmungen 
angewiesen sah, so auch auf dem Gebiete des Pressrechts. 
Nur dass man hier nicht erst in die Fremde zu gehen 
brauchte, sondern an dem bisher unterdrückten, nun wieder 
reaktivirten badischen Pressgesetz von 1831 das gesuchte 
Muster in der Nähe hatte, zumal dieses durch seine Ver- 
wandtschaft mit der liberalen französischen Gesetzgebung 
sich der damaligen Geistesrichtung ganz besonders zu 



l) Eine Auünalime macht zunächst, soviel ich sehe, nur das p r e u s s. 
Gesetz tiber die PTesK vom 17. März 1848, sowie die p reuss. Verord- 
nung Aber die Presse vom 30. Juni 1849^ welche einen vorantwortliclien 
Redakteur nicht kennen, bei periodischen Druckschriften vielmehr nur 
die Angabe des Herausgeben erfordern. 
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empfehlen schien. Die deutschen Pressgeseue der näch- 
sten Jahre sind grossen theils nur Kopieen, und zwar zum 
Theil wortgetreue Kopieen des badischen Gesetzes von 
183 1, insbesondere soweit es sich darin um den verantw. 
Redakteur und seine Haftung handelt 

So finden wir in diesen Gesetzen durch^änt^ig die 
Bestimmung, dass vor der Herausgabe einer periodischen 
Dnu ksrhrift ein bestimmt (|ualiHzirtcr M verantw. Redakteur 
zu bestellen sei, dessen Name auf jeder Nummer derselben 
angegeben werden muss; so in den meisten wenigstens 
die weitere Vorschrift, dass von jeder Nummer einer perio- 
dischen Druckschrift ein mit der Unterschrift des verantw. 
Redakteurs versehenes Exemplar bei der Polizeibehörde 
zu hinterlegen ist*). Die Kautionspfiicht periodischer 
Druckschriften, welche in der ersten Zeit der Bewegunfr 
beseitigt worden war^), wurde in den Gesetzen der i^cak- 
tionszeit wieder eingeführt 



1) Um die Realisining seiner Haftbarkeit sicherzusteUen , wird 
jetzt von dem verantwortlichen Redakteur meist auch erfordert, dass 
er seinen Wohnsitz oder seinen persönlichen Gerichtsstand 
im lulandc habe. Siehe die in der nächsten Anm. angeführten Gesetze. 

2) Vgl. säcbs. Verordn. aber die Angelegenheiten der Presse 

23. Mflrs 48 § 3; säcbs. Pressges. vom 18. Nov. ^ §§ 7, 8 ; ko bürg. 
Pressges. vom 8. April 4^ § 6; Österreich, provis. Verordn. vom 
31. März 48 §§5, 9; Verordn. vom 18. Mai 48 § s; Patent vom 13. 
März 49 §§ 6, 8, 16 j bayr. PG. vom 17. Marz 50 Art. 43, 44; gr. 
hessische Verordn. vom 4. Okt. 50 Art. 21, 23; württemb. Ver* 
ord. vom 25. Dez. 50 Art. i, 2, 7; anhält. PG. vom 26. Des. 50 §§ 
5, T2, 13; badisches PG. vom IS Feh. 51 §§ 3, 4, 7; sächs. PC;. 
vom 14. .M;}rz 51 2, 7, 9, 12; preuss. PG. vom 12. Mai 51 §§5,22, 

24, 43; koburg. PG. vom 6. Okt. 51 Art 2, 4—6; österr. Press- 
ordn. vom 27. Mai 52 §§ 10, 12; gothaiscbes FG. vom 31. Mäzz 
53 Art 2—4. — Vorstehende Zusammenstellung macht Ahrsens keinen 
Anspruch auf Vollsten di^keit. 

3) In Preussen durch die Verordn, vom 6. April 48, in Österreich 
durch Verordn. vom iS. Mai 48, in Baden erst durch Gesetz vom lOu 
April 49. 
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Durch den Bundesbeschluss vom 6. Juli 1854 §§ 7 — 
12 wurden diese Bestimmungen für alle deutschen Staaten 
obligatorisch j°^emacht. Sie erhielten sich auch in den par- 
tikularen Fressgesetzen der folgenden Zeit, und zwar, ab- 
gesehen von der Kautionspflicht, gro^sentheils selbst da, 
wo man im übrigen die Vorschriften des Bundesbeschlus- 
ses unausgeführt liess oder sie später wieder beseitigte^). 

Eine neue Idee, eine Änderung in der Auflassung 
des verantw. Redakteurs ist in dieser ganzen Zeit bis zum 
Erlass des Reichs-Press-Gesetzes iiii^vnds hervorgetreten. 
Ebensowenig aber ist man in dieser Zeit zu einer grös- 
seren Klarheit, zu einer tieferen Erfassung des Wesens 
unseres Rechtsinstituts durchgedrungen. Bei der Abfassung 
der einzelnen Gesetze nahm man dasselbe^ wie man es 
beim Nachbar fand, ohne sich weiter in Gedanken über 
seine rechtliche Bedeutung einziihissen. Still.sc iiw eigend 
ging man dabei wohl auch jetzt von der Ansicht aus, dass 
man in dem verantw. Redakteur einen wirklichen >Redak- 
teur« vor sich habe, und so kamen die unklar gedachten 
Straf bestimmungen über die, der falschen Angabe des Ver- 



i) Vgl. diis hcss-. PG. vom i. August 62 Art. 52, ^(>; kohurg, 
PG. vom 9. Au«j. 65 Art. 2. 3; u u i m a r. PG. \ oiii 25. juli 08 Art. 3, 
I, sowie auch Uas Österreich. PG. vom 17. Dez. 62 ^Jj 9 — 12. — In 
einigen wenigen Staaten wurde dagegen das ganze Institut des ver- 
antwortlichen Redakteuis wieder fallen gelassen; so in WOrttem- 
berg, welches durch Gesetz vom 24. Dez. «'q das alte Gesetz über 
die Prt ssfreiheit vom 30. janiiar 1S17 {\^]. olicn S. 193 Anm.i \vied<-r ins 
I.rVxii riet', sowie in Baden, dem ülaatr, welcher den \ erantwoit- 
hchen Redakteur zuerst nach Deutschlimd verprianzt hatte, der sich 
nun aber mit seinem PG. vom a. April 68 g^UizUch in die Arme des, 
wie aUe Präventivmassregeln, so auöh den verantwortlichen Redakteur 
(als icensttre indirecte^) perlunn seii enden b cl g i s c h en Rechts stürzte. 
— Nach einer Beim tkung in den Motiven zum Entw. des Reieli.s-PG. 
(Gf)i.ii). Anh. X.MI S. 174) kennt auch das hamburg. PG. keinen 
v( t mtwurtUchen Redakteur; das Gesetz selbst ist mir nicht zugilngiidi 
gewesen. 
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legers und Druckers <xlLichf;estellte, falsche Angabe 
des verantw. Redaktt-urs auf den einzelnen Num- 
mern einer periodischen Druckschrift in Aufnahme'). 

Anderexseits aber finden sich in diesen Gesetzen auch 
Bestimmungen vor, in welchen die Natur der Sache wie- | 
der klar zu Tage tritt, der Unklarheit des Gesetzgebers i 
zum Trotze sich gewissermassen selbst zu ihrem Rechte 
verhilft So, wenn nach dem bayrischen Pressgesetz 1 
V. 17. März 1850 Art. 44 bei Verhinderung des verantw. Re- ' 
dakteurs an der Unterzeichnung der bei der Tolizei zu ' 
hinterlegenden Exemplare diese Unterzeichnung durch , 
einen Stellvertreter (vgl. oben S. 202 Anm. i) gesche- 
hen soll, >welchen für diesen Fall die Mitverantwort- 
lichkeit trifit«. So weiter der in mehreren Pressge- ^ 
setzen wie auch im Bundesbeschluss vom 6. Juli 1854 § 8 j 
aufgestellte Satz, dass Personen, welche sich in Haft be- | 
finden, während deren Dauer »die Führung der verant* ' 
wort]. Redaktton untersagt werden kann«»); femer die | 

Bestimmung, dass der verantw. Redakteur auch bei Ab- 

... I 
Wesenheit oder sonstlijer Verhinderung zu haf- j 

ten hat, solange nicht ein bteliverireter, d. h. ein anderer 

verantw. Redakteur bestellt oder benannt ist*). 



1) So im bay r. PG. 1850 Art. 43, h ess. Verordn. 1850 Art. 22, 
bad. PG. 1851 § 14, sä che P6. 1851 § s, preuss. PG. 1851 § 40, 
koburg. PG. 1851 Art 3, goth. PG. 1853 Art. 8, hess. PG. 1862 
Alt. 57, Österreich. PG. 1862 § 9, koburg. PG. 1.S65 Art. 7, 
Weimar. PG. 1868 Art. 8, sowie auch im Bundesbeschluss von 1854 
§ 15. Über die allein mögliche Bedeutung der falschen Angabe 
des verantwoitiidieii Redikteois nach diesen Gesetzen vgl. oben S. 
171 AniD. 

2) Vgl. hess. Verordn. 1850 Art. 23, wUrttcnib. Verordn. 1850 
Art. ^, had. PG. 1851 § 23, preuss. PG. 1851 § 37 a. E., bess. PG. 
1862 Art. 56. Siehe auch oben S. 209 Anm. i a. £. 

3) B ay r. FG. 1850 An. 44, sowie die in der voxigen Anm. ange- 
filhrten Gesetze und Verordnungen. 
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. Nur bezüglich eines Punktes macht sich in einigen 
dieser partikularen Pressgesetze eine Besonderheit geltend, 
welche für die rechtliche Haftung des verantwortlichen 

Rcdiikteui^ nicht ohne Bedeutung ist. Nach dem bay- 
rischen Pressgesetz Art 43, der hessischen Verordn. 
V. 1850 Art. 21 und dem h essischen Pressgesetz v. 1862 
Art 55, sowie femer nach dem preussischen Pressge* 
setz V. 185 1 §§ 22, 42 ist nämlich für die Herausgabe 
periodischer Druckschriften zwar ebenfalls die vorgängige 
Bestellung eines vei uitwortlichen Redakteurs erforderlich, 
allein diese Gesetze verlangen, ai) weichend von den übri- 
gen, keine öffentliche Bestellung, keine Anzeige 
davon an die staatliche Behörde, welche letztere daher 
auch die Qualifikation des besteUten verantwortlichen Re- 
dakteurs nicht im voraus zu prüfen, über dessen Zulassung 
nicht vorher zu entscheiden hat ' ). Die vorgängige Be- 
stellung des verantwortlichen Redakteurs ist hiemach ein 
reiner Privatakt zwischen diesem und dem Zeitungsunter- 
nehmer, an welchen sich öffentliche Wirkungen nicht an* 
schliessen können; ja, wenn der Unternehmer etwa selbst 
als verantwortlicher Redakteur funt4;iren will , so ist dazu 
nur ein innerlicher Fntscliluss erforderlich, ein Rechtsakt 
liegt dann überhaupt nicht vor. 

Diese private Übemahme der Stellung eines verant- 
wortlichen Redakteurs hat daher nach diesen Gesetzen 



i) Vgl. für das preuss. Rfnht oben S. 172 f. Amn 2. Auch der 
Bundesbesclüuss vom 6. Juli 1854 verlangte in § 7 nur, dass „für jede 
im Bundesgebiet erscheinende periodische Druckschrift ein fUr deren 
ganzen hihalt verantwortlicher Redakteur bestellte werde, und ge- 
stattete in § 12 die Herau^abe erst nach vollständiger Erfüllung dieser 
Bedingung. Darnach war es den einzelnen Bundesstaaten freigelassen, 
entweder nffi ntliche oder private Bf-stdlung zu fordern ; für crstcres 
Verl. 7.. H. die we im arische Auslührungs-Verordn. vom 25. Juni 
1856 zu § 12 des Bundesbeschlusses. 
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nicht die Bedeutung einer VerantwortlichkeitS' und Ga- 
rantieerklärung ; ein »verantwortlicher Redakteur« im eigent- 
lichen Sinne ist damit nocli «jar nicht vorhantkn. Dit-s 
ist hier viehiK lir erst dann der Fall, wenn der pri\atini 
dazu Bestellte nun, wie in all diesen Gesetzen verlang 
wird, durch seine Benennung auf den einzelnen Nummern 
der Zeitung oder Zeitschrift» bezw. durch seine Unterschrift 
auf den der Polizeibehörde zu übergebenden Exemplaren 
sich öffentlich zu der Verantwortlichkeit für deren Inhalt 
bekannt hat Öftentlichrechtlich gibt es hier in Wahrheit 
nur noch einen vtrantwcji tliclicn Redakteur für die einzelnen 
Nummern der periodischen nnickscluift , nicht mehr für 
letztere als Ganzes: die gesetzliche Überwachungs- und 
Kontrolpäicht über diese liegt nicht mehr ob einer von ' 
vom herein und ein für alle Mal festbestimmten Person, 
sondern für jede einzelne Nummer je demjenigen, welcher 
sich durch die Unterzeichnung derselben als deren i ver- 
antwortlicher Redakteure herausstellen wird. Einem be- 
liebigen Wechsel in der Person des verantwortlichen Re- 
dakteurs steht nichts im Wege; dem Reciuisit der Clver- 
einötimniung des im Einzelfall benannten mit dem vor- 
her privatim bestellten verantwortlichen Redakteur ist : 
Genüge geschehen, wenn nur die jedesmalige Benennung , 
im Einverständniss mit dem Unternehmer erfolgt ist 

Hieraus ergibt sich denn, dass auch die besondere [ 
strafrechtliche Haftung des verantwortlichen Redakteurs 
für den Inhalt einer periodischen Druckschrift nach diesen 
Gesetzen je niu- denjenigen treft'en kann, diesen aber auch 
stets ohne weiteres treffen muss, welcher als solclu r auf 
der betr. Nummer der Druckschrift benannt iät'j. Die 

i) Für das preussisclie Recht vgl. Hahtmann , Gesetz Ober die 
Presse vom 12. Mai 1851 S. 119, 130, 223 f. : »Diese Vorsditift (des § 
37 Aber die Haftung des verantwortlichen Redakteuis) mtiss nothwendig 

i ~ — « 
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erwähnten Gesetze sind daher insoweit wieder auf den 
Standpunkt des französischen Rechts zurückgekehrt, welches, 
wie wir gesehen, je nur denjenigen gh-ant für haftbar er- 
klärte, welcher als signataire responsable die Verantwort- 
lichkeit für den Inhalt einer einzelnen Nummer speziell 
auf sich genommen hatte. 

Nach dem System dieser deutschen Gesetze war die 
Vorschrift einer vorherigen Bestellung des verantwort- 
lichen Redakteurs somit völli«: bedeutungs- und zwecklos 
"[■eworden. Ks war daher nur konsequent, wenn das letzte 
der partikularen deutschen Pressgesetze, das kgl. säch- 
siche vom 24. März 1870, einen Schritt weiter auf diesem 
Wege that und jene Vorschrift gänzlich fallen liess. Nach 
Art 6 dieses Gesetzes hat nur jede Nummer einer Zeitung 
oder periodischen 2^itschrift den Namen des »verantwort- 
lichen Redakteurs oder Herausgebers« zu enthalten, und 
nach Art. 22 haftet für den Inhalt derselben jeder, wel- 
cher als verantwortlicher Redakteur angegeben ist. 

Eben dies System nun ist auch in unserem Reichs- 
gesetz über die Presse zur Annahme gelangt, obschon, 
wie wir oben in § 4 gesehen haben, der Gesetzgeber in 
dem, übrigens für die Sache selbst irrelevanten Irrthum 
befangen war, dass eine vorgängige Bestellung des ver- 



vomtusetzen, dass der Redakteur, obwalil er veriiindert war, toi la.' 
halt der Zeitung zu prOfira, sich dodt auf den einzelnen Blattern noch 

als Redakteur gerirt und sich auf dem bei der Polizt ilx hf.rde hinter- 
legten Exemplare noch als Redaktf ur bezeichnet hat. Is»t hcitles unter- 
blieben, so kann von der tortdauernden Haftbaikeit des Redakteurs 
wohl kaum die Rede sein. Eine Bemgnabnie der BdiOrde auf daa 
zwischen dem Herausgeber und Redakteur bestehende Abkommen, 
obwohl der Redakteur das hinterlegte Exemplar nicht vollzogen hat 
und sein Name auf der Zeitung: nicht mehr zu finden ist, wird unstatt- 
haft sein, weil die Verantwortlichkeit des Redakteurs eben darauf beruht, 
dass er sich selbst nach aussen hin als denjenigen be- 
zeichnet, der die rechtliche PeisOnlichkeit des Blattes vertreten will«. 



219 1« 



Digitized by Google 



antwüitiichen Redakteurs auch jetzt noch stattzufinden 
habe. 

Mit Evidenz dürfte sich aus dieser historischen Dar- 
legung die Bestätigung unserer zuvor schon aus dem Reichs* 

gesetze selbst entwickelten Ansicht über den In ^riff und 
die Bedeutung des verantwortlichen Redakteurs im heu- 
tigen deutschen Pressrechte ergeben: dass darunter der- 
jenige zu verstehen ist, welcher mit seinem Willen 
auf einer Nummer einer periodischen Druck- 
schrift als verantwortlicher Redakteur be- 
nannt ist, und welcher eben hierdurt Ii s i c h zur Über- 
nahme der Garantie und Verantwortlichkeit 
für deren In halt bereit erklärt hat'). 

Die Funktionen, zu deren Wahrnehmung der verant- 
wortliche Redakteur hiemach berufen ist, sind — wie 
die Geschichte femer zeigt — an sich polizeilicher 
Xatur ; e-- sind el)en dieselben, welche nach der früheren 
Rechtsorthiung der Staat durch sein eigenes Organ, 
durch den Censor, hatte ausüben lassen. Indem das 
heutige Recht an Stelle des staatlichen Censors die Auf- 
stellung einer Privatperson verlangt, welche, unter dem 
Namen des verantwortlichen Redakteurs, sich freiwillig 



l) Da.ss in dieser Erklärung die wesentliche Bedeutung der Be- 
nennung des verantwnrtücben Rrslaktcurs auf einer periodischen Druck- 
schrift liegt, hat die i'rcsse .sclljst seit lange richtig herauscinptuiideo: 
auf einer grossen Anzahl unserer Zeitungen und Zeitsclmften wird der 
Vorschrift in § 7 des RPressgesetces t wie firOher der der Partilnilar* 
gesetze, in der Weise entsprochen, dass eine Person als »fOr die 
Redaktion verantwortlich« (nicht als verantwortlicher Re- 
dakteur*} hc/<M( Inn t wird. Dif^sr, wenn auch niclit formell , so dnch 
sachlich \ullkuiinucn koi icktf licnrnnungsu eise i>t denn auch nieni J«: 
beanstandet worden; uniicliiig aber ist es, wenn MARyU/UU)SEN S. 72 1. 
diesdbe dahin deuten will, dass der Genannte damit als wirklicher 
Redakteur bezeidmet werde. 
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zur Erfülluncr dieser Funktionen und zur Haftuns: dafttr 
verbindlich macht, hat es den Charakter der Funktionen 
selbst nicht geändert; wohl aber hat es an die Stelle der 
staatlichen die Selbstverwaltung^ gesetzt^). 

Der verantwortliche Redakteur ist in Wahrheit ein 
Organ der Selbstverwaltung! 



t).VgL Chassan'I p. 117 f.: »Z« gerani exerce uue »orte de 

magistra iure ä laqueüe le choix de ses coUtthorataires nUve 
dabord et que la loi ensuiU reconnait et consacre.* 



i 
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IL 

Die strafrechtliche Haftung des Terantwortllehen 

.JMakteim» 

Das Reichs- Pressgesetz knüpft seine Bestimmungen 
über die strafrechtliche Verantwortlichkeit, insbesondere 
diejenige des verantwortlichen Redakteurs, in objektiver 
Beziehung an die Voraussetzung, dass die S t r a f b a r k e it 
eines Delikts begründet wird durch den Inhalt emer 
Druckschrift (§ 20), oder: dass der Inhalt einer Druck- 
schrift den That bestand einer strafbaren Hand- 
lung begründet (§ 21). Diese objektive Voraussetzung geht 
somit dahin, dass von irgend Jemand, dessen Per- 
sönlichkeit zunächst dahingestellt bleibt, ein Delikt be- 
stimmter Art begangen sei ; diese Thatsache muss im Ein- 
zelfalle feststehen, ehe von der besonderen strafrechtlichen 
Haftung des verantwortlichen Redakteurs die Rede sein 
kann. 

Die zur Herstellung dieser Voraussetzung geeigneten 
Delikte bezeichnet man gewöhnlich als Pressdelikte, 
obschon das Gesetz selbst diesen Ausdruck nicht ge- 
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braucht Es ist zunächst zu sehen, welche Delikte hier- 
her gehören und wie deren Thatbestand beschaffen ist. 

Die Bestimm Lin^ des RPG. § 20, wonach die Straflxir- 
keit einer Handlung durch den Inhalt einer Druck ( In ilt 
begründet sein muss, bezieht sich nicht in erster Linie 
auf die äussere Begehungsweise der betr. Delikte; auch 
soll hierdurch nicht etwa der Inhalt der Druckschrift als 
das nothwendige Be£i;ehuni^s m itt e 1 derselben bezeichnet 
werden. Es handelt sich um die Be^^ründung der 
Strafbarkeit, und diese ist kein K ausalitätsver- 
hältniss, die Strafbarkeit keine (physisch-) kausale, 
sondern eine rechtliche Folge der Handlung. Diese 
Rechtsfolge nun soll ihren rechtlichen Grund, ihre 
rationelle Grundlage in dem Inhalte einer Druck- 
schrift, d. h. in dem durch diese verkörperten Gedanken- 
und Vorstellungsgehalte haben. Das G^etz fordert also, 
dass eine strafbare Handlung begangen sei, welche fQr 
strafbar erklärt ist wegen der inhaltlichen Beschaffenheit 
eines in Druckform gebrachten Vorstellungskomplexes, 
welche hieraus ihren strafbaren, d. h. strafrechterzeugenden 
Charakter ableitet. Den Grund der Strafbarkeit in diesem 
Sinne, nicht die Begehungsform macht das Gesetz zum 
ersten und Hauptmerkmal der sog. Pressdelikte'). 

I) Die Überschrift zu Abschnitt III des Gesetzes lautet: »Verant- 
wortlichkeit für die durch die Presse bcg:an^eneTi strafbaren 
Handlungen«. Damit soll nicht ein selbstständiger Begriff aufgestellt, 
sondern nur dasjenige kors «iiatpmei^fefawt werden, was in den fol- 
genden Bestunmungen ansf&hrlichar bezeichnet wird. Die Obencfaiift 
ist daher kein Auslegungsbehelf für letztere, wie ÖTKBR (GoLTD. Arch. 
XXVI S. 2521 meint, sondern das Vcrhältniss ist nmi^rkchrt. — Das 
Fahrlftssi^keitsdelikt des § 21. welches Ötker ebenfalls zu den (hirch 
die Prej»se begangenen strafbaren Handlungen« der Überschrift rechnen 
will, gehört in Wahrheit zu diesen nicht, hat vielmehr die VerObung 
eines solchen cur Voraussetzung. 

a) Das Gesetz bezeichnet daher in § 22 bei den betr. Delikten auch 
kuizweg den Inhalt der Dnickschrüt selbst als strafbar : »Verbrechen 

iL 
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Dieser Grund der Strafbarkeit hat dann allerdings | 
eine bestimmte Begehungsform in seinem Gefolge. ; 

Ein Vorstellungsgehalt, mag er nur innerlich gedacht J 
oder durch äussere Zeichen verkörpert sein, vermag an 
sich niemals ein Delikt darzustellen: coiritafiotiis poenam 
nemo patitur. Zum Bestandtheil eines strafbaren Thatbe- 
Stands kann er nur dadurch werden, dass er Anderen 
bekannt gemacht, mitgetheilt wird: durch Ein* 
Wirkung auf das Vorstellungsvermögen Anderer. Dies 
Moment, welches sonach nothwendig hinzukommen muss, 
wenn die Stratbarkeit einer Handlung »durch den Inhalt 
einer Druckschrift begründet« werden soll, stellt dann eben 
die Handlung dar, deren Strafbarkeit hierdurch be- 
gründet wird. Das Gesetz hat diese Begehungsform als 
selbstverständlich nicht besonders hervoigehoben ; es konnte 
um so eher davon absehen , als in unserer Sprache viel- 
fach ein und derselbe Ausdruck sowohl einen bestimmten 
Gedankeninhalt als auch dessen Äusserung bezeichnet, wie \ 
z. B. die Worte: Aufforderung, Beleidigung, Beschimpfung, 
Drohung u. a. Indem der Gesetzgeber an dnen durch 
derartige Worte bezeichneten Inhalt der Druckschrift 
dachte, konnte er leicht glauljen, durch das Requisit eines be- ' 
stimmten Inhalts auch dasjenige seiner Kundgebung 
aufgestellt zu haben. 

Bei Pressdelikten ist der mitzutheilende Gedankenin* 
halt äusserlich verkörpert in einer Druckschrift Die Mit- 

und Vergehen, welche durch die Verbreitung von Druckschriften 
strafbaren Inhalts begangen werden«. Ähnh'ch heisst es in § 27 
Abs. 2; »Theile der Druckscbritt , welche nicht*» Strafbares ent- 
halten«, tind eb^o spricht der Bericht der ReichstagskommissioB 
iGOLTD. Arch. XXn S, 1S9 f.) von der »krimmdlen Haltung^ für den 
strafbaren Inhalt einer Druckschrift«, sowie davon, dass die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Redakteurs »sich recht eigentlich 
auf den Inhalt der Schrift bezieht«. Vgl auch unten S. 22lt> 
AnuL I. 
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theiliin<>" desselben miiss daher hier erfolgen unter Ver- 
mittlung dieser seiner Verkörpcrunir , d. h. durch Vorzeigen 
oder Übergeben der Druckschrift an Dritte einerseits, und 
durch Inspektion der Druckschrift und Wahrnehmung 
ihres Inhalts seitens der Dritten andererseits. Diese Be- 
gebung der Druckschrift bildet sonach dieäusserePorm, 
die Verabungsweise der Pressdelikte, während das 
innerliche, das eigentlich charakteristische Merkmal der- 
selben stets der durch die Druckschrift mitgetheilte Inhalt 
bleibt. 

Da dieser Inhalt nun, sofern er die Strafbarkeit einer 
Handlung begründen und damit selbst tstrafbar« sein soll, 
nothwendig jene Begehungsform fordert und beide zu- 
sammen den Thatbestand der sogenannten Pressdelikte 
ergeben, so erklärt sich hieraus die etwas abweichende 
Bezeichnung dereelben im Pressgesetz § 21 als strafbarer 
Handlungen, deren Thatbestand durch den Inhalt 
einer Druckschrift begründet wird. Auch hiermit soll' 
nicht ein Kausalverhältniss bezeichnet sein. Der Thatbe- 
stand, von dem hier die Rede ist, ist der sogenannte ge- 
setzliche oder abstrakte; Begründung des Thatbe- 
Standes ist hier gleich konkreter Darstellung, 
Realisirung desselben, und zwar eben Darstellung 
durch Mittheilung einer Druckschrift bestimmten Inhalts. 
Das G^etz lässt auch hier das Selbstverständliche, die 
Mittlieilung, beiseite und hebt nur das Wesentliche, den 
Inhalt der Druckschrift als Begründungsmoment hervor*). 



i) So sagt auch Ptessges. § a3 Nr. 3: »wenn der Inhalt einer 

Druckschrift den Thatbestand einer der in den §§ 85 u. s. w. mit 
Strafe liedrohtcn Handlungen begründet«, tmd in den Motiven ist 
mehrtach von strafbaren Handlungen die Rede, »welche durch den 
Inhalt einer Dmckschrift begangen werdenc, ohne dass-dabei an 
ein Kausalverhältniss gedadit wftre ; vgl. Goltd. Ardi. XXII & 17^ 173. 
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Mit diesen beiden Momenten ist aber der Thatbestand 
der Pressdelikte auch erschöpft: der Inhalt einer Druck- 
Schrift und seine Mittheilung müssen den Thatbestand 

einer strafbaren Handlung begründen, d. h. ihn völlig 

herstellen, so dass daneben für anderweite, die Strafl)ar- 
keit begründende Thatbestandsmomente kein Platz mehr 
übrig bleibt'). 

Wie muss nun der Inhalt einer Druckschrift beschaf- 
fen sein, um die Strafbarkeit ihrer Bekanntgebung zu be- 
gründen ? Das I'ress<j;-esetz selbst hat a. a. O. hierüber 
nichts bestimmt und damit stillschweigend auf die sonsti- 
gen Strafgesetze verwiesen. Daraus folgt, dass die Press- 
delikte im Sinne des heutigen Pressrechts sich den De- 
liktsarten des allgemeinen Strafrechts (einschliesslich der 
in den übrigen Abschnitten des Pressgesetzes s(dbst auf- 
gestellten) subsumiren müssen : nur solche, durch die Presse 
vermittelten Gedankenmittheilungen können Pressdeltkte . 
sein, welche einer Deliktsart des sonstigen gemeinen oder 
partikularen Strafrechts angehören. 

Die Kategorie der Pressdelikte, für welche das Reichs- 
Pressgesetz seine besonderen Verantwortiichkeitsnormen 
aufgestellt hat, begreift daher in sich die vermittelst der 
Presse verübten Fälle gewisser allgemeiner Delikts- 
arten. 

Zu den hier in Betracht kommenden Deliktsarten des 
allgemeinen Strafrechts gehören nun keineswegs alle die- 



i) Dalier konnte in den Kcicliätagäverhandiungen (Stenogr. Be- 
richte S. 1094 f.) der Abg. Schwarze mit Recht den Satz aufstdleo, 
dass dne zur Geltendmachung^ der besonderen pressrechtlichen Ver- 

antvv'ortlichkeit erhobene Anklage in objektiver Beziehung hinreichend 
begründet erscheine durch die Behauptung, bezw. den Beweis: der 
Inhalt eines (erschienenen) Artikels sei strafbar, eine Dniciuicbrüt stral- 
baren Inhalts sei herausgegeben worden. 
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jenigen, in deren Thatbestand irgend welche Gedanken- 
kundgebung vorkommt oder vorkommen kann, sondern 

nach dem Obigen nur solche » deren Strafbarkeit in der 
rechtswidrigen Kunflo;ebung^ eines bestimmten Gedanken- 
inhalts begründet ist, und deren Thatbestand durch 
eine solche Kundgebung erfüllt wird. Ein bestimmter 
Inhalt der mitgetheilten Gedanken muss die Rechtswid- 
rigkeit des Delikts ausmachen, und in der Mittheilung 
eben dieser Gedanken muss dasselbe seine Begehung 
finden. 

Es sind dies daher solche Deliktsarten, deren Vor- 
handensein im Einzelfall stets ohne Weiteres aus dem 
Inhalte einer stattgehabten Gedankenkundgebung erkannt 
werden kann, auch wenn eine bestimmte Person als 

Thäter nicht bekannt ist; es sind dieselben, welche 
nach dem oben S. 132 f. Bemerkten gerade im Falle der 
Begehung durch die Druckerpresse besondere Massnah- 
men zur Feststellung der subjektiven Thäterschaft, zur 
Bestrafung bestimmter schuldiger Personen erheischen. 
Nur bei diesen Deliktsarten trifft das Motiv zu, welches 
die Gesetz)a;"ebim^ zur Aufstellung" besonderer Verantwort- 
lichkeltsnormen für Pressdelikte veranlasst hat*). 

i) Motive zum Pressgesetz (GoLTD. Arch. XXII S. l'jXl: ^Es 
versteht aich von selbst, duss die (besondere pressrechtliche) \ erant- 
wortlicbkeit nur insoweit Platz greift, als der Thatbestand der straf- 
baren Handlung ohne ZuhUlfenahme anderer subjektiver Belastungs- 
momente schon objektiv aus dem Inhalte der Druck- 
schrift erkennbar ist«, — vorbehaltlich natürlich der Frape, wer 
das Sulijekt der l)etr. strafbaren Handlun«^ gewesen ist fsul»)ektiver 
Thatbestand in diesem Sinn). Die Herausgabe einer Druckschrift be- 
stimmten Inhalts bildet den Thatbestand des Pressdelikts, sofern sie 
durch Individuen bestimmte Personen erfolgt ist: zugleich aber ist sie 
auch Erkenntnissmittel, Indiz dafür, dass sie durch irgend Jemand 
erfolgt ist, (lass also ein Pressdelikt wirklich verübt ist, wenn 
auch die Personen, von welchen es verübt ist, nocli unbekannt sind 
oder tlberhaupt nicht ermittelt werden können. 
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Aus dem heutigen gemeinen Strafrecht, auf welches | 
ich mich hier beschränke, können hiemach als »Pressde- 
likte« begangen werden diejenigen strafbaren Handlungen, - I 

deren Thatbestand erfüllt wird durch ein Auffordern. j 
Anreizen oder Erbieten zu gewissen Handlungen^], 
durch Beleidigen oder Beschimpfen*), durch Dro- 1 
hen*), Herausfordern*), Ankandigen, Ans- 
bieten oder Empfehlen*), femer durch Behaup- 
ten, Verbreiten, Veröffentlichen von gewissen I 
Thatsachen**) ; endlich auch diejenigen, welche bestehen 
in der Veröffentlichung von Schriften dieses 
oder jenes bestimmten Inhalts^). | 

Pressdelikte können dagegen nicht sein solche, 
wennschon eine Begebung von Schriften, selbst von 
Druckschriften, erfordernden Deliktsarten, deren Strafbar- 
keit nicht in dem Inhalte, sondern in der ordnungswidri- 
gen Form*), in dem obrigkeitlichen Verbot der Ver- 
breitung oder in der Beschlagnahme eines Schrift- 



I) RStGB. §§49», ^S, i02, HO, III», ni, 130, Setm.-OrUn. § 88*, 
Pte^^ca. §§ 16, 18, Sozialistenges. §§ 16, 20, Sprengstoffges. § loi Attch 
können hierher geboren der Versuch oder das Unternehmen der 
Ve rleitung zu gewissen Handlungen; vgl unten S. Anm. i a. E 

a) RStGB. §§ 95. 97, loi, xp3, 104. 166^ 185. 

3) RStGB. 9§ 136, 241. 

4) StGB. § aoi, aoa. 

5) Ges. betr. die Inhaberpapiere mit Prämien v. 8. Juni X871 f 6t ; 

vgl. auch Patentgesetz § 40 Nr. 2. 

6) StGB. §§ 92 Nr. i, 184«, 186, 360 Nr. i, Pressges. § 15, Gesetz 
betr. die unter Ausschluss der Otft ntlichkeit Stattfindenden Gerichts' 
Verhandlungen vom 5. April 1888 Art III, IV. 

7) StGB, § 184», Pressixes. 17, 28 (verh.: AVicderabdnick der 
die Bejichlagnaimie vcriuilasscndcn Stellen« Suzialistenges. § 19 ^verb. : 
»wieder abdruckte). 

8) StGB. § 360 Nr. 6^ Piessges. gg 6—8, 18, 19. 

^ , 

328 



y i^L-o i.y Google 



Werks als körperlicher Sache'), oder in dem unfertigen 
Inhalt eines solchen*) begründet ist. 

Femer sind von unserer Kategorie ausgeschlossen 

diejenigen Delikte, welehe in der Fälschung- der Ur- 
heberschaft einer Gedankenmittheilim^ btfstehen^); 
ebenso auch diejenigen, deren Strafbarkeit zwar in der 
GedankenmittheÜung selbst ihren Grund hat, aber nicht 
sowohl in deren Inhalt an sich, in dem, was mitgetheilt 
wird, als vielmehr in dem Verhältniss des Mitgetheilten 
zu anderen, ausserhalb liegenden Momenten : in der frem- 
den Urheberschaft*) oder in der thatsächlichen Un- 
wahrheit des mitgetheilten Inhalts, besonders behaup- 
teter Thatsachen^). Die Entstellimg der Wahrheit in 



Pressges. §§ 5, 14, aS, Sozialistenges. §§ 19 (verb.: »verbreitet, 

fortsetzt^ 1, 28 Nr. 2. 

2) StGB. § 360 Nr 5. Auch die Unterlassungsdelikte in Pressges. 
§§ 9— II, 19 sind keine PiressdeUkte in dem hier angenonunenen Sinn. 

3) StGB. H 146, 149. 267 ff. 

4) Der Nachdruck ist auch dann kein Pxessdelikt, wenn, was nach 
dem Ges. v. 11. Juni 1870 § 18 an skh nur beabsichtigt zu sein 
braucht» die nacbgedmdcten Exemplare Üiatsächlicb verbreitet worden 
sind. 

?) St.G.B. §§ 131, 16.1, 187, 189, 263, 278, Bank-Gcs. v. 14. März 1875 
§ 59 Nr. 1,2, Aktieng. v. 18. Juli 1884 Art. 249* Nr. 2, 249'' Nr. I, 
249^ Nr. I. Allerdings hat das Gesetz am Ende des letztgenannten 
Artikeb es für notiiwendig erachtet^ gewisse Falle des unter Nr. x ge- 
nannten Delikts (Vorspiegelung fislsdier und Entstellung wahrer That- 
sachen in öffentlichen Bekanntmachungen, um zur Begehung an einem 
Aktienuntemehmen zu bestimmen) von der Anwendung des § 20 AI. 2 
des Pressgesetzes ausdrücklich auszunehmen, woraus sich zu erf^eben 
scheint, dass das betreffende Delikt an sich unter die Nonnen des 
Pressgesetzes f^t. Allein auch diese Bestimmung verdankt ihre Ent- 
stehung lediglich der Unklarheit der gesetzgebenden Faktoten Ober die 
Tragweite des Pressgesetses selbst; sie ist völlig Oberflüssig und nicht 
geeignet, ein argumentum a contrario zu begründen. Vgl. HONiGMANN 
a. a. O. S. I ff., 134 ff C'brigens würde gerade dies Delikt schon mit 
Rücksicht auf den untcri S. 230 zu Anm. 2 angeführten Grund von den 
Pressdelikten auszu^chliessen sein. — Zu den ünwahrheitsdelikten ge- 



3C 

aa9 



Digitized by Google 



ji 

■ 

Druckschriften zieht die besondere Verantwortlichkeii des ' 

Pressgesetzes nicht nach sich, welche nur da Platz greilt, ^ 

wo die Strafbarkeit durch den Inhalt der Druckschrift i 

««mittelbar gegeben ist I 

Letzteres trijSt auch dann nicht zu und ein Pressde- ^ 

likt ist daher nicht mögi Lli, wenn eine Gedankenäusse- j 

rung nur bei Begchung^ durch bestimmt ijiuil fi- , 

zirte Subjekte strafbar ist, wie mehrfach bei den \ er- ; 

letzungen der Geheimhaltungspflicht u. a. Delikten^). ! 

Hier bedarf es zur Feststellung, ob überlia-ipt ein Delikt | 

vorhanden, immer erst der Ermittlung der Person des i 

Thäters; besondere Normen über die Verantwortlichkeit i 

würden daher hier zwecklos erscheinen. Aus demselben ^ 

Grunde sind sodann auch diejenigen Gedankenmitthei» | 

lungen keine Pressdelikte, zu deren Strafbarkeit eine | 

besondere inntrliche, zur Äusserung nicht kommende | 
Zweckabsicht des Thäters verlangt wird*). 



boren auch diejenigen, welche in der FQhnmg nicht zustehender, bezw. 
nicht erworbener Prädikate und Qualifikationen bestdben: StCB. 
277, 360 Nr. 8, Gewerbe-O. v. x. Juli 1883 } 147 Nr. 3, ( 149 

Nr. S. 

1) St.G.B. §§ 130», 300, 353», 355, 357, Bankges. a. a. O., UnfaU- 
vers.-Ges. v. 6. Juli 1884 §§ 107, 108, Aktiengesetz v. 18. Juli 1884 
Axt. 249 ^ b< Ges. aber die Öffentlichkeit der Gericbtsvedumdlungen 
V. 5. April 1888 Alt. n. Vgl die Eck. des preuss 0.-Trib. v. 9. Sept 
1875 u. 21. Juni 1877 in GoLTD. Arch. XXIH S. 574 U XXV S. 594 — 
Ist eines dieser Delikte diirch eine periodische Druckschrift beg:anj^en, 
so kann der verantw. Redakteur derselben auch dann nicht nach 
Pressgesetz § ao* oder § ai dalQr haftbar gemacht wcfden, wenn die 
erfoideriiche Qualifikation in seiner Peison etwa »streffen sollte. Denn 
ehe von einer Anwendung dieser §§ die Rede sein kann , muss fest- 
stehen, dass die Druckschrift einen strafbaren Charakter hat ; dies er- 
gibt sich aber hier nicht aus dem Inhalt allein, sondern aus der Pen»on 
des vorher zu emittelnden, wirklichen Thäters. Die Qualifikatioo des 
Redakteurs als solchen ist hierfür ganz gleichgültig. 

2) St.G£. IS 131, 2S3i 357, 263, 299, Aktienges. Art 249« Nr. 1, 2. 
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Endlich sind von den Pressdelikten noch auszuschlies- 
sen alle Verbrechensarten des gemeinen Rechts, bei 

welchen eine geistige Mittheilung^ nur als M 1 1 1 e 1 zur 
Herbeituhrun<j eines anderweiten rechtswidrigen 
Erfolgs dient, welche den Eintritt eines solchen Erfolgs 
als Wirkung jener Mittheilung erfordern. Hier begrün- 
det nicht der Inhalt, sondern die Wirksamkeit der 
geäusserten Gedanken die Stratbarkeit ; der Grund der letz- 
teren liegt in der Herbeiführung dieses weiteren Erfolgs, und 
ebenso wird auch erst durch dessen Eintritt der Thatbe- 
stand des Delikts zur Erfüllung gebracht (»begründet«). 
Die Gedankenäusserung , durch welche der Erfolg ver- 
mittelt wird, spielt daneben nur die Rolle eines unselbst- 
ständigen, dienenden Glieds'). 

Allerdings haben auch die oben aufgeführten, ihres 
Inhalts wegen strafbaren Gedankenäusserungen einen kau- 
salen Erfolg aufzuweisen : die sinnliche Wahrnehmung der 
Gedankenäusserung und die geistige Erfassung der geäusser- 
ten Gedanken durch Dritte, eventuell noch, wie in StGB, 
^i; I2(), i66, verl)unden mit einer hierdurch unmittelbar 
hervorgerufenen Gemüthsbewegung. Allein diese psychi- 
sche Einwirkung ist die nothwendige Begleiterscheinung 
des »Inhalts« einer Gedankenäusserung, sofern dieser 



I) Abgesehen von Anstiftung und intellektueller Beihülfe, gehören 
bierber besonders diejenigen Ddikte« bei welchen durch Drohung, 
List oder Täuschuaficein bestimmter äusserer Erfolg erzielt wird 
(St.G.B.§§ 105—107, 114, 167,334—336, 24/Oi 353, 263), sowie diejenigen, 
vvelchu in einem Verleiten zu gewissen, als Erfolg mit zum That- 
bestand jrehörigen Handlungen bestehen (St.G.B. §§ 141, 144, 159, löo, 
170, 176 Kr. 3, 179 182, 357). Vgl. V. LiszT, Pressr. S. 141 &, sowie 
im Recbtslo. III l S. 148 f. Immerhin kann jedoch der Versuch 
dieser Delikte unter Umständen ein Pressdelikt daistdien, sofern dieser 
nämlich strafbar und die Absicht der Herbeiführung des Erfolgs in der 
Druckschrift selbst ausgesprochen ist, mit zu deren Inhalt gehört ; auch 
darf kein anderer der obigen Ausschliessungsgründe entgegenstehen. 
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überhaupt die Stratbarkeit einer Handlung begründen soll : 
dieselbe ist daher in der gesetzlichen Bezeichnung der 
Pressdeliktc, wie wir gesehen, stillschweigend inbegriffen, , 
sie gehört mit zu dem Inhalt der Druckschrift. Dagegoi 
steht jede weitere Wirksamkeit der geistigen Mittheilung, 
jeder hierdurch hervorgerufene materielle Erfolg 
im Gegensatze zu dem Inhalt derselben, und wo da- 
her ein solcher weiterer Erfolg zum Xhatbestand eines 
Delikts erforderlich ist, da wird die Strafbarkeit und der 
Thatbestand im Sinne des Gesetzes nicht mehr durch den 
Inhalt der Gedankenäusserung begründet. Es liegt sonach 
selbst dann, wenn die den weiteren Krfolg bewirkende ' 
geistige Mittheilung durch eine Druckschrift vermittelt | 
wurde, kein Pressdelikt vor. ^ 
Abweichend von dieser Lehre haben Ötxer ') und | 
HoNiGMANN *) auch die einen materiellen Eifolg der | 
Gedankenäusserung fordernden Deliktsarten zur Kategorie j 
der Pressdelikte im Sinne unseres ( Gesetzes rechnen wol- ^ 
len. Allein beide Schriftsteller haben die Bedeutung: der [ 
gesetzlichen Vorschrift, dass die Strafbarkeit einer Hand- j 
lung durch den Inhalt einer Druckschrift begründet | 
werde, nicht richtig erkannt'). Ausserdem aber wider- 



1} Zur Lehre von den Pressveigehen, in GOLTD, Aidi. XXVI 
S. 249 ff., bes. S. 256 f. 

3) a- a. O. S. 90 ff. 

3) Wenn Ötker seine Ansicht damit begründen will, dass bei Ge- 
dankenäusserunj^en das strafbep;r1lndrndc Moment immer in der Be- 
ziehung derselben als Mittel aul einen verbrecherischen Zweck hege, ' 
tind dass es daher gleichgültig sei, ob dieser Zweck bereits mit der Ke- | 
aseption der geäusserten Gedanken erreicht sej« 'oder ob es hieisu nodi j 
einer materiellen Folge bedürfe, so übersieht er, dass das Gesetz, wenn ' 
es den Inhalt einer Druckschrift als strafbe^ündendes Moment ( 
fordert, eben nicht jede beliebige, sondern nur die naturgemässe | 
Zweckbezidiung desselben im Auge hat, nlmüch die: kennen ge- 
lernt zu werden. 



üt 

232 



sj)richt diese An^iclit der tranzen neueren Kntwicklimg 
des Pressreclits , welcher sich unser Reichsgesetz einfach 
angeschlossen hat. 

Schon die älteren, im 2. Jahrzehnt unseres Jahrhunderts 
erlassenen deutschen Pressgesetze knttpfen die Strafbar- 
keit an die Voraussetzung , dass der Inhalt einer Schrift 
an sich strafbar sei'), dass ein Vergehen in Druck- 
schriften enthalten oder beg^an en sei'), dass Straf* 
gesetze übertreten werden d u r c Ii Verbreitung' von 
Schriften^); ^\e. erklären «j^ewisse Personen verantwort- 
lich »für den Inhalt der durch das Instrument der Presse 
zur Publicität g ebrachten Äusserungen«*), wo- 
bei als stillschweigender Gegensatz jeweils alle ausser- 
halb der Inhaltsmittheüung liegenden Momente erschei- 
nen, fiir welche jene Haltung nicht gelten soll. 

Noch deutlicher tritt dies hervor seit der Einwirkung 
des französischen auf das deutsche Pressrecht 

Das 1 r a 11 z (■) s i s c h c Recht hat zuerst einen beson- 
deren Be£^riti[ der Pressdelikte auf^^estellt, diese aber dann 
mit den durch Wort oder Schrift begangenen Delikten 
zu der grossen Klasse der rechtswidrigen Gedan- 
kenpublikationen zusammengefasst Für diese liegt 
der Ausgangsptmkt in der »Erklärung der Menschenrechte« 
vom 26. Aug. 1789 : hier wird der Freiheit der Gedanken- 
mittbeilung durch Wort, Schrift, Druck der M iss brauch 
dieser Freiheit gegenübergestellt, welcher in den gcsetz- 



1) Preuss. Verordn. v. 18. Okt. 1819 Art. 16 Nr 2. 

2) Wflrttemb. G«s. aber die Preasfreiheit v. 3a Jan. 1817 §§ 21, 
37 ; siehe auch § 2 : »Es ist erlaubt — alles Gedruckte zu verbreiten, 
dessen Inhalt nicht durcli j^epcnwärtiges Gesetz — für ein Verbrechen 
oder Vergehen erklart witd : die folgenden §§ thun dies nur bezttgiich 
reiner Gedankenäusserungen. 

$} Bayr. Edikt Ober die Fieiheit der Prasse 16, Mai 1818 S§ 6, 7. 
4) Wetmar. Verordn. gegen Pressmissbräuche v. 6. April 181& 
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I 

lieh vorgesehenen Fällen Strafe nach sich zieht ' ). Miss- | 
brauch ist der rechtswidrige Gebrauch der Freiheit, | 
aber immerhin Gebrauch derselben; äusserlich besteht I 
er in denselben Handlungen , wie der rechtmässige Ge- I 
brauch, also ebenfalls nur in der Mittheilung von Gedan- ' 
ken und Meinungen. Der Unterschied zwischen beiden j 
liegt lediglich im Inhalte der mitgetheilten Gedanken; 
weitere Wirkungen der Mittheilung sind fär beide irrele^ 
vant. Wo daher für die rechtliche Folgte eine solche 
weitere Wirkung^ erforderlich ist, da iiandelt es sich um 
etwas Aiulcrcs als um das Recht der freien Gedanken- 
mittheilung oder dessen Missbrauch. 

Die Fälle eines solchen Missbrauchs, d. h. also rechts- 
widriger und strafbarer Gedankenmittheüung sind später 
seit dem Sturze Napoleons in mehreren verschiedenen 
Gesetzen zusammengestellt worden*). Durchweg handelt 
es sich dabei um Delikte, welche in der geistigen Einwir- 
kung des Inhalts einer Gedankenmittheilung auf andere 
ihre Volleiidun;^ linden (provocaiions, attaques, oJljtnseSy 
outra^rs, äißamatiofis, injvrcs), und darin liegt eben, so- 
fern die Mittheilung auf dem Wege der Presse erfolgt, 
der Begriff der Pressdelikte im französischen Sinn'). 



l) De claration des droits de l'homtne et du citoyen 
art II: La libre eommunication des pensies et des 

opinions est un da droits Ics jilus precieux de rhomme; tout 
ritoyin futit dotic p a r I e r , ecrire, itn /> r i »i er Itbre m en t , sauf 
ä repoinirr de l'abus de cette iiberte dans les cos determinds 
par la lot. 

3) Es sind das die Giesetze sur la ripression des crimes et diUts 
eommis ßar la voiede la presse ou par iout autre moyen de publi- 

cation , insbesondere vom 17. Mai aS. Mftn l8a3| 9. Sept. 1835, 

II. August 1848, 27. Juli 1849 u. a. 

31 Vgl. Chassan I p. 14 sqq. ; — il est dam la nature de ces d^ 
Hts i^operer sur les espriis et tum pas sur les choses, F^wluit 
de la pensee, le dilit de la Parole ou de la presse n' agii directemeni 



234 



Digitized by Google 



Für eben diese Pressdelikte ist dann bei periodischen 
Druckschriften im Gesetz vom i8. Juli 1828 Art 8 die 
Verantwortlichkeit des Geranten statuirt worden: dieser 
ist hier haftbar erklärt fttrden Inhalt des Blattes {deson 
c<mtmu) und den Strafen unterworfen, welche das Gesetz 
aufstellt ä raison de la public ation des arttdes ou pas- 
sages incrimines. Was darüber hinausreicht, wird von 
dieser Haftbarkeit nicht betroffen. 

Diese Auttassun":, wonach die Pressdelikte als ein 
Missbrauch der Freiheit erscheinen, seine Gedanken An- 
deren durch die Presse mitzutheilen (der »Pressfreiheit«), 
und wonach dieselben daher in der Mittheilung bestimm- 
ter Gedanken durch die Presse ihren Bestand und Ab- 
schluss ühden, ist dann unter Vermittlung des badischen 
Pressgesetzes von 183 1 in die spätere deutsche Pressge- 
setzgebung übergegangen. 

Der Kommissionsbericht der badischen 2. Kammer 
von 1831 über die Motion Wei.cker auf Einführimg' der 
Pressfreiheit, auf Grund deren das damalige badische 
Pressgesetz erlassen wurde, beginnt mit den Worten: 
tdie Freiheit der Presse, oder mit andern Worten die 
unbeschränkte Befugniss zur Bekanntmachung sei- 
ner Gedanken durch Schrift, Druck und Bild, ver- 
bunden mit der einzigen Verpflichtung, den Gebrauch, 

que «Kr kt pensie, In/tuciion taute immaterielle, tfest dans F in- 

teiii^^eiice qu' eUe porte le trotible, le mal et le desordre. Car le tort 
qu' epnri' f kt stn ieft' est tottf t nfit r dans /' imprcssioii qu' eile a 
refue. Für dus belgische Recht x^\. ScHtn:KMANS . Cndr de la 
presse (2. cd. 1881) I p. 311: Le delii de presse se consnnime par la 
ptMicaHon, eonsiste dans la publiciti dtmnee ä la pensie coupable. 

1) Verhandl. der 2. Kainnier der bad. Stände- Versammlung 1831, 4. 
Beilagenhcft S. T24. Ähnlich drückt sich die Atlrosse der 2. Kammer 
an den Grossherzog ans : die Pressfreiheit wird hier für ein angeborenes 
Recht des Menschen erklärt, »soiem er seine Äusserung vor Ge- 
richt 20 vertreten bereit tstc (Veriumdl, Heft 15 S. 44). 
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den man von dieser Befugniss gemacht, zu ver- 
antworten«, U.S.W.') — also einer fast wörtlichen Wieder- 
g:abe des Art. ii der Mens( lu nrechte von 1789. In Über- 
einstimmung hiermit hedruhtc 22 des von der RetJ^ierun^" 
vorgelegten Entwurfs zum Fressgesetz diejenigen mit Strafe, 
welche »durch eine in einer Druckschrift vor- l 
gebrachte Äusserung sich eines Verbrechens oder ' 
Vergehens schuldig« machen*), welche Bestimmung im I 
Gesetze selbst § 18 eine blos redaktionelle Änderung da* 
hin erlitt, dass an Stelle der unterstrichenen Worte gesetzt ' 
wurde : >durch den Inhalt oder die Darstell u ni^ einer ) 
Drueksehrift«. Die Ausdrücke »durc h eine Äu>serun^«, 
»durch den Inhalt« sollten dabei selbstverständlicli nieht j 
eine kausale, sondern eine subsumirende Bedeu- | 
tung haben. | 
Die preussische Verfassung v. 31. Januar 1850 I 
gewährt in Art. 27, übereinstimmend mit den deutschen 
Grundrechten v. 1848 § 13, jedem Preussen das Recht, | 
»durch Wort, Schrift, Druck u. s. w. seine Meinung- 
frei zu äussern«, und Art. 28 verweist dem entspre- 
chend auf die Strafbarkeit derjenigen Vergehen, ^welche 
durch Wort, Schrift, Druck u. s. w. begangen werden-, 
d. h. also deren Begehung in einer durch diese Mit- ^ 
tel bewirkten Meinungsäusserung besteht. 
Das preussische Gesetz über die Presse v. 13. Mai 1851 | 
ist der näheren Regulirung jenes Rechts sowohl wie die- 
ser Strafbarkeit gewidmet, und die »durch eine Druck- j 
Schrift begangenen Verbrechen und Vergehen« in §§ 34 f^., 

l) Verhandl. der 2. Kammer der bad. Stände-Versammlung 1831, 
4. Beilagenheft S. 124. Ähnlich drtlckt siVh die Adresse der 2. Kam- 
mer an den Grossherzog aus ; die Pressfreiheit wird hier für ein angebo- 
renes Recht des Measchen erUirt, »fiofern er seine Ausserunj^ 
vor Gericht zu vertreten bereit ist« (Veriumdl. Hell 13 S« 44)* 

3) A. a. O. IL Beilagenheft S. 337. ^ 

I 
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die Druckschriften, deren Inhalt, oder welche selbst »den 
Thatbestand einer strafbaren Handlung darstellen« 
in §§ 29, 50 dieses Gesetzes, sind daher im Sinne jener 

Verfassuncrsbestimmung zu verstehen^). 

Ganz ebenso verhält es sich auch in allen übrigen 
partikularen Pressgesetzen seit 1848. Die hier in buntem 
Wechsel vorkommenden Ausdrücke: Strafbarkeit oder 
Rechtswidrigkeit des Inhalts einer Druckschrift, Erschei- 
nen oder Verbreiten sträflicher oder strafbarer 
Druckschriften, Verübung des im Inhalt einer 
Druckschrift liegenden oder dadurch begrün- 
deten Verbrechens, andererseits die Bestimmimgen 
über die besondere strafrechtliche Haftung für den In- 
halt von Druckschriften, ftir die durch den Inhalt 
einer Druckschrift begangenen oder darin lie- 
genden strafbaren Handlungen, — sie l)ezeicbri( n ille 
nur eine und dieselbe Sache: die Pressdelikte im Sinne 
des französischen Rechts*). 

Und hieran wird auch dadurch nichts geändert, dass die 
meisten dieser deutschen Pressgesetze von dem ftanzäsi- 

1} Vgl, Hartmann, Ges. über die Presse S. 158: »das Gesetz über 

(lit* Presse hat es daher mit der Presse ntir insfiweit zu thnn , als sie 
das Mittel ist, (bedanken und Meinungen zu tixiren, zu verviel- 
fältigen und zu verbreiten. Hiemach bestimmt sich also der 
Begriff der Pressvciguden und Pressverbrecfaen«. So sagt auch der 
Koin]niss.-Bericht der 2, Kammer (das. S. acx>), dass »Plressvergdhen 
als solche atu- in strafbaren Meinungsäusseniiigeii ohne irgend 
einen materiellen Effekt bestehen«. 

2) Vgl. die Press-Gesetze und -Verordnung^en von Ba y e rn 1850 Art. 
I, Württ e m b erjET Art. /i, Hessen 1850 Art. I, 1862 Art. 1—3, 
5, Anhalt 1850 §§ 24—39, Baden 1851 §§ 16, 18, 19, 21, 23, 28, 
Sachsen 1848 $$ 2—4 1851 §§a6^ 28, 1870 Art. 19, Coburg 1848 
§§ I2t 14, 1651 Art. 31, 23» 34, 1865 Art. 15, 17, 18, Gotha 1853 Art. 17, 18, 
30, 32, Weimar 1868 Art. 10, 13, 16, 17. Ebenso spricht der Bundesbe- 
schluss vom 6. Juli 1854 in§ 19 von der »durch den Inhalt der Drucksclirift 
verwirkten Strafe«, und in § 20 von der XCrantwortlichkeit »für die 
durch den Inhalt einer Druckschrift begangenen strafbaren Handlungen«. 
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sehen Vorbild insofern abgewichen sind, als sie die einzel- 
nen zu jener Kategorie gehörenden Deliktsarten nicht mdir 
besonders aufgeführt, sondern dafidbr auf die allgemeinen 

Strafgesetze verwiesen oder diese durch Pönalisirung ein- 
zelner, bei Fit'gclmng durch die I'resse besonders eniptind- 
li( her Rechtsstöriinj^en nur ergänzt Imben 'j. Kücksicht- 
hch des Begrifis der Pressdelikte liegt hier nur ein formeller« 
der gesetzgeberischen Technik angehöriger Unterschied vor: 
während der französische Gesetzgeber die zu diesem Be- 
griff gehörigen Einzelerscheinungen selbst ausdrücklich l>e- 
zeichnet hatte, haben die deutschen Gesetze diese Opera- 



l) So schon (las badi.seliL Prcssgesetz von 1831 auf Grund des 
Komniissionsberichts der 2. K.iininri über die Motion Welcker, de<;sen 
Vorschlägen sich dann auch der kegierungsentwurt an!>chlosi» ; nur 
sollte die VerObung^ durch die Presse (im Gegensatz zur mOndlkhai 
oder schriftlichen Verttbung) regelmässig als StraferhOhungsgrand gelten. 
Vgl. Prot, der 2. Kammer, 4. Bei].-Heft S. 143 ff., II. Beil.>Heft 
8. 270 f., 13 . Beil. -Heft S. 127. — Diejenigen deutschen Gesetze, 
welche nach franz<).sischeni Muster die initti I<< d«T Presse verübten 
Delikte unter besondere Stralbf-stuiunungcn stellen, beabsichtigen 
allerdings nicht eine vollständige und abschliessende Aufzählung der- 
selben ZU geben; immerhin aber zeigen diese Bestimmungen, an 
welche Klassen von Delikten man dabei gedacht hatte. Es haodeh 
sich hier durchweg um solche Deliktsarten, deren Verübung in Ge- 
dankcnäusscrunixrn Ixsteht, wie in: Aufforderungen, Anreizitn^en, 
Behauptung von i hat^acheu, Vcrh(>lHuing:en, Schmähungen. Angnilen 
geg('n Religion, Sittlichkeit, Stiiatsgfruadlagcii (also gegen ge\vis.se Vor- 
stellungen und Oberzeugungen), Darstellungen, Recbtfertigimgen u. s. w. 
Vgl. preuss. Vo. v. 30. Juni 1^)49 §§ 13—99, bayr. PG. v. 1890 AiL 
10—34, hess. Vo. 1850 Art. 4— 17, PG. 1862 Art. 10—41, anhält. PG. 
1850 ]0 — .^9. Di« ntstr.ifung: des Missbrauchs der Presse ge- 
rade (hin h sulclie Handlungen machte der Bumlesbeschluss v. 6. Juli 
1K54 in ^Ji lö, 17 allen Bundesstaaten zur Fllicht. Im Entwurf zum 
prettss. Pressgesetz von 1851 waren ebenfaUs b«M>iidefe Stcafbc^ 
Stimmungen fOr die einzelnen Pressdelikte enthalten gewes^i; als aber 
während der Berathung des Entwurfs im Landtag das Zustandekommen 
des preuss. StGB.s gesichert schien, wurden dieselben, als durch letz- 
teres übertlüss ig tr^worden, gestrichen; vgl. Hartmann a. a. O. S. 156 t. 
Die angefülirten ütratbestunmungen des bayr. PG. sind durch das EG. 
z. bayr. StGB, von 1861 grossentheils wieder aufgehoben worden. 
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tion der Doktrin und Praxis ül)erlassen Dass insbesondere 
der Begriff der Pressdeiikte und die Haftbarkeit für solche 
hierdurch nicht über die Mittheilung des »strafbaren 
Inhalts« hinaus ausgedehnt werden sollte, ergibt deutlichst 
die bereits im badischen Pressgesetz von 1831 § 29 aufge- 
stellte und dann mit verschiedenen Variationen durch die 
anderen Partikular<^esetze hindurcligehende Bestimmung, 
dass Pressdeiikte nur dann bestraft werden sollen, wenn 
sie vollendet sind, dass sie aber als vollendet gelten, 
»wenn die sträfliche Schrift in Verkehr gesetzt oder 
auf anderem Wege in Umlauf gebracht worden ist«. 

An diese Gestaltung der Dinge hat sich nun, wie ge- 
sagt, das Reichs- Pressgesetz einfacli angeschlossen. 
Die oben angeführten Ausdrücke, mit welchen im Texte 
des Gesetzes selbst wie in den Materialien desselben die 
einer besonderen Verantwortlicbkeit unterstellten Delikte 
bezeichnet sind, entsprechen durchaus den in den bisherigen 
l'aitikulargesetzen üblichen Bezeichnungen der Press- 
delikte; nirgends aber findet sich eine Andeutung, dass 
man sachlich von dem bisherigen Rechte hätte abweichen 
wollen. Die Frage nach dem Begriff und Thatbestande 
der sog. Pressdelikte ist überhaupt bei der Herstellung 
des Reichsgesetzes gar nicht zur Sprache gekommen, da 
man allerseits diesen Begriff als feststehend und durch die 
bisherige Ausdrucksweise richtig und unzweideutig be- 
zeichnet ansah. Zweifel sind erst durch die spätere Littera- 
tur, durch eine den Geist des Gesetzes verkennende und 
die Geschichte des Instituts ignorirende Buchstabeninter- 
pretation in diese Frage hineingetragen worden. 

l) Ganz verkannt von Honhjmann S. ^/d f., der hieraus eine Be- 
griflfeverschiedenheit zwischen den deutschen und franxös. Frei^sdelikten 
herleiten wiU. Die geschichtlichen Zusammenhänge zwischen deut- 
sdiem und IransOs. Pressrecht sind ttberiiaupt Dir diesen Sdixiftsteller 
nicht vorhanden. 
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§ »3. 

Nach unserem Pressgesetz ziehen diejenigen Fälle | 

strafbarer Gedankenäusserungen eine besondere Verant- | 

wortlichkeit nac h sich, bei welchen die die Strafbarkeit I 

begründendtn Gedanken in einer Druckschrift ent- | 

halten, und welche begangen sind durch Mittheilung eben | 

dieser Druckschrift an dritte Personen. | 

Unter »Druckschriften« versteht das Gesetz nach der | 

in § 2 gegebenen Definition alle durch die Druckerpresse I 
sowie durch sonstige mechanische oder durch chemische 

Mittel zum Zweck der Verbreitung hergestellten Verviel- ' 

fältigungen von wörtlichen oder bildlichen Darstellungen. ' 
Die Herstellung dieser Vervielfältigungen selbst gehört 

nicht zum Thathp<;tand der mittelst derselben begangenen i 

Delikte ; sie bildet, wenn vom Thäter selbst vorgenommen, | 

eine Vorbereitun<ishandlung, im anderen Falle kann sie, j 

insbesondere bei Vorhandensein des erforderlichen Dolus, i 

ein Akt der BeihOlfe sein.') Die Begehung, Verübung, i 



1) Vgl. V. ScHWAKZEf Kommentar, a. Aufl. S. las, v. LiszT, Pressr. | 

S. 138 f. Irrig etsdieint es mir aber, wennv. LiszT S. 17 f., 84, 138, ' 

sowie im Reditslex. III i S. I4i auch die Ausgabe der Druckschrift ' 

(im Gegensatz zur Verbreitung) für einen Akt der Herstellung und da- 1 

her erst die ausgegebene Druckschrift für eine Dnickschrift« im Sinne j 

des Gesetzes, die Aufgabe selbst ftlr eine unter allen Umständen straf- ' 

lose Vorbereitungshandlung erldäit Die Druckschrift bildet asch dem l 

Sinn und der Ausdrucksweise unseres Gesetzes (z. B. §§ 6, 7 u. a.) | 
das Objekt, nicht das Produkt des Ausgebens oder Erscheinen- 

hissens, muss also schon vorher vorhanden sein. Auch die Begrtlndung, ' 

welche VON LiszT in dem Gutachten für den XV. Juristentag (Verhandl. 1 

I S. 64 f.j seiner Ansicht zu geben sucht, dass eine Druckschrift Sur ! 

Verbreitung bestimmt sein roüise, diese Bestimmwig ihr aber erst ^ 

durch die Ausgabe zu Theil werde, ist unhaltbar. Die Bestimmung, , 

verbreitet zu werden, ist nicht eine objektive Qualität der Druckschrift, ' 

welche üir durch emen äusseren Akt gewissermassen imprägniert wer- j 

I 
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Ausführung dieser Delikte besteht vielmehr in der Be- 
kann t-ebun.i^ der einzelnen Exemplare der herjsr<i^>tellten \ 
Druckschrift an dritte Personen, d. h. in der Be Wirkung 
ihres Bekanntwerdens bei Dritten. 

Die hierin liegende verbrecherische Handlung muss 
aber noch einen besonderen Charakter an sich tragen, 
wenn von einem Pressdelikt die Rede sein soll: die Be- 
kannt^ebung der Exemplare muss sich darstellen als eine 
Verbreitung oder V erüffentiichung der Druck- 
schrift. Zwar lässt sich dies Erforderniss m. E. nicht aus dem 
Begriffe der Druckschrift selbst herleiten ; wenn diese auch 
bei ihrer Herstellung, wie angeführt, zur Verbreitung be- 
stimmt sein muss, so stünde doch an sich nichts im Wege, 
dass auch bei einer anderweiten , nic:ht als Verbreitung 
erscheinenden Mittheilung derselben die Verantwortlich- 
keitsnonnen des Pressgetzes Anwendung f^den. Allein 
einerseits bezeichnet das Gesetz in § 22 diejenigen Delikte, 
bei welchen eine besondere pressrechtliche Verjährung 
Platz greift, als solche, »welche durch die Verbrei- 
tung von Drucksrhriften strafbaren Inhalts begangen 
werden«:, und es ist nicht anzunehmen , dass der Gesetz- 
geber hierunter andere Delikte habe verstehen wollen, 
als bei der Normirung der Verantwortlichkeit in §§ 20, 21 ; 
andererseits zeigt § 21 selbst, dass auch hierbei der Ge- 
setzgeber eine Begehung düi\ li \ erbreiuing oder Ver- 
öffentlichung als selbstverständlich angenommen hat , in- 
dem nicht nur unter den verantwortlichen Personen der 
Verbreiter der Druckschrift genannt, sondern auch in 
Abs, 2 die Begehung dieser Delikte stets ohne weiteres 
als Veröffentlichung bezeichnet wird. Ebenso spre- 

den mOsste, sondern eine subjektive Zweckbestinuntmg, welche ihren 

Sitz im Geiste desjenigen hat, welcher die Drucksctirift hentellti her- 
stellen Iflsst oder bat herstellen lassen. Vgl. auch Honigmann S. 94. 

^ 
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chen auch die Motive zum Regieningsentwurf von der 
»Verantwortlichkeit für die durch den Inhalt emer ver- 
breiteten Druckschrift begangenen strafbaren Hand* 

lung« 

Der Bcgrift'der Verbreitung ist im Gesetze selbst nicht 
definirt ; § 3 führt nur einige dahin gehörige Beispiele auf. 
Gerade aus diesen Beispielen aber ergibt sich , dass unter 
Verbreitung im Sinne des Gesetzes eine solche Mittheilung 
der Druckexemplare (Übergabe oder Vorzeigung) zu ver- 
stehen ist, durch welche die Kenntnisiiiahme ihres Inhalts 
dem Publikum zugänglich gemacht, d. h. für 
unbestimmt Viele, für eine individuell nicht begränzte 
Mehrzahl von Personen ermöglicht wird'X Eine 
Mittheilung mehrerer Exemplare an mehrere Personen, 
wie sie in einigen der früheren Partikulargesetze verlangt 
wurde ist dazu nicht erforderlich ; es kann vielmehr 
schon die Mittheilung eines Exemplares an eine Person 
genügen, sofern nur dadurch beliebig Viele in die Lage 
kommen, Kenntniss von dem Inhalt zu nehmen Anderer- 



I) GOLTD. Arch. XXn S. 170; vgL auch Motive sti § 4 des Entw. 

(= § 3 des Gesetzes, das. S. 173) : »Der Begriff der Verbreitung 
bildet ein wesentliches Moment im Thatbestand derjenigen Verbrechen 
und Verliehen, welche durch df^n In Ii alt einer Druckse hrilt 
begangen werden und eben hierdurcli einen eigenthümlichen Charakter 
erhalten«. 

3) So auch die gemeine Ansicht ; vgl. v. Schwaszb S» 9, Bbrnbs 
S. 168, Kayser in v. Holtzendorff's Ilandb. IV S. 567, v. LiszT» 
Pressr. S. 150, festen-. Pressr. S. 85 f. u. im Rechtslex. HI i S t ; 
Erk. de«? previ.s.s. ÜTrib. v. 19. Febr. 73 (Goltd. Arch. XXI S. 477), 
des bayr. Kass.-Hülj> v. 9. Aug. 78 (Stenglein, Ztschr. VIII S. 363 f. 1. 

3) So insbesondere in den thüringischen Presügesetzcn nach dem 
Vorbild von Coburg 1851 Art. 23, 1865 Art. 16. 

4) Vgl. die oben Anm. 2 genannten Schriftsteller, sowie 
M arquarusen S. 59; femer Erk. des preuss. OTrib. v. 2a Juni 73 
(GoLTi). Arch. XXI S. 574), des Reichsgerichts v. 5. Okt. 82, 28. Sept. 
u. 22. Okt. 83, 10. Okt. 87 (Entsch. VU S. 115, IX S. 71 393 ff., XVI 
S. 245). 
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seits sind aber, wenn mehrere Exemplare einer strafbaren 
Druckschrift durch ein und denselben Thäter an eine 
Mehrheit von Personen vertheilt worden sind, nicht mehrere 
Pressdelikte in realer Konkurrenz vorhanden, sondern die 
mehreren Verbreitungsakte bilden dann nur Bestandtheile 
einer und derselben Verbreitung im obi^^en Sinn; sie 
werden durch den Beg-riff »Verbreitung^*, d.h. Kund^ebun^c 
für beliebig Viele, zu einem einheithchen Thatbestand mit 
einheitlicher Straffolge zusammengefasst £s liegt hier, 
ähnlich den gewohnheits- und gewerbsmässigen Delikten, 
ein Kollektiv delikt vor, welches die Möglichkeit 
sowohl einmaliger wie mehrmaliger Begehung in sich 
schliesst ' ). 

Subjektiv ist zur Verbreitung erforderlich Verbrei- 
tungsvorsatz, d. h. das Bewusstsein, dass durch die 
betr. Mittheilung der Inhalt der Ehuckschrift dem Publi- 
kum zugänglich gemacht wird, ausserdem aber auch Ver- 
breitungs absieht, d. h. die darüber hiiiauss:ehende Ab- 
sicht, das Streben des Thäters, jene Möglichkeit zu rea- 
lisiren, die Kenntnissnahme der Druckschrift durch das 
Publikum auf diese Weise auch wirklich herbeizuführen. 

Es ergibt sich hieraus, dass von vollendeter Verbreitung 
einer Druckschrift dann noch nicht die Rede sein kann, 
wenn die Exemplare nicht zum Zweck der Kenntnissnahme 
ihres Inhalts, sondern gerade erst zur Vornahme oder Fort- 
setzung der Verbreitung selbst an andere Personen ge- 
geben werden, wie bei der Versendung der Exemplare 



l) Vgl. hierüber meinen Gmndriss zu Vorlesungen über deut- 
sches Strafrecht § 74 ; nur in diesem Sinn kann m, E. von »fortge- 
setzten Verbrechen« die Rede sein. Gegen v. LisZT, der in seinem 
Gutachten für den XV. Juristentag (Verhandl. I & 68 f.) bei Verbrei- 
tung einer Druckscbxilk von mehreren »Verbreitungssentren« aus Real- 
konkunrous anndimen will, vgl. SchOtzb das. Bd. n S. 27a. 
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vom Drucker an den Verleger oder von diesem an die I 
Sortimenter Eine Verbreitung ist femer nicht vorhanden 

bei Vorzeigung der Druckschrift an einzelne indivi- i 

duell bestimmte Personen, oder bei (vertraulicher) ' 

Übergabe derselben an Einzelne mit der Bestimmuno: | 

oder unter der Annahme, dass sie nicht weiterj^e- i 

geben werde-). Auch die Abgabe der Pflichtexemplare , 
periodischer Druckschriften an die Polizeibehörde nach 

PG. § 9 stellt keine Verbreitung dar, wohl aber die (auf | 

Grund von RPG. § 30 Abs. 3) landesgesetzlich etwa vor- 1 

geschriebene Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken 1 

und öffentliche Sammlungen ■ 

Ist hiemach die Verbreitung för ein nothwendigcs Mo- . 

ment im Thatbe<?tand der Pressdelikte zu erachten, so er- , 
scheint es da^^a-j^cn nach heutigem Rechte als verfehlt, 

wenn man die X'erbreitung als die Begehung dieser Delikte | 

schlechthin bezeichnet und aus ihr nun alle Bestand- | 

theOe der letzteren ableiten, insbesondere die Bedingungen . 

der Vollendung und des Versuchs der Pressdelikte bestiro- ' 

men will, wie dies in der neueren pressrechtlichen Littera- | 
tur fast durchweg geschehen ist ^). Man ist hierbei der Lehre 

I) Vgl V. Schwarze S. ii f., Marquabdsbn S. S9 Bbbneb 

S. 169 ff., Kavser a. a. O. S. 568, v, LiSZT, Pircasr. S. 151, österr. 

Pressr. S. 88. Die Ansicht v. LiszT's an drr crsteren Stelle, dass die \ 

Versendung an die Sortiraenler bereits als \ erbreitung erscheinr, hanut ' 

mit seiner schwankenden Auffassung des Begriil^ der Verbreitung zu- i 

sammen, worüber unten S. 351 Anm. i, S. 353 Anm. I. 1 

3) Der vertraulichen Obergabe an Einzelne fehlt zur Verbreitting ■ 

nur der n forderliche Dolus, was nicht immer ricbriL: » rkannt zu sein ^ 
scheint; vgl. v. Schwarze S. 13, Berner S. if>s, Kav.skh S. 568. von 

LisZT, Pressr. S. 153, österr. Pressr. S. 87. Kichtig die oben ü. 242 ^ 
Anm. 4 angef. Urthcsle des Reichsgeiichts. 

3) Vgl. V. Schwarze S. ii, 46» BfARQUABOSBN S. 58, Raysbb ' 
S. 568, V. LiSZT. Pressr. S. 153 f. I 

4) Vgl. V. Sch\v\t;7K S. 9. 125, Bernek S. 2'j<), Kaysek S. 5<)^> f., 
V. Ljszt, Pressr. S. 140, 145 f., 149, im Rechtslex. III l S. 149 f., so- 
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gelbigt, welche früherhin mit Recht fdr das französische 
und das partikulare deutsche Pressstrafrecht aufgestellt 

worden war, allein man hat den Unterschied nicht genü- 
gend beachtet, welcher gerade in dieser Beziehung zwi- 
schen den früheren Partikulargesetzen und dem Reichs- 
pressgesetz obwaltet. 

Nach dem Vorbild des auch hier an das französische 
Recht sich anlehnenden badischen Pressgesetzes von 1831 
enthielten die meisten jener Gesetze eine besondere Be- 
stimmung über den Thatbestand der Pressdelikte, in welcher 
die Verbreitung des Presserzeujs^isses in dem oben defi- 
nirten Sinne der Art zum Kernpunkte der Begehung ge- 
macht wurde, dass erst mit ihr die Strafbarkeit der 
Handlung beginnen, mit ihr aber das Delikt zugleich 
auch vollendet sein sollte *). Hierdurch waren die all- 
gemeinen Strafgesetze über den Thatbestand der betr. 
Deliktsarten für den Fall der Verübung durch die Presse 
modifizurt, auf die nicht durch die Presse vermittelten 
Begehungen beschränkt Dahingegen fehlt in dem Reichs- 
gesetze eine solche Bestimmung gänzlich und sie lässt 

wie in den Verhandl. des XV. Juristentags I S. 63; fttner auch di« 
Erk. des preuss. OTril>. > 4. Februar 76 (GOLTD. XXIV S. 2«^ f.), so- 
wie des bayr. Kass.-Hof^ v. 9. Aug. 78 (STENGLEIN, Ztschr. Vlll 
S. 363 f.). S. dagegen Honigmann S. 93. 

i) Bad. PG. V. 1831 § 391 »Die Uebeitretungen der Straigesetse 
durch die Presse können nur dann — zur Strafe gezoi;t n werden, wenn 
sie vollendet sind Sie gelten f H r vollendet, wenn die sträf- 
liche Schrift in Verkehr gesetzt oder auf anderem Wege in Um- 
lauf gebracht worden ist.« Diese Bestimmung ist mit nur for- 
meUen Änderungen in die meisten partikularen Pressgesetze flbeige- 
gangen; so Bayern 1850 Art. i: »Die strafrechtliche Verantwortlich- 
keit für den Inhalt einer Schrift tritt ein, sobald dieselbe veröffent- 
licht u. s.w. ist«; Preussen 1851 Art 32: »Die Strafbarkeit wegen 
eines durch die Presse begangenen Vergehens oder Verbrechens be- 
ginnt mit der Veröffentlichung des Presserzeugnisses«. Vgl 
Harthann, G. aber die Presse S. 164, und für das französische Recht 
Chassan L c. I. p. 31— da 
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sich ancli nicht aus dem Zusammenhange seiner Satz- 
ungen als Intention des Gesetzgebers nachweisen. 

Das Reichsgesetz hat über die B^ehungsweise der ' 
sog. Pressdelikte eine ausdrückliche Vorschrift überhaupt j 
nicht gegeben; nur indirekt hat es angedeutet, dass dazu » 
erforderlich ist die Begebung einer Druckschrift, und * 
zwar in Gestalt der Verbre i t ung. Im übrigen hat unser | 
Gesetz, wie wir cresehen, auf gewisse Deliktsarten des all- 
gemeinen Strafrechts verwiesen, als deren, durch die beiden j 
genannten Momente charakterisirte Spezialfälle sich die | 
Pressdelikte nun darstellen. Daraus folgt, dass nach | 
heutigem Recht jedes Pressdelikt ausser jenen beiden | 
Momenten jedenfalls alle diejenigen Merkmale an sich | 
haben muss, welche die im konkreten Fall vorliegende | 
Deliktsart erfordert dass Thatbestand und Begehung der | 
Pressdelikte, insl>t->()i:(lere deren Vollendung oder Versuch, ^ 
in erster Linie daher stets nach dem allgemeinen | 
Strafgesetz zu beurtheilen ist, unter welches jedes einzelne 
derselben fällt, und dass die Verbreitung der Druckschrift 
wohl als ein Moment, als eine Modalität der Begehung, | 
nicht aber ohne weiteres als diese selbst angesehen werden j 
kann. Ja , nach heutigem Recht kann eine ein h eitliche , . 
allgemeine Formel för den Thatbestand der Pressdelikte ' 
von vorn herein überliaupt nicht aufgestellt werden ; nur 
solem und soweit ein;^e]ne der hierher gehörigen Delikts- 1 
arten gewisse gemeinsame Thatbestandsmerkmale aufzu- ' 
weisen haben, lässt sich eine zusammenfassende Formu- 
lining derselben rechtfertigen 



t) Vergl. Urtheil des Rdchsgeridits v. la Okt 87. (Entscfa. XVI 
S. 247) : »Daneben (neben der Verbreitung) bleibt in jedem Falle, vio 

fs sich um Verbreitung von Druckschriften strafbaren Inhalts h:mdelt, 
immer noch zu prüfen, ob durch die Verbreitung auch der Thatbestand 
der konkreten Straftliat, der konkreten Rechtsverletzung nach sei« 
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Insbesondere ist hier nun zu beachten, dass, während 
die Verbreitung einer Druckschrift an sich die Kenntniss* 
nähme ihres Inhalts anderen Personen nur ermöglicht, 
eine f^anze Reihe der als Pressdciikte be.i^ehbaren Delikts- 
arten zu ihrer Vollendung eine wirkliche Kenntniss- 
nahme der betr. Gedankenftusserung durch Dritte, eine 
Einwirkung der geäusserten Gedanken auf deren Vor- 
stelltuigsvermögen erfordern. Daher kann denn auch bei 
Verübun«^ dieser Delikte durch die Presse die volle «j^e- 
setzliche Strafe je nur dann eintreten, wenn die Druck- 
schrift nicht nur verbreitet, sondern deren Inhalt auch 
Dritten zur Kenntniss gekommen ist So bei all denjenigen 
Delikten, welche durch ein Auffordern, Anreizen, Erbieten, 
Herausfordern, Drohen, Beleidigen oder Beschimpfen be- 
gangen werden sowie auch bei der durch Behauptung 



nen sonstigen Begriffsmerkmalen vollendet wird, die in dem 
Inhalte dt-r Druckschrift enthalten sein soll.« Ähnliches gilt auch für 
den Thatbestand der Pressdelikte nach dem heuti*^on österreichischen 
Pressrecht; vgl. v. LiszT, Lehrbuch des österreicliischen Pressrechts 
S 255«: 

I) Es sind das die oben S. 228 Anm. 1—4 angefahrten Delikte. 
Vgl Olshausbn , Kommentar z. StGB. 2. Aufl. S. 210, 401, 442» 449, 

454, 5i9> 5^, 629, 705, 755, 877, Hälschner, gem. d. Strafr. I S. 
408, II S. 133, 187, 499, H. Mever, Lehrb. d. d. Strafr. 4. Aufl. S. 
292, 561, 605, 607, 770, Sc/i, 8(>S, loil, V. LiSZT, Lehrb. d. d. Strafr. 
3. Aull. ü. 331, 380, 391 Ö., 544. Bestritten ist das Erfordemiss der 
Kenntnissnahme nur bei der strafbaren AolGcvdttung in StGB. §110 
von dem Reichsgericht (Entsch. V S. 71 f., VII S. 115) und darnach 
von H. Meyer S. 836. Jedenfalls erscheint hiernach die in der press- 
rechtlichen Littcratur gewöhnlich aufg:estellte Behauptung, dass es für 
die Vollendung der Pressdelikte auf eine wirkliche Kenntnissnahine 
von dem Inhalte der Druckschrift nicht ankonunc (vgl. v. Schwakze 
S. 9, 124 f., Bekner S. 16S, Marquardsbn S. 58, Kaysbr S. 567, v. 
LiszT, Pressr. S. 1521 Erk. des bayr. Kass.-Hofs v. 9. August 78 in 
Stenglbin^S Ztschr. VIII S. 363 f.), in dieser Allgemeinheit nicht halt- 
bar. S. schon Stenglein in den Verhandl. des XV. Juristentags II 
S. 263 und neuerdings bezüglich der Gotteslästerung fStGB. 1(36) das 
in der vorigen Anm. angeführte Urtheil des Reichsgerichts. 
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oder Verbreitung^ herabwürdigender Thatsachen begange- 
nen Beleidi^ungr »). 

Bei «'inigen dieser Delikte i^enüi^t zur Vollendung 
nicht einmal Kenntnissnahme durch irgend eine beliebige ; 
Person ; vielmehr miiss hier der Gedankengehalt der Druck- ' 
Schrift von ganz bestimmten Personen geistig er- 
fasst sein, wenn das Delikt vollständig begangen sein soll. 
Dies ist da der Fall, wo die strafbare Kundgebung in der 
(von dem Äusserungswillen , dem Dolus, wohl zu unter- 
scheidenden) Ausserunjj;^ eines Willens, einer Absicht . 

und zwar bestimmten v o r gf e s t e 1 1 1 e n Personen ' 

I 

gegenüber besteht. Die geäusserte Absicht kann dabei ' 
entweder auf das Verhalten des Dritten gerichtet sein, 
welcher hierdurch zu gewissen Handlungen veranlasst 
werden soll; oder sie kann sich auf eine eigene Handlung^ 
des Thäters beziehen, von welcher dem Dritten Kunde 
gegeben werden soll. Zur ersten Kategorie gehören die- 
jenigen Delikte, deren gesetzlicher Thatbestand in der 
Aufforderung, Anreizunj; oder Iierausft)rderung einer oder 
melnerer bestimmter Personen zu gewissen Handlungen 
besteht (StGB. 49a, 112, 201), zur letzteren die Bedrohung | 
eines bestimmten Anderen mit der Begehung eines Ver- I 
brechens (StGB. § 241), sowie das £rbieten zur Begehung | 
eines solchen einem bestimmten Anderen gegenüber (StGB. | 
§ 49a). Bei beiden Kategorieen von Deliktsarten liegt ein | 
Pressdelikt vollendet erst dann vor, wenn die, die straf- ^ 

I) StGB, i; 186. Das Vcrhrritcn von Thatsachen« im Sinne die- 
ses § hut eine andere Bedeutung als die Verbreitung bei den Pressde- | 
Ukten ; vgl. unten S. a66. Anm. X Wird dieses Delikt als Pressdelikt | 
begangen, d. h. also: werden die betr. Thatsachen behauptet oder 
verbreitet durch Verbreitun*r von Druckschriften, so liegt cinduii der ^ 
in StGB. § iHö selbst schon lii rvorgehobene QiiHlitikattons^'nind vor, 
wodurch die Merkmale dc-s Delikts selbst natürlich nicht alterirt wer- ! 
den. Vgl. Olshausbn S. 708 f., HXlscmnbr II S. 191 if., 197* H. Meybr 
S. 610» V. LISZT» Lehrb. S. 332. 

jb 
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bare Aufforderung, Anreiziiiijs^, Herausforderung, Bedro- 
huntr. Erbietung enthaltende Druckschrift ihrem Inlialte 
nach gerade zur Kenntniss desjenigen gekommen ist, 
welcher hierdurch aufgefordert, angereizt, herausgefordert, 
bedroht werden soll, oder an welchen das Erbieten ge- 
richtet ist >). • 

Dass diese strafbaren Willenserklärungen nur dann 
als Pressdelikte gelten könnten, wenn sie an das Publi- 
kum, an eine individuell nicht begrfinzte Mehrheit von 
Personen gerichtet seien, wie Ötker behauptet*), lässt 
sich aus den Bestimmungen unsereis Gesetzes, insl^esundcre 
über die Verbreitung^, nicht ableiten. Erforderlich ist hier 
immer nur, dass die Kenntnissnahme des Inhalts dem 
Publikum ermöglicht wird, nicht dass der Inhalt an das 
Publikum gerichtet sei 

Ausser diesen, erst durch die Rezeption des Inhalts 
zur Vollendung gelangenden Pressdelikten gibt es dann 

T) y^]. Urthcil des Reichsgerichts v. 21 Okt. 1881 (Entsch. V S. 71). 
( )TKF.R in GoLTi). Arch. XXVI S. 277 ff. bezeichnet die Personen, für 
weiche die betr. Äussening bestimmt ist, als »Destinatairec, verdun- 
kelt diesen Begnif aber diiuclttrch, dass er ihii, statt aus dem gesetx- 
lidien Thatbestaad einzelner Deliktsarten, aus den Willen des Thtt- 
ters ableitet und ihm für alle strafbaren Gedankenäusscrungen Rele- 
vanz beilegt. Abgesehen von den oben genannten Willenskundge- 
bungen, ist es aber völlig gleichgültig, auf wen eine strail^are Äus!>erung 
vom Thäter berechnet und ob sie gerade von diesem resiptrt ist, so- 
fern sich nur das Wissen desTbäteis auf denjenigen erstreckt, der 
sie wirklich rezipirt hat. S. das angef. Uilheil des RGerichts: 
»Die Auffordening vor einer Menschenmenge bedingt nicht, dass sie an 
die Menge oder an einzelne der Anwesenden gerichtet sei«. — 
Andererseits ist aber der rididge Kern der ÖTKES'schen Ansicht völlig 
verkannt von Honigmann S. $7 f. 

2) a. a. O. S. 291 ff. \ und zwar behauptet er dies nicht nur für die 
genannte Gruppe von Delikten, sondern er macht von diesem Moment 
geradezu den Begriti der Pressdelikte überhaupt abhängig. Ebenso 
V. LiszT, Pressr. S. 139 f., Rechtslez. m x S. 14& Diese Ansicht be- 
ruht auf dem ttbermftssigen Gewicht, welches diese Schriftsteller dem 
Moment der Verbreitung beilegen; vgl dagegen HONIOXANN S. 88 f. 
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freilich auch andere, deren Bet^ehung in der Tliat in 
nichts Weiterem als in der Veröffentlichung^ odtr 
Verbreitung einer Druckschrift bestimmten Inhalts be- 
steht. Es trifTt dies zu bei denjenigen Deliktsarten, deren 
Thatbestand bereits nach dem aU£;eineinen Strafgesetz 
durch die blose »Veröffentlichung« oder »Verbreitung« 
eines Gedankeng^haltes im obigen Sinne erfQUt wird. 
Dahin gehören die oben S. 228 bei Anm. 6 und 7 genann- 
ten Delikte mit Ausnahme der Beleidigung in StGB. § 186. 1 
Bei diesen und nur bei diesen erscheint, sofern sie durch 
die Presse begangen sind, die herrschende Lehre über die 
Vollendung der Pressdelikte gerechtfertigt. j 

Schliesslich ist noch Einiges über den Versuch der ' 
Pressdelikte hinzuzufögen. Nach den oben S. 345 bei I 
Anm. I erwähnten partikularen Pressgesetzen, deren Stand- ' 
punkt auch die heutige Litt«atur noch vielfach festzu- I 
halten sucht, war ein solcher Versuch, da hiemach mit ! 
dem Beginn der Strafbarkeit zugleich auch die volle j 
Strafl)arkeit, also formelle Vollendung gegeben war, nicht | 
(lenkbar*). Anders nach dem RPG., nach welchem auch ^ 
bei den sog. Pressdelikten die allgemeinen Bestimmungen 
über den Versuch Anwendung zu finden haben. 

Die VerÜbung eines jeden Pressdelikts stellt, abgesehen 
von allem Übrigen, objektiv eine Verursachung ' 
dar: die Herbeiführung eines Erfolgs durch die kausal wir- 
kende Thätigkeit einer Person, mag dieser Erfolg nun 1 
blos in der Publizität d. h. darin bestehen, dass der In- , 
halt einer Druckschrift der allgemeinen Kenntnissnahme 

1) Das badische PG, v. 2. April 1868 hatte indess in Alt 15 
der älteren Vorschrift eine besondere, dann auch in das weimari- 
sche PG. V. 25. Juh ibt^ Art 1 1 Ubergegangene Strafbestimmung über 
den Versuch der Pressdelikte hinzugefügt: »Als Versuch gelten sie, 
wenn nach Vollendung des Drucks die auf Verbrdtang der Druck- 
schrift gerichteten Handlungen ihren An&ng genommen haben«. 
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zu^äng^lich gemach t^), oder weiter darin, dass der- 
selbe Dritten wirklich zurKenntniss gekommen ist. 
Damit ist für alle Fälle die objektive Möglichkeit eines Ver- 
suchs dieser Delikte gegeben: verursachende Thätigkeit 
und Erfolg, Anfang und Ende der Begehung können 
auseinanderfallen. 

Subjektiv erfordern diese Delikte, abgesehen von 
dem Hcwusstsein der Rechtswidrigkeit des Inhalt!« der 
Druckschrift, in allen Fällen Absicht der Verbreitung 
und des Bekanntwerdens dieses Inhalts. 

Wenn nun Jemand mit jenem Bewusstsein den Ent- 
schluss zur öffentlichen Bekanntmachung einer strafbaren 
Druckschrift gefasst hat und in Realisirung dieses Ent- 
schlusses irgend eine Thätigkeit vornimmt, durch welche 
in kausaler (jedoch durch weitere dolose Thätigkeit des- 
selben oder eines andern Thäters nicht erst zu vermitteln- 
der -) Weise der beai)>iehtigte Hrfolg bewirkt werde n soll, 
wenn er z. B. die Druckschrift behufs Versendung zur 
Post gibt, so liegt hierin, sofern der Erfolg (Bekanntwerden, 
bezw. Verbreitung) trotzdem nicht eintritt, ein > Anfang 

1) Wenn v. Likzt fPre^^sr. S. 151 f., R. chtslt K. TIT T S. 149, Ver- 
handl. des XV. Juristentags 1 S. 62; die Behauptung autstellt, die Ver- 
breitui^ sä. nur eine Thätigkeit, nicht ein Erfolg, ein Zugäng- 
lichmachen, nicht ein ZugängUchsein, ftuhUcaiiou im Gegensatz 

zur f>uhUcitiy so übersieht er m. E. , dass der r. iiT des Zugänglich- | 
machens einer Druckschrift nothwendig den Eilolg ihres Zugäng- 
lich sein s, d. h. eine solche Situation derselben in sich sclUiesst, 
kraft deren beKebige Dritte von ihr Kenntniss nehmen kOnnen. Pubiica- 
tittn ohne fntbUciU ist undenkbar ; vgl. die oben S. 33S Anm. ange- | 
führten Äusserungen St hi ekmantis. An anderen Stellen (Pressr. S. 150, j 
Lehrh. d. österr. Pressr. S. 86 f.) erkennt v. Lis/t die«; auch selbst an, 
indem er das Wesen der Verbreitung in der Zugänglich k e i t der ' 
Druckschrift, in ihrem Offenstehen, in dem omnibus patere liegend 
erblickt 

2) Andernfalls läge nur Vorbereitung oder Beihülfe, nicht Aus- 
fdhriinir, BeKehting dos I^i likts vor, worüber in den folgenden 
Paragraphen näher zu handeln sein wird. 
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der Au.sfübnmf;;:;' . ein Versuch des beabsichtigten Press- 
delikts im Sinne des § 43 des StGB. Oh dieser Ver- 
such überhaupt strafbar ist, bestimmt sich zunächst nach 
der Deliktsart, zu welcher das beabsichtigte Pressdelikt 
gehört Wenn dies aber der Fall, so sind auch die be- 
sonderen Verantwortlichkeitsnonnen des Pressgesetzes da- 
rauf in Anwendung zu bringen. Denn einerseits ist auch 
hier die Strafbarkeit der Versuchshandlung begründet 
durcli (Irn h li ilt dtr /u verbreitenden Druckschritt, und 
andererseits isi aueli das Moment der V e r b r e i t u n g 
hier insotern gegeben, als in der mit \'erbreitungsabsicht 
vorgenommenen Thätigkeit ein Anfang der Verbreitungs- 
handlung liegt, selbst wenn ein Verbreitungs erfolg, 
ein wirkliches Zugänglichsein der Druckschrift in keiner 
Weise erreicht ist'). 

I) Die Möglichkeit dnes Versuchs bei Pressddikten wird, ohne 
niilieres Eiii<:< ht n in die Konstruktion, zuf^e^jeben von v. Schwarjtk 
S. 124 Beknek S. 279, Kavsek S. 597, HoNUiMANN S. 94. Dagegen 
erklärt v. Liszt, Fresst. S. 145 f., 147 f., 152, Recbtslex. III i S. isa 
den Versuch eines Pressdetikt» fttr undenkbar, und zwar deshalb« weil 
der Be^riti der Verbreitung keinen V'enuch zulasse, vielmehr jeder 
Beginn d« r Wrhrcitnng scium \'i rl)reitung und damit vollendete s De- 
likt sei. Abgesehen von der irrigen Identitizirung von V'erbreitung 
und Vollendung beruht diese Ansicht einerseits auf der bereits oben 
S. 25)1 Anm. t stirOckgewiesenen Auffassung der Verbreitung als einer 
blosen, eines Erfolges nicht heddrfenden Thiitigkeit, andereiseits aber 
auf einer Verwechseluni^ (l« r \ eH »reitung als Kollektivbegriff mit 
der einzelnen \* e r b r e i t u n g s h a n d 1 u n g. Wenn auch jede einzelne 
Verbreitungshandlung, der Ki^ginn der Verbreitung im erster en Sinn, be> 
reits wu'kliche volle Verbreitung ist und diese nur einer quantitativen Aus- 
dehnung, nicht aber einer qualitativen Steigerung fähig ist, so ist damit 
doch noch nicht gesagt, dass nun auch dir finzelne Verbreitungshandlung 
als solche keinen von ihrer Vollendung trennbaren Anfang habe. Jede 
einzelne Verbreitungshandlung erfordert aber zu ilu-er Vollendung eine 
bestimmte kausale Einwirkung auf die Druckschrift* und daher ist bei 
Ausbleiben dieser Wirkung Versucli möglich. Auch die von v. LlsZT 
a. a. (>. sowir in seinem Gutachten für den XV. Juristentag aus seiner Auf- 
fassung der Verbreitung abgeleiteten Sätze über Zeit und Ort der Be- 
gehung von Pressdelikten, sowie Uber d:is forum delicti commissi bei dea- 
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Bei einer periodischen Druckschrift ist für die 
Haftbarkeit des verantw. Redakteurs natürlich auch hier 

vuiau.s<j;^esetzt, dass ein solcher bereits vorlianden, d. Ii. 
also nach heutigem Recht auf der betr. Nummer der pe- 
riodischen Druckschrift öffentlich benannt ist. Diese Be- 
nennung aber kann erst dann als geschehen gelten» wenn 
mit der Ausgabe der betr. Nummer begonnen oder das 
Pflichtexemplar nach PG. <) an die Polizeibehörde ab- 
fi^eliefert ist. Erst von diesem Zeitpunkt ab kann sonach 
der verantw. Redakteur als solcher für ein versuchtes 
Pressdelikt in Anspruch genommen werden, und der Ver- 
such selbst muss dann jedenfalls bis zu diesem Stadium 
der Ausfuhrung vorgeschritten sein. 

§ 14. 

Verantwortlichkeit ist von Hause aus ein pro- 
zessualer Bes^rift. Das deutsche Recht bezeichnete damit 
iirspriin^lich die \'erptiichtunj^ eines Bekla«;J^ten , auf die 
^ej»en ihn erhobene Klage vor Gericht sich einzulassen, 
Rede und Antwort darauf zu geben. Diese prozessuale 
Verpflichtung setzte aber nach älterem Recht nicht nur, 
wie heute, eine formell richtii^ erhobene, sondern auch 
eine materiell richtig^ begründete Klai^e voraus, d. h. 
eine Klagbegründung, welche, vorbehaltlich ihrer Bewaiir- 
heitung und etwaiger Einreden, den Kläger wie den Be- 
klagten als legitimirt zur Sache, als den in dieser 
Sache wirklich Berechtigten, bezw. wirklich Verpflichteten, 
als rechten Kläger und rechten Beklagten erscheinen 
lässt. Von besonderer Wichtigkeit ward diese \ Draus- 

selben müssen demnach abgelehnt werden. Gcl;« n diese Auffassung, 

welche auch den Ausführungen tlrs reichsgerichtlichen rrtln ils vom 
10. Okt. ><7 (Entsch. XV S. 24? f.) zu Cliundp liejj^t, vor|. üluigens schon 
Klöppel in den Verhandl. des XV. Juristentags Ii S. 208 278 f. 
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Setzung der prozessualen Antwortspllicbt dann» wenn der i 
Klaganspruch auf die Handlung eines Dritten gestützt ' 
wurde, welche an sich nur für diesen selbst und nur aus ' 
besonderen Gründen und unter besonderen Umständen für 
Ändere -eine materielle Leistungspflicht erzeugte, also da, ' 
wo es sich um das Einstehen des Beklagten für das ' 
Thun eines Dritten handelte. In prä<i^nanteni Sinne wurde 
gerade für solche besonderen Fälle von der Verantwor- i 
tunjj^spHicht desjenigen gesprochen, der ausnahmsweise für | 
das fremde Thun einzustehen, die Folgen desselben auf 
sich zu nehmen hat'). ^ 

Mit dieser Bedeutung der prozessualen Antworts- i 
pllicht war der Anlass zu einer Übertragung derselben , 
auf das Gebiet des materiellen Rechts gegeben. Unter 
Verantwortungspflicht oder Verantwortlichkeit verstand 
man nunmehr die Verptlic htunf^ einer Person zur Traofiin«: 
der rechtliclien Folgen eines Thuns, insbesondere eines 
fremden Thuns; man bezeichnete damit die subjektive 
Beziehung einer an sich als gegeben angenommenen t 
Haftpflicht für ein Thun auf eine bestimmte Person. 

In diesem materiellen Sinne ist auch von jeher im i 
Pressrecht von der Verantwortlichkeit gewisser Per- 
sonen die Rede gewesen *), und in diesem Sinne gebraucht 

I) Vgl. Planck, das deutsche Gerichtsverfahrm im Mittelalter I 
S. 372 ff., bes. S. 399 — 410. Die Auffassunp: der Saililri;itinuition als 
einer Prozessvoraussetzung , der exceptio deticientis legitiinationis ad 
causam als einer prozesshindemden Einrede in der älteren Littcratur des 
ftHberen gemeinen Prozessrechts beruht nicht, wie Wetzbll (System des 
ord. Civüproz. 3. Aufl. S. 155 t.) meint, auf ( In< m Indium, sondem auf 
einer Nach\virkun<; ilteirr deutschrechtlichor An.schanttnr^en. auch 
Laband, vcrmügensrechtl. Klagen nach den sächs. Iv'n litsi|ueJlen de.«; 
M.A.S.23 ff., 5iJ, Kannenüies-SER, die prozesshindernde Einrede S. 43Ö, 

a) Theilweise tritt dabei die ähere Bedeutung der Verantwort- 
lichkeit noch henor, wie z. B. in dem holst ein. Rescript v. 18. Okt. 
1771 (Sr-Hi ETTER, Handbucli S. 2S9} : „finden Wir zu Ix frhl< n nöthig, 
dass von nun an der Verfasser einer jeden Schrift Rede und Ant» 
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auch das RPG. den Ausdruck. Speziell bezieht er sich 
hier auf die strafrechtliche Haftung für Pressde- 
likte im obigen Sinn, deren thatsächliche Begehung, 
gleichgültig zunächst durch wen, dabei vorausgesetzt ist. 

Nach welchen (Grundsätzen bestimmt sich nun die 
subjektive Beziehung dieser Haftung, die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für verttbte Pressdelikte? Unter wel- 
chen Voraussetzungen, aus welchen Gründen und in wel- 
chem Maasse triflFk sie insbesondere den verantw. Redak- 
teur periodischer Druckschriften? Dies sind die Fragen, 
mit denen wir uns nunmehr näher zu l)eschäftigen haben. 

Nach der in § 20 Abs. i des PG. als Prinzip an die 
Spitze des Abschnitts über die Verantwortlichkeit für 
Pressdelikte gestellten Vorschrift sollen in erster Linie 
hierfür maassgebend sein diebestehenden allgemeinen 
Strafgesetze. Von einer besonderen, vom allgemeinen 
Recht abweiclienden Regelung dieser Verantwortlichkeit 
wird zunächst Abstand genommen. Derjenige soll für 
Pressdelikte haftbar sein, welcher nach den auch bei an- 
deren Delikten gültigen Rechtsregeln von der Strafver- 
bindlichkeit betroffen wird. 

Nach allgemeinem Strafrecht unterliei^en der Straf- 
verbindlichkeit oder Strafschuld (in diesem Sinne ^) für 
ein begangenes Verbrechen je diejenigen und nur die- 
jenigen Personen, welche dieses Verbrechen als Thäter 
begangen oder sich als Anstifter oder Gehülfen an 
der Begehung desselben betheiligt haben. Andere Straf- 
schuldige gibt es nach heutigem Strafrecht nicht, weder 
auf Grund einer Steil Vertretung, noch einer Übertragung, 

wort dafür zu g;eben schuldig sein solle, dass solche nichts ent- 
halte, d;is wider die vorhandenen Gesetze und Verordnuni;en streitet". 

I ) V gl. meinen Grundriss zu Vorlesungen über deutschem Straf- 
recht § 27. 
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noch einer Vererbung, noch eines Vertrags, noch einer 
An- oder Zugehörigkeit, noch irgend welcher sonstiger 

Thatsachen. Wo, wie dies in StGB. § 361 Nr. 4, q, im 
Branntw rinsteuerges. v. 24. Juni 1SS7 2S. Zurkt-rsteuerfjes. 
V. 9. Juli KS87 § 51 u. a. der Fall, Jemand \ve;;en des De- 
likts eines Anderen für strafbar erklärt wird, da liegt in 
Wahrheit ein neues selbstständiges (Unterlas5ungs-)Delikt 
vor. Unser Strafrecht beruht durchweg auf dem Grund- 
satz : Peccata suos teneant auctores, nec ulterius progredia- 
tur metus, quam reperitur delictum 

Prozessualisch i^ilt femer als Ke«^el der Satz, dass als 
Thäter oder Theilnehmer an einem Delikt je nur derje- 
nige zu Strafe verurtheilt werden kann, dessen Thäter- 
schaft oder Theilnahme im konkreten Fall nach freier 
richterlicher Überzeugunjr vollständio: bewiesen ist. 

In Anwendung dieser Grundsätze sind daher auch bei 
Pre<s(lelikten in erster Linie diejenigen Personen straf- 
rechtlich verantwortlich zu machen, welche im konkretes 
Fall erwiesenermaassen die Handlung, deren > Strafbarkeit 
durch den Inhalt einer Druckschrift begründet« ist, als 
Thäter verübt, oder als Anstifter oder Gehülfen daran 
Theil genommen haben. Dies gilt für alle an der Her- 
stellung oder Veröffentlichung der betr. Druckschrift irgend- 

I) L. 22 Cod. de poenis IX, 47. Vgl. meinen Grundru>j> 44, 23 
III I. Als einzige Ausnahme von diesem Grundsätze wäre die in 
mehreren Reichs- und Landesgesetzen statuiite subsidiäre HaHtung 
Dritter für die Geldstrafverpflichtung des Thäters bei Zoll- und Steuer- 
delikten anzusehen , wenn dieselbe wirklich , wie das Keichst^ericbt 
(u. a. im Unheil v. 23. Mai tSS-, Fntsch. XVI S. icx; ft.) und jety.t auch 
BlNDiNG (Hanflb. I ij 105,1 annehmen, strafrechtlicher und nicht cnil- 
rechtlicher iNulur v\äie, welche letztere .Auliassung mir die richtigere 
scheint \'gl. v. LiszT, Lehrb. d. d. Strafr. 3. Aufl. S. 236 f. — Borchekt, 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit für Handlungen Dritter (Ber- 
lin 18H8), befasst sich in Wahrheit nurmit einij^cn Fällen der Verant« 
wortürhkiit für eigene Flandlungen, mit der Theilnahme und der 
sog. mittelbaren Thäterschaft. 
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wie betheiligten Personen, inslx^sondere für den wiikliciien 
und ebenso auch für den verantw. Redakteur einer perio- 
dischen Druckschrift. Alle diese Personen haften hiernach 
zunächst nur für ihre ei^^enen Handlungen und nur inso- 
weit, als diese eigenen Handlungen sich bezüglich des 
verübten Pressdelikts als Thäterschaft oder Theilnahme 
darstellen. Die Benennung und Verantwortlichkeitserklä- 
rung des verantw. Redakteurs ist hierfür ohne jede recht- 
liehe Bedeutung. 

Unter weichen Voraussetzungen ist nun aber nach all- 
gemeinen Grundsätzen eine Person, und sonach auch der 
verantw. Redakteur, als Thäter eines Pressdelikts anzu- 
sehen? Worin besteht die Thäterschaft bei den 
Pressdeiikten? 

In der herrschenden Stralrechtslehre hat man seit 
lange geglaubt, wie für den Thatbestand überhaupt so 
auch für die Thäterschaft aller beliebigen Delikte, ganz 
abgesehen von der Verschuldung, eine allgemeine, 
abstrakte Formel aufstellen /.u können. Man sai^te : 
das Verbrechen ist (schuldhafte) Handlung, Handlung 
ist (schuldhafte) Kausalität; Thäterschaft ist das Kausal- 
sein eines Subjekts für einen Erfolg. Die Verschiedenheit 
dieses Erfolgs bildet das Unterscheidungsmerkmal der ein- 
zelnen Deliktsarten: Thäter derselben ist daher je der- 
jenige, welcher einen bestimmten Erfolg in kausaler (und 
schuldhaiter) Weise verursacht hat'). 

l) Diese ans der naturrechtlichen Imputationslehre (vgl. meinen 
Aufsatz in der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswiss. III S. 263 f.) stnm- 
mende Auffassung ist seit Feüerbai h in unserer Wissenschaft aiige- 
mem henrschend geworden. Dabei hat man seit Alten mit dem kau- 
salen Erfolg die Reditsverletxung oder das Delikt selbst verwechselt, 
so dass man auch sagte: Thäter ist derjenige, welcher das Delikt 
verursacht hat, der Verursacher oder Urheber, auctor dessel- 
ben. Vgl. Fbuerbach, Revision IS. 152, ü 244 tf., 251 f., Lehrb. 
§ 44: »Die Person, in deren Willen und Handlung die hinreichende 
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Diese allg^emeinen Sätze hat man dann auch auf die \ 
Pressdelikte angewandt Auf Grund der bereits oben § 13 [ 

erwähnten, nur theilweise zutreffenden Ansicht, dass die 
Beirehunjj^ der Pressdelikte in der Verbreitung oder Ver- 
olfentli( hiinij des Inhalts einer Druckschrift, sonach in der 
Verursachung ihrer Publizität bestehe, ist man hier zu 
dem Kesultat gelangt, dass Thäter eines Pressdelikts im 
Allgemeinen derjenige sei, welcher mit dem erforderlichen 
Dolus diese Publizität verursacht hat, dafür kausal ge' | 



Ursache entiialteii ist, welche das Verbrechen als eine , 

W i r k u n hervorbrachte, heisst l'rheWer« . KnsTLlN , Neue 
Revision S. ].\S : (Doloscr) Urheber ist derjenif^f, auf dessrn (ahsjrht- 
liclies) Hdiulelu eine verbrecherische Wirkung als aul ihr un- 
mittelbar besttminendes Prinzip zurflckxufOhren ist«. Ludek, Hand- 
budi I S. 348 : »Urheberschaft ist diejenige verbrecherische Handlung, , 
die mit der frrwollten verbotenen Kinwirlcunp auf die Aussenwelt im . 
C a u s a 1 /. u .s ;» in in c n h a n g steht Urin 1 »er iles Verbrechens ist, wer ' 
eine solche Handlung vornimmt«. Geih, Lchib. II S.317: »Thäter heiüüt 
derjenige, derfflr d i e Her vorbrin gu ng eines Verbrechens 1 
sowohl körperlich als geistig thätjg ist«. Hkrmks, Zur Lehre v. d. 
Thcilnahinc ini Verbr. (Herlin 18781 S. 8 If. : *That ist die physische 
VerursachunL; eines strafrechtlichen Erfolgs. Es rnuss Kausalzusammen- 
hang zwischen dem Thäter und dem Erlulg exjstiren. Urheber ist dcr- 
j enige, welcher mit dem auf den Erfolg geriditeten Willen eine Handlung^ ' 
vornimmt, welche den Eintritt des Erfolges zur Wirkung hat^ . Sc:hwakze, | 
Kommentar z. KStGB. 5. Aufl. S. 1 17 : »In den F;UIen, in welchen da.s Ge- 
setz »Thäter» gleichbedeutend mit Urheber geliraucht. lic^rt hierin zu- 
gleich der Ausspruch, dass die That das Produkt der Thatigkeit des Ur- 
bebers ist, sonach jene in dieser ihre Ursache findet«. Das GB. versteht 1 
unter Thäter »bald den auctor physicus, bald Oberhaupt denjenigen» durch | 
de-ss-pn Thatigkeit eine strafbare Handlung verursacht worden«. 
Halschnkr. gem. d. Strafr. I S. 185: ^Das Verbrechen ist eine Hand- , 
lung, durch welche etwas verursacht wird, was wider das Kecht und | 
strafbar ist. Als Handlung aber bezeichnen wir die (schuldhafte) lcau> 
sal wirkende körperliche Bewegung eines Menschen«; nach S. 368 ist 
derjenige Thäter, welcher, ohne Theilnehmer zu sein, vchuldhaft Ur- ^ 
s.irhe eines Erfolgs wurde*, v. LlS7T, Eehrb. v Aiitl. 105 ; das 
Verbrechen ist Handlung«; S. 116: »Handlung ist die Herbeiführung; ' 
einer Veränderung in der Aussenwelt durch die motivirte KOrpeibe^ j 
wcgung dnes Menschen« ; S. 209 : »Thäter ist derjenige, der die Ver- 
brechenshandlung begdit«. ' 
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Würden ist, derjenifi^e, von welchem die Verbreitung^ oder 
VerötVentlicluin^ des Inlialts der Druckschrift auso;ehtM. 

Diese Lehre erscheint mir in ihrer allgemeinen Ge- 
stalt wie in ihrer speziellen Anwendung auf die Press- 
delikte das Wesen der Sache nicht zu treffen. 

Die Bezeichnung des Verbrechens, bezw. der Ver- 
brechensverübung als »Handlung« ist völlig nichtssagend, 
wenn man darunter, wie gewöhnlich geschieht, die Unter- 
lassung mit begreift. Denn dann werden mit diesem Aus- 
druck zwei Din^e, zwei Verübungsarten zusammengefasst, 
die absolut iiiclits Gemeinsames haben, die in Allem und 
Jedem von einander verschieden sind, von denen die eine 
das kontradiktorische Ge^entheü der andern darstellt: 
Thätigkeit und Nichtthätigkeit, Bewegung und 
Nichtbewegung*). Falsch ist daher sofort der aus 

1) i>o besontlen» Honigmann S. 94 iL: »Subjekt des Picssdelikts 
ist, wer die strafbare Veröffentlichung durch die Presse schuld- 
haher Weise begeht, wer dafflr kausal und verantwortlich istt; je 

nach Beschaffenheit des Dolus sollen der V'erfasser oder der Herausgeber 
(Redakteur) oder beide zusammen Thäter sein. In ähnlicher Weise 
wird auch sonst bei vorhandenem Dolus meist Mitthäterschaft von 
Verfasser und Herattsgeber odar Verbreiter angenommen. Vgl 
ScHWABZE S. 130 ft, V. UszT, Pressr. S. 174* i^h Rechtslex. III i S. 
149, 152, Haktmann S. 166 f., Erkenntnisse des preuss. OTriV). in 
GoLTD. Arch. XXI S. 204, 340!., XXV S. 354 f. sowie in Ohpenhoff's 
Kechtspr. XVIU S. 7H0 f., Entsch. des Reichsgerichts IX Nr. 56, XVI 
Nr. 3 (S. 18 f.^. Dagegen wiO Bacmgarten in der Zschr. f. d. ges. 
Strairecbtswiss. V S. 509 ff. die Thateischaft auf den dolosen Ver- 
fasser beschränken. Die Franzosen betrachten den puhlicateur als 
attti tir l>rincipaly den Verfasser, sofern er von jenem verschieden, nur 
als cov%plice \ vgl Chassan I p. 32, 117, 126, 140 ff., Garraud in der 
Zschr. f. d. ges. Strafrechtswns. I S. 547 f. 

2) Welche Selbsttäuschungen bei einer soldien Zusammenfassung 
unvereinbarer Gegensätze zu einem Begriffe mit utit erlaufen, zeigt sich 
besonders deiitUch bei Reknek, Lehrb. §90 (!4. Aull. § 63), der die Unter- 
lassungsverbrechen als negative Handlungen bezeichnet: > Es ist 
bei ihnen sowohl ein Wille, als ein äusseres ErgebmM dieses Willens da 
— nur beides in negativer Weise. Das N icbt wollen des Gebotenen ist 

* 
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dieser Bezeichnung abgeleitete Satz, dass das gemeinsame 
Wesen dieser, zwei entgegengesetzte Begriffe umfisesenden 
»Handlung« Kausalität sei, sowie die weitere Folg^erung, 

tlass die Thäterschaft stets in dem Kausalseineines Sub- 
jekts für einen bestimmten Eifolg bestehe. Dies alles sind 
durch nichts bewiesene, auf falschen Verallgemeinerungen 
beruhende Axiome, die mit der Realität der Dinge nicht 
im Einklänge stehen. 

Kausal sein, d. h. äussere Wirkungen, Veränderungen 
herv(jrrufen, kann nach unwandelbaren Naturgesetzen nur 
die aktive Bewegung, bei Menschen die positive Thätig- 
keit, die Handlung im eigentlichen, natürlichen Sinne 
dieses Wortes, durch dessen Festhalten in der Rechts- 
sprache viele Missverständnisse und Irrthümer vermieden 
worden wären. Die N ich tthäti^keit ist an sich ein 
Nichts, die blosse Net^ation eines Etwas, welche nicht um 
deswillen doch wieder mit den Eigenschaften eines posi- 
tiven Etwas ausgestattet werden darf, weil wir sie mit 
dem positiven Worte »Unterlassung« oder dem, die Vor* 
Stellung einer Aktivität allerdings unwillkflriich hervor- 
rufenden Ausdruck 'Handlung« bezeichnen. Durch ein 
solches Nichts können Verbrechen verübt werden, sofern 
das Recht das damit negirte Etwas von einem Subjekte 
verlangt Die Thäterschaft besteht dann aber nicht in 
dem Kausalwerden, sondern umgekehrt in dem Nicht- 
kausalwerden dieses Subjekts. 

Die Unterlassuni^sdelikt' sind daher sämmtlich ab- 
solut kausalitätslos, und zwar auch dann, wenn die 

nämlich auch dn Wille. Die unterbliebene Ausflihruiig des 

Gebotenen ist auch eine That. Und wenn diese That infolge jenes 

negativen Willens eingetreten ist, so ist dies auch eine Vermittlung 
von Wille und That, also eine Handltinp;*. Das sind in der That 
vollkommene Widersprüche; man sollte docli denken: ein»- neirative 
Handlung ist die Negation einer Handlung, also keine Handlung : 



* 
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Unterlassung darin besteht, dass ein anderweit, d. h. ausser- 
halb des betr. Delikts verursachter Erfolg rechtswidrig von 

Jemand nicht verhindert worden ist. Eine solche 
Nichtverhintlcrun^ kann am allerw enio;sten deshalb kausal 
sein oder als kausal gelten, weil sie rechtswidrig: ist, 
weil von Rechts wegen eine Verhinderung und damit der 
Nichteintritt des betr. Erfolgs verlangt und erwartet wurde: 
denn die Rechtswidrigkeit liegt hier eben gerade in der 
N ich tk au sali tat, in dein N i c h t e i n r e i f e n des 
Subjekts in den anderweit hervorgerufenen Kausalver- 
lauf»). 

i) In besonderer Anwendung auf die Presscltiliktc .sucht HONIG- 
MANX S. 95 f. ans der Vernicidharkcit und Rcclits\vi(liijj;keit einer Un- 
lerlassung deren Kausalität abzuleiten, elicnso wie auch die Ansicht 
des neusten Schriftstellers über diesen Gegenstand, v. kOHLAND's (Die 
stratbare Unterlassung I, 1887) wieder hierauf hinauszugehen sdieint. 
Die Kausalität wird damit zu einem ganz anderen BegriiT gemacht. 
Nicht anders verhält es sich mit dem Versuche von LiSZT's (Lehrb. 
3. Autl. § 29*, die Kausalität der Unterlassung dadurch zu begründen, 
dass er die Kausalität nicht für eine Kraft, sondern für eine Form 
unseres Erkenn ens t rklärt. Nicht um eine F o rm des Erkennens, 
sondern um ein Erkennen selbst handelt es sich , und dieses 
rouss richtig, d. h. den zu erkennenden Objekten entsprechend sein. 
Wir sind niemals berechtigt, Ereignisse als Ursache und Wirkung 
mit einander zu verknüpfen, wenn wir uns nicht Überzeugen, dass sie 
wirklich in diesem Verhältnisse zu einander stehen , und wir dürfen 
daher niemals den Nichteintritt eines Ereignisses als l'rsachc 
eines eingetretenen Erfolges autlassen, da ein solcher Nichteintritt, als 
bloses Nichts , überhaupt nicht Ursache sein kann. v. LiszT kommt 
so dazu, aus einer vulgflren Redeform einen Begriff zu madien, der 
mit dem, was wir sonst unter Kausslitit ventdien, nichts zu thun hat. 
Befürchtet V. I.iszT von der hier vertretenen Auffassun«: eine Auf- 
lösung des bisherigen Handlun^sbe^rills sowie die Nothwendigkeit 
einer Scheidung der allgemeinen Lehren des Strafrechts je für das 
kausale Thun und das nichdcausale Unterhusen, so ist darauf zu er- 
widern, dass eine, Widersprechendes bergende ßnheit keinen Werth 
hat, dass einer der C^rund fehler der bisherigen Strafrechtswissenschaft 
in vorschnellen Generalisiruntxen bestand, und dass jene Auflösung und 
Scheidung in der Thal der einzi^^e Wet^ ist, um zu einer besseren P'in- 
sicht in den Thatbestand und die Thäterschatt der Delikte zu gelangen, 
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Aber auch für die aktiven Begehungsdelikte ist der 
Satz von der Kausalität der Thäterschaft theils nicht rich- 
tig, theils wenigstens nicht ausreichend. 

Gewiss ruft nach Naturgesetzen jede po.sitive Be- 
wegung eines Menschen weitere Bewegungen und Ver- 
änderungen in der äusseren Welt hervor, ist daher noth- 
wendig kausal. Allein damit ist nicht gesagt, dass bei 
allen eine Aktivität des Thätexs erfordernden Delikten die 
damit verbundene kausale Wirksamkeit, die dadurch her- 
vorgerufenen Erfolije ebenfalls mit zum verbrecherischen 
Thatbestand, ihre Hervon utung mit zur Thäterschaft ge- 
hören. In der That ist die alte Eintheilung der (Aktivitäts-) 
Delikte in reine (schlichte) Thätigkeits- und in Er- 
folgsdelikte eine wohl begründete, wenn die Scheidung 
auch nicht immer richtig vollzogen sein mag. Es e^iht in 
unserem Strafret hte eine ganze Reihe von Delikten, deren 
Begehung einfach in der so oder so gestalteten Vornahme 
gewisser Körperbewegungen durch den Thäter besteht, 
deren Thatbestand hiermit erschöpft ist, ohne dass es auf 
die kausalen Wirkungen der betr. Bewegung, sei es des 
ganzen Körjiers, sei es einzelner körperlicher Ort^ane. 
irgendwie ankäme. Auch hierbei kann die Thäterschaft 
nicht als das Kausal werden eines Subjekts für einen 
Erfolg bezeichnet werden. Das Delikt besteht hier zwar 
nicht, wie oben, in einer Nichtkausalität; aber die Kau- 
salität ist hier völlig irrelevant*). 

als es bisher der Fall war. Vgl. meinen Grundriss zu Vorl. über 
d. Strafr. § 23. Die richtia:!. Ansicht vertritt jetzt auch U. Mvyek, 
Lehrb. 4. Aufl. S. 243 f., der von KOHLA^iD S. u8 zu Unrecht lür 
Gegentheil citirt wird. 

Ij Vgl. meinen Grundriss § 21 I; es gehören hierher be^nder^ 
diejenigen Delikte, deren VerÜbung in der (Selbst-) Bewegung einer Per- 
son von Ort so Ort oder in der Vollziehiuig des Beisdilafe b^teht Daas 
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Andererseits gibt es viele Deliktsarten, die zwar ein 

Kausalwerden des Thäters für einen bestimmten Erfolg 
erfordern, bei welchen abtr hiermit allein die Thäterschaft 
in keiner Weise ausreichend charakterisirt ist. Was ist 
damit gesagt, wenn z. B. bei dem Delikt der Gottes- 
lästerung (StGB. § i66) die Thäterschaft als Verursachung 
eines Ärgernisses bezeichnet wird, oder bei Bigamie (StGB. 

171) als Verursachiinor eines n(»Lliin alio^en Eheschlusses, 
bei Beleidigung als Bewirkung der Reception ehren- 
kränkender Gedanken, oder bei den verschiedenen Nöthi- 
gungsdelikten als Herbeiführung einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung, bei Betrug als Verursachung eines 
VermOgensschadens u. s. w.? Hier liegt das Wesen der 
deliktischen Handlung und der Thäterscliaft überall in 
noch ganz anderen Momenten als in der Kausalität für 
einen bestimmten Erfolg. Für die Thäterschaft kommt es 
dabei überall w^entlich auf das Wie der Verursachung 
an, auf die Beschaffenheit der kausalen Zwischenglieder, 
der verursachenden Thätigkeit, auf die Qualifikation des 
Thäter.s selbst, während das blosse Kausalwerden einer 
Person an sich hier höchstens accessorische Theilnahme 
sein kann 

Daneben haben wir dann freilich auch Deliktsarten, 

deren Verübunj^ gerade nur darin besteht, dass ein be- 
stimmter Erfolg durch irgend jemand in irgend welcher 
Weise kausal herbeigeführt wird, so dass für diese be- 
sondere Deliktsgruppe in der That jene angeblich 
allgemeine Thäterschaftsformel Anwendung finden 

hier der Erfolg nicht in dem veränderten Aufenthalt oder in dem 
vollzogenen Beischlaf liegen kann . versteht sich von selbst, da 
dies nur Ausdrücke für die stattgehabte Bewegung sind. 

I) Vgl. meinen Gnindriss § 9 Nr. 2, § 23 Nr. 2—4. 
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kann Diese Gruppe enthält gerade diejenigen Delikts- 
arten, welche, wie besonders Tfldtunor, Körperverletzung^. 

Brandstiftung, der Doktrin seil laii^'e bei der Ausbildun^^ 
der allgemeinen Lehren de*» Strafrechb» als Taradi^men 
gedient haben, und aus deren F.igenthümlichkeiten nun, 
bei ungenügender Beachtung der übrigen Deliktsarten, 
vielfach Sätze als allgemeingültige abgeleitet wurden, 
die in Wahrheit eben nur hier als zutreffend erscheinen. 

Aus den vorstehenden Bemerkungen erhellt, dass es 
eine allgemeine, für alle Deliktsarten passende Definition 
der Thäterschaft, aus welcher deren einzelne Bestandthette 
entnommen werden könnten, nicht g^ibt. Thäterschaft 

im allgemeinen ist ein r< in formaler Begriff: 
man versteht darunter das Verhalten einer Person, welc hes 
irgendeinem gesetzlichen Deliktsbegriff entspricht; Thäter 
ist derjenige, welcher durch sein Verhalten den That- 
bestand eines Delikts realisirt hat. Ein wirklicher Inhalt 
kann diesem Begriffe nur dann gegeben werden, wenn 
man ihn auf diese (xler jene bestimmte Deliktsart bezieht: 
und nur insoweit, als sich auf induktivem Wege, bei der 
Untersuchung des Thatbestands der einzelnen Deliktsaiten 
diese oder jene gemeinsamen Merkmale der Begehung für 
gewisse Gruppen von Delikten herausstellen, wird es zu* 
lässig sein, der Thäterschaft je bei diesen Grupj^en einen 
l)is zu einem gewissen Grade einheitlichen Charakter bei- 
zulegen. 

Indem die strafrechtliche Doktrin, gewohnt ihre all- 
gemeinen Lehren statt aus den einzelnen DelikLsarteTi. aus 
abstrakten Sätzen herzuleiten, diese Verschiedenheiten der 

r) Vgl. meinen Grundriss »; 22 Nr. I, WO diese Deliktsgruppe als 
»schlichte (d. h. wt ittif Qualifikationen nicht erfordernde) Venir- 
hachungs- uder Vcrhindcrung.sdelikte« bezeichnet ist. 
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Thäterschaft übersah, hat sie sich der wichtigsten Grund- 
lage für die Abgrenzung derselben gegenüber der Vor> 

bereitung des Delikts wie gegenüber der Beihülfe 
beraubt. 

§ I> 

Was für die Thäterschaft im allgemeinen, gilt im be- 
sonderen auch für diejenige bei Pressdelikten. Aueh bei 
diesen lassen sich ein einheitlicher Begriti und einheitliche 
Requisite der Thäterschaft a priori nicht aufsteilen. 

Allerdings ergibt sich aus den Erörterungen in § 13 
über den Thatbestand der Pressdelikte, dass dieselben 
sämmtlich in die Kategorie der Verursachungsde- 
likte gehören und daher zur l l aterschaft das Kausal- 
werden einer Person für einen bestimmten, und zwar durch 
eine Druckschrift zu vermittelnden Erfolg verlangen. Allein 
abgesehen davon, dass dieser Erfolg selbst bei den ein- 
zelnen hierher gehörigen Deliktsarten ein verschiedener 
ist (theils wirkliche, theils nur mögliche Erkenntniss 
des Inhalts einer Druckschrift durch Dritte), macht sich 
bei ihnen noch eine andere \'ersehicdenheit geltend, welche 
gerade für die Frage der Thäterschaft von besonderer 
Wichtigkeit ist, eine Verschiedenheit, der zufolge das Sub- 
jekt der Verbreitung durchaus nicht immer ohne Wei- 
teres auch als Subjekt des Delikts erscheint. 

Alle Pressdt likte bestehen in Gedankenäusserungen. 
Während aber einige derselben dem gesetzlichen That- 
bestände nach verlangen, dass der Inhalt der geistigen 
Mittheilung gerade in Gedanken des die Äusserung 
bewirkenden Subjekts selbst, und sonach die 
Thäterschaft in der \'eröfi"entlichung, bezw. Bekanntgebung 
eigener Gedanken besteht, genügt es bei andern, 



265 



Digitized by Google 



wenn ein bestimmter GtHlankeninhalt, i^lciclii^iiltior von wem 
er herrührt oder wem et cijj^en ist, überhaupt von irgend 
Jemand verc jffentlicht oder anderen mitgetheilt ist Diese 
beiden Klassen sind getrennt ins Auge zu fassen. 

Zur ersten Klasse gehören zunächst alle diejenigen 
Delikte, welche in der Kundgebung eines Willens oder 
einer Absicht bestehen, sei es dass diese Absicht auf 
die Handlun^^ eines Andern oder auf eine eijs^ene Hand- 
lunj^ des Äussernden gerichtet ist'): die stral baren Auf- 
forderungen, Anreizungen, Herausforderungen, Erbie- 
tungen, Drohungen, Ankündigungen, Ausbietun f^en, F.m- 
pfehlungen. Hier kann der Verbreiter von Druckschriften 
solchen Inhalts als Thftter des Delikts nur dann ange* 
sehen werden, wenn dieser Inhalt sein Inhalt d. h. Pro* 
dukt seines Geistes, einer in ihm stattgehabten Willens- 
n^uni^ ist, wenn er zugleich das Subjekt der darin 
e n t Ii a 1 1 v. n e n W i 1 1 e n s a ii s s p r ü c h e ist, w enn v r durch 
Mitthcilun^j^ seines Willens auf die Haiullunj^en anderer 
auffordernd, anreizend u. s. w. einwirken, bezw. wenn er 
seinen Willen zu eigenen künftigen Handlungen dro- 
hend, sich erbietend u. s. w. anderen mittheilen will. 

Femer gehören hierher diejenigen Delikte, welche in 
der Mittheilung eines eigenen Urtheils bestehen, sei 
es eines Werthurtheils über Personen oder Dinge, wie 
Beleidigungen und Beschimpfungen, sei es eines Urtheils 
über die Wahrheit von 'riiat>achen, wie die Behauptung 
herabwürdigender Thatsachen in StGB. § i8ü*). Die herab- 

I) Vgl oben S. 248. 

3) Fflr die in StGB. § 186 unter Strafe gestellte sog. flble Kach- 
rede ist das Erfordemiss eines vom Thäter selbst ausgehenden Ur- 
theils allordintjK (Icsli.ill ) ohne rn-ossc ni-dcnitunp: , weil dieses De likt 
nicht nur durcli B i- h a u |i t u n g , .sotuU-i ii auc h iturch \* e r b r c 1 t u n <x 
lierabwüidigendcr 1 hal.>aclicn begangen wenlen kann und IcUicic ein 

eigenes Urtheil über die mi^dieilte Thatsacbe nicht erfordert. Vgl. 
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würdigende Äusserung muss hier die eigene Meinung des 
Äussernden über Personen, Dinge, Vorgänge zum Aus- 
druck bringen, er muss nicht nur äusserndes, sondern 
urt heilen des Subjekt sein, wenn er als Thäter des 
Delikts erscheinen soll. 

Dies Requisit des eigenen Willens oder eigenen Ur- 
theils des Thäters hat selbstverständlich mit dem rechts- 
widrigen Vorsatz, dem Dolus desselben nichts zu thun, 
obschon man häufit^ f;^enu<j, und zwar gL-nide auch in der 
Rechtsprechung^, beide Momente mit einander konfundirt 
hat. Ks handelt sich hier nicht um ein Moment der sub- 
jektiven Verschuldung, nicht um die Kenntniss des 
Inhalts der Druckschrift oder den Willen, dieselbe zu ver- 
öffentlichen, sondern um die Beschaffenheit dieses Inhalts 
sell)>t, um ein Moment der rechtswidriti^en Handlung; 
es ist der oft hervorgehobene und doch so oft wieder über- 
sehene Gegensatz zwischen Ä usserungswille und ge- 
äussertem, erklärtem Willen, bezw. Gedanken. Der 
Herausgeber oder Verbreiter einer, eine strafbare Auf- 
forderun<j^, Drohung, Beleidigung, Behauptung ehren- 
rühriger Thatsachen u. s. w. entlialteiKK n Druckschrift 
mAix n()( h so g(^naue Kenntniss von diesem Inhalt und 
nocti so sehr die Absicht seiner Bekanntmachung haben, 

John in v. Holtzendorpf's Handb. d. d. Strafr. III S. 176: »Be- 
hauptet wird dasjenige, was man als eigene Ansicht oder Über- 
zeugung ausspricht. Verbreitet wird eine Tliat.sache , wenn man 

dasi^'niire, was man erf.ihren hat, Aiuii ron mittheilt ; Lili-i« h^ültii:: i^vt «-s 
dabei, ob tlor Verbreitende die betr. 1 hat.N.u hcn ais eij;' m oder als 
Beliauptungcn Anderer weiter bringt* . ÜucHü w, »las. S 350 b, 
HAlschner, gem. d. Strafr. II S. 193, H. Meyer, Lehrb. 4. Aufl. S. 610 f. 
Das Wort »Verbreitungc ist hier in einem anderen Sinn genommen, 
als sonst, besonders im Pressrecht , }>:ebräuclilich; es bedeutet hier 
nur Mittheihuig; an Andere. Die ihn* Ii \'( i lireitctv be<r aiijrenc üble 
Naehrede (jchi i t daher in die zweite der oben untcnsdiiedcnen Klaiöen 
von Prcssdeiikten. 
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er ist trotzdem nicht T h ä t e r , sondern höchstens G e - 
hülfe des hieidim h bef^angenen Delikts, wenn nicht zu- 
gleich die in der Druckschrift verkörperte Aufforderung 
oder Drohung die Äusserung eines in ihm selbst statt* 
gehabten Willensvorgangs, wenn nicht die darin enthaltene 
Beleidigung oder Behauptung das Produkt seines Den- 
kens und Urtheilens ist Wer einer von einem Andern 
ausgehen« K n, in einer Diuckschrift niedergelegten straf- 
baren Autl»»rdt riing, (Drohung, Beleidigung. Reliauptun«: 
u, s, w. dolorer Weise zur Publizität verhilft, hat ebenso- 
wenig im Sinne von StGB. §§ iio, 126, iSs, 186, 241 u« s. w. 
aufgefordert, gedroht, beleidigt, behauptet, 
als derjenige, welcher etwa doloser Weise die Thüren oder 
Fenster eines umschlossenen Raumes öfihet, damit die von 
einem Andern im Inneren gehaltene Rede solchen In- 
halts von der draussen harrenden Menge vernommen 
werde 

Andort rscits ist aber zur Thäterschaft bei diei>en De- 
likten durchaus nicht erforderlich, dass der Äussernde der 



I) Das ist, wir rjt'snirt . in ckr Praxis nur allzu häufig verkiinnt 
Wehrden und es sind insbesondere weoen durch die Presse be^^anut n< r 
strat t)arcr Aufforderungen vieltach Personen als Thüter veruniieilt 
worden, welchen nur die Verbreitung der von einem Anderen au^^e. 
gangenen Aufforderung zur Last gelegt werden konnte. Indem man 
die in der AufTordcning liegende Absicht irriger Weise zum Dolus 
rechnete, kam man olx rstrichtprlich — und zwar mehrfach im Gegen- 
satz zu der riclitjgeren Autt;i8sung der unteren Instanzen — zu dem 
Resultat, dass zur Thäterschaft bei soldien Delikten subjektiv nur 
Kenntniss von dem Inhalt der Druckschrift und Verbreitungs Vorsatz 
gehöre: ein Resultat, das m. EL gegen jus in thesi clanim versiösst. 
Vgl. die Erkenntnisse des preuss. OTrib. in Gmin. Arch. XXIII 
S. 504 f., XXIV S. 144 1., 221, in Oppenhokf's Kechtspr. XVI S. 786, 
XVII S. 815 f-, sowie Entsdi. des Reichsgerichts VII S. 115« IX S. 73: 
richtiger die in dem Erk. des OTrib. v. 13. Hat 74 (STENGLfiiN*s Zschr. 
IV S. II) mitgeth« iitr unterinstanzliche Feststellung, sowie Häls(HNER, 
gem. d. Strafr. II S. 799. Vgl. auch IJrth. des bayr. KasSi-Hoht v. 
14. März 1874 in Üdi.td. Arch. XXII S. 382 ff. 
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erste Urheber oder Verfasser des geäusserten In- 
halts der Druckschrift sei. Auf die Originalität der Kon- 
zeption, sowie auf die Abfassung oder Redaktion der betr. 
Gedanken kommt daflQr gar nichts an ; der Verfasser oder 
Redakteur des in einer Druckschrift nieder<2^ele<^ten straf- 
baren Ciedanktninhalts hat als solcher mit der Thäter- 
schaft nichts zu thim. Dies versteht sich von selbst, wenn 
der Verfasser an der Veröffentlichung der Druck- 
schrift keinen Antheü genommen oder nichts davon ge- 
wusst hat; aber auch dann, wenn dies alles zutrifft, kann 
trotzdem der \\irkliche riiäter eine ^anz andere Person 
sein. Dies nämlieh dann, wenn derjenige, welcher den 
zu äussernden Gedankeninhalt zuerst konzipirt oder in 
schriftliche Form gebracht hat, damit in Wahrheit nicht 
seine Absicht oder seine Meinung zum Ausdruck 
bringen, sondern einem Andern den StoiF oder die Form 
für dessen Absicht oder dessen Meinung behufs Be- 
kanntmachung durch die Presse liefern wollte. Eignet sich 
ein Anderer einen solchen Entwurf, einen zimächst nur 
hypothetischen und gewissermaassen subjektlosen Willens- 
und Meinungsinhalt an, nimmt er ihn in sein Wollen und 
Denken auf, macht er sich zum Subjekt desselben und 
publizirt er ihn nun durch die Presse, so ist dieser An- 
dere, nicht der Verfasser, der I häter des so verübten 
Pressdelikts; letzterer kann höchstens als Gehülfe oder 
auch als Anstifter verantwortlich gemacht werden. 

Ein Dritter kann übrigens auch dann, wenn der Ver- 
fasser eines Aufsatzes für sich selbst gesprochen hat, die 
in demselben enthaltenen Absichtc-n und Meinungen zu 
seinen eigenen, zu seinem eigenen Wollen und Denken 
machen und dieses sein Wollen und Denken durch Pub- 
likation einer Druckschrift zur Aussprache und Mittheilung 
bringen. Wirkt dann auch der Verfasser vorsätzlich zur 
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Publikation dieser Druckschrift mit, so liegt gemeinsame 
Äusserung gemeinsamer (bedanken, sonach Mitthäterschaft 
vor. W ann dies der Fall, ist (|naesti<' facti, und lasst »-ich 
nichi nach al)strakten Gesichtspunkten, inshesondere nicht 
nach der press gewerblichen Stellung der betheiligten 
Subjekte als Verleger, Herauspjeber, Redakteur, Verbreiter 
u. s. w. von vom herein bestimmen. Blosses Einverständniss 
oder Genehmigung des von einem Anderen herrührenden 
Gedankenkomplexes ist noch keine Aneignung der darin 
enthaltenen Absichten und Urtheile. 

l'^bensdwenig wie die Autorschaft ist zur Thäterst halt 
bei diesen Delikten erforderlich, dass der Thäter als Sub- 
jekt der geäusserten AI )si( Ilten und Urtheile in der Auf- 
zeichnung selbst genannt oder sonst ersichtlich gemacht 
sei ; er braucht insbesondere nicht grammatisches Sub- 
jekt der Sätze zu sein, durch welche seine Absichten und 
Urtheile ausgesprochen werden. Die Aufzeichnung kann 
ganz unpersönlich gcfasst sein; ja sie kann auch in der 
Weise stylisirt oder eingekleidet werden, dass die betr. 
Äusserungen sich schembar als Äusserungen ganz anderer, 
sei es wirklicher, sei es linj^irter Personen darstellen. Die 
Thäterschaft hängt hier nicht von Styl und Fassung, son- 
dern davon ab, ob gewisse geäusserte Absichten oder Ur- 
theile thatsächlich Produkte des Willens- oder Denkpro- 
zesses bestimmter Personen sind oder nicht, und das lässt 
sich je nur aus den Umständen des konkreten Falls er- 
kennen. 

Nur soviel wird man im Allijemeinen sagen kcmnen, 
dass, wenn Jemand l)ei Abfassung; x'iner durch die l^resse 
publij^irten strafbaren Absichten oder Urtheile in der ersten 
Person gesprochen, oder durch Namensangabe in der Über- 
oder Unterschrift sich selbst als deren Autor bezeichnet 
hat, so dass sich aus dem Kontext der Druckschrift die 
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! n Ii e i t lies S u bj e k t ■> (Irr 1 xii . .\iL^>d ün<jen erifibt, — 
das.s dann eine Aneignung und Aussprache eben dieser 
Absichten oder Urtheüe in derselben Druckschrift durch 
andere Personen für ausgeschlossen und der Autor in der 
That als der alleinige Thäter zu erachten ist Gleichgültig 
hierfür ist, ob die Veröffentlichung in einer periodischen 
oder einer nichtperiodischen Druckschrift, in einem selbst- 
ständigen oder in einem Sammelwerk erfolgt ist; auch in 
letzterem Falle und der sich in solcher Weise nennende 
Verfasser, und nicht der Redakteur der Thäter des ver- 
übten Fressdeiikts sein. 

Aus dem Bisherigen ergibt sich, dass zur Thäterschaft 
bei dieser Klasse von Pressdelikten, abgesehen vom Dolus, 
zweiMomentein einer und derselben Person zusammen* 
treffen müssen: der Thäter muss Subjekt der geäusserten 
Absichten oder Urtheile sein, und er muss ausserdem zur 
Publikation oder Bekanntmaclmn^ derselben mittelst der 
Presse kausal in i t e wirk t Iiiben. l*!s ist nocli auf 
einen wichtigen Unterschied beziiL^lich dieser beiden Mo- 
mente aufmerksam zu machen, d« r >i( h ähnlich auch bei 
anderen Deliktsarten geltend macht, aber bislang von der 
strafrechtlichen Doktrin und Praxis nicht genügend be- 
achtet worden ist. 

Die Kausalität des Thäters braucht keine direkte 
zu sein, seine Thätigkeit braucht den Erfolg nicht un- 
mittelbar nach sich zu ziclu^n, sondern der Kausalzu- 
samnicnhaivLc zwischen beiden kann, wie bei allen Ver- 
ursachungsdelikten , durch beliebig viele Zwischen- 
glieder vermittelt sein. Als solche kausalen Zwischen- 
glieder können sich auch Handlungen anderer, durch den 
Thäter beeinflusster Personen einschieben, sofern letztere 
nur nicht selbst hierdurch zu Thätem werden, d. h. alle 
Thäterrequisite in sich vereinen. Der Ersthandelnde hat 
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unter sulclu r Voraussetzunf^ die von ihm anijeregte und 
nun auf den Erfolg hinwirkende Thätif^keit der Anderen 
mitzu vertreten, sie wird ihm als Theil seiner Thäter- 
handlung angerechnet, deren Beginn (»Anfang der Aus- 
fuhrungt) bereits mit der von ihm ausgehenden Anregung 
der Andern, also z. B. bereits mit der Obergabe des Ma- 
nuscripts seitens des Verfassers an den Verleger oder an 
den Ke-dakteur einer periodischen Druckschrift behufs Ver- 
öffentlich uns: dessell)en durch den Druck, ^je^eben ist. 
Ks sind &ds Fälle der sog. mittelbaren oder fingirten 
Thäterscluift, welche bei Pressdelikten ebenso gut wie bei 
anderen Deiiktsarten Fiats greifen kann. 

Anders verhält es sich dagegen mit dem andern 
Thäterschaftsmoment, dem Subjektsein bezüglich der 
geäusserten strafbaren Absichten und Urtheile. Dies ist 
eine höchst persönliche Qualität oder vielmehr Funk- 
tion, welche nothwendisf in der Person eines jeden Thäter» 
selljst zutretlen muss und demselben nicht durch Andere, 
Thäter oder Nichtthäter, vermittelt, nicht von Anderen 
auf den Thäter übertragen werden kann^). Von mehreren, 
zur Publikation eines strafbaren Presserzeugnisses der hier 
in Rede stehenden Art beitragenden Personen ist stets nur 
derjenige Thäter, welcher persönlich das Subjekt der 
betr. Gedankenäussenmg ist; auf dieses Subjekt muss zur 
Konstatirung der Thäterschaft stets zurückgegangen \\ « r- 
den. Die ihm folgenden, von ihm benutzten Mittelsper- 

1) Aus diesem Gnmde erscheint es auch als g.ln/Iich verfehlt, wenn 
HuxKiMANN S. gsf., 102 eine BegehunfT der Pressdelikte durch Unter- 
lasüuug, durch Nichtverhinderung der ütrat baren Publikation eines 
Anderen für möglich erklärt, sofern Jemand zu dieser Verhindenmi^ 
verpflichtet und filhtg gewesen sei (vgl. oben S. 261 Anm. iji, und wenn 
IT hi( i.iuf ilie Thäterschaft des nicht redigirenden, aber zur Redak- 
tion beru tenen Redakteurs einer periodischen Druckschrift strafba- 
ren Inhaltii bu^iiren will. Vgl. auch oben S. 146 f. 
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sonen sind keine Thäter, und zwar auch dann nicht, wenn 
sie dolos gehandelt haben; trotz ihres Dolus vermitteln 
sie hier als blosse Werkzeuge des Thäters den Ertblg 
und sind daher als Gehülfen zu bestrafen*). 

Dagegen ist eine solche « den Erfolg herbeiführende 
Mittelsperson dann selbst Thäter, wenn sie von einem An- 
deren dolos veranlasst oder dabei unterstützt wurde, ihre 
strafbare Absicht oder Meinung durch die Presse der 
Öffentlichkeit zu überliefern. Jener Andere ist liier nur 
Anstifter oder Gehülfe; er ist selbst dann nicht Thäter, 
wenn er das Subjekt der strafbaren Absicht oder Meinung 
doloser Weise zu einer kulposen oder gänzlich schuld* 
losen AusserunjS^ derselben veranlasst oder bei einer 
solchen unterstützt liat. In einem solchen l allt liegt über- 
haupt keine Thäterschaft vor, weder für das Subjekt der 
geäusserten strafbaren Absicht oder Meinung, wegen 
fehlenden Dolus, noch für den die strafbare Gedanken- 
äusserung hervorrufenden oder unterstützenden Dritten, 
weil er nicht Subjekt der ^geäusserten strafbaren AutTorde- 
rung, Drohung) Beleidigung, Behauptung u. s. w. ist. Von 
einer mittelbaren Begehung des betr. Delikts kann hier 
ebensowenig die Rede sein, als z. B. im Falle des StGB. 
§ i6o von einer mittelbaren Begehung des Meineids, oder 

I) Vgl. meinen Gnindnss § 78 II 2 b. Es ist irrig, wenn man eine 
durch Andere vermittelte, so..«^, mittclVKire Regehtmg eines Delikts nur 
bei Benutzung unzurechnunj^slahiger oder sonst des Dolus cnnan- 
gelnder Personen für möglich hält. (So HälSCHNEK, gem. deutsches 
Strafr. I S. 368, 398 f., 446 f., H. Mbyek, Lebrb. d. d. Strafr. 4. Aufl. 
S. 227 f*} 375, V. UszT, ijehrb. d. d. Strafr. 3. Aufl. S. aio, OLSHAUSBKf 
Kommentar z. StGB. 2. AufL S. 183. 189.) Auch dies ist eim unbe- 
rechtigte Verallgemeinerung dessen, was nur für die schlichten V'er- 
ursachune;sdclikte (\'y>;\. oben S. 264 Anm. I) zutritU. Bei allen Delikten 
dagegen, welche eine besondere Qualifikation der Person des Thäters 
oder seiner persönlichen Thätigkeit erfordern, ist auch eine mittelbare 
Begdiung durch dolose Gehttlfen mO^ch, sofern nur deren Person, 
bezw. deren Thfitigkeit der betr. Qualifikation entbehrt 
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im Falle der Gewaltanwendung seitens einer Frau, um 
einem Manne den ausserehelichen Beischlaf mit einer 
Dritten zu ermöglichen, von einer mittelbaren Begehung 
der Nothzucht durch jene Frau 

8 16. 

Nel)« n clcr bisher besprochenen Klasse von Prt-ss- 
deltkten giebt es nun aber, wie bereits erwähnt, andere, 

l) Die heid' n zuJptzt erwähnten Fälle werden in der Doktrin ije- 
wiihnlich im enijii L;' iii:.< setzten Sinn autj^efasst, nuicin nian auch hier 
die für die Vennittkuif; des Kausulzusammenhiinj;s j;eUenden Sätze 
willkürlich auf die abrifi;en, höchst personlichen Thatbestandsmomente 
anwendet und ancli diese von einer Person auf die andere übertragen 
zu können ghuibt, um ein ZusamnientretVen aller in einer Person zu 
erzielen. \'tr1. HÄr.srnxEK, das m. dent^rhe Strafreeht I S. 
II S. 230, uyj i., V. LisZT, Lehrb. 3. Aull. S. 21 1, 358, 569, H. MEYliK, 
Lelirb. 4. Aufl. S. 228, 970 inchti<^ dagegen S. 995) u. a. Allein da« 
Gesetz verlangt zum Thatbestand d«.s Meineids den eigenen Schwur 
des Thätcrs, zu iU?m der Nothzucht die persönliche Vollziehuntj dis 
Beischlafs mit < in<'r l'raii , also seitens eines Mannes, itnd 
kann daher die ili.ttcrsclialt die^ier Delikte niemals, aud» nicht imiii.i- 
bar, dadurch beg;rttndet werden, dass Jemand einen Anderen zum 
Schworen, das» eine Frau einen Mann zum Beischlaf veranlasst oder 
ihn dabei unterstützt. Ebensowenig; k.mii ein Delikt , dessen ^i^scLz- 
Ü» hf^r Kl in in rinfr Autforderun^ , Drohung u. s. w. Iiestcht , in der 
Wevse verübt werden, dass Jemand einen Anderen veranlasst, seiner- 
j$etts aufzufordern, zu drohen u. s. w. — Natürlich ist auch Mitthftter- 
schaft bei den, eine besondere Qualifikation der Person oderThatifr« 
keit des Tliiiters erfonh^rnden Delikten nur dann möjjlich , wenn di<; 
betr. Qualitücation bei ied<nn der nu hreren zu ijemeinsamf^m Ertolir 
zuiammenw irkenden Persemen zutritit. Ein Herüberziehen derselbea 
von einem auf den anderen, die Behandlung einer nicht qualifizirten 
Person akt Mitthäter, weil sie mit einer qualifizirten Person, wenngleich 
vorsätzlich und wissentlich, zusammengewirkt hat, wie solches von 
H üsinxKK I S. 131 f., 438, V. Ijszt, Lehrb. S. 212 u. a., .sowie speziell 
tür die Pressileliktc von H0.NIGMAN.N a. a. O. S. 100 f. vertreten wird, 
widerspricht dem in^setzlichen Thatbestand dieser Deliktsacten sowie 
dem aus StGB. § 47 sich ergebenden Satze, dass Mitthaterschaft Aus* 
f U h r u n g des Delikts, sonach Thflterschaft ist und daher alle Requisite 
einer solchen aufweisen muss. 
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bei welchen es auf eine Äusserung oder Mittheilung 
eigrener Geistesvor^än«je in keiner Weise ankommt. Es 
«gehören hierher diejeni^^en Delikte, welche bestehen in 
der Bekanntmachung oder Verotfenthchung von Nach- 
richten, Vorgängen, Zuständen, wörtlichen oder bildlichen 
Darstellungen dieses oder jenes gesetzlich bestimmten In- 
halts, ohne Rücksicht auf das persönliche Verhältniss des 
Thäters zu diesem Inhalt*). Von wem derselbe auch her- 
rühren maq^, er wird als «gegeben vorauss^esetzt, und das 
Delikt wird dadurch begangen, dass ein solcher gegebener 
Inhalt von urgend Jemand bekannt gemacht, veröffentlicht, 
verbreitet wird, d. h. also, dass bezüglich dieses Inhalts 
durch irgend Jemand ein bestimmter Erfolg herbei<;e- 
führt wird. Es handelt sich sonach hierbei in der That 
nur um einfache, schlichte Verursachun^sdelikte, welche 
eine besondere Qualifikation des Thäters oder seiner per- 
sönlichen Thätigkeit in keiner Weise erfordern. 

Daher besteht bei Begehung dieser und gerade nur 
dieser Kategorie strafbarer Handlungen durch die Presse 
die Thäterscliatt zunächst einfarh darin , dass irs^end je- 
mand mit rechtswidrigem Vorsatz irgend eine Thätigkeit 
vornimmt, durch welche eine Druckschrift solchen Inhalts 
in kausaler Weise zur Publizität gebracht wird: Thäter 
ist hier in der That der vorsätzliche Verursacher dieser 
Publizität, der VeröfFentlicher, Verbreiter der Druckschrift, 
w el( heu die <2femeine Meinung zum Thäter der Pressdelikte 
überhaupt machen will*). 

Zu einer solchen Veröffentlichung können nun aber 

1) StGB. §§ 92 Nr. 1, 184, 186 (verb.: »verbreitet« ; vgl. oben S. 266 f. 
Anm. 2). 3^0 Nr. i, Pressges. §§ 15, 17, 28, Sozialistenges. § 19, Ges. 
über die Öffentlichkeit der Gerichtsverb. v. 5. April 1888 Art. III, IV. 
Vgl. oben S, 22S Anm. 6, 7, 

2) Vgl. oben S. 259 Anm. I. 
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und werden regelmässig mehrere Personen kausal 
wirksam sein, und es fragt sich, wie sich in diesem Fall 

die Thäterschaft von der blos accessorischen Theilnahiiie 
insbesondere der Beihülfe unten>cheidft Diese Fraise 
stösst ^^erade bei der Deliktsgruppe, zu welcher diese Ver- 
öifentlichungen gehören, bei den schlichten Verursachungs- 
delikten auf grosse Schwierigkeiten, da einerseits auch die 
BeihOlfe Kausalität verlangt, andererseits aber nach dem 
f^esetzlK lien Thatbestande dieser Delikte jede Art von 
Kausalität die Thäterschaft zu begründen «geeignet ii^t. 
Trotzdem ist jedoch auch hier nicht jedes Kausalsein 
gleich Thäterschaft^). 

Nach unserem bestehenden Recht kann eine, auf 
einen deltktischen Erfolg kausal hinwirkende Person als 
Thäter des Delikts dann nicht angesehen werden , wenn 
innt-rhalb der, zwischen ihrer Thätigkeit und dein Ijetr. 
Rrfol:; bestehenden Kausalreihe als Mittelglied die Thätig* 
keit einer anderen Person') eingeschlossen ist, welche 



1) Die bisherigen Versuche der Doktrin zur Abgrenzung von Thäter- 
schaft und BeihtUfe — die versdiiedenen objektiven und subjektiven 
Theorieen — leiden wieder alle an dem Grundfehler unberechtigter 

Venillgcmeinerung. Eine Frage, die nur in Beziehung auf je einzetee 
DeliktsijTMppon iliri L/Ssnnq^ finden kann, soll in einheitlicher \V<=Mse 
für alle Delikte;! rttti entst liieilen werden: ein Bes^innen , welches um 
HO mehr scheitern mu.ss, als man ilabci gewöhnlich keine einzige DcJikts- 
art auf ihre innere Struktur genauer pittft: Ganz verwerflich eischeint 
die zwischen anunus auctoris und animus socii unterscheidende sof^. 
suhj( ktive Theorie, welche auf vöUiger Unklarheit über das Wesen 
d<-s Dolu-s, drr verlir^'- ln i'-' li' ii Willensrichtung« beruht, was hier 

freilich nicht weiter beu^m:' ! i werd» ii kann. 

2) Liegen zwischen einer menschlichen Thätigkeit und dem dadurch 
berbeigef&hiten Erfolg als kausale Mitte%lieder noch weitere, die Thäter- 
schaftsrequisite aufweisende Thätigkeiten derselben Person, so 

beginnt die Thäterschaft , die eigendiche Begehung oder Ausführung 
des Delikts erst mit dem letzten dieser Thätigkeitsakte ; die früheren 
Akte sinfl dann hiose Vfirbt reittinr^shandlungen. Vorbereitim^hand- 
lungen rni Gegeiuiatzc ziur Ausführung (und daher auch zum Vei)»uche) 
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selbst alle Requisite der Thäterschaft aufzuweisen hat'). 
Hier miiss zunächst diese letztere Person unzweifelhaft als 
wirklicher Thäter gelten ; sie hat den Erfolg in der relativ 
(d. h. im Verhältnlss zu den anderen, in derselben Kausal- 
reihe mitwirkenden Personen) direktesten Weise her- 
lieigeführt; es gibt Niemand, der dem Erfolg näherstünde, 
mehr daran betheilig^t wäre, wie sie. Dagegen macht 
sich in einem solchen Falle die Kausalität der ersten 
Person zunächst nur dahin geltend, dass sie auf die Mittels- 
person und deren, den Erfolg herbeiführende Thätigkeit, 
anregend oder fördernd einwirkt, indem sie entweder in 
dieser den Entschluss zur deliktischen Thätigkeit hervor- 
ruft oder ihr die Bedingungen zur Vornahme derselben 
beschafft. Nur durch die Thätigkeit der Mittelsperson 
hindurch, also in indirekterer Weise als diese, wirkt 
hier die erste Person auf den luntritt des Krfolgs: ihre 
^^''irksaInkeit wird in diejenige der Mittelsperson aufge- 
nommen, von derselben gewissermaassen resorbirt, und 
kommt nur in und mit dieser dem Erfolg gegenüber zur 
Geltung. Diese indirekte Kausalität der ersten Person ist 
hiemach von derjenigen der Mittelsperson abhängig, 
während die der letzteren zwar mit aus der Thätigkeit der 
ersteren Person entspringt, in ihrer Wirksamkeit 
für den Krfolg aber durcli dieselbe nicht beeintlusst wird. 
Eine Thätigkeit nun, welche in dieser indirekten Weise, 



sind nicht sok^he, durch welche der Erfolg vorbereitet wird: dann 
wäre in der That eine Scheidun beider nicht möglich ; sondern solche, 
durch welche Jemand sich selbst vorbereitet zu weiteren ver- 
ursachenden Akten, znr Ausführung. Vgl. meinen Gnindriss § 21 

ü 3, § 39 II 3. 

I) Anders, wenn neben der kausalen Thätigkeit einer Person ein 
Anderer durch eine von jener unabhängige Thätigkeit eine neue 

Kausalreihe eröffnet, welche eist im Erfolge mit der ersteren zusammen- 

trifTt, <l«nst.ll)on mit jener «gemeinsam, d. h. i^ltich direkt herbei« 
führt: hier liegt beiderseiUge Thäterüchalt (Mitthätcrschatt) vor. 



durch die Thäterschaft eines Anderen hindurch, für einen 
rechtswidrigen Erfolg kausal wird, qualifizirt sich nach 
unserem Rechte als accessorische Theilnahme, 

d. h. entweder als Anstittun^, sofern ihre Einwirkun*: 
auf die Mittelsperson, d. h. also den Thäter, in der Her- 
vorrufung seines Entschlusses zur Begehung des Ver- 
brechens besteht, oder als Beihülfe, sofern sich diese 
Einwirkung als Ermö^lichung oder Erleichte* 
run*? der Be<ijehiin<4sthätif^keit der Mittelsperson, 
d. h. als HiilfVleisiuiii4 zur Befi;ehun<2^ des Verbrechens 
durch den Thäter darstellt. Eine derartige indirekte Kau- 
salität muss daher nach den allgemeinen, die einzelDen 
Thatbestände insoweit einschränkenden Bestimmungen in 
StGB. ij§ 48, 49 bei allen, auch bei den reinen Verur- 
sachunj^sdelikten von der Tl^äterschaft ausscheiden. 

Der Ausschluss dieser indirekten Kausalität von d» : 
Thäterschaft setzt, wie i^esagt, voraus, dass die, ihre Ver- 
bindung mit dem Erfolg begründende direkte Kausalität 
der Mittelsperson sich selbst als Thäterschaft darstelle, alle 
Requisite derselben an sich habe. Zur Thäterschaft bei 
den reinen Verursacluini,r^deHkten ist nun ausser dem 
Kausalwerden eines Subjekts für einen bestimmten Erfolj^ 
nur noch Verschuldung desselben, insonderheit Doiud, 
erforderlich. Daher erscheint hier die Mittelsperson immer 
dann ohne Weiteres als Thäter und schliesst die hinter 
ihr stehende, auf sie einwirkende Person von der Thäter- 
sfOi.ift aus. wenn sie selbst dolos ijeliandelt hat V). Ferner 
ergibt sich, dass, wenn in einer und derselben Kausalreihe 
eine grössere Anzahl von Personen zur Heibeifühning 
des Erfolgs mitgewirkt haben, von diesen je derjenige und 

I) Do lose IMittt Ispersonen können daher bei diesen Deliki>- 
arten niemals bluse GehUlfen (dolose Werkzeuge) sein; vgl. obe& 
S. 273 Anm. I. 
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nur dcrjenio^e Thäter des Delikts ist, welcher dulo^cr 
Weise die letzte und direktest wirkende Tliätigkeit 
in der Reibe vorg^enommen hat; alle Hintermänner können 
nur Anstifter oder Gehülfen sein^). 

Wendet man diese Sätze auf die durch Veröffent- 
lichung von Drucksschriften eines bestimmten, aber ge- 
wi^scnnaasscn .subjektlosen Inhalts l)( <^an£^'enen Pressdelikte 
an , so ergibt sich , dass hier von mehreren an der Publi- 
kation betheiligten Personen je diejenigen Thäter sind, 
welche vorsätzlich und wissentlich eine Thätigkeit vor- 
genommen haben, durch welche, ohne weitere Ver- 
mittlun«; durch die dolose ThätijSfkeit eines 
Andern, die Publizität (kr Druckscluift bewirkt worden 
ist. Das sind in erster Linie diejenigen, welche die Druck- 
schrift, bezw. einzelne Exemplare derselben, an Personen 
des Publikums zur Kenntntssnahme direkt übergeben oder 
sie zu diesem Zweck öffentlich ausgestellt oder angeschla- 
gen haben: die Verbreiter im engeren Sinn (PG. § 21), 
insbei>ondere die Sortimentsbuchhändler und anderen Ver- 
käufer der Druckschritt. Erst wenn und soweit diese Per- 
sonen ohne Dolus, insbesondere ohne Kenntniss von dem 
Inhalte der Druckschrift gehandelt haben, kann behufs 
Konstatirung der Thäterschaft auf den Verleger, und je 

i) Der l'ntrmchied zwischen Tliätusrluift uiul Beihülfe liegt somit 
Ijoi dieser üeUktsgruppc in der Iliat in der Beschatlenheit drr Kausa- 
lität der initwirkrndt n Personen. Nur handelt es sich dabei nicht, wie 
üic ältere objektive Theorie aiiuahiu, um den Unterschied zwischen 
Haupt- und Nebenuisache, sondern «wischen direkter und in- 
direkter Kausalität, womit hier indess nicht ein absoluter, sondern 
nur ein relativer, auf das \*erhältniss der Thätigk> itt n mehrerer Perso- 
nen zu einander bezüglicher Gegensatz gemeint ist Eine ähnliche 
Auflassung findet sich, nur unentwickelt, hcreits in Ff.i t:rh acm's Re- 
vision II S. 243 rt. , sowie in den ersten AudaLii n seines Lehrbuchs 
sj 42, ist dann aber in den späteren Auflagen t?s; 44, 45 verwischt wor- 
den. — über Mitthäterschaft bei diesen Ddikten vgl. oben 
S. 277 Anm. I. 

ik 
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unter der gleichen Voraussetz untr weiter auf den Drucker. 
Herausgeber, Redakteur, Verfasser und ihre jeweiligen 
Hülispersonen , ja unter Umständen noch weiter zurück- 
gegangen werden. Wo man, in dieser kausalen Reihe 
zurückgehend, zuerst auf eine dolose Thätigkeit stdsst, da 
ist die Thäterschaft begründet*)- Alle, diese Thätigkeit 
anregenden oder fordernden Hintermänner können dann 
nur noch wegen Anstiftung oder ßeihüife verantwortlich 
gemacht werden. 

Die Reihe dieser successive auf einander einwirkenden 
und dadurch indirekt den Erfolg, die Publizität, herbei- 
führenden Personen ist selbstverständlich keine stereotype, 
ein für alle Mal feststehende, sondern sie muss in jedem 
Falle besonders ausfindig gemacht werden. Der verantw. 
Redakteur einer periodischen Druckschrift insbesondere 
kann nur dann als ein Glied dieser Reihe in Betracht 
kommen, wenn er im Einzelfall eine aktive Mitwirkunj^ 
bei der Publikation des betr. strafbaren Inhalts thatsäch- 
lieh entfaltet hat und ihm dies nachgewiesen wird. 

§ 17- 

Die im Bisherigen hervorgehobene Verschiedenheit 

in dem Thatbestande und der Tliat<'rscliaft der Pressde- 
likte macht sich noch ganz besonders bezüglich einer 



i) Die Beschaffenheit dieser Thätigkeit an steh ist ganz grlddi» 
gflitig; sie kann auch in Akten bestehen, die ^ bei Voraussetnu^ 
weiter folgender doloscr Akte desselben oder eiiKS anderen Subjekts 
— als Vorbereituni:^ oder Beihülfe erscheinen würden. Die Grenie 
zu'ischcn Ausführung und XOrherdtunfr oder Beihülfe ist bei diesen 
Delikten nicht in abstracto mit Rücksicht auf die Art des Thuns, son- 
dern nur in concreto mit ROck^cht auf das Veifa&ltniss mehrerer Akte 
desselben oder verschiedener Subjekte au einander zu bestimmen. 
Vgl. oben S. 276 Anm. S. 279 Anm. i. 
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Frage geltend, welche bis daliin zufolge der Nichtbeach- 
tung jener Verschiedenheit eine befriedigende Lösung 
nicht hat finden können. Ich meine die Frage nach der 
rechtlichen Beurtheilung des Wiederabdrucks (der 
Reproduktion) des strafbaren Inhalts einer Druckschrift, 
sowie der Berichterjstattung ül)er strafbare Äusse- 
rungen in einer Druckschrift'), niese Beurtheilung nuiss 
durchaus verschieden ausfallen, je nachdem es sich um 
Strafbare Willens- und Urtheilsäusserungen, oder um straf- 
bare Bekanntmachung gewisser Thatsachen oder Darstel- 
lungen handelt'). 

Bei den Delikten der ersten Art kann die Wieder- 
holung der früher von Andern publizirten strafbaren Ab- 
sichten oder Urtheile sowie die Berichterstattung darüber 
in der Presse nur unter der Voraussetzung ein nochma- 
lii^-es, neue.^ Delikt darstellen, dass der Abdruck oder das 
Keferat nur die äussere Form abgeben, unter weidier der 

1) Soweit Wiederabdruck und Berichterstauung gesetzUcl» zu be- 
sonderen Ddikten erklflrt sind (wie in Pressge». § 28, SoasMÜstenges. 
§ 19, Ges. Aber die Öffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen vom 
5. April 1888 Alt. II— IV:, kommen sie Wer nicht in Betraclit 

2) Bezüglich der Kcproduktion einer ihrem Inhalte nai Ii straOsaren 
Druckischrift (und ebenso bezüglich der analog zu behandelnden 
Weiterbegebung einer solchen) wird gewöhnlich der an sich 
richtige Satz aufgestellt, dieselbe enthalte dann eine selbstständige 
Wiederholung drs Delikts, wenn dadurch dessen objektiver nie sub- 
jektiver Thatbestand vollständig von neuem dargestellt werde. Allein 
rücksichtlich der subjektiven Seite denkt man dabei gewöhnlich nur 
an den Dolus, die Kcnntniss des Inlialts und den Vorsatz der Mit- 
theüung; dn Moment, welches nur bei ein ein. Theil der Pressdelikte 
zur NeubegrUndung der Thäterschaft ausreichen kann. HOchstMIls 
dass man erklärt, in dcj vors'it/lic heu Rejiroiluktinn eines strafbaren 
Aufsatzes liege g e w i s s e r in a a s s e n eine Aneignung seines In- 
halts. Vgl. V. Schwarze S. 122 ff., 133 f., Berner S 285 f., Kaysrr 
S. 596^ V. LISZT, Pressr. S. 147, 156 ff., Lebrb. d. flsterr. Pressr. S. 269 ff., 
Hartmann S. 167. Bezüglich der Beleidigung ist das Richtige ange- 
deutet im IJrth. des Ketchsgerichts v. 17. Marz 80 (Entscb. 1 Nr. 156, 
bes. S. 324). 
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* * 

jetzij^e Thätcr jene Absichten oder Urtheile sich zu 
eii^en macht und sie als« die seinen von ntiu-ni aus- 
spricht, so dass eine Wiedel liolung desselben inhalu 
eigentlich gjar nicht vorliegt. Ob dies der Fall oder nicht, * 
ist quaestio facti. Ohne diese Voraussetzung aber kann 
hier eine solche Handlung nicht strafbar, die Wieder« 
holung des früheren Inhalts nicht Wiederholung des 
früheren Delikts sein, mag auch der Handelnde noch 
so sehr das Bewusstsein von der Strafbarkeit der früheren s 
Äusserun;^ haben. I 

Sellist die Wiederholung der früheren W'orte hat 
bit I, Sötern die obige Voraussetzung nicht zutrifft, nur die 
Bedeutung eines Berichts, einer Erzählung über du- frühere 
strafbare Äusserung, über das frühere Delikt Eine solche 
Erzählung ist nicht wieder ein Delikt: ein Referat darüber, 
dass eine strafbare Aufforderung, Drohung, Behauptung 
' seitens eines Dritten stattgefunden, ist nicht selbst eine 

stratbare Aufforderung, Drohung oder Behauptung, und ^ 
wenn i( h berichte, dass und wie A den B beleidigt hat, 
so begehe ich damit noch nicht selbst eine Beleidigung 
gegen den B >). ^ 
Ganz anders bei den Delikten der zweiten Klasse* ' 

« 

Hier ist strafbar nicht nur die erste Bekanntroachunj^ 
gewisser Thatsachen oder Darstellungen, sondern auch < 
jede weitere Bekanntmachung. Der Thatbestand um- 
fasst die Veröffentlichung oder Verbreitung eines bestimm- ' 

l) E4> gilt hier nnalopc .'illi s das, wiis oben S. 267 ff. über das Vt^r- | 
hültniss des VciIh» it< ts zu dem Subjekte des betr. stralbaren Inhalts 
gesagt ist. Bexüglicii der Beleidigung in StGB.§ 186 vcrgl. oben S. 266 t . 
Anin. 2. — Fehlt es hiemach einem solchen Wiederabdruck oder Re- \ 
ferat objektiv am strafbaren C harakter , so kann natürlich auch der 
verantw. Redakteur als soleher dafür nicht haftl>ar ;jpmat}it werden; 
dazu ist immer i rloi ■Iprlirh , dass sich die StratlKitkcil , hier also du ' 
Aneignung der Irülici ausgesprocheneu Gedanken tiurcli den jetzigen 
Thäter, aus dem Inhalte der Druckschrift selbst ergibt. 
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ten gedruckten Inhalts einer unbegrenzten Mehrheit von 
Menschen gegenül)er; es genügt dazu, wie wir geseht n, 
die Bekanntgebung eines Exemplars, und jede Bekannt- 
gebung stellt das Delikt von neuem dar. Werden die 
mehreren Bekanntmachungsakte von derselben Person 
vorgenommen, so schliessen dieselben vermöge des ge- 
setzlichen Begriffs der Veniffentlichung oder Verbreitung 
zu einem sog. Kollektivdelikt zusammen^); gehen die- 
selben dagegen von verschiedenen Personen aus, so 
hat jede derselben ein besonderes Delikt für sich be- 
gangen. Für diesen letzteren Fall ist es nun ganz gleich- 
gültig, ob der betr. strafbare Inhalt durch ein und das- 
selbe Exemj)lar (Weiterbegebung), oder durch mehrere 
Exemplare einer und derselben Druckschnlt, oder durch 
mehrere, gesondert hergesteilte Druckschriften mehrfach 
bekannt gemacht worden ist Daher liegt stets auch dann 
eine neue, selbständig strafbare Publikation vor, wenn 
ein solcher strafbarer Inhalt einer Druckschrift durch an- 
dere Personen wieder abgedriu kt und nun mittelst der 
neuen Druckschrift weiter bekannt gemacht wird, voraus- 
gesetzt dass auch jetzt der nöthige Dolus, insbesondere 
das Bewusstsein von der rechtswidrigen Beschaffenheit des 
betr. Inhalts, vorhanden ist. 

Ganz ebenso verhält es sich, wenn über einen der- 
artic^en Inhalt einer Druckselirift von einem Anderen in 
einer neuen Druck.sciiritt in solcher Weise vorsätzlich und 
wissentlich Bericht erstattet wird, dass hierdurch der 
strafrechtlich relevante Inhalt in erkenntlicher Weise zum 
Ausdruck und durch die Verbreitung der neuen Druck- 
schrift zur weiteren Kenntniss des Publikums gelangt 
Überall wird in diesen Fällen der Thatbestand des betr. 



1) Vgl. oben S. 243 bei Anm. i. 
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Delikts durck die Publikation der neuen Druckschrift voll- 
ständig hergesteilt. Die rechtliclu" }V'urtlicilun<^ ist hier 
keine andere, als wenn der in dieser Weise reproduzirte 
und verbreitete Inhalt zuerst nur mündlich geäussert oder 
schriftlich aufgezeichnet gewesen wäre^). 

§ l8. 

Unser Pressgesetz hat sich mit der in § 20 Abs. i aus- 
gesprochenen Verweisung auf die allgemeinen strafrecht- 
lichen Grundsätze bezüglich der Verantwortlichkeit fdr 
Pressdelikte nicht begnügt, sondern daneben, zu deren Er- 
gänzung, noch besondere Normen aufgestellt, und zwar 
theils speziell für den verantw. Redakteur perio< Ii scher 
Druckschriften (§ 20 Abs. 2), theils für diesen sowohl wie 
für gewisse andere, bei Herstellung oder Verbreitung einer 
Druckschrift betheiligte Personen (§ 21). 

Die Komplizirtheit der die Thäterschaft oder Theil- 
nahme bei Pressdelikten begründenden Umstände, die 
Schwierigkeit de.s Heweist-s derselben, insbesondere des 
Beweises einer schuldhaiten, vorsätzlichen Betheili- 
gung bestimmter Personen, und damit die Schwierigkeit 
der Feststellung der Art und des Maasses ihrer Betheiligunjs: 
haben die moderne Pressgesetzgebung seit Aufhebung 
der Censur fast überall dazu veranlasst, zur Vermeidung 



l) Wie bei den Referaten über Gerichtsverhandlungen, denen, wie 
h. 7.. T. allgemein anerkannt, ein Privilei^ium der Straf losiL;keit juLjh 
bei ( Mtcntlichkeit der Verh.indluni; in keiner Weise -/uUimm.t, die aber 
freilich, was nicht allgemein anerkannt, an sich strat bar nur dann sein 
können^ wenn die referirte Äusserung zur Kategorie dieser zweiten 
Klasse strafbarer Gedankenänsserungen gehört. Vgl. über diese Frag« 
\ . LiszT» Pressr. S. 158 ff., Lehrb. d. Osten-. Pressr. S. 272 ff., KaYSES 
in V. I lOLTZEXDOUFF'.s Jahrb. f. Gesetzp;ebunii IV S. 3(»<^ tf., v. ScH\VAKy3 
S. 77 il., Urth. des Reichsgerichts v. 2a Nov. 79 (Entsch. 1 S. 19 Ii. . 
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jener Schwierigkeiten und zur Sicherung der Bestrafung 
besondere, vom allgemeinen Strafrecht abweichende Grund* 
Sätze über die subjektive Verantwortlichkeit für Pressde- 
likte aufzustellen'). Das RPG. ist daher insofern dem 
Beispiel der hi^ht rit^cn deiitst hen wie ausserdeutsc hen 
Pressgesetze gefol^jt. Aber auch sachlich hat es dabei 
zum Theil wenigstens an Ideen und Vorschriften der frü- 
heren Gesetze angeknüpft, während es andererseits, unter 
ausdrücklicher Ablehnung bisherigen Rechts, auch selbst- 
ständig neue Bahnen zu betreten unternahm. 

So enthält das RPG. zwar ein neues, eigenartiges Sy- 
stem der pressrechtlichen Verantwortlichkeit; allein trotz- 
dem ist das Verständniss desselben duiLhaus bedingt durch 
eine f^^enauere Rrkenntniss der bisherigen- Rechtsi^edanken, 
zu welchen sich das neue Recht theils fortbildend, theils 
gegensätzlicli \erhält. Insbesondere kann auch hier das 
blose Zurückgehen auf die vielfach unklaren Ansichten und 
Absichten der bei der Reichsgesetzgebung betfaeiligten 
einzelnen Persönlichkeiten nicht genügen, um zu einer 
wirklichen Einsicht in den Geist unseres Gesetzes zu ge- 
langen. 

Zwei Hau [) t s y s t e m e liesonderer pressrechtlicher 
Verantwortlichkeit sind es, welche je unter Ilervortreibung 
verschiedener Unter- und Spielarten die moderne konti- 
nentale Pressgesetzgebung bis zum RPG. beherrscht ha- 
ben: das eine dem französischen Recht angehörig und 
von hier nach Deutschland übertragen, das andere in 

I) Vgl. V. LiszT, Pressrecht S. 173 ff. Die Schwierigkeiten der 
juristischen Konstruktion selbst, der richtii^rn Einordnung der ver- 
schiedenen Bethcili^nj^en unter di*" strafrechtlichen Begriffe der Thatt r- 
schaft , Anstiftung und Beihültc haben freilich zu einer besonderen 
Regelung der Verantwortlichkeit nur insofern genöthigt, als man sich 
in Gesetzgebung und Wissenschaft die Momente, durch welche diese 
Konstruktion bedingt ist, nicht gehörig klar za machen veistand. 
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Belp^ien zwar nicht entstanden, aber hiLr am schärfsten 
ausgcliildet, währeml die Grund.ü:c(lank('n desselben .-i«.-li 
ebenso im deutschen wie im französischen Rechte linden ; 
das erstere nur auf die periodische Presse und ge- 
wiss e bei dieser betheiligte Personen, das letztere auf alle 
Druckschriften und alle zu deren Publikation mitwirkende 
Personen bezfiglich. ^ 
Diese beiden Systeme sind zunächst je für sich in ^ 
ihren Grundlagen und ihrer f^eschichtlichen Ausbildung^ j 
zu untersuchen und darzustellen, worauf dann zu sehen ^ 
ist, welche Stellung das RPG. ilmen gegenüber einge- | 
nommen hat. | 

I 

In Frankreich reichen die besonderen Normen | 
über die Verantwortlichkeit bei Delikten der periodischen | 
Presse bis in die Revolutionszeit zurück. Nach dem Ge- | 
setze vom 28. Germinal des Jahres 4 der Republik trifft ] 

die Haftung: für strafbare, mittelst der Presse vcrlirtitrtt- ^ 
Äusseruni^en, insbesondere für die unter das Gesetz vom ^ 
27. Germinal fallenden Provokationen, in erster Linie den- 
jenitifen, von dem sie ausgehen« den Verfasser {atUeur), 
Periodische Druckschriften müssen ausser dem Namen des 
Druckers auch den des Verfassers oder der mehreren Ver- ' 
fasser tragen. Wenn nun aber eine solche Schrift einen ' 
Artikel enthält, dessen Verfasser nicht genannt oder an \ 
der Veröffentlichun»^ nicht betheiligt ist {tjuelquc atiic/f , 
nun ,sij^iit, ou cxfrait ou siipposr tw fruit dr papicrs ^ 
(' f ra nsre rs), dann soll derjenige, qui fatt puldier k jour- , 
7tal ou aufre ecrit sotts son nom, also der Herausgeber des 
Blattes dafür verantwortlich sein {en sera responsable; 
Art. 3). Der Herausgeber wird damit nicht als Verfasser, 
als Urheber der Provokation angesehen, sondern er haftet 
in subsidium, an Stelle des Verfassers. Allerdings 
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hat er die Publikation der strafbaren Äusserung bewirkt, 
aber deshalb ist er noch nicht auteur derselben, insbe- 
sondere nicht Provokant; auch scheint es auf einen Dolus 
seinerseits dabei nicht anzukommen. Diese Verantwort- 
lichkeit ist vielmehr eine besondere, ausserhalb des ge- 
meinen Rechts liegende'). 

Eine weitere Ausbildung erhielt diese Verantwortlich- 
keit sodann durch das Gesetz vom 9. Juni 1819. Dersel- 
ben unterliegen hier die der Staatsbehörde vorher benann- 
ten Eij^enthümer oder Herausgeber {editeurs) der periodi- 
schen Druckschrift^), und zwar unbedinc^t rücküichtlich 
aller in dem Blatte enthaltener Artikel, jedoch sans pre- 
Judice de la solidarite des auieurs ou redacteurs desdits ar- 
ticles. Mit und neben den letzteren als den Thätem des 
betr. Delikts haftet der editeur selbstständig, ohne dass es 
auf eine Mitschuld desselben an dem Delikt ankäme'»): 
eine Haftuii«^;. welche sonacli elienfalls von den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafrech ts abweicht. 

Das Gesetz vom 18. Juli 1828 endlich hat, wie oben 
in § 8 dargelegt, an die Stelle des edüeur den gerant rc' 
sponsable gesetzt und auf diesen, bezw. die sonstigen si^r. 
nataires responsables die besondere strafrechtliche Haftunjr 
für die durch die periodische Presse begangenen Delikte 



1) Auch das französische Strafredit hatte seit lange den Grundsatz 

aufgestellt: >/om.v delits sunt per sonn eis; €n crime il n'y a poini 

de oarani' (Loysf.t., htsfitutes coutuviiires, angeführt bei Chauveau 
et Helie, Tln-iirw du Code pemU Up. 74, Ortolan, Eiemmts de 
droit peiiai p. 190 sv., 228). 

2) Vgl. oben & 177. 

3) VgL Urtheil des franzOs. Kassationshofs v. 24. April 1824: 
»Uediteur declare d'un Journal ott ecrit periodique est responsable 
de tous les artirles qui y sont inseres, soit qii'il ait, snit q n' il n'a it 
pas Parti cipe ü leur redaction ; (il ne pcut exciper) de sa bonne 
foi* (Rolland de Villargues, Code des lois de la presse p. 212 sv. 
Nn 24. 27), 
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ttbertragen. Zugleich giebt uns dieses Gesetz auch nä- 
here Anhaltspunkte für die Beurtheilung der rechtlichen 
Natur und Bedeutung dieser besonderen Verantwortlich- 
keit an die Hand. 

Nach dem Gesetze von 1828 sind, abgesehen von der 
Strafbarkeit der Vcrfa^sser, für den ganzen Inhalt einer 
periodischen Drucks<'hrift die Geranten und sonstigen vom 
Gesetze dazu berufenen Unterzeichner der betr. Nummer 
verantwortlich : sie unterliegen rücksichtlich der darin pub- 
lizirten strafbaren Artikel oder Stellen allen gesetzlichen 
Strafen'). Wie der BegrüT des verantworflicben Geranten 
selbst*), so ist auch diese Straft>arkeit völlig unabhängig 
von irgend welcher persönlichen Antheünahme desselben | 
an der Abfassung, Redaktion oder Veröftentlichung des 
betr. Blattes ; er haftet für die durch die Publikation des ' 
strafbaren Inhalts verwirkten Strafen selbst dann , wenn ^ 
er durch Krankheit oder Abwesenheit an einer solchen \ 
Antheünahme gehindert war, oder wenn er von dem In- 
halt des Blattes, gleichviel aus welchem Grund, keine 
Kenntniss hatte, ja selbst dann, wenn er als bioser Stroh- 
mann igerant de paille) gar nicht die Fähigkeit besass, den ^ 
stratbaren Charakter des publizirten Artikels zu erkennen^), | 

1) Art 8 Abs. 4 des Gesetzes v. 182S: »Les siguatairea de ckaque \ 
feuüle OH livrai&OH serout responsables de ton ctmtenu d passiblea ! 

de totttes les peines ftortees ftar la loi, a raison de la puhlicafioti di s i 
arfirh's nti pitssnrrcs iucrimines, sans prejifffir, de la poursud, cunfre | 
fauteui ou ies uuteurs äesdita articles oh passagcs, comme compUceji. 

2) Vgl. oben a 188 fll ! 
3> Vgl. ausser den oben S. 190 Anm. i mitgetheilten Stell«! rxtdtk ■ 

Chassan I p. 118: »Cr n'est nisuritn defauf de p articip a i i u tt ^ 
ä rarticle incrimine, tti sur fahsfucc, r e l o i g n e m e u t , la 
malaäie que cette excuse. (du gerantj doit reposer* ; p. 130: nJ ' 
peut souienir quHl a publik non sciemmenU; I2li nl ne doit 
pas itre 4cottih torsqWü vient dire quHl n^a pae tu tarticlet qü'ii ^ 
n*(i /> II <n preiidre c o n n a i s s a nee ou t/tiWl ne Pa pas 
comp ris<. Femer Urtheil des Kass.-Hofe v. 29. Nov. 1860: »II ne 
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Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Geranten 

wird sonach erzeugt nicht durch seine eigenen, sondern 
durch die von anderen Personen bej^^angenen De- 
likte; sie stellt sich uns zunächst dar als eine Haftung 
für fremde Schuld. Der Gerant erscheint auf den 
ersten Blick als eine Art von Sündenbock (bouc emis- 
saire) der periodischen Presse, welcher btlssen muss» wenn 
irgend wer durch diese gesündigt hat. 

Es fragt sich, wie eine solche, den Grundregeln des 
Strafrechts widersprechende Haftung für fremde Schuld 
zu erklären, wie dieselbe dogmatisch zu begründen ist. 

Auf eine gesetzliche Präsumtion oder gar Fik tion 
der Thäterschaft kann man sich hierbei nicht berufen. 
Denn abgesehen davon, dass im Gesetze selbst jede An- 
deutung einer solchen Auflassung fehlt, ist der Gerant 
gerade auch für den Fall haftbar erklärt, dass andere Perso- 
nen als die Thäter bekannt sind, während seine Nicht- 
thäterschaft feststeht: er ist verantwortlich non seulement 
lorstjuc l'aiiteur de raHicle est inconnu, mais alors mtttie 
quc son n o m est publiq tieme nt revele ä la ju- 
stice; er ist verantwortlich für Schriften, qiie la loi satt 
qit il na pas composcs^). Was aber Fiktionen betrifft, 
so bestehen diese immer nur in der Gleichstellung zweier 
Thatbestände rücksichtlich der Rechtsfolgen und bedürfen 
selbst erst der Begründung. 

Ebensowenig kann die Haftung des Geranten darauf 

peut exciper de Vignorance dans laquelle ü serait reste au 
contenu des articles publiis par le JoumaU (Rolland ob Villabgubs 

1. c. p. 212 Nr. 25^. 

i) ('HASSAN I p. 114, 116. Wenn die franzf'isisrbc Juriifprudenz und 
darnach auch das neue französ. Prcssgcsetz vom 29, Juli 1881 Art. 42 
die gerants haften iSsst co mtne auteurs principaux (Thäter), so ist 
damit zunächst nur die Art, nicht d^ Grund ihrer Haftbarkeit be> 
zeichnet: sie sollen haften wie, nicht als Thäter des betr. Pressdelikts. 
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zurücksreführt werden, dass er als Vertreter des wirk- 
lich Schuldigen für die von letzterem verwirkte Strafe auf- 
zukommen hätte, dass diese an ihm zu vollziehen wäre: 
denn nach dem Gesetz kann er mit und neben dem 
Schuldigen zur Verantwortung und Strafe geasogen 
werden*). 

Der Grund für die strafrechtliche Venmtwortlirhkeit 
des Geranten kann vielmehr nur in seiner öffentli- 
chen Stellung dem Staate gegenüber gefunden 
werden. 

Wie wir gesehen, ist der verantwortliche Gerant eine 

Person, welche dem Staate in bestiniinter Weise öffent- 
lich benannt, von diesem mit gewissen öffentlichen Pflich- 
ten belastet ist, und welche sich selbst für die Elrtüllung 
dieser Pflichten öfientlich verantwortlich erklärt hat. Das 
letztere Moment, die in der Unterzeichnung der einzelnen 
Nummern einer periodischen Druckschrift liegende Ga- 

l) Hierin liegt der Unterschied zwischen der persönlichen Hafhmg 
des Geranten und der von den Eigenthttmera des Blattes und tiieü* 

weise auch von dem Geranien selbst zu bestellenden r e a 1 e n K au tion: 
diese ist Stiiifobjekt und haltrt für alle in dem lictr. Hl itt benrinj^enen 
Pressdelikte und die hierdurch verwirkten Stratt n, gleichgültig \ on 
wem jene verübt sind un<l wer zu die^icn verurtlicilt wird. Vgl. Gcs». 
V. 9. Juni 1819 Art. 3, 4, Ges. v. 18. Juli 1828 Art 13. - In der fran- 
zösischen und darnach auch in der deutschen Utteratur wird die Ver- 
antwortlichkeit des Geranten bezw. des verantw. Redakteurs häuäj: 
auch damit begründet, dass derselbe Repräsf ntant, gesetzlicher Ver- 
tu ter oder gar Personilikatinn der Zeitung selbst sei; vgl. 
Cmassan I S. 122, 507, Gakkai y m der Züclir. f. d. ges. StrafrecJitsw. 
I S. 535, Makquardsen S. 120. Allein mit solchen und ähnlichen Aus- 
drücken (vgl. z. B. noch Chassan I p* 484: le gerant doii »repondre, 
devant les trifntunux , des coiuftunuaiicns cncourues par le 
joiirnal*) ist ftlr die Konstruktion der strafrechtlichen Haftung dts 
(Teranten nichts i^fwonrn n, da ja doch dir Zeitring« keine juristische 
rctj.un ist utiii ilit: betr. Uclikle nicht von ihr oder für sie begangen 
werden ; sie sind von der privatrechtlichen Stellung der Ge- 
sellschaits-Geranten hergenommen und können höchstens bildliche 
Bedeutung beanspruchen. 
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rantieerklärung kann indess als das Wesentliche hierbei 
nicht angesehen werden ; eine Strafbarkeit auf Grund frei- 
williger, wennschon öffentlicher Übernahme, auf Grund 
eines öflentlichen Rechtsgeschäfts gibt es nicht*). Diese 

Erklärung ist vom Oesetz gefordert als ein Mittel, um die 
Erfüllung der Verbindlichkeiten des Geranten sicher zu 
stellen, und sie dient als Zeichen, dass ihm diese Erfül- 
lung im konkreten Falle möglich war'). Allein für die 
Begründung der strafrechtlichen Haftung selbst hat sie 
nur sekundäre Bedeutung (vgl. unten S. 297) ; diese könnte 
an sich den Geranten auch olme Unterzeichnung der ein- 
zelnen Nummern treffen, wie dies ja theilweise bereits für 
das französische Recht behauptet und später im deutschen 
Recht auch wirklich durchgeführt worden ist'). 

Als ausschlaggebend für die Haftung des Geranten 
kommt allein die ihm unmittelbar kraft Gesetzes oblie- 
gende öffentliche Verpflichtung zur Überwa- 
chung und Kontrole der Redaktion seines 
Blattes in Betracht Wie oben näher dargelegt, geht 
diese Verpflichtung des Geranten speziell dahin, für die 
Rechtmässigkeit des Inhalts seines Blattes Sorge zu tra- 
gen, alle rechtswidrigen und strafbaren Pub- 
likationen in demselben zu verhindern. In 

1) Daher kann der Unteneeichner einer nichtkautionspflichtigen 

Druckschrift trotz seiner eigenen Vcrantwortlichkeitserkläruni;; für den 
Inhalt flrrs« 11>cn nicht haftbar gemacht werdi n, da rlie Ikstimmunpjen 
über Bt ncninmg und Verpflichtung der Gciantrn bei sdU hen Uruck- 
schriltcii keine Anwendung finden. Vgl. Urth. des K«u>s.-Huls v. 29. 
Juni 1844 bei Rolland de Villasgues a. a. O. S. 214 Nr. 40. Ähnlich 
ist auch bei uns erkannt worden, dass die strafrechtliche Haftung far 
Druckschriften nicht beliebig durch Willenserklärung übernommen 
werden könne; s. Urth. des preuss. OTrib. v. 14. Okt. 74 in StbnG« 
LEiN's Zschr. IV S. 252 f. 

2) Vgl. oben S. 185 f. 

3) Vgl. oben S. 189 Anm. i, S. aia 
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ähnlicher Weise, wie dies früher die Aufgabe der staat- 
lichen Censoren gewesen war, haben jetzt die Geranten 
gegenüber der periodischen Presse eine Art Präventivpo- 
lizei zu üben; dazu sind sie dem Staate verpflichtet, und 

hierauf bezieht sich ihre Verantwortlichkeit. 

Ist der Gerant zur Verhinderung^ strafbarer Publika- 
tionen verbunden, so liegt eine (zunächst objektive) Ver- 
letzung dieser Verbindlichkeit, ein Unrecht des Geranten 
jedesmal dann vor, wenn in dem Blatte, zu dessen Beauf- 
sichtigung er berufen ist« ein strafbarer Inhalt veröffent- 
licht wird: der Erfolg, den er vtrhüten soIHl-, ist trotzdem 
eingetreten, er hat ihn also thatsüchlirh n i cli t verhütet. 
Dieser Erfolg stellt selbst ein Delikt dar; aber nicht in 
diesem Delikte besteht das Unrecht des Geranten : nicht 
weil er die strafbare Publikation begangen, sondern 
weil er ihre Begehung, gleichviel durch wen, hat ge- 
sell ehe n lassen, ohne seinerseits einzu«^ reifen, weil er 
sie n i t; h t v c r h i n d e r t h a t , ist er dem Staate gegen- 
über im Unrecht. Sein Unrecht ist kein aktives, sondern 
ein passives, es besteht in einem rechtswidrigen 
Unterlass en. 

Dieses passive Unrecht, diese rechtswidrige Unterlas* 
sung dem begangenen Pressdelikt gegenüber zieht nun 
als rechtliche Folge die kriminelle Haftung des Geranien 
nach sich: eine Haftung nicht sowohl wegen des be- 
gangenen Delikts, als vielmehr rücksichtlich dess^- 
ben (a raison de la publication). Nicht als Thäter, 
weil er das Delikt begangen, wird er dem Staate strafbar, 
sondern ebenso wie ein Thäter, weil er (iasscll«^- 
rechtswidrig niclit verhindert hat: das ist der binn der 
Verantwortlichkeit des Geranten für die durch die peri- 
odische Presse verübten Delikte. Die Grundlage derselben 
bildet daher in Wahrheit nicht das fremde Delikt, die 
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fremde Schuld, sondern das eigene, wenn auch blos 
passive Verhalten des Geranten selbst ; eben deshalb kann 
sie auch mit der Strafbarkeit des wirklichen Thäters in 

Konkurrenz treten^). 

Allerdings ist es ja nun möglich , dass der Gerant 
selbst das strafbare Presserze ugniss verfasst oder seine 
Veröffentlichung bewirkt hat, und er kann daher auch 
selbst Thäter des verübten Delikts sein; ja es wird dies 
in Wirklichkeit häufig genug zutreffen. In feinem solchen 
Falle schliesst seine HattbarkL-it als Gerant diejeni^^c als 
Thäter in sich und umgekehrt : beide fallen dann zusam- 
men. Allein wie solche Handlungen zur Begründung 
der Haftung des Geranten nicht erforderlich sind'), so 
kann auch diese nicht aus jenen abgeleitet werden. Nicht 
in dem, was er zufällig gethan, sondern nur darin, dass 
er etwas nicht <xethan, unterlassen hat, wozai er rechtlich 
verptlichtet war, kann der rechtliche Grund für die Ver- 
antwortlichkeit des Geranten als solchen liegen. 

Die Verantwortlichkeit der Geranten beruht sonach 
auf denselben Gesichtspunkten, wie diejenige ihrer Vor« 
gänger, der staatlichen Censoren: es ist eine Verantwort- 
lichkeit wegen Nichtausübung, bezw. nicht gehöriger 

i) Das Verfaältniss des Verfassers zum Geranten wird daher als eine 
besondere Komplizit;it fmni/'h'i ife speciale) 1u /tirlimt ; Urth. des 
Kass.-Hofs V. 29. Miii/ 1844 (Rolland de Villakgues S. 213 Nr. 34I. 

2.) Zur Bei^tindung dieser Haftung ist allerdings, wie schon mehr- 
fach hervorgehoben, nach tranzüsischcm Recht insofern cmc positive 
Handlung des Geranten erforderlich, als er die inkriminierte Nummer 
des Blattes unterzeichnet haben muss. Allein diese Unterzeich- 
nung ist an sich blose Genehmigung der Publikation, nicht Pub- 
likation selbst, auch nicht kausale Verursachung derselben. Sie kann 
daher an sich auch da, wo das Delikt nur in der Publikation eines 
bestimmten Inhalts hcstf^ht, den Geranten ebensowenig zum Tliätcr 
oder sonst zum Mitschuldigen machen, wie die Ertheilung des Impri- 
matur den Censor. 
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Ausübung öffentlicher Funktionen, eine Haftung für die 
zufolge dessen dem gemeinen Wesen erwachsenen Schä- 
den'). Mit den Funktionen selbst ist auch diese Verant- 
wortlichkeit von den Censoren, den staatlichen Beamten, 

auf die (ieranten, die Organe der Selbstverwaltung, über- 
gegangen. 

Es erhebt sich nun aber noch die Frage , wie sich 
die so begründete strafrechtliche Haftung der Geranten 
zu den allgemeinen Grundsätzen des Strairechts verhält 
Hat sich auch im Obigen gezeigt, dass es sich hier nicht 
geradezu um eint I? r-ii\itiing für fremde Schuld handelt 
so ist damit doch nocii keineswegs eine volle Überein- 
stimmung mit jenen Grundsätzen gegeben. 

Das Unrecht des Geranten besteht objektiv in der 
Nichtverhinderung eines, gleichviel von wem, begangenen 
Pressdelikts. Das Nichtverhindem eines anderen Delikts 
trotz vorhandLiier Hinderungsptlicht, das rechtswidrige 
Gescheheniassen eines solchen kann sehr wolil selbst ver- 
brecherischen Charakter haben. Nach deutschem Recht 
wird ein solches Verhalten im Allgemeinen als eine Art 
der Beihülfe aufgefasst, und zwar derBeihOlfe eben za 
dem nichtverhinderten Delikt (Beihülfe durch Unterlassung^ 
oder sog. negative Beihülfe); dassell)e ist aber theilweise 
auch zu einem eigenen, selbstständi^en Delikt mit beson- 
derer Strafe erhoben. Insbesondere haben unsere Gesetze 
auf die Nichtverhinderung eines Delikts durch einen kraft 
seines Amtes hierzu berufenen Beamten mehrfach die- 
selbe oder eine höhere Strafe gesetzt, wie auf das nicht> 

I) Vgl. oben S. 103 Anm. i, S. 211. Die gleiche Idee lag bei uns 
auch der Bestirnmuiig des Bundesbeschlusses v. 20. Sept. 1S19 zu 
Grunde, nach welcher die einzelnen Bundesstaaten für die unter ihrer 
Oberaufsicht erscheinenden Dnickscbriften dem Bunde verantwortüdi 
sein sollten; vgl. oben S. 195, bes. Anm. 3. 
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verhinderte Delikt selbst'). Ebenso hat auch das fran- 

zr)si.sclie Recht, obf^leich es die Nichtverhinderung im 
Allgemeinen als eine Art der compliciti' nicht ansieht*), 
die öffentlichen Beamten, qui auront pariicipe ä ^ aufres 
crimes oudilüs qu* ils itaieni charges de surveil' 
ler ou de riprimer^ mit besonderen und zwar schär- 
feren Strafen bedroht als das Delikt, an welchem sie 
Theil «genommen Erwägt man nun, dass auch die ver- 
antwortlichen Geranten zur Verhütung von Delikten öf- 
fentlich berufen sind, und dass andererseits nach Code 
p^tud art. 59 die Theilnehmer, sofern sie überhaupt straf- 
bar sind, mit derselben Strafe belegt werden wie die Thä- 
ter, so kann darin, dass auf solche Nichtverhütung die 
Strafe des nichtverluiteten Delikts gesetzt ist, an und für 
sich eine Singularität nicht erblickt werden*). 

Anders steht es aber mit einem rweiten Punkt. Die 
Nichtverhinderung eines Delikts, mag sie nun als Beihülfe 
oder als selbstständiges Delikt gelten, ist nach allgemei- 
nen Grundsätzen stets nur dann strafbar, wenn sie sc h u 1 d • 
Haft, meist sogar nur dann, wenn sie vorsätzlich, 
dolos verübt ist. Nichtverhinderung von Pressdelik- 
ten erfordert Vorsätzlichkeit um so mehr, als hier das 
nicht verhinderte Delikt selbst stets dolos begangen 

1) Vgl. RStGB. §§354, 355, 357 (auch g 121), sowie meinen Giund- 
riss § 23 III I, § 78 Il2C. 

2) Vgl. Chauveau et HÖLiE, Thiorie du Code penal II p. 82 
suiv., Rosst, Traite de droit pifial III p. 67 sv. Es beruht dies 
Ulf der kasuisdsdien Art, wie im Code pinal art. 60 die Komplizität 
bestimmt ist 

3) Code pettal art 198 (durch das Gesetz v. 7ti. April 1832 in einigen 
Punkten geändert^. 

4) Nach dem Entwurf zum Gesetas von 1828 sollten die Geranten, 
wenn der Autor des strafbaren Artikels bekannt ist, nur als Komplicen 
verantwortlich sein ; die Deputirtenkammer rückte aber ihre Strafbar- 
keit für alle FfiUe an die erste Stelle. Vgl. Chassan I S. 140 f. 
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ist Unumgäno^Iich nothwendigf wird diese Schuldart 
aber dann, wenn derjenige, der das Pressdelikt nicht 
verhindert hat, mit der Strafe dieses Deliktes 
selbst belegt werden soll; denn nur unter Voraus- 
setzung^ gleicher Verschuldung kann nach allge- 
meinen Grundsätzen die Strafbarkeit der Nlchtverbm- 
derung derjenigen der Begehung eines Delikts g^leich- 
gestellt werden. 

Einen solchen Dolus erfordert nun aber das franzö- 
sische Recht keineswegs für die strafrechtliche Haftung 
des Geranten ; ja es erfordert hierzu überhaupt keine 
subjektive Verschuldung, nicht einmal Fahrlässig- 
keit Die subjektiven Voraussetzungen für diese Haftbar- 
keit sind nacli dem Gesetz v. 1828 gegeben mit dem Vor- 
handensein des gerant bezw. signaiaire respotisaUie : 
der gehörig qualifizirte Gerant haftet ohne weiteres, un- 
bedingt für die in seinem Blatte erschienenen strafbaren 
Äusserungen ; ebensowenig wie auf sein äusseres Verhalten 
kommt es auf das innere Verhältniss seines Wissens und 
Wüllens zu diesen Äusserungen irs^endwie an. Ergibt 
sich auch aus der zu seiner Haftbarkeit erforderlichen 
Unterzeichnung des Blattes, dass ihm die äussere Mög- 
lichkeit gegeben war, die Publikation dieser Äusse- 
rungen zu verhindern oder wenigstens seine Verantwort- 
lichkeit für dieselbe zu vermeiden , so braucht er doch 
von dein Inhalt und der widerrechtlichen Be- 
schaffenheit der publizirten Äusserungen nichts ge- 
wusst und die Publikation dieses Inhalts daher auch 
nicht vorsätzlich zugelassen zu haben. Und nicht nur 
haftet er, wenn diese Unkenntniss auf einer Vernach- 
lässigung der ihm als Geranten obliegenden und mö^- 
lichen Sorgfalt, sondern aut h dann, wenn sie auf unver- 
schuldeten oder unüberwindlichen Hindernissen, wie Ge- 
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schäftsüberlastung, Krankheit, nothwendiger Abwesenheit, 
geistiger Unfähigkeit u. s. w. beruht 

In diesem Absehen von jeder eigenen Verschuldung, 
insbesondere indem Absehen vom Dolus bei Strafen, die 

an und för sich für dolose Delikte aufgestellt sind, Hegt nun 
in der That eine grosse Abnüriiiität der Bestimmungen 
über die Verantwortlichkeit der Garanten. Um diese 
Abnormität in etwas zu mildem, hat die französische J uris- 
prudenz in manchen Fällen dem Geranten den Beweis der 
bona fides nachgelassen und ihn auf Grund hiervon zu 
einer geringeren Strafe venirtheilt oder wohl auch ganz 
freigesprochen, ohne jedoch zur Aufstellung fester Prin- 
zipien hierüber zu gelangen*). Das Gesetz selbst sieht 
dagegen in der durch die Übernahme der Geranten- 
stellung sowie durch die eigene Verantwortlichkeitiserklä- 
rung ausgesprochenen Einwilligung des Geranten 
in seine gesetzliche Verantwortlichkeit ge- 
wissermaassen einen Ersatz für das fehlende Schuldmoment : 
insofern hat auch die freiwillige Übernahme der Ver- 
antwortlichkeit durch den Geranten eine gewisse Bedeutung 
für die Begründung seiner Strafbarkeit 

1) Vgl. oben S. 190 Anm. I, S. a88 Anm. 3. Vor dem Gesetz v. 
9. Sept. 1855 (vgl. oben S. 180 Anm.) batte der Gerant auch dann zu 
haften, wenn er während Verbfissung einer Freiheitsstrafe die Zeitung 

a(^irt hatte. 

2) Vgl Chassan 1 S. lao ff., 143. 

3) Abweichend von dieser Darstellung will die französische Dok- 
trin in den Bestimmungen fiber die Verantwortlichkeit der Geranten 

vielfach nur eine Anwendung der oll^metnen Strafrcchtsfrrunds.'Uze 
über Thäterschaft auf die besonderen hier vorlicjjonden thatsäclilichen 
Veihältnisse erblicken ; vgl. Chassan I S. U7f., 12,^, 141, 476 f., GarhaüD 
in der Zschr. f. d. ges. Strafrechtsw. I S. 547 f. Allein so aehr man sich 
dabei auch auf die rialite und verite des dioses beruft, so bewegt man 
sich doch nur in willkürlichen Annahmen und in Widersprüchen. In- 
dem man von drm Satze ausgeht, d iss die Tliati iscliaft bei den Press- 
delikten iitets in der Publikation der strat baren Druckschrift be- 
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Fehlt es der kriminellen Verantwortlichkeit des Geran- 
ten hiemach an den nach allgemeinem Strafrecht erfordere 

liehen Grundlajjen, so zeij^t sich dagegen eine grosse Ähn- 
liclikeit /vvisciien ihr und der im französischen Recht in *j:ro- 
sem Umfang statuirten privatrechtlichen Verant- 
wortlichkeit für den durch Handlungen dritter 
Personen verursachten VermOgenssch a den. 
Diese responsabilite ctfile ist ebenfalls gerade da begründet 
wo Jemand zur U 1) e r \v a c Ii u n der Handlungen eines 
Anderen verpflichtet ist ; sie beruht ebenfalls auf der Ver- 
letzung dieser Ueberwachungspflicht, auf der \ i ch t v er- 
hinderung der betr. Handlung; und sie erfordert eben* 
falls eine subjektive Schuld nur insofern, als dem Pflichtigen 
die Verhinderung der Handlung des Andern äusserlich 

stehe, macht man den Geranten ohne weiteres zum Herausgeber, 
publicateur derselben und damit mm Hauptschuldigoi, obschoo 
eine derartige Thätif^keit i nicht erforderlich ist (vjrl. oben S. 293 

Anm. 2); daher denn in andern Fällen auch wieder nur j^esni^ wird . 
li's irf'tritufs (fotTt'nf t' f r e re/tutt's ovnir fxirticifyt- ä la fnihiicatiot. 
du jrmnial. Andererseits leitet man den Dolus des Geranien <ius 
seiner gesetzlichen ÜberwacfaungspHicht ab, indem man die Erf flilung 
dieser Verpflichtung zu einer Voraussetzung für den Begriff des 
Geranten macht: »fttttends A L^erant s i n r dre eiveritahU' 
(vgl. oben S. 183 Anm. i). Die Unhaltbarkeit dieser ganzen AutFa*- 
simu; tritt (hinn bei den Fällen zu Tage, in welchen kein j^erant it'n- 
tahie in diesem Sinn, aber doch immerhin ein irerant im Sinne de* 
Gesetzes vorhanden ist. Von diesem sagt Chassan I p. 118: »Cest vm 
itre miprisabte ei vU que Vopimou publique doit fletrir, parce qu'it 
deshonore le sarcrdoce Uttiraire, et que la justice doit punir ei 
fra/i/n r «tut sri'erif^, parce ijuc son trafic est une x eritahle /ntudt 
envers la h>i . Fineni solchen pflirhtveri^esspnen (Jerantcn sollen kei- 
nerlei Entschuldigungen wegen l nwissenheit oder mangelnder Thcil- 
nahme am Delikt gestattet werden, mt elles sont coittrairva ä /'ittstitu- 
Hon mSme de la gerance. Alle diese sittliche Entrüstung hilft aber 
nicht Über die Thatsache hinwegf dass in solchen Fttllen die gesetzliche 
Haftung den Cieranten trifft trotz mangelnden Dolus und trotz fehlen- 
der Publik, itionsthätigkeit, als., trotzdem, dass er n i c h t TTiäter des 
beganginen Delikts und nach allgemeinen Grundsätzen nicht 
dafUr haftbar ist. 
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möglich gewesen sein muss*)* Andererseits aber ist 
diese responsabiliie civile selbst nur der Überrest einer 
auf früheren Stufen der Rechtsentwickeluntr weitt r^^ t^lienden, 
diu Ii dif strafr< ch tl ichen Folgen fremder HaiHllungen 
umfassenden Haftung. 

Das mittelalterliche Recht kennt eine solche, von 
eigener Verschuldung absehende Stralbarkeit für fremde 
Delikte in vielen Fällen, in welchen Jemandem aus diesem 
oder jenem Grund die Überwachung: eines Andern ob- 
lie^^t ; da sirli diese il.iltiini^ /unä( h>t als eine p r o ze ss ua 1 e 
\' e rt ret u n *j des eigentlichen Tiuiterü, als ein Stehen vor 
Gericht für denselben geltend machte, so sind gerade in 
Bezug auf sie Ausdrücke wie »Verantwortlichkeit«, »Ein- 
stehen« mit Vorliebe gebraucht worden *). Ich erinnere 
hier an die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Herrn 
für die Delikte der Leibeij^enen, des Vaters für diejeni<^en 
der Kinder des Haiisli« i i n tiir die der ins Haus auf^^e- 
nommenen Fremden^), des Burgherrn für die von der 

1) Code civil art 1384, Cude pt'iia/ art, 73, 74, und viilc Spezial- 
^«■scUec. Vgl. Chauveau et H6lie« Tlieorie du Code penal II p. 2S3 
—301 ; 'Ceife. r^^le (les faufes sout perstonneUes) doit reeevnir um' 
litniff tHitureihs en et qui conceme les faits des persmttirs tjui se 
tnttiiunt s o II s nntrt' s u ri' e i 1 1 a n c *; ; — hi r<"<j>ciisiihilitt' ue 
ili'rii'f point, (laus r< (Yi.s. du fait d'uti/nti, ifuti\ hit is d> ii> -tri' pru- 
pn jait, cest U dire d*' / iiiJnHiinn du ilrvotr tjiii iiuiis t hii/ nii- 
post'-. Für das deutsche Recht vergl. jetzt Entw. z. bürgcri. Gc- 
setzbuch f. d. Deutsche Keich § 710 und Motive dazu II S. 7^4 ff. 

2) Vjrl. oben S. 253 f. 

3) S inuhK, Handb. d. d. l'i i\ itn rhts TU S. 388 IT. Leider habe ieb 
zur Zeit nicht ilas Material zur fiand, um lür diese und die tol»r« iuU n 
Punixle Belege aus den (Juellcn des IranzOs. Kechtü .selbst beizubrmgen ; 
die mir zur Verfügung stehende Litteratur über fraozOs. Kechtsge-« 
schichte erwähnt diese Punkte Oberhaupt nicht. Trotzdem kann kein 
Zweifel bestehen, dass wir es hier mit, auf i^t i m. inischer Grundlage 
beruhenden, allgemein m i 1 1 e 1 a 1 T e r 1 i c h e n Erscheinnni^cn zu thun 
haben, welche daht r wtrhl auch durch Verweisungen auf deutsches 
Kecht durgethan werden können. 

4) WiLDA, Strafir. der Germanen S. 674 Note, Stobbe III S. 390. 
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Bur«J^ AUS verübten Delikte der Gt- s( lilecliter und der ( l« - 
meinden für die Delikte ihrer Angehörigen inabe.sonderc 
aber an die Haftung, welche sich aus der bei gelobtem 
oder gebotenem Frieden, bei I3rohungen und sonstig^en 
Gefährdungen eintretenden Bürgschaft für Friedensbewah- 
nuig, der sog. Friedensbürgschaft, ergab*). Gerade 
diese bietet eine überraschende Analogie zu unserer Haf- 
tung des verantwortlichen Geranten. 

Der Fricdcnsbürge übernimmt, ursprünglich auf C iruiid 
privater Vereinlmrüng gegenüber dem Bedrohten selbst, spä- 
ter auf (I rund obrigkeitlicher oder gesetzlicher Anforderung 
dem Staate gegenüber die Verpflichtung, für die Friedens- 
bewahrung zu sorgen, d. h. denjenigen, von dessen Seite 
dem Frieden Gefahr droht, zu fiberwachen und ihn an 
Verletzungen des Friedens zu verhindern^); 
gelingt ihm dies nicht, wird der Friede trotzdem von jenem 
gebrochen, so ist hierfür der Friedensbtirge verantwortlich, 
d. h. er verfällt selbst ohne weitereü in die Strate des 
Friedensbruchs 

1) Sachsenspies^c l II. 72, Sclnv.ibensp. (Gkn(;i Ki^> 208. 

2) GlERKE, das tlcutsche Genossenschaftsrecht 1 S. 72f., IIS. 3.^0 n., 
524 f., Stobbb III S. 401, Ortolan, ßlimenisde droit penal p. i90saiv. 

3J Vgl. m einen Vertragsbrudi I S. 494 f. Anm. 23, sowie Schier» 
LINOER, die Friedensbflr^chaft (Erlangen 1M77). Über das französische 
assecuramentum {asseiirftufiit) vgl. DijCANOii, Glossar, s. v. asseciirarv, 
und darnach ScHiERLiNGER S. 64 ff. ; der letzte Rest tler altfranzOsi- 
schen Friedensbürgschaft, beschränkt auf Geldhaftung, fand sich im 
Code penai v. 1810 Art 44 ffl, ist aber durch das Gesetz v. aS. April 
1832 beseitigt worden, 

4) Die germanische Bürgschaft enthält in t rstrr Linie immer die 
V'erpliichtung, auf die Erfüllung einer Verbindlichkeit durch den 
Hauptschuldner selbst hinzuwirken, und ist erst in zweiter 
Linie Haftung für diesen bei NichterfttHung; vgl. Stobbb III S. 306 f. 

5) So stellt schon in einer Urkunde des Klosters Redon in der 
Bret.icTie v. J. 858 (DE f'oi'KSOx, ///\/,w;c tles f)eiil'l>s Hn fotjs, Pa- 
ris 184«), 11 p. 416) cjn des Mordversuchs Schuldiger nach geschh)ssener 
Sühne dem Kloster Bürgen, »quod uumquam facerct malum hominibus 
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Die Anforderung und Aufstellung des alten Friedens- 
bürgen verfolgt somit präventive, polizeiliche 
Zwecke in der gleichen Weise wie diejenige des modernen 
verantwortlichen Geranten : beide sind Privatpersonen mit 
öffentlichen Funktionen, die sie freiwillig: übernommen 
haben, durch tx icic solU-n im .staatlichen lnteress<> £je\visse 
Üeiikte Anderer verhütet werden. Ebenso ('nts])rieht die 
Haftung des Friedensbürji^en bei Nichterfüllung: dieser 
Funktion durchaus derjenigen des Geranten : beide bieten 
dem Staate, ebenso wie die vorher genannten Haftträger 
für fremdes Delikt, eine Sicherheit, eine Garantie fiir die 
Realisining des ihm aus dem verübten Delikt erwachsenden 
.Strafanspruchs; ihre Verantwortlichkeit dient dazu, dem 
Staate für alle Fälle zu seinerStrafe zu verhelfen^). 

Der verantwortliche Gerant liisst sich so in der That 
als eine Art Fr ied e ns b ü r o^e betrachten. Trotzdem 
sind beide durch eine tiefe Kluft, durch die über Jahr- 
hnnfU i t( hinaus sich erstreckende Entwicklung und Fort- 
bildung des Strafrechts selbst von einander geschieden. 

Die alte Friedensbürgschaft wie auch die anderen Fälle 
strafrechtlicher Haftung für fremde Delikte fügten sich 
dem so vielfach durch privatrechtliche Gesichtspunkte be- 
herrschten mittelalterlichen Straiirt iit harmonisch 
ein; sie beruhten auf dem das ganze Mittelalter durch- 
ziehenden Gedanken, dass der Strafanspruch, selbst der 

S. Salvatoris et monachortun ejus; — et st boc mutasset, ipsi fide- 
jussores prettum ejus (d. h. sein Wergeid) abbat! et suis 

monachis reddant«. Nach dein Sc h \v a b e n sp i e ^t? I 21S haftet 
der Fried« iishilr<>;f^ hei Friedt-nsbruch des n.iupUichuhHgen für die von 
diesem verwirkte peinliche Strafe, während nach Sachsens p. III, 9 
§ 2 und den verwandten Rechtsquellen Ablösung derselben durch das 
Wergeid stattfindet; vgl. meinen Vertra^bnich I S. 494 f. 

I) Vgl. Stobbe, Handb. III S. 388: da »bei Vetweisung des Be- 
schädigten an den direkt Schuldigen sein Anspruch nicht ausreichend 
sichergestellt sein würde«. 
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ötientliche, vor allem dem perstinlichen Interesse 
seines Inliabcrs zu dienen habe, und dass dieses Interesse 
durch die Vollziehung der Strafe als solche, gleichgültig 
gegen wen sie sich richtet, befriedigt werden könne. Mit 
der Umbildung des Strafrechts in ein durchaus publi- j 
zisttsches Institut sind diese Haftungen hin weggefallen 
oder haben sieli in solche (ür Geldinteresse und Vennüg^ens« i 
si:hadijn \ «_ j wandrlt. 

Dem gegeniiber erseheint die strafrechtliclie Ver- i 
I antwortH( hkeit des Geranten , wie sie die neuere fran- | 
, zösische Gesetzgebung zuerst aufgestellt hat, als ein 
j anomales, dem Geist des gleichzeitigen Rechts wider* 
I sprechendes, auf veralteten Gesichtspunkten beruhendes 
I Institut. Wenn dasselbe trotzdem in unserer Zeit nicht 
nur einj^eführt werden, sondern auch Beifall und Nach- 
ahnuinü; (inden ktiniite, so lässt sieli dies nur «I i tu> er- 
kläi rn, dass jene veralltlt n , auM hi int iid übt rwunticnc-n ^ 
Ideen in den Gemüthem der Mensehen doch noch nicht 
alle Wurzel verloren haben, dass trotz aller modemer 
Strafrechtstheorieen auch in dem Menschen des 19. Jahr- 
hunderts noch eine Stelle ist, an welcher, wie ein Nach- 
hall aus vergangenen Zeiten, der Gedanke Anklang findet, 
dass, wo j^efijen das Recht gesündigt worden, tauch Je- 
mand da sein muss, der die Verantwortung und eventuell 
die Strafe dafür übt rnehme» ' )• Und dass dem in der 
I hat so ist, das zeigen die Verhandlungen über fa^it alle » 
Pressgesetze der neueren Zeit 

I 

1) Sil im Bericht der Keichstaj^s-Kommissiiin v. !S'7^ sowie in der , 
Bcgründiinjj des Entwurfs zum tlcutschen KPG. (Cioi-TD. Arch. KXll 

S, 172). 1 

2) Vgl. z. B. die Verhandlungen der badischen 2. Kammer von 
1S31 üht r die Motion Wklc'KBR auf Erlass eine» Pressgcsetses (Proto- 
knüe Heft 12 19211.)' \ 

I 

^, _ ^ 
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§ 19. 

Die Vt r.mtwortlichkeit des französischen GeraiiU^n ist 
in der Gesetzjj^Lbunti der (initsciien tinzelstaaten auf den 
verantwortlichen Redak teur periodischer Druck- 
schriften übertragen worden. Aliein obschon man hier die 
eigentlichen Grundlagen der französischen Bestimmungen 
nicht klar erkannte, und obschon die ref?ehnässig^e Annahme, 
der »verantw. Redakteur« sei derjeniofe, \v( Iclier das iranze 
Blatt wirklicli redigirt habe, leiclit dazu fülirte, in diesem 
ohne weiteres auch den Thäter der darin begangenen 
Delikte zu sehen, so ist man in Deutschland doch dazu 
gekommen, die Singularitäten des französischen Rechts — 
Haftung ohne Verschuldung und Haftung für die Strafe 
des dolosen Delikts — allmählich einzuschränken oder 
ganz zu beseitigen. 

Vorangegangen ist auch hier das badische FG. v. 
1831. Den von der 2. Kammer ausgegangenen Anregun* 
gen folgend, hatte der Regierungsentwurf § 37 in fran- 

I) So sagte der Abg. Welcher (Protok. Heft 13 S. 201}: >Bei der 
Redaktion einer Zeitai^ tritt der Redakteur hin als der Verfasser eines 
jj^ossen Werkes; er bearbdtet nur das Material, das ihm von allen 
Seiten gegeben ist ; er nimmt es a b o r ;i n f seine Verantwort- 
lichkeit, wenn cü dem Geist der Zettuiig, dem ganzen l'nternehnien 
entspricht«. Deutlicher tritt der IranzöMhche Gedanke hervor bei 
MiTTERMAlER (das. S. 195 f.) ^ »Der — Redakteur wird als Garant 
angesehen werden mQ^oi, und es wird der Gesetzfi^eber hier GrUnde 
haben, rselbst die blose Tn Vorsichtigkeit schon so sni ahnden, als ob 
der Redakteur selbst der Verfasser de s s c h :i n d 1 i r h n 
Artikels «■ \v c- s c ii w ;i r e«. — In neuerer Zeit hat l>ekanntlich 
wieder JOHX (Gutachten tür den 6. Juristeutag, Verhandl. I 8.31^—361, 
bes. S. 347 ff.) auf Grund der vOlIig wUlkQrlichen Fiktion, der verantw. 
Redakteur sei Verfasser der ganzen Zeitung, die volle und unbedingte 
Haftbarkeit desselben vertreten. Alle solclie Fiktionen und Präsum- 
tionen berulien stets nur auf einem Missverständniss des französischen 
Rechtsgedankens. 



303 



Digitized by Google 



z<").sischer Wei.^c vor^eschlatjen : 5 Für den Inhalt der Zei- 
tun«^en und Zeitschriften haftet j ed en t a 1 1 s der veratn- 
wortliche Redakteur« Diesem Satze wurden jedoch von 
der 2. Kammer und darnach im Gesetze selbst (i; 27) die 
Worte hinzugefügt: ^ insofern er seine Schuldlosig- 
keit nicht darthut«. Damit war« gegenüber dem ^ 
Schwanken der französischen Praxis *), und >um für alle 
Fälle jeden Zweifel abzuschneiden« •), für die Hafhmg- des 
verantw. Redakteurs mindestens F a Ii r 1 ä > - i k < i t i^e- 
fordert, wennschon dior ni( lit j)()sitiv liewiesen zu wer<irn 
brauchte. Vielmehr ergibt die Fassunjj^ de- Gesetzes, dass 
bis zum Beweise des Geirentheils das Vorhandensein einer 
Verschuldung des Redakteurs angenommen, präsu- 
mirt werden sollte. Singutärwar also hier nur noch die 
Strafe des dolosen Delikts für eine nicht nothwendig 
dolose Nichtverhinderung: desselben. 

In dieser (lestalt ist die Verantwortlichkeit des Re- 
(Uiktcurs von vielen der im Jahre 1K4S und den n.u h-t- 
folfi^enden Jahren erlassenen Pressgesetzen übernommen ^ 
worden * ). ^ 

Eine weitere Fortbildung dieses Systems hat sich so< 
dann in der preussischen Gesetzgebung vollzogen. 
Allerdings hatte der im Dezember 1850 den Kammern 
vorgelegte Entwurf eines Pressgesetzes in § 44 wieder den 
ganz .französischen Satz aufgestellt, dass für den Inhalt 

n I'rot. tlur 1. Kämmt r. Ii. ßeilagenheft S. 240. 

2) \vi. nl^pii S. 2<r7 l)ei Aiiüi. 2 

3) Prot, der 2. Kammer, 13. Hc'iliijieniieft S. I29. 

.4) So im kuburg. PG. v. 8. April 48 § 14, Osten-, provisor. PVo. v. 
31. Marz 48 § 30, Osterr. Patent v. 13. Mftrz ^9 § 43, wttrttemb. PVo. v. 
25. D. z. 50 Art. 4, im badischen PG. \ , 15. Febr. 51 § 23, kobut^. PG. ' 
V. (\ Okt. 5,1 Art. 2^, <^r,thaischen P(i. v. 31. Mär/ 53 Art 20 in \ 
iei/.tcrcn ht iilen unter Verquickung mit dem sog. belgischen 5>}stem; 
vgl. unten 5$ 22. 
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periodischer Presserzeugnisse jeder Zeit und ohne besonde- 

ren Beweis der Mitschuld auch der Redakteur verantwort- 
Hch sei, indem auch hier wieder, unter Vemien^une: von 
Redakteurpflicht und Redakteur thätigkeit, die An- 
nahme einer Thäterschaft desselben zu Grunde gelegt 
wurde. Könne dies auch, so sagte man, in einzelnen 
Fällen zu j^rossen Härten führen, so dürfe sich doch die 
Gesetzgebung hierdurli nicht bestimmen lassen, wenn sie 
nicht das Mittel zu einer wirksamen Bestrai mm von Aus- 
schreitungen der periodischen Presse aufgeben wolle. 

Aber der Entwurf von 1850 ging noch viel weiter : abge- 
sehen von dieser Strafe des begangenen Delikts sollte 
nach § 45 den verantwortl. Redakteur ausserdem noch 
eine, nach den drei Klassen strafbarer Handlungen abge- 
stufte Geldstrafe treffen, und jrwar diese weiren der zur 
Begehung des Delikts selbst noch hinzukommenden N ach- 
lässigkeit im Gewerbebetrieb, wegen fahrläs- 
siger Handhabung des Redaktionsgeschäfts, 
»da bei gehöriger Vorsicht und wenn er die von ihm zu 
fordernde Diiii^enz prastirt, das Eindringen solcher ver- 
brechei i>chen Artikel verhütet worden wäre«'). Es 
sollten also hiernach auf den Redakteur zwei Strafen ge- 
häuft werden, nicht weil er zwei Delikte begangen, son- 
dern weil man seine Strafbarkeit von zwei verschiedenen 
Gesichtspunkten aus glaubte auffassen zu können. 

Diese Überspannung der pressrechtlichen Verantwurt- 
liclikeit trug ilire Remedur in sich selbst: indem diese 
beiden verschiedenen Gesichtspunkte neben einander zur 
Aufstellung einer doppelten Strafbarkeit benutzt wurden, 
musste man nothwendig zur Erkenntniss gelangen, dass 

1) Vgl. Hartuanm, Ges. Aber die Presse S. 180 flf. Diese Be- 
stimmungen des prcnss. Entwurfes ginjxen wörtlich Uber in das anhalt- 
dessauische provisor. PG. v. 36. Dez. 50 §§ 29, 30. 
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nur einer, und welcher von beiden als bereclitii,^ an- 
j^esehen wcnlrn kDimt-. In der That wurde denn auch \ uu 
der 2. Kammer, der sich dann die Regierung und die 
I. Kammer anschlössen, die auf der Annahme der Thäter- 
schaft beruhende Straf harkeit des verantw. Redakteurs 
gestrichen, da es unzulässig sei, »die volle Strafe des 
Verbrechens gegen einen nach allgemeinen Grundsätzen 
Nichtschuldigen in Anwendung zu bringen« ' ). Über 
Urhel)erschaft und Theilnahme sollten auch beim v< raiUw. 
Redakteur nur die allgemeinen Grundsätze entsclitri<Ien, 
und wenn auch der Sachverhalt meist eine Vermuthun*? 
dafür an die Hand gebe, so könne dieselbe doch stets 
durch den Beweis des Gegentheils widerlegt werden 

Damit war klargestellt, dass die besondere Verant- 
wortlichkeit des Redakteurs mit Thäterschaft und Theil- 
nahme an dem verübten Pressdelikt selbst nichts zu thun 
habe, dass dieselbe überhaupt nur dann in Betracht komme, 

♦ 

i > Haktmann a. a. O. S. 200 f. 

2) Im Kommissi<)n<>brnclit iler 2. Kammer (Hartmann S. jooi war 
«;rs.i>;t worden, es liege in der Natur des Sacliverhalti», dann der Re- 
dakteur uhne den bUndigen G c genbeweis als Urheber oder 
mindesten« als TheUnehmer gelten müsse^ diesen Gegenbeweis 
aber dürfe man in keinem Falle ausschliessen. Es kOnnte den An- 
schein li tlion, .ililiirrmit r'wr widi'ili fliehe) praesumtio juris hiittf 
aiisge.sprochen werilen sullen, und wirklich liat späterhin die prcussische 
Praxis aut Grund dieser Äusserung präsumtiv die Thäterscliafl und 
darnach die volle Strafbarkeit des verantw. Redakteurs fOr die in sei- 
nem Blatte heijanf^enen Delikte ann<hni(n wollen; vgl, Habtmaxx 
S 217 If- AHciii d.i/ii h'MU- rs einer Autn.ihTrp jenes Satzes in i1:is 
Gesetz selbst bechirlt, und gerade daraus, dass dies weder vorge- 
schlagen wurde noch wirklich geschehen ist, ergibt sich, dass man da- 
mit nur eine praktische Erfahrungsregel, nicht aber eine von 
den alliictncinen Grundsätzen des strafprozessualen Beweises ab- 
n rirlif niii , iien Kicliter bitidt ndr R c 1, Ii f ] , 1 :l s u m t i on aufzustellen 
\ < iiin iiiu . Mit Recht ist daliei eine solche durch die Plenarentschei- 
dung lies OTrih. v. 29, Mai 1865 (Goltd. Arch. Xlll S. 529- 539) für 
diis preussische Recht verworfen worden. 
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wenn der Redakteur Thäter oder Theilnehmer dieses De- 
likts nicht ist In diesen Fällen gerade sollte der ver- 

ant>\'ortliche Redakteur haften für das in seinem Blatte, aber 
nicht von ihm, sondern von Anderen l)e<ifan^ene Delikt; 
eben deshalb sollte ihn hier nicht die Strafe dieses Delikts 
selbst treffen, sondern es wurden für diese Fälle nun die 
im Entwurf für Vernachlässigung des Redaktions- 
geschäfts, für pflichtwidrige Nichtverhütung des 
ht^an^^tnen Delikts anjei^esetzten Geldstrafen beibehalten'). 
Zur Verdeutlichuiiii des ( ;L,sit:lirs|)iinkts, auf welchem dk'^r 
Haftun£2: beruht, wurde noch hiiizu«^efüy;t, dass dieselbe 
auch dann Platz greife, wenn der Redakteur durch Ab- 
wesenheit oder andere Gründe an der Besorgung der 
Redaktion gehindert war. 

Auf diesen Vorschlä«^en der 2. Kammer beruhen die 
§^ 34, 37 des preussiscliLii PO. v. 12. Mai 1851. Der franzri- 
sische Kechtsgedanke tritt hier durch die Scheidung der 
Fälle, in welchen der Redakteur nach allgemeinem Straf- 
recht wegen Begehung eines Delikts oder Theilnahme 
daran, von denjenigen, in welchen er nach Pressrecht 
wegen Nichtverhinderuüi^ desselben haftet, deutlich her- 
vor*). Dage«ren war durch die Aufstellung bf .sondcrer 
Geldstrafen für die Nichtverhinderung die Singularität des 
französischen Rechtes beseitigt, dass das möglicherweise 



1) V|^l. hierzu auch das Urth. des OTrib. v. 16. Juli 1852 (Hart- 
mann S. 67): Die Verantwortlichkeit des Redakteurs ist in der Haupt« 

sacht- nur eine forincllc; stf soll die Vorsicht und die Sorg- 
falt bei Aufnahme d( r <■ i n / i- 1 u c n Artikel iu die Zeitung 
sicliern ; seine allgemeine Veraniworllichkeit als Redakteur deckt 
niemals die besondere strafrechtliche der eigenen oder der fremden 
Thaterschaft an dem durch die Emanation strafbarer Artikel be> 
ganpenen Delikte«. 

2) Diese Scheidung kommt auch in 5; 49 Abs. 3 des (icsetzes zinn 
Ausdruck, wo den verantwortlichen Personen die Mitschul- 
digen gegenübergestellt werden. 
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^anz scluildfi t ie Wrhalten des Redakteurs die Strafe de» 
nicht verhinderten doiosen Delikts nach sich ziehe. 

Über die subjektive Verschuldung bei Nichtverhinde- 
rung ist in § 37 des preuss. PG. nichts gesagt; der Re* 
dakteur soll wegen des strafbaren Inhalts seines Blattes 
in allen Fällen, wo er nicht als Thäter oder Theilnehmer 
stnitbar erscheint, den liier an^^eordncten GeldstnitVn iinter- 
liej^en, und nach dem Kommissionsbericht der 2. Rainuier 
soll dies auch ohne die geringste Verschuldung geschehen 
können Dagegen ist in der Praxis die Anwendbarkeit 
dieser Strafen zwar nicht von einem positiven Schuldbe* 
weis abhängig gemacht, wohl aber dann mehrfach ver- 
neint worden, wenn im konkreten Fall der Mangel jeder 
Schuld des Redakteurs festgestellt wurde, »wenn der Ar- 
tikel von ihm auch bei Anwendung der ihm obliegenden 
Sor^4ralt gar nii ht für strafbar gehalten werden k on n te«*). 
Der oben erwähnte Grundgedanke dieser Bestimmungen 
dürfte in der That der Bestrafung eines Redakteurs, dem 
nicht einmal Fahrlässigkeit zur Last fällt, entgegenstehen. 

Andererseits unterliegt es keinem Zweifel, dass nach 
der Absicht des Gesetzes bei dolos er Nichtverhinderung 
eines Pressdelikts durch den verantw. Redakteur die An- 
wendung der Geldstrafen des 37 ausgeschlossen, er viel- 
mehr als Thäter oder Theilnehmer des Delikts nach allge- 
meinen Grundsätzen zu bestrafen sein sollte. Bei der Her- 
stellung des preussischen PG. war man allerseits und in 
allen Stadien der Berathung darüber einverstanden, dass 
nach allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen der Redak- 
teur einer periodischen Druckschrift nur dann nicht 
als Thäter oder Theilnehmer des verübten Pressdelikts 
erscheine, wenn er demselben ohne Dolus gegenüber- 

1) Haktmann S. aoo. 

2) Das. S. 22L {, 
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steht, wenn er insbesondere von der Veröffentiichung oder 
ihrem Inhalt oder von dessen rechtswidrigjem Charakter 
nichts gf willst hat; da.ss er da*?eji^en hei Vorhandensein 
dieses Dolus auf alle Fälle und ohne Rücksicht auf sein 
sonstiges, aktives oder passives Verhalten an dem Delikte 
selbst mitschuldig sei 0* I^i^s trifft in der That auch für 
die Nichtverhinderunff insofern zu, als, wie schon oben S. 294 
horvorf^ehoben, nach den allLTemeinen Re<?eln des deutschen 
Strafrechts die rerhtswidrige dolDbc Ni{ htverhinderunfj 
eines Delikts in Erman«i^elung abweichender Vorschriften 
als (sog. negative) Beihülfe zu dem nicht verhüteten Delikt 
angesehen wird. 

Als Gehiilfe ist daher nach preuss. Recht der Redak- 
teur zu bestrafen, der ohne sein Zutlum, aber wissentlich 
es geschehen lässt, dass in dem von ilim gezeichneten Blatte 
ein Aufsatz stratbaren Inhalts erscheint Seine Redakteur« 
Qualität kommt dabei zunächst ab Grund der Rechts- 
widrijü:keit, und erst mittelbar als Grund der Straf- 
barkeit in Betraclit. 

Es ergibt sich hieraus, dass die besonderen Normen 
des preussischen Pressrechts über die Verantwortlichkeit 
des Redakteurs sich auf den Fall fahrlässiger Nicht- 
verhinderung eines Pressdelikts beschränken. Aus 

dieser fahrlässio;en Nichtvciiiindcnin^ hat man dann, und 
zwar mit Ret ht, l in besonderes pressrechtliches Fahrliis- 
si«<keitsdelikt (Delikt gegen das Pressrecht, pressrechtliche 
Culpa) gemacht welches zu dem nichtverhttteten Press- 
delikte selbst durchaus nicht in dem Verhältniss strafrecht- 
licher Theilnahme steht '). Nur über die rechtliche Grund- 

r) Vffl. H.VKTMANN S. 221 Nr. 5. 

2) \ FfvRTMANN S, 22], 22^. Am ehesten könnte man iliesc 
prcssrechtiichc Fahrlilssigkeit noch ab» kulpose BeihUlfezu dem 
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lajje dieses Delikts, inslicsondere den Grund seiner Rechts- i 
widri^jkeit war man meist im Unklaren, da man denselben, 
statt in der öiTentlichen Benennung des Redakteurs und den 
damit dem Staat gegenüber übernommenen Püichten» in 
dem Betrieb des Press- oder Redaktionsgewerbes suchte und 
das Delikt so theilweise zu einem Gewerbedelikt stempelte. 

Dieses im preussischen Recht zuerst aufgestellte sog. 
System der Fahrlässi^keitsstrafen ist von meh- 
reren deutschen Staaten, besonders von Österreich 
rezipirt ') und dann dureh den B u n d es b es c h 1 ii s s v. 
6. Juli 1854 § 20 *) den gesammten Bundesstaaten zur Ein- 

begangenen Pressddikt bezeichnen; allein eine solche gibt es in 

unserem Rechtssysteme nicht. 

1) Österr. Presisurdn. v. 27. Mai 1852 {;§ 33ff. : der nicht nach 
allg. Grundsätzen strafbare Redakteur haftet wegen Vernachlässi- 
gung pf lichtmSssiger Aufmerksamkeit und Obsorfi^e 
mit Arrest oder Geldstrafe, wenn er nicht beweist, dass die Druck« 
legung des str:ifb;iren Artikels ;5egen seinen Willen erfolg^t ist. Im 
Wesentlichen ebenso das österr. PC v. 17. Dez. 1S6.1 § 32 sowie die 
Novelle dazu v. 15. Okt. 1868 Art. Iii Nr. i ; nach letzterem Gesetz 
ist der Redakteur verantwortlich »für die Vernachlässigrung jener Auf* 
merksamkeit, bei deren pflichtmSssiger Anwendung die Aufnahme 
des strafbaren Inhalts der Druckschrift unterblieben 
wäre», und diese X'ernachlassi^ung soll sogar nur als Übeitretuni; ^"»e- 
strult werden. — Ferner gehört hierher das sächs. PG. v. 14. Marz 
tSsi § a6c; dagegen ist das sächs. PG. v. 34. März 1870 Art. 19, 33 ^ 
trotz der auch fQr den verantw. Redakteur angesetzten »Ordnun;^-- , 
strafen« nicht diesem, sondern dem sog. helfjischen System gefuli^t. ' 

2) ?Der verantw. Redakteur einer period. Üntckschrift ist wegen 1 
des strafbaren Inhalts derselben in jenen Ausnahnielailen, wo er nicht 
<nach allg. Grundsätzen) als Urheber oder Theiln^uner mr Strafe gr- ' 
sogen werden kann, mit einer besonderen Geld- oder Gefängnissstrafe 

zu bedrohen«. Auch liier spriiht sich die AnKicht aus, das.<; retjel- 
mässij^. nach dem gewöhnliclien Gani^ der Dint^e der Redak- 
teur Kenntniss von dem strafbaren inhalt haben und daher Thater oder 
TheÜnehmer des Delikts sein werde, ohne dass deshalb jedoch eine 
rechtliche Vermuthung dafür aufgesteUt würde. — Nach der i 
Weimar. Ausfülirunüs.-Vu. z. Rundesheschhiss v. 25. Juni 1856 Art. 22 
soll die dort angeordnete besondere Strafe lediglich als Polizei* < 
s t r a 1 e angesehen werden. ^ 

] 
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fühning vorgeschrieben worden. In P'olge dessen ist es in 
dem weitaus grössten Theile des bundestäglichen Deutsch- 
lands zur praktischen Geltung gelangt*). 



§ 20. 

Wir wenden uns nunmehr zu dem sogen, belgischen 
System pressrechtliclier Verantwortlichkeit, dessen Urspruns: 
indess dem deutschen Rechte selbst angehört Dasselbe 
hat von Hause aus mit dem verantw. Redakteur nichts 
zu thun ; es ist älter wie dieser, bezieht sich zunächst auf 
IS^anz andere Personen und beruht auf g-anz anderen Grund- 
gedanken. Später aber hat niaii seine Siltze theilweise 
auf den verantw. KeUakteur überira;]:en, bezw. mit den 
Be.siinimungen über dessen Verantwortlichkeit vennengt. 

Bereits die Gesetzt^ des alten deutschen Reiches hatten, 
im Anschluss an die Vorschrift über die Benennung ge- 
wisser Personen auf den ' Druckschriften , des Weiteren 
eine successive Nachfrage nach dem Verfasser strafbarer 
Schriften angeordnet; es sollte »nicht allein der Verkäu- 

I) Daü bayr. PG. v. 17. März i«50 Art. l und darnach die gr. hcss. 
FVo. V. 4. Okt. 1850 Art. i verwiesen rdckachtiich der Strafbarkeit fOr 
Pressdelikte Oberhaupt nur auf die »allgemeinen strafreditiichen Vor- 
schriften ; auch für den verantw. Redakteur war eine besondere 
strafrechtliche Verantworthrhkrit hier nicht bestimmt, und rs » rschien 
daher dei>i»cn Benennung i n ^> u w c i t ohne rechte Bedeutung. Ganz un- 
zulflssigr aber war es, wenn nun die bayr. Praxis aus den Vorschriften 
aber diese Benennung ohne weiteres eine besondere kriminelle 
Ha f t b a r k (■ i t des Redakteurs für Lrfüllung seiner Funktionen ableiten 
wollte (vgl. oben S. f39Aniii. ti. Eine Verantwortlichkeit als Ki chts- 
tolge kann stets nur eintreten kraft gesetzlicher Bestimmung, und 
ebenso bedarf ihr Inhalt einer genaueren Normirung im Gesetz ; ohne 
solche hat die Verantwortlichkeit eines Redakteurs nicht mehr Bedeu- 
tung wie diejenige eines Ministers ohne Ministerverantwortlichkeits- 
Gesetz. — Das hess. PG. v. 9. Aug. 1862 ist in Art. 2, 5 den Anord- 
nungen des Bundesbescblusi^es v. 1854 nachgekommen. 



* 
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fer oder Feilhabcr, sondern auch der Käufer und andtrr 
bei denen solche Bücher etc. befunden, <^efän<^lich ange- 
nommen, gütlich oder, wo es die Nothduift erfordert, pein- 
lich, wo ihm solche Bücher herkommen, gefragt, 
— und dem also lang nachgefragt und nachgegangen 
(werden), bis der rechte Autor befunden, der als« 
dann samt denjenigen, so es also umgetraj^en, feil gehabt 
oder sonst au><;egeben, verniü^c der Hecht und Je nach 
Gelegenheit und Gestalt der Sachen darum ^J^cütraft wer- 
den < ^ ). 

Dies Verfahren war zunächst ein Zeugcnvt?rfahrcn ; die 
betr. Personen waren verpflichtet, einer nach dem andern, tlir 
W isse n von ihrem jeweiligen Vormann dem Gerichte mit> 
zutheilen, und sie sollten hierzu eventuell durch die nach äl- 
terem gemeinen Recht auch gegen Zeugen anwendbare Tor- 
tur angehalten werden. Die Bestrafung der hierdurch etwa 
crinitteltt-n Schuldigen war ila\(iu »^an/lii h \ ri-.>clii< den. 

Diese /t uLinisspHicht wurde aber von der spält rrn 
Partikulargeset/gebung für gewisse, an der Herstellung 
und Veröftentlichung von Druckschriften gewerl)sniässig 
betheiligte Personen, insbesondere für den (ebendeshalb auf 
der Druckschrift selbst zu benennenden) Verleger und 
Drucker, dahin ausgedehnt, dass dieselben den Verfasser 
einer strafbaren Druckschrift, bezw. ihren nächsten Vor- 
niann, von dem sie die Schrift erhalten haben, dem Gerichte 
nicht nur für den Fall ihres Wissens, s*»n(l<Tn unbedingt 
namhaft zu machen, verbunden sein sollten. Ks wurde 
m. a. W. diesen Personen die gesetzliche Verpflichtung 
auferlegt, bei Ausübung ihres CJew<*rbebetriebs sich stets 
die Kenntniss eines bei der Publikation von 
Druckschriften vorher Betheiligten zu ver- 

I» WPÜ. V. 1548 Tit M ^ ^ V. 1577 Tit. 35 § 3 ; vgl. oben 

134 Anm. 
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schaffen, um dann mit dieser Kenntniss den Staat bei 
Ausmtttelung der Schuldigten unterstützen zu können : eine 

polizeiliche Vfrpriichtunj4, welche ebensowohl dann ver- 
letzt wurde, wenn der Betreffende den Vormann nicht 
kannte und üm daher nicht nennen konnte, als auch 
dann, wenn er ihn nicht nennen wollte^). 

Gegen Verletzungen dieser weitergreifenden Verpflich- 
tung konnten die gegen renitente Zeugen zustehenden 
Zwangsmittel nicht mehr ,<^enügcn ; jetzt handelte es sich 
nicht mehr um Kxckution, man musstc zu Strafen 
i^K ifcn. Dabei machte sich nun der Gesichtspunkt «geltend, 
dass ein solcher Benennungspflichtiger durch Nichtbe- 

I) n fi s s a !i i s o h e \^•. die illimitirte Pi r ssfreifieit betr. v. 

5. Mai iHi j !j I iScHLErrE«, Handb, S. ^12): »Die Buchcinu k« r sind 
vcrbundciij — den Verfasser einer ohne desselben Nainensangabe ab- 
gedruckten Schrift, oder denjenigen , von welchem sie das Maniiscript 
erhalten haben, namhaft zu machen, wenn sie von der ihnen vor^ 
gesetzten obrigkt itlicln n Behörde in Gefolge eines bei denselben ein- 
geleiteten rechtlichen Verfahrens darüber amtlich befragt werdem. 
Kgl. silchs. CiPs. über dir Presse v. 5. I'ehr. ^ 7 uhxs. S. 236): 

>Jeder, der zur Verörtenthchung einer Schrill durch den Druck oder 
zur Verbreitung derselben mitgewirkt bat, ist in allen Fallen, wo ein 
Staatsbürger nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen seine Wissenschaft 
um eine Thatsach* an/ugelu n überhaupt verpflichtet ist, verbunden, 
seine Mitwisscnsciiaft um den Verfjisser, und was den Drucker anbe- 
langt, seine Mitwissenschaft um den Besteller auf Verlantjrn fler com- 
petenten BehiSrde anzugeben, und kann dazu im Weigerungslalle durcli 
Geld- und nach Betinden Gefängnissstrafe angehalten werden. Die- 
ser Verbindlichkeit können sich aber dann derRedak> 
teur und der Verleger nicht durch das Vorgeben, dass 
der Verfasser ihnen unbekannt sei, der Drucker nicht 
durch den V o r w a n d entziehen, dass er ti e n Besteller 
des Druckes nicht kenne*. Ba \ r. i'G. v. 17. März 1850 Art. 
45; aDer Verleger einer nicht periodischen Schrift oder, falls ein sol- 
cher nicht vorhanden ist, der Drucker ist verbunden, sich Ober den 
Namen, die Person und den Wohnort des Verfassers Gewissheit zu 
verschaffen, und diesen auf Verlangen dem Untersuchungsgerichte 
zu bezeichnen* ; cbens<» gr. hess. VO. v. 4. Okt. i^^^o Art. 2\. S. 
auch den Vortrag des Ht nn \ . Ber(i in der Bundesversammiung am 
12. Okt. 1818 bei COLLMANN, (Jueilcn S. 186. 
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nennung des Vormanns und in letzter Linie des Verfas- 
sers der strafbaren Publikation dazu beitrage, die des be- 
*^angenen Delikts schuldigen Personen der verdienten 

Straft^ zu t iUziehen, bczw. den Staat an der ilim ziikoo 
menden iiestrafun^ derselben zu hindern. Man sah in 
einem solchem Verhalten einen rechtswidrij^i^en Kingritf 
in die Strafgewalt des Staates, oder vielmehr genauer: 
die pflichtwidrige Unterlassung einer von 
Rechts weisen «fe botene n Mitw irkung zur Re- 
al! s i r u n s t a a t Ii i h ( r S t r a f a n s p r ü c h e , und h ici - 
für glaubte man nun die richtige Ausgleichung^: in der 
Weise zu linden, dass man dem Benennungspflichtigen 
eben die Strafe, deren Realisirung er verhindert, d. fa. die 
Strafe des in der betr. Druckschrift verübten Delikts selbst 
auferlegte. M. a. W. : man erklärte ihn haftbar, verant- 
wtirtlich für ila> l)etr. Dehkt, sofern er nicht den eij^ent- 
lichen Thäter, hezw. einen zu dessen Krmittelun^ selbst 
wieder dienlichen Vormann dem Gerichte anzeigte 

I) Vgl. Holstein. Rcscri|)t v. iS, Okt. 1771 (Schletthw S. 2S^> : 
*Die Buchdrucker ^sollen) kciii Bucli und Schrift drucken, wovon sie den 
Verfai^üernicht wissen, immasscn sie dafür zu haften Hchuldif; 
.<!ein sollen, wenn sie denselben etfordcrnden Falls nicht namhatl 
machen können ; daher denn aiu h kein Buch weiter gedrtickt \verd;_n 
niuss, vor welchem nicht entweder iles V^erfassers oder des Buchdruckers 
Namen stehet«; ebenso schlesw. Verfllj^unj^ vom 22. Febr. 1S2C 
(ScHLElTER S. 295). Ferner württemb. Ges. über die PresÄtreibtit 
V. 3a Januar 18 17 § 18 (das. S. 263): »Jeder Verleger und, wenn die 
Schrift keinen von dem Drucker 2U benennenden inländischen V'erte- 
per hat, der Drucker der Schrift ist verbunden, auf jede Auffordeninj«; 
der Justizbehörde den Verfasser zu nennen: daher si<' sich l)ci t'ber- 
nalune des Verlags oder Drucks dies thun zu können in den Stani.: 
setzen müssen. Können oder wollen sie den Verfasser nicht ncnncu, 
»o werden sie so behandelt, als wären sie Urheber der 
Schrift«. Preuss. VO. v. 18. Okt. 1819 Art 16 Nr. 3: »FQr den 
Inhalt der Schrift ist zunächst der Verfasser, wenn aber der Veric}^ 
diesen Unseren Clerichten nicht stellen kann oder will, mi o h «Ter 
Verleger verantwortlich«. S. auch Collm.vxx, yueilen i>. 
501 f. 
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Auch diese Art pressrechtlicher Verantwortlichkeit 

hatte sonach mit der Be^^ehung des zu bestrafenden Delikts 
selbst nichts zu thun ; sie beruhte nicht auf irgend welcher 
Annahme der Thäterschaft, sondern ebenso wie diejenige 
des französischen Geranten auf der Nichterfüllung einer 
besonderen publizistischen Verpflichtung. Während es 
sich aber bei dem Geranten und danach bei dem verantw. 
Redakteur um die Nichtverhinderung der Verüb ung 
des betr. Delikts handelt, ist es hier die Verhinderung 
der Bestrafung des verübten DeHkts, iür welche der 
Drucker, Verleger u. s. w. einzustehen hat Daraus ergibt 
sich die Subsidiarität dieser Haftung, Im Gegensatz 
zu der kumulativen des Geranten: der Drucker« Verleger 
kann sich der Haftung entziehen, wenn er durch Benennung 
die Bestrafung des Thaters oder einer andern haftbaren Per- 
sönlichkeit ermöglicht ; ja er haftet, da es nur auf die Er- 
möglichung der Bestrafung des Thäters selbst ankommt 
und seine Haftung nur zum Ersätze dieser dient, auch 
dann nicht, wenn trotz der Nichtbenennung in anderer 
Weise die Bestrafung des Verfassers oder sonstigen Thä- 
ters des begangenen Delikts ermöglicht wird. Anderer- 
seits aber kann der Benennungspflichtige trotz richtiger 
Benennung des Verfassers doch selbst zur Verantwor- 
tung gezogen werden, wenn der Benannte aus einem 
anderen Grunde der inländischen Strafverfolgung entzo* 
gen ist: die Benennung muss, um wirksam zu sein, dem 
Staate ein strafrechtlich verfolgungsfähiges Subjekt an die 
Hand geben*)- 

l) Preusü. Vü. V. i8. Okt. 1819 Art. 13: »Ist der Verlasser nidit 
genannt, so muss der Verl^^ denselben anzeigen; wenn er dieses 
nicht kann oder niclit wül, oder der Verfasser ist nicht ei.n 

im Lande gegenwärtiger preussischer Unterthan, so 
muss der Verleger die Verantwortlichkeit an dessen Stelle mit 
übernehmen«. Altenburg. Grundgesetz v. 29. April 1831 § 67 
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Sofern die Benennongspflicht mehrere Personen hinter 
einander trifft, von welchen jeder gerade nur seinen Vor> 
mann zu benennen hat« von dem er die zu veröffentlichende 

Schrift erhalten, gestaltet sich die subsidiäre Haftun;^^ 
zu einer successiven, welche in abstracto vom Ver- 
fasser zum Drucker oder Verbreiter herabsteigt, während 
das konkrete Verfahren im Einzelfall den umgekehrten 
Weg einschlagen und von letzteren zum Ver&sser aufzu- 
steigen versuchen wird * ). 

In subjektiver Hinsicht gleicht diese subsidiäre un ! 
>iu (osive Haftung wieder insofern derjenigen dc^ Lieran- 
ten, als auch sie an keinerlei Verschuldung gebunden ist; 
sie trifft den Benennungspflichtigen sowohl dann, wenn 
er den Verfasser oder einen Vormann nicht angeben 

(SCHLBTTER S. 324) : »Die Veraotwortlichkeit — ruht zunächst auf dem 

Einsender oder Verfasser. Es hat daher jeder inhludische Heraus g'cber 
od IT \'(il('mr einer Zeitung oder ITnu ksi hrift mir solche Atitsätzt" 
und Mittheihin^eii .itifzunehmen und zum Druck zu hefOrdem, deren 
Verta.sser ihm bekannt und geeignet sind, ihre Aufsätze zu 
vertreten. Kann solche Vertretung nicht erlangt und verwirklicht 
werden, so unterliegt der Herausgeber und , wenn dies ein Frem- 
d e 1 i s t, der Verleger oder, i m Falle auch diese r cinAuslän- 
der ist, der inländische Drucker rbi-n der Verantwortlichkeit, welcJie 
den Einsender oder Wrfasser '^Ptn iN n hfitte. — Der verantw. Heraa«- 
gcber, Verlefjer oder Drucker ist verbunden, den Verfasser oder Ein- 
sender der Gerichtsbehörde zu nennen und, wenn er nicht vor dersel- 
ben Recht gibt, zu vertretene. 

I) Churbayr. EntSchliessung die Pressfteiheit betr. v. 13. Juni 
1803 Nr. 5—7 (ScHLETTEK S. 2i6 , sowie bayr. Edikt über die Frei- 
heit der Fresse v. 2(k >T;ü 1818 5? 12 (d;{S. S. 219*: Für eine Schritt 
haftet jederzeit zunaciist der Vertasscr, und wenn dieser nicht bekannt, 
der Verleger, und subsidiarisch der Drucker und jeder Verbreiterf. 
Das sächs. Ges. Ober die Presse v. 5* Febr. 1844 föhrt an der oben 
S. 313 Anm. I an^ef. Stelle weiter fort : »Bewirkt der Beiragte die 
Anfi^abe nicht, oder wird dieselbe wahrheitswidrig befunden, so trifft 
deshalb, und zwar zunächst den Redakteur, in dessen Ermangelung 
aber den Verleger, oder denjenigen der dessen Stelle vertritt, in deren 
Ennangelung aber dcji Drucker die eigene Verantwoi iliclikcit des 
Verfassers«. 
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w i 1 P), als auch dann, wenn er ihn nicht angeben kann, 
gleichviel aus welchem Grunde er dies nicht kann, auch 
wenn keinerlei Fahrlässigkeit dabei unterläuft Diese 
Haftungsolleben zur Sicherung des an sich gegen 
einen Andern gerichteten staatlichen Straf- 
ans])ruchs dienen; für dessen Kealisirung muss der Be- 
nennuns^spflithtii^c autlvommen, und hierfür ist es ii^leich- 
giltig, ob die subjektiven Voraussetzungen der Strafe auch 
in seiner Person zutreffen. 

Noch viel weniger kommt es natürlich darauf an, 
ob den Pflichtigen eine Mitschuld an dem verübten Press- 
delikte selbst trifft. Ist letzteres aber der Fall, hat derselbe 
doloser Weise daran Theil genommen, so ist die Strafbar- 
keit hierfür völlig unabhäiii^i- von der Haftung für den 
Verfasser oder Vorinann und kann auch durch dessen Be- 
nennun<^ nicht auso^eschlossen werden*). 

Diese subsidiäre pressrechtliche Verantwortlichkeit stellt 

1) Da diese Haftung des Benennungspflichtigen auch dann eintritt, 
wenn or d&A Verfasser rechtswidriger Weise nicht iwnnen will, so 
hat es vielfach den Anschein gewonnen, als ob die Nichtbenennung 

und damit die Cbcmahme der Haftung an Stelle des Verfassers von 
Rechts wegen Sache seines freien Belic hens sei, als ob er zwischen 
Benennung des Verfasser:» und Eigenhattung frei zu wühlen befugt 
sei. So sagt die bratinschw. Censur-VO. v. 38. tlärs 1814 § 4 
(ScMUTTEK S. 304), es dQrfe kein Buch gedruckt werden ohne An- 
gabe des Verfassers odrr Druckers >(»der aber, wenn beide sich nicht 
zu nennen wünschen, des Verlegers. f;tlls dieser die Verantwortlichkeit 
für beide übernehmen will«. Aul Grund dieser schiefen Auflassung 
ist dann weiter in der neueren Zeit die bekannte Bdiauptung aufge- 
stellt worden, der Verleger, Redakteur, Drucker etc. sei berechtigt, 
gegen Cbernahme der Verantwortlichkeit für den Inhalt einer Druck- 
schrift auch ilas Zeugniss über den V e rfass e r d ess el b e n 
2u verweigern, und könne dazu nicht gezwungen werden. Nur 
die völlige Verkennung der rechtlichen Grundlage dieser subsidären 
Haftbarkeit konnte dazu fahren, einen solchen Satz für ein Postulat 
der Gerechtigkeit auszugeben. 

2) Württemb. PG. v. 30. Januar 1817 § ro: abgesehen von der 
Nichtbenennung des Verfassers »werden die Buchdrucker für den In- 
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sich Mjnarh elienfalls , den allii^emeinen Grundsätzen des j 

StratVcchts gegenüber, als ein singulare« Institut dar. Aber ' 

auch hier lassen sich historische Analo^ieen aufzei^eiif | 

welche dasselbe gewissermassen als einen Nachzügler frü- ' 

her lebendiger, auch jetzt noch nicht ganz abgestorbener | 

Rechtsgedanken erscheinen lassen, und welche eben da- ' 

durch das Verständniss desselben zu fördern ^eei^^net sind« 1 

Kine solche historische Analoijie bittet die Prozess- 1 

bürg-schaft für de n Beklagten im mittelalterlichen ; 
deutschen Recht Der Bürge hat sich hier auf Grund 

gesetzlicher Anforderung zu verpflichten, die Gestellung | 

des Beklagten zu gerichtlicher Aburtheilung zu 1 

bewirken. Wird diese Verpflichtung nicht erfüllt, stellt \ 

sich der Beklagte nicht rechtzeitig vor Gericht, entzieht i 

er sich der Verfolgung, so hat der Bürge, gleichgültig ' 

ob ihn hierfür eine Schuld trifft oder nicht, für die dem i 

Beklagten in der Sache selbst (>1»1 leidende Leistung ein- , 

zustehen, dieselbe an Stelle des Beklagten zu erfüllen. i 
Handelt es sich dabei um eine Ungerichtssache, so muss 

der die Gestellung des Beklagten nicht bewirkende , 

Bürge die von jenem verwirkte Strafe, selbst die | 

Todesstrafe auf sich nehmen; er muss unter allen Um- | 

halt der Schriften, welche sie drucken, nicht verantwortlich gemacht, ^ 

es wiire dann, dsiss eine boshafte Collusion mit dem Verfns^cr I 

oder Verleger gegen sie erweislich gemacht würde. Im Falle eines , 
erwiesenen bösen Vorsatzes sind die Drucker als Miturheber. 

jedoch immer geringer als die Verfasser selbst zu bestrafen«. Das < 

bayr. PG. v. 17. März 1850 Art. 45 sowie die hess. PV. v. j. Okt. 1 

1850 Art 24 lassen den Verlri^er oder Drucker, dir lUn \'erf;isser ^ 

nicht nennen will oder kann, hatten u n !> e s c h n d e t der <ii;encn ' 

strafrechtliciien Verantwortlichkeit*; allein hier ist die [ 
Haftung für die Nichtbenennung selbst auf eine geringe Arrest- oder 
Geldstrafe herabgesetzt, wie dies bereits 1S17 der Freiherr v. Drais in 

seinen X'orsclüügen für ein Pre*?s^;csct/ bei COLI-MAXN S. 250) empft»h- ^ 
len luitte. Vgl. über d;is rT ii^;'»' auch A. D. W&BSR, Über Injurien 

und Schmäbschr. ül {2. AuiL; 94 11., 135 f. I 
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ständen dem Staate zu seinem Rechte, zu seiner Strafe 

verhelfen; er haftet dem Staate für die Gestelhini^r cies 
Schuldigfen >mit seinem Kopfe«, auch wenn er selbst eine 
strafbare Handlun<>: nicht begangen*). 

Das sind h. z. Tage im Ganzen überwundene Rechts- 
ideen. Es zeigt sich aber, dass einer solchen subsidiären 
Strafhaftung stets nur die allgemeine rechtliche Idee einer 
Garantie oder B ü r <^ s l Ii a 1 1 zu GrundeUiegt, und t ben 
dies gilt auch für die moderne subsidiäre Haftung der be- 
nennungspflichtigen Personen bei Pressdelikten. Ihre Be- 
nennungspüicht ist in Wahrheit eine auf gesetzlicher Vor- 
schrift beruhende Bürgschaft für die Gestellung 
der Autoren strafbarer Presserzeugnisse zur 



l) Vgl. Statltr. V. Enns I2I2 § 3: 'ille fidejussor fulejubeat pro eo 
et cum recipiat super vitam propriam; 6tadtr. v. Wien I22I 
§6: »fTtlcjubest pn> «o sub periculo et perdittone proprie 
personec. Das ist der, der ScHiLLES*scfaen Bürgschaft zu Grunde 
lic^ode Recbtsgedanke : »Ich lasse den Freund Dir als Bürgen, ihn 
magst Du, entrinn' ich, er^vürgen«. Die süddeutschen Rechte haben 
diesen Satz mit vuüer Konsequenz das «janze Mittelalter hindurc h fest- 
gehalten ; dagegen gestatten der Sachsensp. und die meisten nord- 
deutschen Quellen dem Bürgen, die peinliche Strafe durch Zahlung 
des Weigeldes abzulösen, sofern er sich von eigener Schuld am Ent- 
weichen des Beklagten reinigen kann. Vgl. meinen Vertragsbruch 
S. 126 flf., 433 ff., Planck, Gerichtsverfahren II S. 305, 359—367. Diese 
Straf haftUHij des Prnzessbüro^en ist dann, ähnlich derjenigen des Frie- 
densbür^L-n (vi^l. oben S. 300), allmählich in eine blose Geldhaftimg 
übergegangen, wie wir eine solche noch im heutigen Strafprozess liaben ; 
vgl. RStPO. §§ 118, 132. — Das Korrelat zu der Haftung des Gestel- 
lungsbOrgen bildet im mittelalterlichen Recht die Strafbaikdt des- 
jenigen, welcher der Realisirung der privaten oder staatlichen Strafge- 
walt durch positive Handlunjjcn hinderntl entL^ep:entritt, sei es 
durch Verbergung des Thäters, sei es tlurch Beseitigung der Spuren 
der That, insbesondere des corpus delicti: des Begünstigers und 
Hehlers. Die gleiche BestraAmg des Hddezs vne des StdUers im 
mittelalterlichen Redit beruht darauf, dass ersterer ftlr die verhinderte 
oder (-rschwertc Bestrafung des letzteren einzustehen, zu haften hat. 
\ hierzu Sachsensp. II, 72 § I, sowie meine Bemerkungen in der 
Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswiss. V S. 549 f. Anm. 22, 
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gerichtlichen Aburtheiiung und Bestrafung; nur dass sie 
ihrer Verpflichtung nicht mehr in natura nachzukommen, 
den Autor nicht mehr in Person vorzuführen, sondern dem 
Staate nur diejenigen Angaben zu machen haben, welche 
es diesem ermöglichen, durch Anwendung seiner Macht* 
mittel den Autor seiner richterlichen und Straf-Gewalt zu 
unterwerfen. 

In ähnlicher Weise wie das deuteche kennt auch das 
französische Recht seit der Revolution eine Benennungs- ; 
pflicht gewisser, ijei der Veröffentlichung strafbarer Druck- 
schriften betheiligter Personen sowie eine kriminelle Haf- < 
tung derselben bei Nichterfüllung dieser Verpflichtung. 
Nur hat hier die Benennung des Verfassers oder eines 
Vonnanns nicht den völligen Wegfall der Haftung, sondern 
nur eine l)cdcuteiide Herabmindcrun«^ derselben auf eine ' 
gerinL(fü'^ige Strafe für die objektive Mitwirkung bei der 
Verbreitung zur Folge, während andererseits auch bei ' 
Nichtbenennung die Strafe ursprünglich nicht die des ver- 
fibten Delikts selbst, sondern eine geringere war. ^ 

Das Dekret des Konvents v. 29. März 1793 belegte 
die vendeurs, distributeurs et colporteurs von Schriften, in ' 
welchen zum Hochverrath aufgefordert wird, mit Gefän^- 
nissstrafe bis zu zwei Monaten, s'ils drcfareiit les autcurs, 
imprinu iirs ou (tuii t s personnes de qui ils U s iicnncnt^ dage- 
gen mit Kettenstrafe von 2 Jahren, .s"/7.v rcf usemt cdte dä larn- 
tiottj während das Delikt selbst mit Todesstrafe bedroht i>i. 
Das Gesetz vom 2$. Germinal IV stellte sodann die Be- 
nennungspflicht und die Reihenfolge dieser Haftung ge- 
nauer fest, ohne jedoch für den Fall der erfolgten Benen-^ 
nung eine besondere Strafe anzusetzen 

T> Ges. V. 28. Germ. IV Art. 6: C (•iix tjui seront frouves vvndaut, 
dtatribuant, coiportant un uj/ichant aucun dtisdits Berits, — servnt 
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Auf diesen Grundlagen beruhen sodann die Bestim- 
mungen des Code penal v. 1810 Art. 283 — 289. Jedoch 
hat die Sache hier insofern ein etwas anderes Aussehen 
erhalten, als der Code die bei Nichterfüllung der Benen- 
nungspflicht eintretende Haftung, unter Verkennung ihrer 
wahren Grundlage, auf eine fiktive Theilnahme an dem 
verübten Delikte selbst zurückiVilii l und dt sbalh die einen 
Vorinann nicht benennenden oirurs, (ifficheurs, i tiideurs, 
dist nb Ilten rs , impriinturs als Komplicen des Thätens mit 
dessen Strafe bedroht^). Diese Strafe soll dann im Falle 
der Benennung des Autors oder eines Vormanns in be- 
stimmter Weise herabgesetzt werden, so dass also die Be- 
nennung nicht sowohl als ErftÜlung einer, im Verletzungs- 
fall unter Strafe gestellten Pflicht, sondern vielmehr als eine 
freiwillige, die Staatszwecke fördernde Leistung erscheint, 
wegen deren der Staat dem Strafschuidigen, gewisser- • 
raassen zur Belohnung, einen Theü seiner Strafe erlässt 

teuus de nomvier ies personnes ijni leitr ont remis lesdits ecHts. 
Lt's personnes declaries serunt succeasivement appelhs^ jusqu' ä ce 
que le direcfeur du juty parvienne ä Pimprimeur ou ä Pauteur. 
Art. 8: Dam le cas ou P (infenr ne serait point indique par les im- 
pritnetirs, ff^idfurs, di^trihut' ur\, rrdfmrtt ii rs , t afficht tirs, ainsi ({ue 
dans le cas oü les tnduattons qiiHls aitraient donnees se trotive- 
raient fausses, ou porteraient, soit sur un etranger^ soit sur une 
personne nim donnciliee, ils seroni punis de deux annies de fen; 
en cas de recidtvr, ils seront punis de la d^portafiunt. Ausserdem 
hcstimtnto noch Ait. lo, ilass die henennungspflichtigen Personen im- 
mer erst nach der Aburilieilung des Verfassers, bezw. nach der Fest- 
stellung seiner Unauffmdbarkeit selbst abgeurtlieilt oder in Freiheit 
gesetzt werden dttrfen. 

1) Bereits im Jahre 1806, also noch vor Erlass des Code penal, 
h:\tte Nnpolcon (icn Ruchhiindlcr Palm \<>n Xiirnlicrq:. der sich wei- 
ii;erte, den Verlasser einer von ilim verlegten, ant^ebhch liochverräthe- 
rischen Schrift anzugeben, in Anwendung dieser Grundsätze erschicsscn 
lassen: eine That, die bekanntlich überall den Eindruck eines Justiz^ 
mordes liervorrief. 

2) Nach Art. 21 des Ges. v. 17. Mai iHif) soll der Dnicker von 
jeder Vcrantwortlidikeit fUr den Inhalt der von ihm gedruckten Scbiif- 

i 
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ten frei bleiben, wenn der Verfasser zur Aburtheilung kommt und die 
polizeilichen Vorschriften von ihm erfüllt sind, sofern ihtn nicht 
wissentliche Theünahme an drm Delikt nachi^ewiesen wird. 

l) Bei ScHüEKMANS, Code de ia presse, 2. 6d. 1662, II p. 559. 

a) Das. S. 562. 
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Die Anwendunf^ dieser Bestimmungen ist übrigens ^ 

beschrankt auf die Verbreitung provokatorisclier und un- , 
züchtiger Schriften, auf welchen Name, Stand und Wohn- 
ort des Verfessers oder des Druckers nicht angegeben sind, 

sie ist ausgedehnt auf das Polizeidelikt der Verbreitung | 

anonymer Druckschriften ohne Rücksicht auf deren In- | 

halt I 

§21, I 

In Belgien waren unter dem liolländisclien Resfi- t 
mente über die subsidiäre Haftung- Itei Pressdelikten eine | 
Reihe von Bestimmungen getroffen worden, welche mit | 
denen der gleic hzeitigen deutschen Partikulargesetze durch- 
aus fibereinstimmen. 

Eme Verordnung vom 33. September 1814 *) erklärt 
, Jeden nach allgemeinen Grundsätzen verantwortlich ftlr 
das, was er schreibt und veröffentlicht, oder was er druckt, 
verkauft oder vertheilt. Ist der VedVisser einer Druck- 
schrift nielit bekannt, so haftet der Drucker ausserdem 
dann , wenn er jenen nicht bezeichnet ; erscheint die 
Druckschrift ohne den Nunen des Druckers, so soll 
der Verleger oder der Kolporteur verfolgt werden, als 
ob er der Verfasser wäre, wobei w^hl die obige Be- 
dingung der Nichtbenennung zu ergänzen ist Ebenso 
wird in dem Gesetze vom 28. September 1816^), betr. 
die Publikation rechtswidriger Angriffe gegen auswärtige 
Mai lite, die Strafe des Tliaters au( h den Druc kern. Ver- 
iegeni, Kolporteuren und Buchhändlern angedroht, pour 
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auiant qt^ils seroni hors d^itut ^indiquer fauteur, de ma- 
nüre qi/il puisse non seulement Ute poursuivi en justice, 

mais aussi co)i7uiinru du delit et pu)ii m consequence. 
Endlich enthielt der Entwurf zum Gesetz vom i6. Mai 
1829 in Art 9') die von den Kammern allerdin^^s nicht 
angenommene Bestimmung, dass die Drucker, Buchhänd- 
ler etc., sofern ihre vorsätzliche Theilnahme nicht ander- 
weit fieststeht, blos deshalb, weil sie der Herstellung oder 
Verbreitung einer stiaibaren Drucksckrili ihre gewerbliche 
Thätigkeit «irewidmet haben, für deren Inhalt dann nicht 
verantwortlich gemacht werden dürfen, wenn in Folge 
ihrer Angabe die Thäter des Delikts im Inlande zur Ver* 
antwortung gezogen werden können. 

Die Haftung bei Nichtangabe des Autors erstreckt 
sich hier, wie nach deutschem Recht, stets auf die Strafe 
des verübten Delikts, dieselbe ist aber durchaus geson- 
dert von der Strafbarkeit für die Begehung dieses De- 
likts oder Air die Theilnahme daran. Letztere steht 
selbstständig daneben und wird durch die Benennung des 
Autors nicht bertihrt, während die erstere Haftung hier- 
durch völlig ausgeschlossen wird. So ist also auch nach 
diesen niederländischen Gesetzen bei Pressdeiikten eine 
doppelte, je auf besonderer Grundlage beruhende Art der 
Verantwortlichkeit begründet, eine allgemein strafrecht< 
liehe und eine besondere des Pressrechts. Letztere ist 
zwar für gewisse Fälle zur Ergänzung der ersteren bestimmt, 
allein sie hintirrt ihrerseits deren Durchführung nicht. 

Dieses Verantwortlichkeitssystem ist nun durch Artikel 
18 der belgischen Verfassung vom 7. Februar 1831 
nach einer Seite hin einer eingreifenden Modifikation un- 
terzogen worden. In Dbereinstimmung mit dem bisheri- 

l) Bei SCHUEKMAMS a. a. O. S. 564. 
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(Jen Recht hatte die Centraisektion des Kongresses den 
genannten Artikel dahin gefasst: iLors(/ue l'auteur est 
connu et domicüie en Be/gique, (editeur, rimprimeur ou 
le distributeur ne peut Hre poursuivi, sauf la preuve 
de la compliciie*', diese letzteren Worte sind aber im 
Kongresse gestrichen worden 

Damit war in die Verantwortlichkeit för Pressdelikte 
nach a 11;^ ein einen Grundsätzen eine bedeutende Bresche 
.Sfelesft: die an der Her^tt lhmir und X'cniltentlichimnf einer 
strafbaren Druckschrift betheiHg^ten Personen sollten, so- 
fern sie nicht auteursy d. h. Urheber, Thäter des De- 
likts sondern blose Komplicen waren, wegen ihrer Kom- 
plicität nicht strafbar sein. Die Komplicen sollten 
nur der subsidiären, in Ermangelung eines im Inlande 
verfolgbaren Thäters eintretenden, besonderen Hafhin^ 
unterworfen bleiben, för welche einerseits dolose Theil- 
nahme am verübten Delikt nicht erforderlich war, und der 
sie sich andererseits durch Benennung eines solchen Thä- 
ters jeder Zeit, trotz ihrer dolosen Theünahme, entziehen 
konnten. Eine prinzipale H aftung neben dieser sub- 
sidiären sollte sonach nur lilr die Begehung des Deliktes 
selbst, für die Thäterschaft, niemals für accessortsche 
Theilnahme begründet sein. 

Für die der Subsidiarhaftung unterworfenen Personen 
(edifcurs, imprimciirs, distrilmteiirs) wurde dann durch die 
belgische Doktrin uud Praxis — iin Anscliluss an die 

1) Vgl. ScHT KR^f ANS II p. 569, sowir unten S. 327 Aiim. I. 

2) Unter (litt' itr war zwar auch in «len belgischen GcÄctijen ur- 
sprünglich nur der Verfasse i verstanden, den man gewöhnlich ohne 
weiteres als den Hauptschuldigen des verQbten Pressdelikts ansah ; 
allein die belgische Jurisprudenz hat späterhin das Wort auf den 
Th :i t e r de s I"» r 1 i k t s als solchen bezogen, ans dem autetir de Fecrit 
einen auf cur lU /<i /'uhlication oder du delit gemacht. VgL SCHUER- 
MANS il i>. 253 n., 202 tt. 
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Aufzählung derselben im Gesetz, sowie an Vorschläge, die 

bereits im Koni^resse ^^emacht, aber damals einem beson- 
deren Pressgesetz xorltelialten waren ') — das Prinzip der 
Subsidiarität weiter durchgeführt und eine bestimmmte 
Reihenfolge ihrer Haftbarkeit aufgestellt, so dass jeder 
durch Benennung nicht nur des Thäters, sondern irgend 
eines Vormanns sich von der Haftung befreien konnte. 

Aus der Straflosii!ckeit der Komplieen einerseits und 
der Reihenfolge der Subsidiarhaftung andererseits ergab 
sich dann der Satz, dass für jedes Pressdelikt je nur eine 
Person, bezw. je nur die mehreren, auf einer und der- 
selben Stufe der Haftbarkeit (als co-auteurs, co- 
editeurs etc.) stehenden Personen bestraft werden können, 
und zwar im lunzelfall je diejenigen, welche ini straipro- 
zessualen Regressverfahren einen weiteren Vormann nicht 
benannten. 

In diesen Sätzen besteht das vielbes[)rochene System 

der successiven und ausschliesslichen press- 
rechtlichen Verantwortlichkeit, der sog. yespoii-sabiliie pur 
cascaäes des belgischen Rechts. Dasselbe stellt, wie sich 
zeigt, nur eine, um eine weitere Singularität (Straflosig- 
keit der complicUe) vemehrte Abart der, auf der Idee 
der Strafbürgschaft beruhenden deutschen Substdiarhaf- 
tung wegen pflichtwidriger Nichtbenennung des Au- 
tors dar. 

Man hat dieses System vielfach als Ausfluss höchster 
gesetzgeberischer Weisheit hinzustellen und dasselbe bald 



il Vj;l. ScHi i-iRMANS II S. 2.V4 f., 569. Das bcltjische Prc.ss«rcset2 
(/),'< i'f snr !a pnsst ) v. 10. Juli selbst enthält über die Verant- 

wortlichkeit bei Pressclelikti-n diu 1 ine, dem Art. lO (l< s fr:tnzr»s. Gv- 
setzen vum 2S. Gcrminal iV (s. otjen ü. 330 f. Anm. ij entsprechende 
prozessuale Bestiminuog. 
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so, bald anders rationalistocli zu bcf^ründen versucht*). Die 
allgemeinen historischen Crundlaf^en desselben sind dabei 
meist ebenso verborgen geblieben, wie die Motive, welche 
zu dem spezifischen Merkmal des belgischen Rechts, zur 
Nichtbestrafung der Theiinahme als solcher, geführt ha* 
ben. Diese Motive aber beruhen nicht in irgend welchen 
rechtlichen Gedanken, sondern allein in zufällligen, histori- 
schen Umstanden. 

Eine der Hauptursachen, welche die belgische Re- 
volution des Jahres 1830 hervorgerufen hatten, war tlie 
Art und Weise, wie die niederländische Regierunfr gegen 
die Presse in Belgien vorgegangen war. In tenden- 
zi^r und chikanöser Weise waren die Pressprozesse 
gehäuft, die Strafverfolgung stets gegen möglichst viele 
Personen gerichtet worden, welche irgendwie bei der 
Herstellung oder Veröfientlichung eines Presserzeug- 
nisses thatig gewesen waren; der Justizrninister van 
Maanen selbst hatte die Staatsanwaltschaft zu den 
stren«^sten Massregeln und insl)es()ndere zur j^poursiiitr 
simulianee* gegen alle Mitwirkenden angewiesen, und ein 
Theil der Gerichte war dieser Tendenz durch Aufstellung 
von Schuldpräsumtionen entgegengekommen'). Gerade 
hierdurch waren die Gemüther aufe höchste erbittert wor* 
den, die Verfolgung der Komplicen erachtete man, ohne 



1) Meist durch Aufteilung willkflrliGher Firasumtionen und miter 
Beru^ng auf den alten, aber nichts erklärenden Satz: qui auctorem ' 
non probat, ipse auctor praesumitur. Vgl Schubbmans U S. 245 \ 

2SS f. I 

2) Vgl. SCHUERMANS 1 p. 42, 4?— 5S> (>2 tt.: >iVo« setäetneftt üi 
responsabilite €tvait une twäance ä ^itendre ä tous les cooperaieurt ^ 
du dilit: auteurs, imprimeurs, idiieiirs, in<iis aussi ä tous les com- 
pliccs quelconqucs, fusacni-ih m'tue dt' simphs hailleurs de fomis*. 
Dieses Vcrfo!£:^ln{rssystem tiiiil niclit. wie v. LiSZT, Pressr. S. 175 an- 
gibt, daj5 belgische Verantwortlichkeitssystem selbst nannte man »Systenoi ' 
VAN MAAMBMc. 
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weitere Kritik, als einen Ausfluss despotischer Willkilr und 
Ungerechtigkeit; und als nun im Kongresse von 1830 

der Sektionsentwurf den Beweis der coniplicite vorbehalten 
wollte, erregte dies um so mehr einen Stiinii der Ent- 
rüstung {une veritable tempctc\ als die Wortführer des 
Kongresses gerade die Opfer jener Verfolgung gewesen 
waren. Um einer Wiederkehr solcher Zustände ein für 
alle Mal vorzubeugen, in bewusster und absichtlicher 
Reaktion gegen die Missbräuche des gestürzten Re- 
gimes wurden die alUz:o meiiK n strafrechtlichen Regeln 
über die complicite für die Pressdelikte beseitigt, der 
Thäter allein für prinzipal verantwortlich erklärt. Da- 
mit nicht unter dem Vorwande der Komplicität Un- 
schuldige bestraft würden, sollten die Komplicen über- 
haupt straflos bleiben, das Gesetz sich mit >einem Opfer« 
begnügen '). 

Nur aus diesen historischen Verhältnissen und nicht 
aus den zur Rechtfertigung angeführten Scheingründen, 
wie : dass durch Bestrafung der Mitwirkenden eine censure 
indirecte etablirt würde*), lässt sich ein Verständniss der 



T) Vgl. SCHTT,RMANS I p. 70, II p. 207—214: ^Utie ns^eftlhfee cou- 
siitnee de scnih/nh/rs rlcmenh ne pouTaif soiiirer un iits/(uit a arrep- 
ter, en viatii re de presse, iapplication des principes sur la cumpii- 
ciU, Aussi chaque fois que le mot de »compiicite< fut prononc^t 
/ui pour repoitsser bien loin ioute idee tPeitendre aux deiits de la 
presse /es reglea de Part, 60* (du Code penal). Im Kongresse äusserte 
der Abg. Devaux: Vun den <rriefs de la revoliition etait precist )tu itt 
le Systeme VAN Maanen, qui auturisait a poursuivre tion seuletuvnt 

I auteur de la calomuie, maia m£me tous Us imprimeurs de jour- 
naux qui Favaient rep^tee* 

2) Bereits in der Centraisektion des Kongresses war von der Mino- 
rität gegen die ZulEssigkeit des Komplicttätsbeweises geltimd gemacht 
worden, qü'admeHre la covtplicite, c*est, en ttautres termes, etahlir 
la censure des i mp ri tn e n r s', censure Cent fois plus niit\ib/e 
h la liberte que cell» du pouvoir (SCUUJ^MANS U S. 569, sowie I S. 84, 

II S. all, 245 l). 
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Exklusivität des belgLschen Verantwortlichkeitssystems 
gewinnen. 

§ 22. 

Die eigenthümliche Ausgestaltung: der Subsidiarhaf- 
tang bei Nichtbenennung eines Vonnannes im belgischen 
Rechte übte ihrerseits wieder eine Rückwirkung aus auf 
die neuere deutsche Pressgesetzgebun^, und zwar zu- 
nächst schon auf das kurze Zeit nach der belg"ischen Ver- 
fa^isun^ bciathene und zu Stande ij^chraclitc badische 
PG. V. 28. Dez. 1831, welches ja überhaupt den Ausi^an^^- 
punkt für die ^anze neuere Entwicklung des deutschen 
Pressrechts bildet. 

Der Regierungsentwurf zu diesem Gesetze hatte in 
§§ 35i 3^ neben der Anwendung der allgemeinen straf- 
rechtlichen Vorschriften auf alle Theilnehmer an Pressde- 
likten, nach Art des bisherijjen deutschen Rechts, eine 
Sul)si(liarhaftuni; des Herausgebers, Verleii^ers und Druckers 
bei |>tlichtwidi ig^er Nichtbenennung des Verfassers vorge- 
schlagen '). In dem Gesetze selbst 25, 28) wurde je- 
doch auf Grund der Beschlüsse der 2. Kammer die An- 
wendung der allgemeinen Grundsätze auf die Pressdelikte 
beseitigt und eine bestimmte Reihenfolge exklusiv haft- 

l) Bad. Stän(!< \ < rh. r^^l. IVotok. lier 2. Kammer, 11. Bi-ilai;en- 
heft S. 239 f. J>cliion in den VcrhanUlunj^cn der beiden Kammern über 
die Motion Welcher auf Einführung der Pressfreibeit war die Subsi- 
diarhaftung gewisser Personen als Sidieningsmittel für die Reallstning 
der Strafe gefordert worden. Dabei ward mehrfach her\'orgehohen, 
da.ss es bei Pressdelikten dem Staate gleichgültig sei, wer he-stnift 
werde, wenn nur überhaupt Jemand deiihalb bestralt werde; die 
det Subsidiarhaftung unterworfenen Personen wurden als B () rge n be- 
xeichnet, an die sich der Staat in Ermangelung des Hauptschuldigen, 
des Vcrfa.ssers der .strafbaren Se!irifi, zu halten habe; ihre Haftung 
ward auf die Hcncnnungsptlirht zurückgeführt und der privatreeht- 
lichen Gefaliriialiung verglichen. S. Prot, der z. Kammer Heft 12 
S. 192—202, Beil. zu den Prot, der l. Kammer Bd. a S. ao f. 
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barer Personen aufgestellt, mit der Motivining, dass der 
Zweck der Strafe bei Pressdelikten eine Bestrafung aller 
Theilnehmer nicht erfordere, dass der Öffentlichen Gerech- 
tigkeit Gentige geschehe, wenn nur immer Einer gewiss 

sei, der für die Strafe einzustehen habe'). 

Die Bestimmungen des badi?;chen PG. v. 1831 über 
die stufenweise und ausschliessliche Haftbarkeit sind im 
Jahre 1848 und später in andere deutsche PGesetze über- 
tragen worden, insbesondere in die koburgischen v. 

8. April 1848 12, 15, v. 6. Oktober 185 1 Art. 21, 25, v. 

9. August iSh5, Art. 15, ig, von wo aus sie dann in die 
übrigen thüringischen PGesetze, besonders in das weinia- 
rische v. 25. Juli 1868 Art 13 übergegangen sind. In 
anderen deutschen Staaten nahm man dagegen mit Recht 
Anstoss an der nach diesem System möglichen Straflosig- 
keit vorsätzlicher Theilnahme an dem verübten Delikte, 
und man füLitc d.dier den I^t'stinununj::^'en über die SuJ)si- 
diarhaft der BenennungspHichtigen die Bedingung bei : 
>wenn deren Mitschuld nicht durch andere Thatsachen- 
(ausser der blosen Gewerbsthätigkeit) begründet wird«, 
oder man erklärte ausser und neben der Subsidiarhaft 
auch die allgemeinen Strafrechtsgrundsätze auf die der 
ersteren unterworfenen Personen für anwendbar *). Damit 

1) Vgl. Prot d«r 2. Kammer 13. Beilagenheft S. 128, Prot der 
I. Kammer Bd. 6 S. 349, Beilagen Bd. 5 S. 61. Nadi einer Erklärung 

des Regierungskommissärs war das System succcssiver und exklusiver 
Haftbarkeit auch in einf-m h n y e r i s c Ii c n Gesetzentwurf angenommen ; 
let/ti ri r ist mir alu r nicht bekannt geworden. 

2) Siichs. PG. von» 18. Nov. 1848 § 3, preuss. W iJa.vsung v. 5. Dez. 
X848 Art. 36 u. darnach die preuss* VO. v. 30. Juni 1849 § 12, anhält 
prov. PG. V. 26. Dez. 1850 §§ 24—27 (beruhend auf dem preuss. Ent- 
wurf V. Dez. 1850 39—42, vgl. Haktmann S. 180), badisches PG. 
V. 13. Febr. 1851 19,21, sowie v. 2. April 1868 iji; 12, 13, goth.iisches 
PG. V. 31. März 1853 Art. 17, 18, 23 Vgl. auch As tf^r reich, provis. 
VO. V. 31. März 1848 g 28, VO. v. 18. Mai 1848 20, Patent v. 13. März 
1849 §§ 42 ff. 
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vollzog sich die Rückkehr zu dem älteren einheimischen 
Recht, wenn dies auch bei der Finkleidung in die aus- 
ländische Ausdrucksweise meist nicht mehr erkannt wurde. 

Der Grundgedanke, auf welchem die subsidiäre press« 
rechtliche Haftung von Hause aus beruhte, war dem mo- 
dernen Geschlechte überhaupt grossentheils verloren ^e- 
gangen. Zur Begründung des vermeintlich dem Auslande 
entlehnten S3^tem5 suchte man sich mit Präsumtionen 
und F'iktionen der Urheberschalt zu behelfen, deren Grund- 
losigkeit je länger, je mehr zu Tage treten musste 
Und so fand man denn schliesslich, dass wegen bioser 
Nichtbenennung eines Vormanns die volle Strafe des ver- 
übten Pressdelikts nicht am Platze sei, dass hierin viel* 
mehr, sofern eine dolose Theilnahme am Delikt selbst 
nicht erwiesen sei, nur eine »Nachlässigke it im Ge- 
Werbebetrieb« erblickt werden könne, welche mit einer 
von der Deliktsstrafe verschiedenen Geld- oder leichten 
Getiingnissstrafe hinreit hend i^esiilint werde. 

So schwächte sich aucli diese, auf der Verpflichtung zur 
Benennung des Verfassers beruhende und damit zur Siche- 
rung der staaüichen Strafe dienende pressrecbtliche Ver- 
antwortlichkeit, ebenso wie diejenige des verantw. Redak- 
teurs, den modernen Anschauungen entsprechend zu einem 
System bioser Fahrlässigkeitsstrafen ab, ohne dass 
jedoch auch hier zum Eintritt derselben ein besonderer 
Nachweis der FahiKu^ii^keit erfordert worden wäre. 

Auch diese I'ntw ieklung hat sich zunächst hauptsäch- 
lich im preussischen Rechte vollzogen ^) und^ist dann 

1) Bis in die neueste Zeit sind solche Präsumtionen und Fiktionen 
zur Recfatfeitigiuig dieses Systems benutzt worden von K. Bsdrs- 

MANN ; Vgl. darüber Marijuardsen S. 140 ff. 

2) Preuss. PG. v. 12. Mai i^<5i $5? 34— 3'> '5 'z:u Hartmann, 
S. 192 f., 198 f., 202; ähnlich schon das sächs. FG. v. 14. März 
1851 § 26. 
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unter Vermittlung des Bu n des be Schlusses v. 6. Juii 
1854 § 20 zu allgemeinerer Geltung gelangt')* 

Als Personen, welche dieser Subsidiarhaftung in ihren 
verschiedenen Gestaltungen unterliegen, sind in den neueren 

deutschen Gesetzen nach \'()ibilcl des belgischen Rechts 
meist genannt : der Herausgeber, X'erleger, Drucker, Ver- 
breiter. Nicht gehört dagegen zu diesen der verantw. 
Redakteur periodischer Druckschriften, dessen Haftung 
von der jener Personen ganz getrennt gehalten wird. 
Mit der Einütihrung des verantw. Redakteurs in das Press* 
recht war nicht der Zweck verbunden gewesen, eine neue 
Haftbarkeit zu begründen für die Benennung des Ver- 
fassers und die Ermöglichung seiner Bestrafung nach 
begangenein Drliki, sondern viehnehr eine soK he für die 
Verhütung von Delikten. Die Benennungsj)fHcht war 
aufgestellt für Personen, welche kraft ihres Clewerbes an 
der Herstellung und Veröffentlichung von Druckschriften 
zunächst nur mechanisch betheiligt sind» bezw. bethei- 
ligt zu sein brauchen, nicht für den verantw. Redakteur, 

i) So 2. B. im gr. hess. PG. v. i. Aug. 1863 Art. 2—4^ säcfas. PG. 

V. 24. März 1870 Art. 19, 20. Auch Baden ist seit der durch Art. 4 
des VoUzuKsges. z. KStCJB. v, 23. Dez. iJSyi t>e\viikten Ah;indfning 
des PG. V. 2. Apnl bö zu diesem Systeme übergegangen: bei Nicht- 
benennung eines im Inlande strafbaren und verfolgbaren Vornianns 
oder Verfossers soütn Herausgeber, Verleger, Drucker »wegen Ver- 
nachläsM'u;unfi der ihnen obliegenden Fürsorge« mit Gefängniss- oder 
(l( lilstr:ift n Ix legt werden. Ähnlich auch nsterr. Fresstresetz-Novelle 
V. 15. Okt. iiM)6 Art. III Nr. 2. Über das bayr. FG. v. 185D vgl. oben 
s. 3 KS Anm. — Wenn v, LlszT, Pressr. S. 177, Mar^uabdsen, S. 131 f. 
u. A. das Motiv dieser Bestimmungen darin finden, dass Pressgewerbe- 
treibende, welche sich eines bekannten haftbaren Autors oder Vor- 
inanns versichert hahrn, von einer P r ü f n n des Inhalts Ab- 
stand nehmen dürten, oder so angesehen werden, als wenn sie 
die nOthige Obsorge auch besflglich des Inhalts ge- 
übt hätten, so bestätigt das nur die oben aufgestellte Behauptung, 
da.ss der Grundgedanke der Subsidiarhaituttg der neueren Zeit aus 
dem Bewusstsein geschwunden ist. 
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dessen hcsondt're VerpHichtuim ilm «erade aul die Kennt- 
nissnalinie des Inhalts dt^r verütfontlichten Schrift hinwt ist. 
Wie daher der verantw. Redakteur bei verübtem Pressde* 
Hkt zur Benennung und Gestellung des Verfa$ser>s nicht 
verpflichtet ist, so kann er sich andererseits auch durch 
eine solche Gestellung von seiner Haftung nicht befreien. 
Das ;;anz<' System der Subsidiarhaftnng hat mit derje- 
nifjen des veraiitw. I\i«iakleurs sciiiechlerdings niclits 
zu thun. 

Trotzdem haben einige deutsche Pressegesetze, l)escin- 
ders die säelisiseh-thürinfjischen, in l'nklarheit über die 
rechtlichen Grundgedanken beider Institute und unter Ver* 
mengung derselben, die Subsidiarhaftung auf den verantw. 
Redakteur in der Weise ausgedehnt , dass derselbe von der 
ihn treffenden besonderen Verantwortlichkeit sich auch 
dann, oder nur dann befreien kann, wenn er dem (itrit lit 
den Verfasser der stLillunt ii Schrift hezvv. den Thäter (Ie> 
verübten DeHkts s() benennt, <la>- di r^elbe im Inlande 
zur Bestrafuni; ;^ezogen werden kann ' 

Die der lunfülirunjL( des verantw. Redakteurs zu Gmnde 
tiegende Idee ist hierdurch ziemlich ven^ischt Seine 
Pflicht zur Kontrolirung des Inhalts der periodischen 
Druckschrift ist in eine solche zur Kontrolirung der mit« 
arbeitenden Personen verwandelt worden, bezw. es kann 
sicli der ver.mtw. Redakteur von « rsterer N'erptlichtiint^ 
und der damit verbundenen Haftung dadurch befreien. 



I) Sachs. l'Ü. V. iM. Nov. 1.S48 i; 4, v. 24. Miirz 1S70 Ait. Z2, kol>ui^. PG 
V. (). Okt. 1^51 Art. 23. V. 9. .Autr. 1X05 Art. 17, liuihai.sthei. \. 31. 

März 1H53 Art. jo, wcimar. PG. v. 25. Juli iSthS Art. 16. Eine bk»:>c 
Konsequenz hicr\'on und gar keine Sing[ularitAt, wie Marquardsen S. 138 

meint, ist die weitere Bestimnum^ dieser thüring. Gis»t/.i, il;i.ss lür Prnat- 
I«. kiinntinachunjijeii in periotlischcn I)^ucl^^^ !n ifi> it /iin ii l.-~t 1 Kin- 
scnik-r, iintl nur wenn ilie.ser nicht namhait f^eniacht oder nii Inhtnde 
nicht verfolgt werden kann, der verantw. Uc^dakteur zu liuftcn hat. 
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dass er die letztere Kontrole in einer die Strafverfolgung 
ermöglichenden Weise ausübt 

§ 23. 

Die im Vorstehenden geschilderten Verantwortlich* 
keitssysteme haben sämmtlich in der Geschichte des 
Reichspressgesetzes ihre Rolle o:espielt. Sie bildeten 

t^ewissermassen das Material, aus welchem die s^eset?;^e- 
benden Faktoren des Reichs die Auswahl zu trettcn oder 
neue Kombinationen zu formiren hatten. Die.'^e Walil hat 
sich nun in den verschiedenen Phasen der Entwicklung 
nach und nach einem jeden dieser Systeme zugewandt, 
um schliesslich bei -einer eigenartigen Kombination aus 
allen Halt zu luaclK'n. \'.< ist schon hervorgcliolKjn, wie 
^eraiic dieser Kntwicklun^sprozess geeignet ist, das Ver- 
ständniss des Gesetzesinhaltes selbst zu fördern. 

Der im Jahre 1874 von der preussischen Regierung 
dem Bundesrathe vorgelegte Entwurf 'zu einem PG. für 
das Deutsche Reich hatte, abj^esehen von der Verweisunj^ 
auf die allgemeinen strafrechtlichen Normen über Verant- 
wortliclikeit, in § 22 noch die besondere Bestimmung ent- 
halten, dass bei Delikten der periodischen Presse »der 
verantw. Redakteur mit der Strafe des Thäters 
zu belegen«, also ebenso wie der Thäter (nicht: als 
Thäter) zu bestrafen sei, und zwar unbedingt, ohne jede 

I.) rmgfkehit hat mnn in neuerer Zeit auch du SulKsidiaihattimij 
auf Uic der Verantwortlichkeit des Ketlakteurs zu Grunde liegenden 
Gesichtspunkte zurflckzufUhren gesuclit ; vgl. oben S. 33t Anm. I a. E. 
— Kedakteurbaftung und Subaidiarhaftung entsprechen, wie oben er- 
wähnt, der FriedensbOrgschaft und der C>e.stellung.vbUrgschaft des Mit* 
tehilters. Intcrf*s<;;int ist nun, (l.iss ;uu h ditsc lu-iilcn mittel-iltt-rlirlif-n 
Institute bereits mannigfach in einantler Ubergegangen sind ; vgl. m c i - 
n e n Vertragsbruch S. 495 Anm. 23. 
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Rücksicht auf siiV>jt'ktive Verschuldung^): eine reine> un- 
verfälschte Durchführung der franzüsischen Gerantenhaf- 
tung, wie sie bisher kaum in einem deutschen Gesetze 
Aufnahme gefunden hatte. 

Im Bundesrathe wurde jedoch diese Bestimmung aus 
unbekannten Gründen abgelehnt und an deren Stelle, ent- 
sprechend den Vorschlägen der Reichstags-Koinmission 
von 1H73, die Sulisidiarhaftung' «gesetzt. In letzterem Jahre 
war im Reichstage von mehreren Abgeordneten der Ent- 
wurf zu einem PG. eingebracht worden, in dessen § 5 
eine stufenweise und ausschliessliche Verantwordichkeit 
gewisser Personen mit voller Befreiung durch Benennung 
eines Vormanns streng nach belgischem Muster angeord- 
net war. Die zur Berathung dieses Entwurfs eingesetzte 
Kommission hatte jedoch für den Fall wissentlicher Theil- • 
naiiinr am Delikt <lif Sti at 1 »arkcit nach allgemeinen Grund- 
sätzen hin/Aigetugt, so dass die Suhsi(liarhattun<^, der auch 
der Redakteur unterliegen sollte, nur ergänzend neben 
letzterer bestehen blieb; die Fassung war dem § 12 der 
preuss. Vo. über die Presse v. 30. Juni 1849 entlehnt wor- 
den'). Eben diesen Bestimmungen wandte sich nun im 
folgenden Jahre der Bundesrath wieder zu, und so fanden 
dieselben, mit einer hier nicht weiter interessirendcn Mo- 
difikation i, Aufnahme in 21 des dem Reichstage vor- 
gelegten Entwurls zum i^i'G. 

1) Vgl. MARyuAttiKsEK S. tsSi V. Schwarze, KommenUr a. Aufl. 
S. 105. Irrthamiich, wie sich unten ergeben wird, ist die Ansicht, dieser 

Schriftsteller, d.iss iliese Bestimmung .des I. Entwurfs bereits dem später 
im Gesetze selbst § 20 Abs. 2 ausgedrückten Gedanken entspräche, 

2) Vgt oben S. 329 Anm. 2, suvvie MAKyUAKUSEN, S. 139, 147 ä. 

3) Der Koromissionsentwurf von 1873 wollte, in Verirennun^ der 
Grundgedanken des Instituts , Befreiung von der Subsidiarhalit auch 
dann zulassen, wenn der benannte Vurmunn zur Zeit des begangnen 
Delikts itn Bereiche iler inländischen Gerichtsfrewali gewesen war, 
während der Bundesrathsentwurt vun 1874 nebliger iiüändiscbc Ver> 
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Auffallend bei all diesen Vorschlägen und Entwürfen 
muss es erscheinen, dass dabei überall die neueste Ent- 

wicklurjf^ des deutschen Pressrechts, wie wir sie oben 
unter Kin\virkiin«j^ des modernen Rechtsbewusstseins sich 
vollziehen sahen, gänzhch ausser Acht gelassen und auf 
Satzungen zurückgegriffen wurde, die, auf veralteten Rechts- 
gedanken beruhend, den modernen Anschauungen gegen- 
über fast nirgends mehr hatt^en Stand halten können. Da- 
zu kommt, dass eben noch kurz vor der Inanpriflfhahme 
der R<'ic hspressifest't/t;eljung der lO. deutsche Juristentag 
diesem modernen Kechtsbewusstsein durch Verwertung 
jeglicher singulären Haftung bei Pressdelikten Ausdruck 
gegeben und dafür in Übereinstimmung mit den neueren 
Partikulargesetzen den Satz aufgestellt hatte: 

»Pressdelikte sind nach den alli^e meinen straf- 
rechtlichen und strafprozessualen Grundsätzen zu 
beurtheilen ; ausserdem sind Fahrlässigkeitsstrafen 
im Falle der Vernachlässigung der pflichtmässigen 
Obsorge zu bestimmen« 
Es ist daher begreiflich, wenn diese Bestimmungen 
des Entwurfs über die Verantwortlichkeit bei Pressdelikten 
im Reiehstage einem allgemeinen Widers] )rueln' begegne- 
ten und in dessen Kommission geradezu als eine »juri- 
stische Monstrosität« bezeichnet wurden 

Auf Grund der Kommissionsbeschlüsse setzte der 
Reichstag an Stelle jener Bestimmungen des Entwürfe 
wiederum ein durchaus abweichendes Verantwortlichkeits- 
s^'stem, an dessen Spitze der Satz gestellt wurde, »dass 

folgbarkeit zur Zeit der Benennung fordete. Vgl. die Motive 
dazu in GOLTD. Arcb. XXII S. 172 f., 179. 

1) Vcrhandl. des 10. deutsch«» Juristentags II S. 135 ff., 201 ff. 

2) besonders die Äusserungen des Abg:. Kku hknspehgkk bei 
der ersten Pleiuulx tathuii^ de^» Entwurfs (Stcnoj^r. Ber. ü. I5iS sowie 
den Komm.-Benclit in Gültd. Arch. WLL S. 
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" 

; die kriminelle Haftung für den strafbaren Inlmlt einer 
Druckschrift nach den allgemeinen Strafgesetzen 
sich bestimme«. Daneben sollten der verantworUtche Re> 
dakteur, der Verleger, der Drucker und der Verbreiter, 

sofern sie nicht als l liäter oder Theilnehmcr an dem l>e- 
gangenen Delikt zu bestraten sind, wegen Vemarblässi- 
gung der pflichtmässigen Sorgfalt in Cberwachunfj des 
Inhalts der publizirten Druckschrift mit besonderer Geld* 
oder Freiheitsstrafe belegt werden, von welcher Haftung 
sie sich durch den Nachweis der Schuldlosigkeit, anderer- 
I seits aber auch durcli Benennung cinf:- im Bereich der 
! inländischen Richtergewalt l)efindlichen Ihäicrs (Ver- 
fassers, Einsenders, Herausgebers) oder Vormanns befreien 
können. Ausserdem wurde für den verantwortlichen Re- 
dakteur periodischer Druckschriften noch der weitere, dem 
bisherigen Recht unbekannte Satz aufgestellt, dass dieser 
stets als Tliäter zu bestrafen sei, »wenn nicht 
durch besondere Umstände die Annahme seiner Thäter- 
schaft ausgeschlossen wird«. 

Dieses System hat dann auch die Genehmigung des 
Bundesraths gefunden und bildet so den Inhalt von §§ 20 
und 21 des RPG. 

Wir haben uns nunmehr zu einer genaueren Betrach- 
tung der t-in/t^hien Bestimmungen, und zwar zunächst der- 
jenigen zu wenden, welche sich speziell auf den verantw. 
Redakteur bezieht : der Vorschrift über dessen Thäterschaft 
in PG. § 20 Abs. 2. 

Nach § 20 Abs. i des Pressgesetzes ist die Verant- 
wortlichkeit für Pressdelikte nach den allgemeinen 
Strafgesetzen zu beurtheilen ; in § 21 finden sich die an das 
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bisherige Recht anknüpfenden Bestimniunj[(en ü'k i die be- 
sondere, dem allgemeinen Strafrecht fremde Haftbarkeit 
für Pressdelikte. Schon hieraus lässt sich schliessen, dass 
der in § 20 Abs. 2 der Verweisuno: auf die allgemeinen 
Straf<^^«'sctz«.' anirefüirte neue Satz über die Thätersehdtt 
des verantw. Re<lakteurs nacii den Intentionen des Gesetz- 
gebers dem (lehiete der allgemeinen strafrecht- 
lichen, nicht dem der besonderen pressrecht- 
lichen Verantwortlichkeit angehören, dass der verantw. 
Redakteur hiemach aus keinem anderen Grunde als Thä- 
ter bestraft werden soll, als weil er das, in der von ilini 
gezeichneten periodischen Druckschrüt enthaltene Delikt 
selbst als Thäter begangen bat. 

Dies findet auch in der Fassung des § 20 Abs. 2 und 
in der Art ihres Zustandekommens seine Bestätigung. 
Nach der ursprünglichen, vom Reichstag in der 2. Lesung 
angenommenen Fassung des Kommissionsentwurfs lautete 
die Bestimmung ähnlich wie in dem, dem Bundesrath vor- 
gelegten preussischen Entwurf (vgl. oben S. 333): »der 
verantw. Redakteur ist mit der Strafe des Thäters 
zu belegene. Damit konnte auch eine blose Gleichstellung 
mit dem Thäter rücksichtlich der Art der Bestrafung ge- 
meint sein. L'm nun nicht nur die Art, sondern gerade 
auch den CIrnnd der Bestralun^^ schärfer hervortreten 
zu lassen, wurde auf Antrag der Kummissarien bei der 
5. Lesung der Satz dahin gefasst : >der verantw. Redakteur 
ist als T hä t er zu bestrafen«, d. h. ihn soll die auf das ver- 
übte Delikt gesetzte Strafe treffen, weil er nach Ansicht 
des Gesetzes dessen Thäter ist, also durchaus in An- 
wt ndung, nicht in Abänderung der allgemeinen Grund- 
sätze ^ ). 

l> Vgl. Marquahdsen S. 169: »Der jetzige Ausdruck des Gesetzes 
hat entschieden den Vorzug verdient, weil er — jeden Zweifel darüber 
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Enthält daher die in § 20 Abs. 2 statuirte Strafbar- 
keit des verantw. Redakteurs als eines Thäters keine Ab> 
Weichling von den Grundsätzen des materiellen Strafrechts, 

so kann ihre Besonderheit nur auf dem Gebiet des p r o- 
zessiialen Beweises, d. h. in der Art der Feststel- 
lunf^ der thatsächlic hen \"oraus.setzun*;|^ dieser Strafl)ar- 
keit, der Thäterschaft selbst liegen. Dass dem in der That 
so istt ergeben sowohl die Materialien wie der Wortlaut 
unseres Gesetzes. 

Im Berichte der Reichstags-Kommission 0* wie in der 
diesen erläuternden Rede des Abg. v. Schwarze*) wird 
unsere Bestimmung damit begründet, dass, während sonst 
bei Pressdelikten die kriininelle Schuld der Rt thcili^^ten 
je nach den Ergebnissen des Bcwt ix ^ zu hrurtheilen sei, 
dies dem verantw. Redakteur gegenüber nicht ausreiche. 
Gegen diesen sei der Nachweis der Thäterschaft, insbe- 
sondere der Kenntniss von dem publizirten strafbaren In- 
halt, wie die Erfahrung zeige, fast nie zu erbringen; das 
Verlangen dieses Beweises würde die strafrechtliche Ver- 
folgung des Redakteurs unmöglich machen. Hiergegen 
sollte die Strafjustiz gesichert, aber über eine Befriedigung 
dieses Bedürfnisses aurh nicht hinausgegangen werden. 
Ks lag daher nahe, zur Behebung jener Beweiss t h wie- 
rigkeiten gewisse Beweiserl eichteruagen eintreten 



l)aseitigt, da.ss der Kidaktour vor ilrm (Irsetzr ehent.ills Mitsi^liul- 
di5^<'r ist« (seil, an dem veniliten Pressdelikt); ScHUAK/t, Komrn. 
1. Aull. S. 128 : »Mit der jetzigen Fassung des Gesetzes hat nach der 
Ansicht der Kommissarien der Gedanke einen nodi schärferen Ausdruck 
erhalten sollen, dass der Redakteur dem Verfasser gleicbzustellen und 
il a h <• r als l !" r h e b e r der s t r a 1 1 > i r i t T Ii a t anzusehen sei; 
s. aueh ilessen Äusserungen bei der 3. Berutlmng des Gesetzes im 
Reichstag Stenogr. Berichte S. 10^5). 

1) GoLTD. Arch. XXII S. 190 f. 

2) Stenogr. Berichte S. 470; vgl. auch dessen Kommentar x Aufl. 
S. (06 f. 
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zu lassen, die allgemeinen Strafgesetze durch Aufstellung 
einer gesetzlichen Beweisregel wirksamer zu 
machen. 

Als eine solche Beweisregel ist dann unsere Bestim- 
mung auch im Reichstage selbst aufgefasst und eben des- 
halb theils vertheidij2ft, theils angefochten worden •). Zu 
ihrer Rechtfertigung wurde insbesondere auf" das oben 
S. },o() Anm. 2 erwähnte ürtheil des preussischen Ober- 
tribunals verwiesen, welche», abweichend von der im Kom- 
missionsbericht der 2. preuss. Kammer ausgesprochenen 
Meinung, keinerlei Vermuthung fikr die Thäterschaft des Re* 
däkteurs anerkannt, sondern in jedem Falle einen strikten 
Schuldbeweis gefordert hatte, wodurch unbegründete Frei- 
sprechungen herbeigeführt und die Interessen der Rechts- 
pflege geschädigt worden seien. Gerade solchen Ergeb- 
nissen sollte durch unsere Bestimmung vorgebeugt, das- 
jenige sollte dadurch statuirt werden, was das Ober- 
tribunal in ürmangelung einer gesetzlichen Vorschrift 
mit Recht verneint hatte: die Feststellung der Thäter- 
Schaft des verantw. Redakteurs ohne den sonst erfor- 
derlichen Beweis, m. a. W. eine gesetzliche Beweis- 
regel für diese Thäterschaft 

Das bringt auch der Wortlaut von § 20 Abs. 2 zum 
Ausdruck. Der verantw. Redakteur, heisst es, ist als 
Thäter zu bestrafen, wenn nicht durch besondere Umstände 

1) So erklärte sich der Regierungskommissar fUr den Kominissi<nis- 
antrag, weil er den Versuch mache, bestimmte Beweisregeln auf- 
zustellen, während andererseits der Abg. SxRrrKMANN gerade wegen 
der Unzulässigkeit solcher Bewcisregeln sich dagegen 
aussprach (Stenogr. Berichte S. 476, 473). Aus letzterem Grunde liatte 
auch bereits die Minorität der Kommission selbst gegen Absatz 2 des 
§ ao gestimmt; vgl. di u Komm. -Bt rieht in GoLTD. Arch. XXII S. igj. 

2) Stenotrr. Berichte a. a. O., sowie V, SCHWARZE S. 101, Io6 

127, Makülahl)SEiN S. J04, lO»;. | 

I 
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die A n n a h nie seiner Thäterschaft ausj^esclilossen 
wird. Ks unterließt keinem Zweifel, dass hier Hauptsatz 
und ^^^'(linf,^lngssatz sich auf einen und denselben Gegen« 
stand bezieben, dass der eine eben dasjenige anordnet, 
was der andere ausscbliesst Lässt nun der Bedingungssatz 
die Annahme der Thäterschaft durch besondere 
Umstände ausgeschlossen werden, so erg^ibt sich, dass 
es auch eVjen diese Annahme ist. welche in ilrnianixe- 
\iin^ solcher besonderen Umstände dn H;ni]»t>:it/ v(»r- 
sch reiben will. Ütr Satz, dass der verantw. Redakteur 
als Thäterzu bestrafen ist, muss dahin aufgelöst 
werden, dass seine Thäterschaft anzunehmen und 
er dann dem gemäss zu bestrafen ist Die Annahme der 
Thäterschaft bildet den eigentlichen Inhalt der Vorschrift 
in § 20 Abs. 2, die Bestrafung als Thäter ist nur die nach 
materiellem Strafrecht sich hieraus von selbst ergebende ' 
Konsequenz 

Diese Vorschrift der Annahme der Thäterschaft wen- 

I 

det sich an dm Richter; es ist eine Anweisung für 
dessen Ürtheilsthätifi^keit, und zwar für das Urtheil iU>er 
die Beweisfrage, für die Feststellung der Thatsachen. Der 
Richter soll, sofern nicht besondere Umstände entgegen« 
stehen, ohne die sonstigen Beweiserfordemisse und ohne 
Rücksicht auf seine individuelle Überzeutifunj^:, blos auf 
Grund der gesetzlichen Bestimmung m bunden sein, die 
Thäterschaft des vt iant w. Redakteurs für erwiesen, 
für wahr an/^unchmcn : eine Beweisvorschrift. die wir 
Rechtsvermuthung,praesuratiojuris nennen 

1) Eine derartige, direkt auf die niaterienrechttiche Folge gej$tellte 
Formulining prozessualer Beweisregeln, besonders von PrSsumtionen 
findet sich häufig; vgl. F. ScHliiD, die Präsumtionen Im deutschen 

Reichsstrafr. ijenarr In;nijr.-Dissert. l88-|) S. 10 ff. 

2) Bi RCKUARD, Civilis!. Präsumtionen S. 193: 'Prasurntionea 
sind positive Rcchtssätse des Iniialts, dass ohne den nach allgemeinen 
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Diese Präsumtion allein ist es, welche in § TO Abs. 2 
eine Abweichung von den allgemeinen Grundsätzen dar- 
stellt, und zwar von den Grundsätzen ni( ht des Straf- 
rechts, sondern des Strafprozesses, welcher regel- 
mässig eine Herstellung des Beweises durch Präsumtionen 
nicht zulässt Die materielle Grundlage der Bestrafung 
des verantw. Redakteurs auch nach § 20 Abs. 2 ist die 
des allgemeinen Strafrechts: die Thäterschaft. Nur die 
Art ihrer Krkenntniss und Feststellung im Kinzcllall ist 
hier eine besondere, ihr Charakter selbst, ihre Merkmale 
sind nicht geändert. Auch die präsumtive Thäterschaft 
ist nichts anderes als Begehung des in concreto vorliegen- 
den Delikts durch eine bestimmte Person; sie ist nicht 
ein davon verschiedener, mit eigenen Merkmalen versehener 
und jener etwa nur rücksichtlich der iic-strafung gleich- 
gestellter Thatbestand ; ihre Rechtswidrigkeit und Straf- 
barkeit ist identisch mit der des verübten Deliktes selbst 



Bcwei.siegeln crlürciedichen Beweis ein gewisser Umstand als Iiewiesen 
angenommen werden soll« ; ferner BiEKLiNci, Art *Rechtsvcrnuitliungen» 
in V. HoLTZENDORFP*s Rechtslex. III i S. 301 ff., sowie das Referat 
für das Plenarcrk. des preuss. OTrib. v. 27. Febr. 75 in GOLTD. Arch. 
XXIII S. 180. Mit Recht bemerkt übrigens F. Schmid a. a. O. S. 17 f., 
dass Präsumtionen nicht Annahmen dbne jeden Beweis aufstelhn; 
als Bt wt is^riiiulr dienen hier virlnirhr ilie gesetzlichen Voraussetzungen, 
die t h u ts äc h 1 1 c 1) c n rraintssen der Präsumtion, welche gesetz- 
lich mit voller Beweiskraft versehen und der richterlichen Würdigimg 
entzogen sind. 

i) Dass PG. § 20 Abs. 2 lediglich eine prozessuale Präsumtion 

der Thäterschaft ohne Änderung des materiellen Charakters der 
1( t/ter« n enthält, ist anerkannt von \. LiszT, Pressr. S. 184 f., 187, so- 
wie im Ivechtslex. III I S. 3IO f., HoMGMANN S. 1 13, 12? ff., V. BT'RI 
in der Kril. Vierieljalirschr. \\ Iii is. 381, F. SCHMlD, Präsumtionen 
S. 86 ff. ; s. ferner GoLm Arch. XXIV S. 520 ff., sowie Entsch. des 
Reichsgerichts V Nr. 104, 109, IX Nr. 56. Dagegen widetspricht es 
der Gcscliichte wie dem Wortlaute des Gesetzes, wenn das RGericht 
im Urth. v. 13. A{)ril S5 CEntsi h. XII Nr. 88) den Inhalt dieser *gesetz- 
Uchen Vermuthung« dabin angibt, »dass der Redakteur einem Verlasser 
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I 

I Die Prämissen für diese /^e^setzlich vorgeschriebene 

i Annahme der Thäterschaft des verantw. Redakteurs sind 
einerseits subjektiv: das Vorhandensein eines solcben 
d. h. die freiwillige Benennung einer Person als verantw. 
Redakteur auf einer Nummer einer periodischen Druck- 
Schrift, und andererseits objektiv: ein durch den 
Inhalt eben dieser Nummer beorano:enes Pressdelikt*). 
Beide Voraussetzungen sind in den friiheren Thailen dieser 
Ahh.mdlung näher en)rtert worden; stellen diestlhcn fest, 
so bedarf es für den Ankläger keines weiteren Beweises, 

des Inhalts (worunter hier der Thäter vorstanden) gleichzuachten 
sei« ; unil ebenso irrig ist es, wenn das Urth. v. 2. Febr. /Entsch. 
Xm Nr. Qf^) durch § 20 Abs. 2 den Beerriff der Th;itersch.itt erwei- 
tert werden l:U>st. Allerdings kann ja da-s Anwendungsgebiet 
eines materiellen Begrifis in Folge einer Prilsumtion ausgedehnt wei- 
den, sofern die den Bewekt begrflndende Präsumtion in einem koo» 
kreten Falle der thatsächlichen Wirklichkeit nicht entsjtiicht vvgl. BlN- 
niNG, Normen 1! S. i f.i; allein dann Iii ^li: eben nur ein Fall der 
auch sonst möglichen Diskrepanz zwischen fornielleni und materiellem 
Recht, zwischen res judicata und objektiver Wahrheit vor. — Tbeite auf 
der herrschenden Unklarheit Qber das Wesen der Präsumtion, S tbeih 
aufweinet doppelsinnigen Auflassung \on § 20 Abs. 2 beruht es, wenn 
V. ScHW Ak/.E im Reichstage (Stenn«rr. Ber. S. ^71) bestritt, dass hier 
eine Beweisregcl umi m.sl)cs. eine Pr«isumtn>n aufgestelltisei ; vgl. darüber 
unten S. 349 f., 353 ff. Im Berichte der Reichstagskommission ward 
nur dies in Abrede gestellt, dass es sich um eine unx ulässijge (d. h. 
grundlose^ Präsumtion oder gar um eine Fiktion handele. - Eine der- 
artige, für die Thätersrhaft des vt rantw. Redaktrurs sprechende Kechts- 
vermuthung ist, wie schon er\vahnt, eine Neuerung des KPG.'s und 
war dem bisherigen Pressrecht unbekannt, so sehr man auch bereits 
früher in Doktrin und Praxis die besonderen pressrechtlichen Verant- 
wortlichkeitsnormen auf Präsumtionen und Fiktionen zurückzuführen 
liebte. Etw;Ls Ahnliches wie in unserem (Itsetz findet sich, be- 
schränkt auf ein einzelnes Delikt, allein im gotitai sehen PG. v. 31. 
IfSiz 1853 Art. 21 : >£ine vorsätidiche Mitwirkung wird rdcksichtlich 
des Redakteurs in allen den Fällen vermuthet, wenn in einem von 
ihm aufgenommenen Artikel eine Dir Jedermann erkennbare Ehrenkrän- 
kung enthalten ist«. 

1} Die VerÜbung eines Pressdelikts als objective Vorau-si^elzung 
ittr die PMsumtion der Tldlterschaft bedeutet nicht, dass sich aus dem 
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für den Richter keiner weiteren Untersuchung des kon- 
kreten Sarhv t rhalts, um diesen vtTantw. Redakteur als 
den wirkli« lien Thäter eben dieses Delikts anzusehen und 
demgemäss zu behandeln. Sämnitliche Thatbestandsmo- 
mente dieses Delikts, die allgemeinen wie die besonderen, 
die objektiven wie die subjektiven, die äusseren wie die 
inneren, die positiven wie die netrativen, sind damit ^e^^cn 
den verantw. Redakteur konstatirt. Die Annahme der 
Thäterschalt erstreckt sicli nicht nur auf dieses oder jenes 
Einzelmoment, sondern setzt den gesammten Thatbe- 
stand des vorliegenden Delikts in Beziehung zu dem ver- 
antw. Redakteur als seinem Subjekte. Es steht damit fest, 
dass er Kenntniss gehabt von dem strafbaren Inhalt 
der Druckschritt, class er dessen l^ublikation oder Mitthei- 
lm\<x in Thäterweise vorsätzlich verursacht hat*). 
Bei den die Äusserung einer eigenen Absicht oder Mei- 
nung des Thäters erfordernden Delikten steht damit fest, 
dass die von dem verantw. Redakteur publizirte Absicht 
oder Meinung das Produkt seines Wollens oder sei- 
nes Denkens ist. A usserdem steht aber auch negativ 

* Inhalt der betr. Druckschrift blos der äussere oder sog. objek- 
tive Thatbestand des Delikts zu ergeben brauche. Vielmehr muss 
jeuvor das ganze Delikt mit allen seinen Merkmalen, einschliesslich 

ilf f ^m'm' kt!\ . n Verscbuldiinp:, ft ststchrn, urifl nur die Frage, w ( n (Vir 
Sc iiuld tt iltt, die Thäteiscliatt einer b r s t i m in t c n Pcrsnii kann 
noch oitcn sein. Das ist nicht immer richtig auseinander gehalten 
worden; vgl. Entsch. des Reichsgerichts V Nr. 123, XVni Nr. 37. 

l) Vgl. V. LiszT, i'ressr. S. lyo 1., iiik. des preuss. OTrib. v. 25. 
Febr. 76 in Gc«/rD. Arch» XXIV S. 144 t., Entsch. des Reichsgeiichts 
V Nr. 104, X Nr. 71, XVI Nr. 3 (S. 18 f.). Dagegen widerspricht es 
dem Gesetz, wenn ein L'rtheil des hess. Kass*-Hofe v. 2X. Sept. 77 
(S I KNCI-EIN, Zschr. VIII S. 140), sowie auch ein solches des RGerichts 
V. 17. Svpt 8^ (Bk \( N, Ann.drn des KGer. VIII S. 2<)« f.) dcKluilh, 
weil tler verantw. i^etiaktt ur als Thäter zu bestrafen ist, emen 
besonderen SchuldbcweiN i^en denselben verlangen. 
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fest, üass keine die Thäterschalt oder «^ar die Strafschuld 
überhaupt ausschliessenden Umstände, weder allge- 
meine noch besondere, zu Gunsten des verantw. Redakteurs 
vorbanden sind *). 

Es fra^t sich nun ütu h, aul" welcher sachli( In n (irnnd- 
lajy^e diese oresetzliche Präsumtion der Thäterschalt des 
verantw. Redakteurs beruht, in welchen Momenten ihre 
Erklärung und Rechtfertigung zu suchen ist. 

I) Dagegen ist von Bernek S. 2^<l, sowie besonders in einem 
Flenarurth. i\ci> prcixss. OTrib. v. 9. Ükt. 76 ^GüLTü. Aich. XXIV 
^- 497 530)> dessen Ausflihrungen sieb v. Schwarze (Kommeiitar 2. Aufl. 
S. laQflf.. 138 f.) angeschlossen bat, der Satz aufgestellt worden, dass, 
da die im PG. § 20 Abs. i statiiirten allgemeinen Grundsätze aud) 
atif tlie Thätersch;ift des Al»s. 2 Anwendung- zu Huden hiitten, dir ;dl- 
gemcinen Scliuldausschiicssungsgründe, insbcs. die Unkenntni-ss wesent- 
licher Thatbestandsmomente (StGB. § 59), wie jedem Thäter, so auch 
dem als Thäter anzusehenden Redakteur zu gute konunen mOsapten. 
Diese Ansicht beruht indess auf einer oflenbaren, durch eine unklare 
Ätissenin«; des Abg. Schwarzk im Im iclist.ioe (Stenogr. Rer. S. 1095* 
liervorgeruienen V^erwecJiselung einer al.s'ihäter verfolgten «>der 
angeklagten Person mit einer solchen, deren Thäterschalt fest- 
steht, einem wirklichen Thäter. Letzterem gegenQber kann 
höchstens von Straf a uf h ebungsgrttnden die Rede sein, niemals aber 
Von Seh u l dausschliessungsgriinckii. Denn da Thiiter derjenige 
i.st, der einen IX-liktsbeirriO mit allen st im n Requisiten, insbesondere . 
also schuldhaft verwirklicht hat. so wäre die Zulassung von 
Schuldausschlussgxünden trotz festgestellter ThAterschaft ein Wkler- 
spruch in sich selbst. Mit der Feststellung der Tbäterschaft, wie sie 
durch § 20 Abs. 2 gegenQber dem verantw. Redakteur vorgeschrieben 
ist. ist die Schuld nach allen Richtungen hin bejaht und siiul s . mit 
alle Ausschluss gründe verneint. Vgl. auch Entsch. des IxGenchts 
XVI Nr. 3 S. 191. (anders X Nr. 71J. Unberührt ist dabei die im 
nächsten Paragrapbe» zu erörternde Frage gelassen, ob tmd inwieweit 
die Schuldausschlussgründe etwa unter die die Annahme der Thäter> 
Schaft selbst i lUssdilii ssi-ud> n 1 »csonderen L'mständc«' gehören, 

was von den \ ( itn lern tler hier bcK iiupl ten Ansicht ausdrücklich m 
Abrede gestellt wird. — Die Annahme der Thätersdiaft l)ezieht siüi 
endlich nicht auf die positiven und negativen Bedingungen der 
Strafverfolgung gegen den verantw. Redakteur; vgl. Entsch. des 
RGericbts XVI Nr. 3 S. ao^ XVIII Nr. 54 S. 214. 
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Durch die Annahme der Thäterschaft sollten, wie wir 
oben la^esehen haben, die Schwierigkeiten des sonst er- 
forderlichen Beweises vermieden und die Rechtsj^flcge 

vor den ihr hieraus erwachsenden Gefahren bewahrt wer- 
den. Von einer Schädigung der Kcchtsptiege durch Nicht- 
erbrin«;unjL( eines Beweises kann aber nur dann die Rede 
sein, wenn die unbeweisbare Thatsache trotzdem für wahr 
erachtet wird, wenn sich dieselbe zum mindesten als 
wahrscheinlich darstellt Die Wahrscheinlichkeit der 
Thäterschaft des verantw. Redakteurs bildet in der That 
die nächste Gnindla«(e für die Aufstellung unserer Prä- 
sumtion. 

Diese Waliix lu inlichkeit glaubte unser (icsctzgcber 
den thatäächhchen Verhältnissen bei der periodischen 
Presse, der Art und Weise, wie deren Erzeugnisse regel- 
mässig zur Herstellung und Veröffentlichung zu kommen 
pflegen, also der allgemeinen Erfahrung entnehmen 
zu können. Der in § 23 § 20 des Gesetzes) aufgestellte 
Satz, sagt der Bericht der Reichstagskommission, enthalte 
keine unzulässige I'i .i>uintiun oder gar Fiktion, weil er 
»in der Regel der Ausdruck des materiellen 
Sachverhalts ist*. Diirauf , dass der Redakteur Ver- 
fasser der Artikel seiner Zeitung sei, komme es nicht an ; 
»der Redakteur einer Zeitung behandelt die ihm zugehen- 
den Beiträge seiner Mitarbeiter als Materialien, welche er 
in die Zeitung nach selbstständiger Prüfung und Ent- 
Ächlicssung autnimnit oder als ungeeignet zurücklegt. Kr 
verarbeitet sie lür Miine Zeitung und setzt sie in diesell)e 
ein. — Nicht die Abgabe des Beitrags durch den Verfasser 
an den Redakteur ist das massgebende Moment, sondern 
erst die Aufnahme desselben in die Zeitung 
durch den Redakteur bringt ihn zur Öffent- 
lichkeit und Verbreitung; mit jener Abgabe wird 
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der Artikel zur Verfügung des Redakteurs gestellt, welcher 
sich ihn aneignet oder ablehnt«. Ausserdem erfordere 
die Anonymität der periodischen Presse, dass >man den 
Redakteur der Zeitung als den Herausgeber in dem 
Sinne auffasst, dass die einzelnen Artikel von ihm re pro- 
duz irt werden und er für sie mit seiner Verantworthcii- 
keit eintritt« 

Der Gesetzgeber geht also davon aus, dass bei Pub- 
likation periodischer Druckschriften der jeweilige verantw. 
Redakteur regelmässig, dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge nach eine bestimmte Thätigkeit entfaltet: Be- 
stimmung des zu veröffentlichenden Inhalts der Druck- 
schrift und damit vorsätzliche litwirkun^ der Publizität 
dieses Inhalts, vorsätzliche und wissentliche Ver- 
öffentlichung desselben. Indem der Gesetzgeber 
nun weiter, auf Grund der oben S. 258 f. erwähnten her- 
kömmlichen Ansicht über den Begriff der Thäterschaft bei 
Pressdelikten, diese Redakteurthätigkeit bei Strafbarkeit 
des publizirten Inhalts als Thäterschaft auffasst, er- 



I) GOLTD. Arch, XXII S. 190. In Übereinstimmung hiermit stehen 
die Äusscnine;cn des Abg. SfHWAHZK bei der 2. Bcrathung des Ge- 
setzes im Reichst. ijJL' {Stenogr. Her. S. 470): »Nicht der Mitarbeiter ist 
zunächst responsabei, sondern hauptsüchlich und in erster Linie der 
Redakteur, welcher die Veröffentlichung des Artikels selbst- 
ständig und aus eigener EntSchliessung beistimmte. Dem scheint es 
freilich zu widersi^rechen , wenn bei der 3. Bernthung derselbe Af)^ 
Schwarze (das. S. 1093) sagte: tler Redakteur einer periful. Druck- 
schritt werde als Verfasser der Zeitung angesehen und deshalb 
als Thftter beurtbeüt und bestraft, was dann vielfach von Amtaeit 
nachgesprochen wurde; vgl. v. Liszt, Pressr. S. 181« Recbtslex. III 
I S. 310, Entsch. des Rf ii hsger. I Nr. 6, II Nr. lo, XI Nr. 93. Allein 
der Zusammenhang erüiljt, das die letzten- Ausseruntj doih nur dahin 
gehen sollte, der Redakteur sei Thäter e b en s (» , in gleicher Weise 
wie der V'erfasser, eventuell als dessen Komplice oder Mitthäter. 
auch BfARQUAKDSBN S. 170, Entsch. des Reichsger. IX Nr. 56» XIII 
Nr. 40, XVI Nr. 3, sowie oben S. 259 Anm. 1. 
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gibt sich ihm der Schluss, dass der verantw. Redakteur 
einer periodischen Druckschrift regelmässig wirklicher 
Thäter der durch den Inhalt derselben verübten Pressde* 
Hkte ist Eben diese Erfahrungsrei^el, diese thatsäch« 

liehe VeniuithunL; . wricher bereits bei der Bfratlum*^ 
des preussisi lu n l'Cl. s, >o\vie im BiindrslK >clduss \. h. 
Juli 1854 20 Ausdruck verliehen worden war'), hat der 
Geset;^}^eber in g 20 Abs. 2 zur bindenden Vorschrift für 
den Richter, zur Rechtsvermuthung erhoben. 

Insofern man daher die Annahme der Thäterschaft 
des verantw. Redakteurs auf die Wahrscheinlichkeit des 
dabei voraus^^esetzten Sachverhalt? basirte, konnte man 
von diesem Standpunkt aus si*gen, dass dieselbr den 
wirklichen realen Verhältnissen des Lel)ens entspreche*, 
dass sie »keine künstliche I'iktion , sondern der richtige 
Ausdruck des thatsächlichen Verhältnisses sei«, dass sie 
nur eine richtige Anwendung der allgemeinen Grundsätze 
auf die besonderen Verhältnisse des verantwortl. Redak- 
teurs, nicht eine Abweichung von diesen Grundsätzen be- 
zwecke*), l-.iiu- andt re Fra^e ist es freilich, ob der vom 
(]eÄcULit'l»Lr vorausgesetzte Sachverhalt wirklich der Wahr- 
heit der Thatsachen so nahe kommt, so sehr als der re^jel- 
raässi^e und wahrscheinliche angesehen werden kaini, dass 
jene faktische Vermuthung selbst begründet und die ge- 
se tzl ic h e Vermuthung damit als gerechtfertigt enscheint 

I ) S. oben S. Anm 2. S. ^10 Anin. 2. Das Vorhan«ien.s« in 
einer solchen laktisclirn \ rrnnuhuiig für die Tliätcrsi halt Ucj» ver- 
antw. Redakteurs wurde auch von denen zugrj^^c-lun, welche wie der 
Abg. Stri'CKNANN (s. oben S. 339 Anm. i) sich Regen die Erhebung 
dentelben zu einer gi setzhthen Be\v«.i.siej;cl in 20 Abs. 2 er- 
klärten (St< nui,rr ncT. S. 173». Vgl, auch v. BuRl in der Krit. Viertel- 
jahrschr. X\ ili S. 37s ft. 

2) Vgl. ScnvvAUZE, Stenuj^r. Bei. S. 47J, Kommentar S. 107, 126, 

MARf^UAKDKEN S. 156^ 169, 173, v. LiszT, Pressf. S. 181 f. 
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Dit scr Punkt, dt'r übrigens wcnij^er die Erlärtterunt^ de> 
(Gesetzes, als dessen Kritik betrifft, scheint mir gewiclitijxen 
Bedenken zu unterließen ; zum mindesten haben sich die 
gesetzgebenden Faktoren die Rechts- und Sachlage nicht 
genügend klar gemacht 

Zunächst er<j:il»t sich aus unseren Ausführungen oben 
^sj 15, l{>, dass di r verantw. Redakteur, seilest wenn er in 
der vnraus}^esetzt«'n Weis«- hei der I^nblikation eines straf- 
baren Inlialts h« tliciligt ist, sich deshalb nach allgemeinen 
Grundsätzen durchaus nieht ohne weiteres als riiiiter 
des betr. Delikts qualifizirt ; insbesondere liegt bei Willens- 
und Meinungsdelikten kein Grund vor, von vom herein 
gerade den verantw. Redakteur als Subjekt der (reäusser* 
ten strafbaren Absicht oder Meinung: anzusehen. Femer 
aber dürfte, besonders bei «rrr».sseren Zeitun^L^en und der 
bei diesen nothwendi^en Geschäftstheilung, der Wirklicii- 
keit gegenüber die Annahme unhaltbar sein, dass hier der 
verantw. liedakteur regelmässig den ganzen Inhalt des 
Blattes kennen gelernt und zur Aufnahme in dasselbe be- 
stimmt habe '). 

Endlich fehlt es aber an jedem positiven Anhalte 
dahir, dass der verantw. Redakteur überhaupt die oben 
beschriebene Thatiiikcit rej^c linüssii» ausübe, dass er (> >< i, 
von welchem re^^ehiiässig die Veröffentlichung des Inhalts 
periodischer Druckschriften ausgeht. Man beruft sich da- 
für auf die Pflichten und Aufgaben, auf die sog. »Stel- 
lung« des verantw. Redakteurs, deren ' regelmässige Er- 
füllung man voraussetzen zu dürfen glaubt. Allein man 
hat sich hierbei den Begriff und die wahre Stellung des 
verantw. Redakteurs nucii dem l^ressgesetze selljst nicht 



I) Vgl. hierober v. LiszT, Pressr. S. 34f., 179, Lehrb. d. Osterr. 
Pressr. S. 21a, 391 f. 
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klar gemacht ; jene Annahme beruht auf einer Verwechs- 
lung: des »verantw. Redakteurs« mit dem »Redakteur« im 

Sintu- lit's älteren (K utschen Pressreclits, d. h. eben ilem 
Heraiisfjeher periodischer OrucksclH iften, dem Veniffent- 
licher ihres Inhalts Wie die Darlegungen unseres 
ersten Abschnitts ergeben haben, ist der verantw. Redak- 
teur nach heutigem Recht die, auf einer Nummer einer 
periodischen Druckschrift benannte Person, welche die 
Rechtmässigkeit des Inhalts derselben zu Überwachen hat ; 
eine positive Redakti()nsthätii4^keit liei^t ihm an sich, nach 
iWffntlichcni lvi;<. ht, nicht ob, nui kratt {jrivatt-r I )i>))osi- 
tionen kann ihm solche übertra«ien sein. Oh und wie weit 
dies geschehen, oh und wie weit die privatim übernommene 
Redaktionsptiicht wirklich erfüllt wird, das entzieht sich der 
öffentlichen Kontrole durchaus. 

Ganz verfehlt muss es hiernach erscheinen, wenn man 
theilweise noch weiter hat gehen und aus der vermeint- 
lichen AufjL>abc und Stellungf des verantw. Redakteurs 
nicht nur die W a h r sc h e i n 1 i c h Iv tM l , Mindern die reale 
Wahrheit seiner Thäterschaft hat ableiten wollen. In- 
dem man in der bereits oben S. 153 ft^ gekennzeichneten 
Weise das, was der verantw. Redakteur vermeintlich zu 
thun hat und daher vermeintlich regelmässig thun 
wird, stillschweigend zu dem machte, w^as er in jedem 
Falle c^ethan hat, indem man so m. a. W. den hinden- 
flen. duK hi^^t eifcnden^Charakter der Rechtsreyel aui h 
aut deren thatsächüche (Grundlage zu übertragen 
strebte, kam man dazu, der Annahme der Thäterschaft in 
§ 20 Abs, 2 die Bedeutung einer Beweisregel, einer Rechts- 
vermuthung überhaupt abzusprechen und in ihr »nur eine 
Feststellung einer Konsequenz« zu sehen, »welche sich 

I) Vgl. oben S. 191 ff. 
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nothwendi^^ aus den realen i liältnissen der f)eriodi- 
schen Presse und dm Autigaben des Kedakteurs derseiben 
gegenüber dem Publikum und seinen Mitarbeitern er- 
gibt« Dabei übersah man nur, dass man sich diese 
stets zutreffenden realen Verhältnisse selbst willkürlich zu- 
recht pfemacht hatte. 

Die tliatsiichlirlK n ( Irundlai^en, auf \vt:K lien di«* ge- 
setzliche Annahme der I häterseliatt des verantw. Redak- 
teurs beruht, zeif^en sich sonach als höchst problematische. 
Hierdurch kann indess diese Annahme selbst weder in 
ihrer Geltung noch in ihrem rechtlichen Charakter alterirt 
werden.. Die Wahrscheinlichkeit der Grundlagen berührt 
nur das gesetzgeberische Motiv; auch wenn dieses sich 
als irri«j herausstellt, bU iljt doch der Rechtssatz selbst be- 
stehen, (i.iss die Thäterschaft des verantw. Redakteurs als 
bewiesen «"jüt und er der Strafe verfällt, weil er Thäter 
ist. Allerdings wird hierdurch die Zahl der Falle, in 
welchen die gesetzliche Präsumtion mit der wirklichen 
Wahrheit nicht übereinstimmt, eine grössere werden ; allein 
es liegt im Wesen der Rechts Vermuthungen, dass sie nicht 
immer zutreffen, und ob dies häutijEjer oder seltener der 
Fall ist, uuiciit für si« Ilxt nichts au>. 

Trirtt '!ie PrasuiiUiun der 'rhäter>c liaft im konkreten 
Falle nicht zu, so wird die Bestrafung des verantw. Ke- 

I .So der Ah^. S( HW.\U/l. im KN-u list;i<;c St i ogr. Bit. S. .j7Ii. 
der diiniit lür A\v in nuktrin uuA l'r.r i< }ifi im ln n«ie L'nkl.itheit ühc\ 
tlie BedcuUuig der KceliLsvernuilluiny den ersten Anl.tss jiCj^elM n hat. 

Vgl. Kayskk in V. HOLTZENnoRFF's Handl). IV .s. 597 i., üku;schlff 
in GoLTD. Arch. XXIII S. 28, Erk. des prt'uss. OTrib. v. 4. Mai 75, v. 

9, Okt. 7(), V. 25. April 7S iGoi.ti». Areh. XXIU S. 57}. X.\I\' S. 503, 
52'). XWl S. Alinlid' i iidet sich aucli in tier <i <iii/..'>siseiien 

\\ i5>*>enscli.dt, nur tlass iloit mclit eine \\ i r k 1 i i Ii e FräsunitHm eiit- 
.stcUt, .sundern vielmehr einer ander weilen Kechtsbesliuiniung ewt- 
Präsumtion, bezw. Fiktion irrtj^m'eise untergeschoben wurde; vgl. 
oben S. 297 f. Alan. 3. 
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dakteurs als Thäters freilich nur formell, nicht materiell 
als ^gerechtfertigt erscheinen. Auch dies aber lie^ im 
Charakter aller Präsumtionen. Der Gesetzgeber hat hier 
überall zwischen zwei Übeln sich zu entscheiden, und er 

hat <^e<^laul)t, das kleinere zu wiihkn, wenn er in manchen 
Fällen die Bestrafung eines Xiehtthäters als lliätcrs 
zu)ässt, um dafür in .mderen und, wie er j^^]aul)t, häutigeren 
Fällen die N ic h t bestraf ung^ eines wirklichen Thä- 
ters zu vermeiden. Inwiefern gegen die hiemach mög- 
lichen materiellen Ungerechtigkeiten die in § 20 Abs. 2 
a, E. erwähnte Ausschliessung der Annahme der Thäter- 
schaft durch besondere Umstände j^eeiicnet ist Abhülfe 
zu L^ewähren, wird im foli^enden § zu erörtern ^ein. 

Ks cruiht sich aber hieraus, dass die Annahme der 
Thäterschaft des verantw. Redakteurs für solche Fälle, 
wo dieselbe in Wahrheit nicht zutriüt, einer besonderen 
materiellen Begründung nicht bedarf; sie hat auch hier 
keinen anderen Grund als den der Präsumtionen über- 
haupt: Sicherung des Beweises für diejenigen Fälle, in 
denen sie der wirklichen Wahrheit ents])richt. 

Trotzdem iiat sich neben der bisher dargelegten Auf- 
fassung von Anfang an noch eine andere Art der Begrün- 
dung unserer Bestimmung geltend zu machen gesucht, 
welche gerade auch für solche Fälle, wo eine Thäterschaft 
des verantw. Redakteurs in Wahrheit nicht vorhanden, 
die Bestrafung desselben als Thäter rechtfertigen wollte. 
Allein unu;t achtet ihrer svlmn liiriaiis sich ergebenden 
grund>atzJich( n Wrschiedenlieit \nn der ersteren, ist diese 
zweite Begründung in ihrer Kigenart nicht erkannt, son- 
dern fortwährend mit der ersteren vermengt worden. 

In der That bestand bereits bei den gesetzgebenden Fak- 
toren und insbesondere bei den Mitgliedern der Reichstags- 
kommission, von welchen die Bestimmung in PG. § 20 Abs. 2 
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aus<i( *(an^en ist, keine in lur Klarlu it über die rechtlichen 
Cetlanken, welche mit dieser zur Cieltuiiji;^ gebracht werden 
sollten. Ihnen selbst unbewusst, durchkreuzten sich in 
ihren Aulfassungen und Äusserungen ganz verschiedene 
und widersprechende Gesichtspunkte, welche völlig ausein- 
ander zu sondern heut zu Tage kaum mehr möglich sein 
dürfte. Eben hierauf ist die grosse Konfusion zurückzufüh- 
ren, welche sich späterhin, in I^oktrin und Praxis l>ei der 
Bcurtht iluni^ und Anwendung unserer Bestnnniung gel- 
tend gemacht hat. 

Es ist hier nun zu versuchen, jene zweite Art der Be- 
gründung aus den damaligen Äusserungen herauszuschä- 
len und zu rekonstniiren, und es ist sodann zu sehen, wie 
sich dieselbe zu der obigen Erklärungsart und zu den 
Satzungen des Gesetzes selbst verhält. 

Schon der Kdiiunissionsbericht nimmt, neben und 
untermischt mit den obigen , auf eine rechtliche Präsum- 
tion hinweisenden Ars^^umenten, bei Begründung unserer 
Bestimmung Bezug auf die eigenthümliche und unbestrit* 
tene Verantwortlichkeit des Redakteurs periodischer 
Druckschriften. Diese beziehe sich recht eigendich auf 
den Inhalt der Druckschrift; sie sinke zu einer blosen 
Phrase herab, wenn man ihr nicht eine reale, aus der 
Natur des Retlaktionsgeschäfts abzuleitende Bedeutung 
vindizire, der Art, dass »der verantw. Redakteur als haft- 
bar für den gesammten Inhalt der Zeitung er- 
klärt, m. a. W. nur der von ihm selber an der Spitze 
seines Blattes oder am Schluss desselben öffentlich gegen 
alle Welt abgegebenen Erklärung, dass er verantwortlich 
für den gesammten Inhalt sei, Glauben geschenkt wird«. 
Diese Haftbarkeit erscheine als nothwt ndigcs Korrektiv 
gegenüber der Anonymität der periodi.>< hcn Pre^-^e >öwie 
der von dieser beanspruchten Befreiung von der 21eugniss- 
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pflicht. Eben deshalb könne dem verantw. Redakteur die 
Ausflucht, den strafbaren Artikel vor der Veröffentlichung 
nicht «relesen, die vorherige Prüfung des publizirten In- 
halts unterlassen zu liaht-n, reficehnässi^ nicht gestattet wer- 
den. Unabhängig hiervon — und sonach auch unah- 
hängi<j: von der Fra^e des Dolus und der Thä- 
terschaft wird als Inhalt von g 20 Abs. 2 die »An> 
nähme der Verantwortlichkeit des Redakteurs« 
hingestellt. Diese Bestimmung findet also hier ihre Be- 
gründuni; in ganz anderen Momenten als in der schwer 
erweislichen Thäterschaft des Redakteurs; sie soll mate- 
riell gerechtfertigt werden, mag dieser wirklich Thäter 
sein oder nicht'). 

In gleicher Weise äusserte der Abg. Schwarze im 
Reichsta^^ e * ), dass durch § 20 Abs. 2 die Ve r a n t w o r 1 1 i c h- 
keil des Redakteurs dahin bei^ründet werde, »dass er für 
die in dem Blatte durch die einzelnen Artikel be^anj^enen 
strafbaren Handlungen hafte«. -»Wenn wir diese Verant- 
wortlichkeit nicht anerkennen wollen, ja, dann frage ich 
schliesslich: was hat die ganze Verantwortlichkeit eines 
Redakteurs zu bedeuten? Und was bietet die Verantwort- 
lielikeit des Redakteurs dem Staate und dem Publikum für 
eine Garantie, wenn Sie den Redakteuren gestatten wol- 
len, dass sie jeden Augenblick sagen: ich habe den Ar- 
tikel nicht gelesen, ich war verhindert, es traten Zwischen- 

l i Wie wenig die^ie divergirenden Gesichtspunkte im Kopte des 
Verfaiisers dieses Berichts — vermuthlich des Abg. SCHWASZE — 
auseinandeigehalten wurden, zeigt die Bemerkung, ohne das Korrek" 
tiv dieser (vom Dolus unabhängigem Verantwortlichkeit werde 

dem Staate die M^^glichkeit geraubt, die Th e iln e h m e r an offen- 
baren Gesetzcsvrrletzuntjen zur Bestrafung zu ziehen ; auch wird diese 
VerantwDtTlichkeit gleich darauf als »Haftung wegen einer do losen 
Verletzung des Strafgesetze»« bezeichnet 
2) Stenogr. Berichte S. 471. 
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falle ein, ich l)in u n s c Ii u 1 d i daran, dass er liinein- 
j^ekoninien ist? Das:* heisst sowohl das desetz verhöhnen 
als auch das Publikum, welchem der Redakteur dafür vcT- 
antwoitlich ist, dass nichts in das Blatt kommt, 
was nicht mit der Tendenz desselben (soll wohl 
heissen: des Gesetzes) vereinbar ist« '). 

Es er«^ibt sich, dass nach dieser AutTassiin£j die Vor- 
schrift in 5; 20 Abs. 2 des Press<jesetzr> etwas ij^anz an- 
deres l)esaj4;t als nach unserer früheitn iJarlet^uni^. Nicht 
eine Regel über den Beweis de.> Thatbestandes, 
sondern eine solche über gewisse Rechtsfolgen dessel- 
ben« nicht die Annahme der Thäterschaft, sondern die 
der strafrechtlichen Haftbarkeit des verantw. Re* 
dakteurs sollte nun damit statuirt sein. Diese Haftbarkeit 
sollte sich nicht mehr als Konsecjucn/ einer j)räbUintiven 
Th:ilir-rhaft von selbst ergeben, sondern als Folije 
eines von jener durchaus verschiedenen Thatbestandes 
durch diese Anordnung erst begründet sein. 

Über die juristischen Grundlagen einer solchen, von 
der Thäterschaft abstrahirenden Haftbarkeit waren sich die 
Vertreter derselben freilich ebensowenig klar, als sie im 

l) iiucli ScnwAKZK, Komii). t>. 126 f.: «Das (iesetz niiinnt als 

Konsequenz aus der Stellung des Redakteure an, dass er die autgc- 
nommenen Beiträge vor dem Abdrucke gelesen und geneliniigt, 
und dassy wenn diese Prflfung \ o n ihm unterlassen, er es auf 
seine Gefahr unterlassen h a b e' . Hierin wie in dem weiteren 
Satze, dass hei dem Gesetze, wie es vorlieut, die Knntroverse üher 
duÄ Vorhandensein einer Ivc c ht s v c r m u t Ii u n g au» sich beruhen 
bleiben kOnne, spricht sich die Duplizität der Gesichtspunkte aus, vod 
denen einer den anderen aufhebt. Während es sodann auf S. 137 
heisst, das Gesetz stütze die in 20 Abs. 2 austjesiirochene Verant- 
wortlichkeit "auf" die Annahme, dass der K'eilakteur seine Schul- 
tlijjkeil j^ethun habe», wird aul S. 140 eben dieselbe Wrant- 
wortlichkeit auf die gesetzliche Vcrpfl ichtun j^; des Kcdakteuis 
zurttckgc'filhrt, »den Inhalt des Artikels zu prüfen und bei eintretenden 
Bedenken die Aufnahme abzulehnen«. 
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Stande warten , diese Auffassung von der einer Thäter- 
schaftsvermuthung j^esondert zu halten. Man sprach von 
der »unbestrittenen« Verantwortlichkeit des Redakteurs als 
von einer feststehenden, aus dem Vorhandensein und der 

»Stclliin<]^< eines verantw. Redakteurs ei<jentHch von selbst 
fnlirenden und einer weiteren Be^^rüiKlunLT dalier nie Iit he- 
düilcnden EinriclituuLr, ohne sich in eine Kritik ihres V er- 
häitnisses zu anderen Rechtsinstituten einzulassen. Und 
ebensowenig prüfte man, ob die Verantwortlichkeit, die 
man hier im Auge hatte, auch nur mit dem vorgeschlage- 
nen und demnächst angenommenen Gesetzestexte selbst 
in Einklang stehe. 

In Wahrheit lief diese, dem i? 20 Abs. 2 des PG.s 
unterteilte Haftbarkeit des verantw. Redakteurs auf die 
französische G e r a n t e n h a f tu ng we-^^en Nicht- 
verhütun«4 der durch die periodische Presse 
verübten Delikte hinaus ■ ). Daher ihre angebliche 
Unabhängigkeit von vorheriger Prüfung und Kenntniss- 
nahme des publizirten strafbaren Inhalts, daher die Be- 
zuj^nahme auf die eigene Verantwortlichkeits- und Garan- 
tieerklärung^ <les verantw. Redakteurs, daher die Berufung 
auf dessen Verpllichtuno: zur Fürsor«(e, dass in dem Blatte 
nichts Rechtswidriges erscheine. Dies in der I hat sind, 
wie wir oben gesehen, die Momente^ auf welchen die 
spezielle pressrechtliche »Verantwortlichkeit« des französi- 
schen Geranten beruht, nicht irgend welche, sei es wirk- 
liche, sei es präsumtive Thäterschaft. 

i) Darauf weist auch hin, dass sowohl Schwahze wie Marquard- 
SEN, beide Mitglieder der Reicitötagskommission, in ihren Kommen- 
taren zum RPG. »lie An.sirht aussprechen, dass l)creit> d« i «Tste, dem 
Bumlesrath voriri If jrte Rntwurt, welcher in der Thal die besondere 
Verantwortlichkeit des lranz«">sischen Rechts für den verantw. KeUak- 
teur statutrt hatte, den Gedanken des spflteren Gesetzes tum Aus- 
drucke gebracht habe. Vgl. oben S. 334 Anm. i. 



Die in § 20 Al>s. 2 anijeordncte Strafljarkeit drs ver- 
uiitwnrtliclien Redakteurs wäre also nach dieser Ansicht 
nicht Strafbarkeit für die dolose Begehung des ver- 
übten PressdeHkts, sond<M n eine, nur inhaltlich jener gleich- 
stehende Strafbarkeit für die, sei es dolose, sei es 
nicht dolose Nichtverhinderung dieses Delikts, 
für die Verletzung der dem verantw. Redakteur obliegen- 
den, besonderen pressrechtlichen Überwachungs- und Kon- 
tnjl(jllicht'). 

So linden sicii bereits in den Materialien des Gesetzes 
selbst zwei grundverschiedene Auftkssunj^en des i; 20 Abs. 2, 
scharf gesondert vor allem dadurch, dass, während die 
eine bei dem Redakteur vorherige Kenntnissnahme von 



l) So im wesentlichen, wenn auch nicht scharf Behnek S. 379 i., 
Kaysbr in V. H0LTZENDORPF*s Handb. IV S. 597 f. insbesondere 
aber hat sich je länger je mehr die Praxis der obersten deutschen Ge- 
richte (lieser Theorie anL;< schlössen , ohne sich jedoch deshalb von 
der PriisiiiDtii insthcorie viiHig los^iimarhen. V^l. die Erkenntni5«se des 
bayr. Ka.s^.-l I(»t.s v. 15. Dez. 74, de^ sachs. OAGerichts v. 25. Okt. 75 
I ^Stencjlein, Zschr. 1\' S. 242 f., \T S. 104), des preu&s. OTrib. v. 
I 23. Febr.« 9. Okt. 76, 19. Sept. 77 (Ggltd. Arch. XXIV S. 146 f., 534, 
XXV S. 596), .sowie des RGerichts v. 14. Nov. 79 (Entsch. 1 Nr. 61: 
. dl r \ (Tant\v. Redakteur wird hier nach 20 Abs. 2 für haftl>ar be- 
lunden, denn .sein v\'crh.flten wifierstreitet den Verpflichtungen, u eiche 
die Stellung eine» verantw. i^ed. nach dem Gesetze mit sich bnngt, 
und enthftlt ein dem Herbaftthien und Gutfaeissen gleichstehendes 
Zulassen der Ver&ifentUchung von strafbaren Artikeln, welche 
der verantw. R ed. gerade durch seine Prüfungund Ein- 
wirkun'_r :^ u vcrhindc'rn l)crufen und verpflichtet ist«. 
Ferner Entsch. des RGerichts v. 24. Nov. 84 Nr. 93): der Norm 
des § 20 Abs. 2 liege die Anschauung zu Grunde, dass eine strafrecht- 
liehe Verpflichtung des Red. anzunehmen sei, das durch ihn »ir Ver* 
OffentUchung: gelangende literarische Material vor der Veröffentlichung 
seinem Inhalte nach gehörig zu prüfen und jede Publi- 
kation strafbaren Inli.tlts zurückzuhalten«. Unter Thä- 
tcrschaft .sei daher hier nur dasjenige schuldhaftc Verludten verslanden, 
welches aus dem bewussten Zuwiderhandeln gegen die oben bezeicb> 
nete, mit der spezübchen Stellung des Red. verbundene Prafungs- 
pf licht rcisultirt. 



Digitized by Google 



dem strafbaren Inhalte und sonach Dolus voraussetzt, 
die andere gerade auf der Verletzung einer diese Kennt* 
nissnahme fordernden Rechtspflicht beruht und sonach 

Iiauptsächlich ein nicht doloses Verhalten des Re- 
dakteurs im Auj^e hat. 

Die praktische Spitze dieser zunächst nur theoretischen, 
die juristische Konstruktion betreffenden Verschieden- 
heit der Ansichten wird uns im folgenden § bei Bespre- 

chun<i- der die llaltun«^ aus § 20 Abs. 2 wirtler aus- 
SL hülsenden Schlussklausel unserer Satzung entgegen- 
treten. An dieser Stelle aber ist noch zu untersuchen, 
welche dieser beiden Auffassungen in Wahrheit den Sinn 
des Gesetzes selbst, als eines in sich geschlossenen, seine 
Ideen in sich selbst tragenden Ganzen, zum Ausdruck 

brinj^t. 

Durch den Gang dieser Untersuchung dürfte bereits 
angedeutet sein, dass nur die erstere Auüassung, welche 
in g 20 Abs. 2 die Aufstellung einer rechtlichen Ver- 
muthung der Thäterschaft erblickt, für richtig, d. h. dem 

Gesetze seihst entsprechend er;u htet werden kann. In 
der Tliat steht die andere, auf die französische Geranten- 
haftung zurückgreifende Autiassung mit dem Inhalte und 
dem Zusammenhang der gesetzlichen Bestimmungen in 
so völligem Widerspruche, dass sie nach bekannten Aus- 
legungsregeln auf positive Geltung keinen Anspruch er- 
heben kann 

i) Vf^, Honighann a. a. O. S. 124^133, der sich insbesondere 

liegen die in den angeführten IVtheilen des Reichsgerichts beliebte 
Identiriziriinj; von Thäterschaft und V e r 1 e t z u n <]j der Krdak- 
tions pflichten wendet ; doch fehlt t s diesem Schriftsteller an aus- 
reichender Einsicht in die tieferen Grundlagen dieser Gegensätze. — 
Interessant ist die Erscheinang, dass, während man in Frankreich die 
Gerantenhaftung auf die allgemeinen Gninds&tse Ober Tbftterschaft 
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Wie wir oben i^eselien und wie allo^eniein aneik<tnnt 
ist, 1)1 zweckt die Vorschrift in § 20 Abs. 2 des PG. nicht 
eine Abweichung von den in Abs. i statuirten ailg^e- 
meinen strafrechtlichen Grundsätzen über die Verantwort- 
lichkeit, sondern vielmehr eine Sicherung ihrer 
Durchführung bei den Delikten der periodischen 
Presse. Oae^egen würde, wie sich aus unseren früheren 
Dai lc«4un;^en über die französische ( i<'r;intriihatiunL: dvlif^n 
§ 18) er^^ibt, der Satz, dass der verantw. Redakteur auch 
ohne Dolus und ohne an der Verübun*^ des betr. Delikts 
aktiv betheiligt gewesen zu sein mit der vollen Strafe des 
letzteren zu belegen sei, die allgemeinen Prinzi- 
pien des Strafrechts aufs schärfste verletzen; 
er «»ürde vom Standpunkte des heutigen Strafrechts ans 
eine \ ollstand iij^e, in schroffem Gegensatze zu Abs. i ste- 
hende Anomalie und Singularität darstellen und 
keineswegs, wie in Verkennung der rechtlichen Natur 
einer solchen Haftung behauptet worden ist, nur eine 
»weitere Ausführung«, eine »deklaratorische Anwendung« 
oder »schärfere Präzisirung« der allgemeinen Grundsatze 
für die besonderen Verhältnisse der periodischen Presse*). 

anirttckKuftlbren bemttbt ist (vgl. oben S. 297 Anm. 3), man hier die 
wiiklicbc Präsumlion der ThAterschait in eine Gerantenhaftung ver- 
wandeln will 

r ' Vii]. \ . S( HWAKZE und Maroi ardskn an tlen nhrn S. ^47 Anm. 2 
anjjetührten Stellen. Es lasst sich nicht immer genau erkennen, wel- 
cher Auifassung von § 20 Abs. 2 diese Autoren bei ihren diesbezQg- 
liehen Äusserungen jeii^'etls gerade gefolgt sind. Jedenfalls war es ver> 
fehlt, wenn sich dieselben zum Nachweise, dass eine richtige und ver- 
ständige Auw I luliiiii; ili r allfjemeinen StralrechtsnoTTiirn ?u der hier 
angenomtiu-ncn 1 l,i(!l),ukeit des verantw. Redakteurs liilm . n seh ilem 
Vorgänge des Kominissionsberichts auf das oben S. 139 Anm. 1 zitirtc 
Urtheil des bayr. obersten Gerichtshof beriefen. Dieses Urtheil hatte 
eine solche Haftbarkeit keineswegs aus dem allgemeinen Straürecht, 
sondern (allerdings, wie oben S. 311 Anm. i erOrtert, zu Unrecht) aus 



358 



üigiiized by Googl 



Dazu kommt, dass in der oben S. 337 en^'ähnten Ab« 
änderutig der urspiiin^lichen Fassung von § 20 Abs. 2 
eine aus<lrückliche Ablehnung der Gerantenhaftung er- 
blickt werden miiss. Handelte es sich um pflichtwidrige 

Xiihtvt^rhindtMunL; des vcrül)tcn Delikts, so könnte der 
verantw. Ividaktt ur luichstens wie ein Thäter, mit iler 
gleichen Strafe wie dieser zu l)e5itrafen sein , nielit 
aber als Thäter; denn Nit htverhinderun«^ ist nielit Thä- 
terschaft, und die Gerantenhaftung beruht nicht auf deren 
Annahme. Indem das Gesetz die letztere Fassung an 
Stelle der ersteren setzte, hat es daher erklärt, dass die 
Strafbarkeit des verantw. Redakteurs nach § 20 Abs. 2 
aiit . iner andern C*nnulla*>^e als der Xichtvcrhinderuny; 
und der X erletzun«; der Kedakteurptiicht beruhe. 

Sodann übersehen die Vertreter der Gerantenhaftuntj. 
dass in § 20 Abs. 2 von der Statuirung irgend welcher 
besonderen Verantwortlichkeit gar nicht die Rede 
ist Nach den oben S. 339 ff. gegebenen Darlegungen 
bildet den eigentlichen Inhalt unseres Gesetzes die An- 
nahme der T häte rse Ii ci 1 1 des Redakteur.^, also eines 
Thatbestands, nicht, wie der l\uinmi>'-ionsberi(^ht sich aus- 
tlrückt, »die Annahme der V e r a n t w o r 1 1 i c k e i t des 
Redakteurs«. Das sind ^j^anz verschiedene Din^e. Ver- 
antwortlichkeit ist rechtliche Verbindlichkeit und bil- 
det als solche überhaupt nicht den Gegenstand einer An- 
na h m c , sondern einer Anordnung. An einer solchen 
fehlt es aber in 20 Abs. 2; die hier erwähnte Stran)ar- 
keit des veraiUw. Kt il.ikti urs ist nur die ii.u h all<4;emcint.M 
( iruntLsätzen sich er^t bende Fol^e der Thäterschaft und 
in ihrer Konstruktion daher an diese gebunden. 

(Ut Aufst(.llnnjj t:ines verantw. 1\< d ikteurs als sdIi her frefV»!'^frt und 
die allg. Gruncls.il/fj liicruut nur inst'krn angcuamli. ui» bei mangeln- 
der Verschuldung diese Haftbarkeit wieder wegfallen sollte. 

I 
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Endlich ist aber ausschlagj^eliend (je^en die Meinung, 
dass in § 20 Abs. 2 eine strafrechtliche Haftung des ver- 
antw. Redakteurs wegen pressrechtswidriger Nichtverhin- 
derung des verübten Pressdelikts nach Art des franz&si* 
sehen Rechts angeordnet sei, der Umstand, dass wegen 
eben dieses Verhaltens der verantw. Redakteur bereitsan 
e i n er andern Stelle d e s G e s e t z e s für b a 1 1 1 1 a r 
erklärt ist. Nach sj 21 des FG. nämlich soll der ver- 
antw. Redakteur, wenn in der von ihm gezeichneten periodi* 
sehen Druckschrift ein Pressdelikt enthalten ist, > wegen 
Fahrlässigkeit« mit besonderer Geld- oder Freiheitsstrafe 
belegt werden, »wenn er nicht die Anwendung der pflicht- 
gemässen Sorgfalt oder Umstände nachweist, welche diese 
Anwenduni; unmöglich gemacht haben«. Der positive 
ürund dioti Strafbarkeit ist sonach die Nichtanwendung 
der prtichtgemässen Sorf^fah trotz vorhandener Möglich* 
keit dazu, m. a. W.: die Vernachlässigung der 
pf lichtmässigen Sorgfalt*). Worauf diese Sorg- 
falt zu richten, ist zwar im Gesetz nicht ausdrücklich ge- 
sagt ; allein es besteht kein Zweifel, dass darunter die Ver* 
prtichtung verstanden sein sollte, »sich darüber zu verge- 
wi^^(•In, (la>s die (zu Vfn'»rtt-ntbt-hcnde) Schrift nicht 
gegen die S t raf g ttsc tz \ erstosst«, die \ erptiich- 
tung zur »Kontrole« über den Inhalt des Blattes und dem- 
gemäss zur Verhinderung von Veröffentlichungen straf- 
baren Inhalts. In dieser Weise wurde jene »pflichtmässige 
Sorgfalt« bereits im Kommissionsberichte erläutert, und 

i) Nach der Fassung des Kommissionsentwurfe sollte diese Strafe 

dann • intK'ten, »wenn nicht durch besondere Umstände die Annahme 
der Vernachlässigung der pHichtmassigen Soti;Ialt aitsixcschlossen w ird;, 
also eben wegen Annahme einer sojclun Vernachliissigung. Eine 
sacliÜchc Änderung sollte durcii die gcäntlcrte Fassung nicht herbei- 
geführt werden. Vgl. v. Schwabzb S. 151 tf., Marquarix&en S. jü, 
165 f., 178 f. 
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in gleichem Sinne hat man sie im Reichstage wie später- ^ 
hin in der Doktrin und Praxis aufgefeisst*). 

Es ist das aber, wie wir wissen, eben diejenige Ver- 
pflichtung, welche dem verantw. Redakteur als solchem 

obliet^t, tiir deren l'>tülhin^ cv durch seine Verantwort- 
li( hkcitx rkläning (iaraiitir leistet, auf deren Vt rU tzuiij^ I 
die ( ierantenhaftunj^ des französischen Rechts beruiit und i 
daher auch die in § 20 Abs. 2 unseres Gesetzes statuirte 
Strafbarkeit beruhen würde, falls die hier bekämpfte An> 
sieht wirklich richtig wäre. Ks wäre dann m. a. W. eine 
und dieselbe Haftbarkeit, die Haftbarkeit wegen eines und 
desselben Thatbestands in unserem Gesetze doppelt 
ausgesprochen, aber ]»■ mit verschiedenem Inhalt: nach 
§ 20 Abs. 2 bntte der verantw. Redakteur zu haften mit 
der Strafe des Thäters des jeweils verübten Delikts, nach 

l) So »prach der Ahg- Schwakze im Reichstage (Stenugr. Bcr. 
S. 470) von der aVerletzung der pfltchtmissigen Sorgfalt und Aufmcrk* 

samkcit, die crfoult-rt, *!.t>N *]< rjcnige, U ( lrher eine Diucksehrift 
dru« lv(, verlegt, ü!m ihaupt iu i stellt oder verbreitet, von dem Inhalte 
derselben Kenntniss nimmt, um sich darüber 2U vergewissern, dass 
darin nichts Strafbares enthalten sei. Unterlägst er die 
Prfifung, wird festgestellt, dass durch die Druckschrift eine strafbare 
Handlung begangen sei, so hat er das nf)entliche Interesse geschädigt, 
und tliese Sc!i 'i.liVuni^ dt s "itVmtlichen biteresscs ist eine \ on ilitn vcr- 
schvil<l''te, für ui lche er (eben nach 21) zur Strafe herangezogen 
wird . in gleicher Weise verletzt der Redakteur die ptlichtmässige 
Soi^falt) wenn er »sich nicht genau genug um den Inhalt der Schrift 
gekümmert hat, wie es eben seine Pflicht gewesen ist , er verletzt 
jene Sorgfidt, »welche in der Verantwortlichkeit des JiJedakteuns 
begründet ist* ^das. S. ICK^S. Uli). Ebenso äusserten sich «lie Bundes- 
komniissare v. Bkalchitsch und v. Sciif.i.i.in»; (das. S. 476, 110} : 
»Pflicht des Redakteurs in Besug auf die sorgfältige Überwachung 
der von ihm in die Presse gebrachten ArtikcU). Vgl. auch Urth. des 
Reichsgerichts v. 29. Nov. 88 (Entsch. .Will Nr. 71 S.396): »Der §21 
legt >äituntlii h> n V)ei Verbringung von iVi ssoT-zengnissen in das Publi- 
kum betheilii^trn Gewerben als Herufsptiicht auf, <laraut zu achten, 
Uus s k e i n P t e erze ug ni s s strafbaren Inhaltes ins Pu- 
blikum gelange«. 

^ 
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§ 21 wrot n derselben Ftiichtwidrif»keit mit dri hier an- 
g^esetzten besonderen Fahrläs'-iukritsstrale. Die franzö- 
sische Gerantenhaftung wäre in demselben Gesetz einmal 
in ihrer ursprünglichen Gestalt und ausserdem daneben 
in ihrer deutschrechtlichen Abschwächung zur Mosen Fahr* 
lässigkeitsstrafe enthalten : es erj^äbe sich für den ver- 
antw. Ivctlakteur in dci" I hat » in \ullkoinuu nt r W'ider- 
sipruch zwischen der V orschrilt m § 20 Abs. 2 und der- 
jeni«^en in i; 21. 

Dieser Widerspruch würde auch darin keine Lösung 
finden, dass die Haftung aus § 21 auf den Fall der Fahr- 
lässigkeit beschränkt ist; denn auch die Haftung aus 
§ 20 Abs. 2 erfordert nach der «rechnerischen Auffassung 
nicht Dolus, nit hl Keniitni^s des Redakteurs von dt m 
strafbaren Inhalt, er.>trt:rkt sicii sonach e])enfalls auf die 
fahrlä^ige Nichtverhinrlt 1 unjj des verübten Delikts. 

Ist endlich die Strafbestininiun«^ in § 21 nursubsi» 
diär gegeben, für den Fall, dass der verantw. Redakteur 
nicht bereits nach § 20 als Thäter oder Theilnehmer zu 
bestrafen ist, so würde sich hieraus nach der «^e«^nerischen 
Auffiissunt^ die Folge ergeben, dass § 21 auf den ver- 
a n t \v. R e d a k t e u r überhaupt kein e \ n w * n d u n ir 
finden könnte, da alle seine möglichen Anwcniluni^s- 
fälle bereits unter die prinzipale Bestimmung des 20 
fallen würden. 

Soll daher § 21 für den verantw. Redakteur nicht in- 
haltlos sein, so muss die hier statuirte Fahrlässigkeitsstrafe 
auf einer anderen Gründl ai^e beruhen und einen an- 
deren I hatbestand haben als die I hfitt rhaftunir in 
i; 20 Abs. 2. Das dtfutet das Gesetz auch »cibst an, wenn 
es bestimmt, dai>s der verantw. Redakteur nur dann nach 
§ 21 »wc.f^en Fahrlässigkeit' haftet, wenn er nicht nach 
§ 20 »als Thäter« zu bestrafen ist Die Vernachlässigung 
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der pflichtmässigen Sorgfalt und die Annahme der Thä- 
terschaft sind damit als Gegensätze bezeichnet, die sich 
gegenseitig ausschliessen. 

Hieraus ergibt sich mit logischer Notwendigkeit, dass 

die ThäterhaftuntJ^ in § 20 Abs. 2 etwas anderes darstellen 
muss als die besondere p re ss re c h 1 1 i c h e Haftbar- 
keit des verantw. Redakteurs, dass sie, wie oben dargelegt, 
nur sein kann die auf Grund der Präsumtion der Thäter- 
schaft sich ergebende Strafbarkeit nach allgemei- 
nen Grundsätzen *). 

825. 

Die Annahme der riiäterschaft des verantw. Redak- 
teurs ist in § 20 Abs. 2 nicht unbedingt aufgestellt, die 
Präsumtion ist k( ino unwiderlegliche sog. praesumtio juris 
et de jure; vielmehr soll sie nur dann gelten, »wenn 
nicht durch besondere Umstände dieAnnahme 
der Thäterschaft ausgeschlossen wird«. 

Es handelt sich sonach um eine negativ bedingte, den 
Beweis dis ( ie*^entheils zulassende, einfache Rechtsver- 
nnitbun.i^ (soj^. |)raesinntio juris tantum). Überaus bestritten 
dabei ist aber, unter welchen Bedingungen die Annahme 
der Thäterschaft wieder ausgeschlossen wird, was insbe- 
sondere unter den »besonderen Umständen«, welche dies 
bewirken sollen, zu verstehen sei. Es ist dies geradezu 
die wichtigste Streitfrage im heutigen deutschen Press- 

I) Da.ss die Verletzung der pHichtmässigen Sor^l.Ut in § 21, »welche 
in der Verantwcirtlichkeit des Redakteurs b^;i11ndet ist«, im 
Gegensatz stehe »zur Bestimmung Über die Haftbarkeit des Redak- 
teurs als Thüter«, hat der Abg. Schwarze, den man wohl als den 

VnXt-r (lifser Iminf^en ansehen kann, im Re^ichstiigf* tjrlegentÜoh seihst 
anerkannt (Stenogr. Ber. S. lill); nur hat er sich iKuüber, worin die- 
ser Gegensatz begrttndet sei, keine Rechenschatt gegeben. 



recht, von deren richtiger Lösung der Werth des iranzen 
Systems abhängt und auf deren m. E. irrige Entschei- 
dung hauptsächlich die in der Einleitung erwähnten be- 
denklichen Resultate der neueren Rechtsprechung zurück- 
zuführen sind. 

Zwei Hauptansichten stehen sich bezüglich diest-r »be- 
sonderen Umstände« pfef^^enüber , die eine hauptsächlich 
vertreten von der Doktrin, die andere aufgestellt von 
ScHWAKZE und auf dessen doppelte Autorität, als Mitver- 
fi^rtiger und als Kommentator des Gesetzes, hin fast durch* 
wecr rezipirt und angewandt in der Praxis der obersten 
(jeiichte, insbesondere des Reiohstrerichts. Die erste An- 
sicht sieiit in den besonderen Umständen beliebige Mo- 
mente, welche geeignet sind, die vom Gesetze im Mls^e- 
meinen angenommene Thäterschaft des verantw. kedak* 
teurs im einzelnen Falle als nicht vorhanden darzustellen 
und damit die in abstracto aufgestellte Präsumtion selbst 
in concreto zu widerlt ir* n, die g^esetzHche Schlussfol^^erun^ 
auf diese Tlialcrsi hall a\> hier nii lit zutreli'end erscheinen 
zu lassen ^),_ Dagegen sind nacli der anderen Ansicht 



l) Su IIONIGMANN S. 112 fF^ 129 f'i V. Bl Ri in der Krit. V'ierteljaliis- 

sein. .W ill S. 3S1, S< ll.Mll>, Präsumtioiu'n S. S7 I., Erk. des prtuss. 
OTrili. V. 17. Fclir. 7'. (GoLTD. Arch. XXIV S. 221), des württeinb. 
Ka.N.>.-Hols V. 7. März 77 ^Stenglein, Zschr. S. 372 1.), üowic das 
Referat fttr das Plenarerk. des preuss. OTrib. v. 9. Okt. 76 in Goltd. 
Arch. XXIV S. 525 f. Im wesentlichen gehört hierher auch v. LiSZT, 
Prtssr. S. 185 f., 188 (t., Rerhtslex. III I S. 311, obschon dessen An- 
sicht oini<if Hi sondrrhcitcn :i;i1\\cisl. Auch er lässt die Annahtnc df-r 
ThättTsihalt (hirch ji:dt:n iln/.u «geeigneten Umstand enikiäftct werden, 
unbedingt jeduch nur, wenn der Angeklagte selbst den Gegenbeweis 
übernimmt, während der Richter dies von Amts wegen nur bei beson- 
dorer Veranlassung soll thun dürfen, d. h. wenn dic Atinabme 
der Thaterschall d u r « I1 bi vr<ndere l'rnstände erschflttcrt 
i.st; ilann s(»ll diese Annahme enllallen nnfl die i^cw^hnürhe Bew»MS- 
läge, die Nt>tl»wendigkeit besonderer ricliterlicher Untersuchung und 
Feststellung der Thäterschaft wieder eintreten. Allein abgesehen da- 
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unter den besonderen Umständen ausserordentliche, 
aus se r sjfe w «ih n 1 i c h e Umstände fies Kinzelfalls zu ver- 
stehen, welche, ausserhalb dvs Willens des verantw. 
Redakteurs gelegen, die regelmässig begründete Schuld 
und Haftbarkeit desselben ausnahmsweise wieder aus* 
schliessen 

Ks erhellt, dass, je nachdem man der einen oder an- 
deren Ansiciit folgt, die praktische Bedeutung der Vor- 
schrift in § 20 Abs. 2 des PG. eine sehr verschieden 
wird. Während die erste Ansicht bestrebt ist, die Wirk- 
samkeit der Thäterschaftsannahme auf diejenigen Fälle 
einzuschränken, in welchen sie mit der Wirklichkeit über- 
einstimmt, und sonach der Thäterstrafe nur wirkliche 
Thäter zu unterwerfen, geht die zweite Ansicht aut < inc 
viel weitergellende Anwendung dieser Strafe aus ; sie will 
die Annahme der Thäterschaft, abgesehen von wenigen 
aussergewöhnlichen Fällen, wirken lassen ohne jede Rück- 
sieht auf ihr konkretes Zutreffen oder Nichtzutreüen, sie 

von, dass eine .solche Distinktion, je nachdem der Anijekhigte selbst 
oder der Ivit hter den Gej;;enbeweiJ!. lührt, dem Clcsrtzc >;änzlich fremd 
ist, sind die bes. Umstände selbst hier nicht richtig auigeiatisi. iNach 
dem Gesetxe ^»chliessen dieselben die A n n ah m e der T bäte r s ch af t 
aus, d. h. nicht blos die Benutzung der Prilsunition, sondern deren 
Resultat; es sind ni< ht Gründe, welche den G^enbewcis veran« 
lassen, sondern welche ihn erb r i n ;:;e n ; sie erschüttern nicht 
blos die Pra.Nunition, sondern sie w i d t rl 1 <^ < n sie. in seinem l.t lirb. 
d. d. Strafr. 3. Aufl. S. 178 f. bat v. Liiszr dieac ganze Auliassung 
der bes. Umstände autgcgcben und ist ins andere Lager ttbergegaugen. 

I) Vgl. die Ausführungen Schwarze^s im Reichstage (Stenogr. 
B( 1. S. \-\. 1094) sowie dessen Kommentar 2. Aufl. S. 134 f., 140 f., 
und darnach Bekxkk S. 280 f., Kavser a. a. O. S. 5yH, Ghoschi'FF 
in CioiT!). Ar. h. XXUl is. 29; ferner Erkenntnisse des prexiss. OTrib. 
in G4»Liu. Arch. XXIII S. 505, 574, XXIV S. 145 f., 50Ö, 508, 52(J ti., 
in ÜPPENHOFF's Rechtsprechung XVi S. 7Ö6 f., XVII S. 815 f., 845 f., 
XVin S. 660 f., 67$ f., XX S. 72 f*i 253 ff> Entscheid, des Reichsge- 
richts I Nr. 6, II Nr. lo^ X Nr. 71, XI Nr. «3, XVI Nr. 38.» ff-, XVIU 
Nr. 45 S. 314. 
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will, abgesehen von solchen Aiisnahmsfällen, die Wider- 
legung jener Annahme, den Nachweis der N icht thäter- 
Schaft des verantw. Redakteurs ausschliessen und damit 
dem blos f o r m e 1 1 e n Recht auf Unkosten des materiel- 
len in weitem Umfang die Herrschaft einräumen. 

Diese zweite Ansicht ist, wie gesagt, zuerst von dem 
Abg. ScHWAKZE und zwar im Reiehstaj^c bei Bcrathun^ 
des Gesetzes selbst autgestellt worden; allein sie ist un- 
haltbar, sie beruht auf einer Verinengung verschiedener 
Beg^ife und verschiedener Rechtsbestimmungen. 

Das RPG. stellt in § 20 Abs. 2, wie gezeigt, die Ver- 
muthung der Thäterschaft des verantw. Redakteurs fär 
den Fall auf, dass einerseits ein solcher vorhanden und 
andererseits durcli den Inhalt der von ihm gezeirlun ten 
periodischen Druckschrift ein Prtssdeiikt begangen ist. 
Diese beiden Momente bilden die Prämissen jener Ver- 
muthung, die in abstracto, ein für alle Mal gegebenen 
Voraussetzungen für die Geltung derselben; andererseits 
greift die Vermuthung in allen Fällen Platz, in denen 
sie vorliegen. Diese beiden Momente sind daher das g-e- 
m einsame, von vorn herein gegebene Attribut aller 
Fälle, in welchen die Vernuuhung in Frage steht; sie sind 
die allgemeine, nicht nur dem Einzelfall speziell an- 
gehörige Grundlage derselben, die allgemeinen Um- 
stände, auf welchen diese überhaupt beruht Im Gegen* 
satze hierzu kann die Vermuthung der Thäterschaft aus- 
geschlossen oder widerlegt werden nur durch solche Mo- 
mente, welche nicht >allgemein in jenem Sinne sind, son- 
dern je nur dem Kinzelfall >|»e7ien angehören, 
welclie im Kmzelfall zu jenen allgemeinen Voraussetzungen 
hinzutreten und deren Wirksamkeit für diesen I'all auf- 
heben. Sie bilden das besondere Attribut dieses £in> 
zelfalls zum Unterschied von anderen Fällen, in welchen 
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nur die allgemeinen Bedingungen vorliegen und die Ver- 
muthung daher zur Wirksamkeit gelangt ; sie werden eben 
deshalb im Gegensatz zu jenen allgemeinen Bedingungen 

»besondere Umstände« «genannt. 

Oif formell auf jenen allLCcincinen Prämissen basirende 
Vermuthung der Thäterschaft stützt sich sodann mate- 
riell, wie wir gesehen haben, auf die stillschweigende, 
aus der Erfahrung geschöpfte Erwartung des Gesetzgebers, 
dass bei Vorhandensein jener der verantw, Redakteur in 
der That rege 1 m äss i der wirkliche Thäter des verüb- 
ten Pressdelikts sein, die Präsumtion daher r c c 1 ni ä s s i g, 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinire nai h, der materiellen 
Wahrheit entsprechen werde. Daraus ergibt sich von selbst 
die weitere Erwartung des Gesetzgebers, dass ein Aus- 
schluss der Präsumtion regelmässig nicht zu- 
treffen und sonach die denselben herbeiführenden »be- 
sonderen Umstände« nicht regelmässig, sondern nur aus- 
nahmsweise, d. h. nicht in vielen, sondern mir in 
seltenen Fälh ri \orhanden sein werden. Insofern lassen 
sich diese besonderen Umstände auch als (muthmass- 
lich) ausse rge w ö h n 1 i c h e , d. h. also : seltene bezeich- 
nen, und eben mit Rücksicht hierauf hat der Gesetzgeber 
seine Vorschrift über Geltung und Nichtgeltung der Prä- 
sumtion in die Form einer gesetzlichen Regel und 
deren Ausnahme gebracht : der verantw. Redakteur 
ist als Thäter zu bestrafen (Regel), wenn nicht — aus- 
geschlossen wird (Ausnahme). Festzuhalten hierbei ist 
aber, dass dies Verhältniss von Regel und Ausnahme zu- 
nächst nur in der Annahme oder Muthmassung des Ge- 
setzgebers über die thatsächliche Gestaltung der Dinge 
begründet ist, also dem gesetzgeberischen Motiv 
und darnach der Formulirung, keineswegs aber der 
Disposition des Gesetzes angehört , insbesondere den 
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Bci^ritf und Inhalt der besonderen Unistände selbst ganz 
unberührt lässt *)• 

Nur diese hier entwickelte Bedeutung wurde zunächst 
auch vom Abg. Schwarze den »besonderen Umständen« 
bei^ele^t, wenn er im Reichstage sagte'): »Es können 
Fälle vorkommen, die so gestaltet sind, dass trotz der 
Verantwortlichkeit des Kedakteur» im Allgemeinen 
i;erat]e im vorliegenden Fall (dieselbe) cessirt. Dicac 
Fälle festzustellen, im konkreten Falle festzustellen, dass 
ausnahmsweise die Verantwortlichkeit wieder in Weg- 
fall kommt, wird Sache des verständigen Richters sein«. 
Dieser »wird schwerlich irren, wenn er zu entscheiden hat» 
— ob Umstände vorhanden sind, welche ausnahms- 
weise die strenge Verantwortlichkeit aussch Hessen^. 

Krst durch die O|)pusition gegen das Amendement 
des Abg. Banks, welches die Worte: »durch besondere 
Umstände« in: »den vorliegenden Umständen nach« 
verändern wollte und welches vom Reichstag in 2. Lesung 
angenommen worden, wurde Schwarze zu einer anderen, 
weitergehenden Auslegung der »besonderen Umstände« 
getührt, die dann so verhangnissvoll geworden ist. Nach 
der obigen Auseinandersetzung sind unter den beson- 
deren Umständen die zu den allgcint iru n Voraussetzungen 
hinzukommenden Umstände des Einzelfalls, also die im 

I) Virl. M\ivo( \K'nsEK S. 17a: die Klausel der bes. IJmst.nul.' ent- 
h;\hr I ine A u s n a h in f von der n u s dem o w r. h n 1 i c h e n Lauf 
(l «* r J>in)ie z <> c n e n und /m Cirundia^c einci .Strnfdrohunij ge- 
machten K e g c 1. Wo a u s n a Ii Iii weise die zum Au.sgangspunkl jje- 
nommene Voraussetzung nicht zutrifft, hört die Recbtsref;^ 
2tt wirken auf*. In «gleichem Sinne saj^t der Kommiss. -Bericht (a. a. O, 
S. lyi), der Rii liti r habe zu prüfen, ^ob die in den oben entwickelten 
(d. h. in der Kegrl (\cn inatf-riellen Sachverhalt dars tel lern !en^ Ver- 
hältnissen liegende Annahme durch besondere Umstände wieder 
ausgeschlossen sei«. 

3) Stenogr. Berichte S. 471. 
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Einzelfall vorliegenden Umstände ku verstehen. 
Der Antrag Banks enthielt somit, wie auch der Bericht- 
erstatter Marquardsen anerkannte gegenüber der ur< 
s|)rünf<Iichen und dann auch in- 3. Lesung wieder herge- 
stellten Fassuno; des lüitw urts k( im rl<M sai hliehe ÄnderuniT, 
sondern erstrebte nur einen klareren Ausdruck für dieselbe 
Sache *). Diese Tendenz des Antrags wurde jedoch von 
Schwarze verkannt, der von demselben vielmehr eine 
Abschwächung der gesetzlichen Regel in der Richtung 
befürchtete, dass die »vorliegenden Umstände« nun über- 
haupt zur Grundlage der Entscheidung; ülier <h*e Thäter- 
schaft ^remacht und dadurch der Unterschied zwischen 
Regel und Ausnahme verwischt würde 

Um dieses vermeintliche Resultat zu verhüten, legte 
Schwarze nun den besonderen Umständen eine ganz 
andere Bedeutunjij bei als bisher. Waren dieselben bis- 
her ibrsondere« im Gei^ensatz zu den »allfi^emeiiRn« Prä- 
missen der Ixechtsregel selbst, waren sie »aussergewühn- 
liche« im Gegensatz zu dem vom Gesetzgeber vorausge- 
setzten »gewöhnlichen« Sachverhalt, so werden jetzt beide 
Ausdrücke im Sinne von »ausserordentlich« ^enom- 
men. Die »besonderen Umstände« sollen an sich, ihrem 

1) Stenogr. Bericht S. 477, io8-i ; Maküuakdsen, Kommentar S. 164. 

2) Oer Antragsteller motivirte seinen Antrag bei der 3. Lesung da- 
mit, dass. ihm »diese Worte „durch besondere Umstände** nicht ge- 
nügend klar erschienen sind; und dafür, dass sie unklar .sind, ist der 
Bewf i> ^r fiilirt durch die Hem-n Al»ir Sthi ckmann und Dr. ScH\\ Ayx'ZE. 
— Orr Herr Abg. STRUCKMANN findet in den ..bes. l^mständcn" nichts 
Besontlttres, er findet darin nur die vorliegenden Umstände; der 
Herr Abg. Dr. SCHWARZE findet in den „bes. Umständen^^ etwas Be- 
sonderes, etwas Ausserge wöhnliches« (Stenogr. Ber. S. 474). 

3) So auch das Urth. des KGerichts v. 22. April 87 (Entsch. XVI 
Nr. ^ S. 21): AVäre es bei der BANKS'schen Fassung geblieben, so 
hätte dtrr Richter in jedem einzelnen Kalle unt^^r Kr^v^l^x^lnl^ allor vor- 
licir*'n<lcn Um.stände zu entscheiden, ob div Annahme der Thüterscliatt 
besteht oder ausgeschlossen wird«. 



369 



Digitized by Google 



Inhalte nach etwas Besonderes, Ausserordentliches vor- 
stellen, so dass nun nicht alle Umstände des konkreten 
Falles dazu gehören, sondern eben nur die besonderen, 
au SS er gewöhnlichen Momente desselben; nicht die- 
jenigen , die sich der allgemeinen j^resetzlichen Präsumtion 
gegenüber als solche ergeben, sondern die der Richter 
nach seinem Ermessen für etwas AusÄerordentliche^ an- 
sehen wird. Die Ausnahme von der Regel soll nicht über- 
all da Platz greifen, wo die Voraussetzungen dieser nicht 
zutreffen, sondern nur »unter besonderen Umständen«, und 
als solche sollen nun, wie mehr beiläufig hinzugesetzt wird , 
nur unverschuldete, ausserhalb des Willens liegende 
Umstände gelten ')• 

An die Stelle de^ Gegensatzes des Allgemeinen 
und Besonde ren, des Generellen und Speciellen 
wird m. a. W. derjenige des Ordentlichen und Ausser- 
ordentlichen, des Gemeinen und Singulären, an 
die Stelle des formell Exceptionellen wird das mate- 
riell Exceptionelle gesetzt. 

Dieser von einem einzelnen Ahsfcordneten ausgehen- 
den Begriffsvertauschung und Begntisvemiengung hat 
sich die Praxis, wie gesagt, blind angeschlossen und in 



I) Stenogr. Berichte S. 471: »Es sollen eben besondere Um- 
stände sein, die im einzelnen Falle die an sich begründete allge- 
meine Verantwortlichkeit des Redakteurs wieder ausschliessen«. S. 1094: 
Unter den besonderen rmständcn »haben wir allerdings aussertjc- 
wühnliche begritien«. »Man kann al^o ganz einfach sagen: der Re- 
dakteur lehnt du Verantwortlichkeit dann mit Erfolg ab, wenn er na«±- 
weist, dass ihm der strafbare Inhalt bei der VerdffenUichung unbekannt 
war und diese Unkenntnis« nicht auf seinem Verschul- 
den bertihtf . Ans dit scni GtdanK'cnci^fjnp fflllt es freilich wieder jran?: 
heraus, wenn ÜCHWAH/.E an cierselhen Stelle die bei.onderen l nisl^mtle 
dahin erklärt, »dass sie vom Kedakicur besonders angeführt und 
der Beweis lUr dieselben von ihm angetreten werden muss« ; s. darüber 
unten S. 59a. 
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ihr den wahren Sinn des Gesetzes zn erkennen geglaubt 

Allein mit ihrer Darle^un^ ist auch ihre Zurückweisung^ 
aus<^fsi)r()chen. Unser Gesetz weiss nichts von atisseror- 
dentlichen oder aussergewöhnlichen Umständen, sondern 
lässt die Annahme der Thäterschaft nur durch besondere 
Umstände ausgeschlossen werden; diese Besonderheit kann 
dem Wortlaut und Zusammenhang der Stelle nach nichts 
anderes bezeichnen als den GeLcensatz zu der vorherge- 
henden Bestimmunfj; übt-r die Annaliine der Thäter- 
srhaft selbst, und nur aus diesem Gegensatz kann sie ihre 
Bedeutung emptan*j:en 

Es wäre doch auch eine sonderbare Art von Gesetz- 
gebung, wenn die Annahme der Thäterschaft nur durch 
»ausserordentliche« Gründe widerlegt werden dürfte, der 
Gesetzgeber aber jede Andeutung darüber unterlassen 
hätte, worin das Ausserordentliche dieser Gründe bestehen 
solle, wenn er Ausnalinit-n von einer Re<Tel zug^elassen 
hätte, ohne diese Ausnahmen irg^endwie zu tixiren. Denn 
dass jenes Ausserordentliche in dem Mangel der Verschul- 

1) S. die oben S. 365 Anm. I angef. Erkenntnisse, t. R. Gof Tn. 
Arch. XXIV S. 508 : nach der Fassung des Schlusssatzes in 20 Abs. 2 
sind j^die zuläsi>igcn Ausnatimen (von der Annahme der Thäterschaft) 
auf einen en^en Kreis besonderer und also ausserge- 
wöhnlicherUmstände beschränkt«. Eine neue Modifikation fügte 
das l'rth. des RGerichts v. 22. April 87 (Entsch. XVI Xi. 0 hinzu, in- 
dem hiernach die bes. Umstfindt- dem Einzeltall in dem Sinne ange- 
hören müssen, dass sie bei anderen Einzelfällen der. selben 
Person nicht vorhanden sind. Deshalb soll durch den Mangel geisti- 
ger Fähiglceit des Redakteurs die Annahme der Thäterschaft nicht aus- 
geschlo.ssen werden können. Der Gegensatz des Konkreten und Ab- 
strakten wird hier in denjenigen zwischen Einheit und Mehrheit der 
konkreten Fälle verwandelt. 

2) Es verhält sich also mit diesen »besonderen Umständen« ganz ähn- 
lich wie mit den »besonderen Vorschriften des Reichs- und Landes- 
strafrechts« im EG. z. StGB. § 2 Abs. 2 (vgl. darOber Bixuing, Handb.dcs 
Strafr. S. 293 tf.), smvie mit den )>bes(>nd eron nrest-tzlichen Bi stiiiiniun- 
gen«, der »besonderen Besteuerung der Fresse« in PG. §3oAbs. 1,4. 
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dung bestehe, ist im Gesetz selbst nicht ausgesprochen; 
das ist nur eine Behauptung des Abg. Schwarze, bei der 
sich nicht einmal einsehen lässt , warum denn gerade die 

S( liultllosii^keit einen aussergewühnlichen , »besonderen^ 
Charakter an äich haben soll. 

Dazu kommt endlich, dass nach einem in unserer 
Rechtssprache, und zwar sowohl der gesetzlichen wie der 

wissenschaftlichen, durchaus und seit lange feststehenden 
Sprach gebrauch tler Ausdruck -iK-^omh-re Umstände* in ge- 
radezu technischer Weise alie diejenigen Monienle bezeich- 
net, welche dazu dienen, eine in abstracto aufgestellte 
Rechtsvermuthung, insbesondere die praesumtio doli, im 
konkreten Falle als unzutreffend zu erweisen, sie sonadt 
»auszuschliessen« Der Entwurf zu unserem PG. selbst 



I) Ich stdie im Folgenden einige Bel^e fQr diesen Sprachgebnuxfa 
zusammen, und xwar zunächst aus der QMetsgehiiiig : Im preus«. 

A ! 1 l:. L a n d r. II, 20 §§ 81 1— 814 \yerden eine Reihe von PräsumtioBen 
f ür den Tödtungsdolus aufgcsti llt, woran sich in § 815 die Bestinimuci' 
knüpft : »Ist es jedoch in den Fallen des § Sf 1—814 nach den vunvaJ- 
tenden besonderen Umständen wahrscheinlich, dass der Tbu- 
ter dennoch die Absicht zu tOdten nicht gehabt habe, so soU Ziidit* 
hausstrafe etc. an die Stelle der Todesstrafe treten«. Ebenso sagt 
§ II 13 im Anschhiss an die Vermuthunjj; der Bereicherungsabsiclit: 
»Doch kann diese V'ermuthung schon durch das Verhältniss der Per- 
sonen gegen einander oder durch die besonderen I'instfindc, 
welche bei der Handlunjj vorkommen, ausj^eschl i^^^en wer- 
den*. P r e uss. C r i m i n al - Gr d n. v. l8o5§ 367: Hat Jemand d« 
Beweis eines Verbrechens gegen sich, so trifft ihn die gesetzlicfae 
Strafe, »bis er darthut, dass dieThat unter den vorkommendem 
'Umständen kein \'erbrechen gewesen sei*. Osterr, StGB. v. 180; 
§ 113: -Hnt (Irr Rfschnldii^e Gelegenheit und Mittd, tlie That aa- 
/.uiilu n, vnrln tcitrt. su ist er auch des b^^s•en Vorsatze s für überwies^r 
zu lialten, es sei ilenn, dass aus der Untersuchung besondere Um- 
stände hervorkommen, welche fOglich eine andere Absicht erkenncB 
lassen«. Bayr. StGB. v. 1813 Art. 43: Es wird rechtswidriger Vor« 
satz angenommen, soteme nicht aus den besonderen Umständtn 
die Gewissheit oder Wahisclieinlichkcit des (IcL^ontlieiL sich ergibt . 
Art. 44: »Wenn Jemand mit enviciicnex Absicht eine Handlung vo^ 
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hatte diesen Ausdruck an einer anderen Stelle, dem jetzi- 
gen § 21, unbezweifelter Maassen in eben diesem Sinne 



nommen hat, woraus nach allgemein bekannter Erfahrung ein bestimm« 
ter gesetzwidriger Erfolg unmittelbar und notbwendig zu entstehen 

pflegt, so ist filr erwiesen anzunehmen, dass dieser Erfolg ebenftills be- 
absii iititrt gewesen sei, wofernc nicht durch k 1 d i c Beweise das 
Gcgetitht il darp^cth.m w enlL-n kann , was durcii die ottiziellen Anmer- 
kungen 1 is. 152 dahin eriSutert wird: *wenn besondere und be- 
stimmte Grttnde vorhanden sind, welche dem Art. 44 gemäss es 
klar beweisen, dass etc.« Die entsprechende Bestimmung des hanno- 
verschen StCiB.'s von 1840 Art. 43 lautet: »sofern nicht aus den 
Umständen sich ergibt, dass seine Absicht — auf einen andern Er- 
fol<^ ETcrichtet war , wüirend im Entwurf gestan(!cn hatte: »sofern 
nicht aus den besonderen Umständen sichergibt etc.«; wie aus 
Bal'EK, Entwurf eines StGB. f. d. Kgr. Hannover mit Anmerkungen 
(Gottingen 1826) S. 436—439 zu entnehmen, ist das Wort »besonderen« 
im Gesetz ganz absichtslos weggelassen worden. Grossh. hess. 
StGB. V. 1841 Art. 453 : Wenn ein Beamter erhaltene Geschenke nicht 
binnen drei Ta<jen zurücku;ibt oder znr AnT^fijxe bringt, wird er mit 
dem Einwand der Niclitannalitnc dos Geschenks nicht mehr «^elnirt, 
»faUs er nicht nacliweisen kann, durch besondere, ilin völlig 
entschuldigende Umstände daran verhindert gewesen zu sein.« 
Badiscbes StGB., v. 1845 § 401: Vermutiiung der Zudgnungsab« 
sieht bei Unterschlagung, »insofern sich nicht aus den Umständen 
des einzelnen Falles etwas Anderes ergibt x. Bad. Pressges. 
v. 1851 § 21: »Die in ic> be stimmte Reiljentolge steht der gleichzei- 
tigen Bestrafung der dann benannten Personen dann niciit entgegen, 
wenn sie nach besonderen vorhandenen That umständen 
zur VerQbung des — Verbrechens vorsätzlich mitgewirkt haben«; eben- 
so gothaisches PG. v. 1853 Art. 18 (vgl, oben S. 329 bei Anm. 3>. 
Keichsgcs. betr. Zuwiderhandlungen getjcn X'ieheinfuhrverbote v. 
21. Mai 187H § 32: die FahrUlssigkeit der Unktnntniss solcher Verb<ite 
ist l)ei gewissen Personen anzunehmen, »wenn sie nicht den N.ich- 
weis führen, dass sie ohne ihr Verschulden durch besondere Um- 
stände verhindert waren, von derselben Kenntniss zu erlangen«. 
Vgl. auch RStPO § 475 :» - so erfolgt die Verurtheilung auf Giund der im 
§ 472 bezeichneten Erklärung, wenn sich nicht Umstände ergeben, 
welche dieser Erklärung entgegenstehen« , welche Umstände nichts 
anders sind als unsere 'bes. Umstände. — Daneben führe ich noch 
einige Zeugnisse aus der Litteratur an: Gkolman in der Bibliothek 
fttr die peinL Rechtswiss. u. Gesetzkunde I 3 S. 77 : »Warum, frage 
ich, ist denn hier die Lage der Sache so, dass sie zu dem Schlüsse 
auf den Dolus bereditigt? Ich finde in der That keinoi Grund, als 
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angewandt*), und es hat hier gerade auch der Abg. 
Schwarze die »besonderen Umstände in unbefangener 



weil hier keine besonderen Umstände vorhanden sind, welche 
die That als kulpos» zu betrachten gestatten« ; s, auch dessen Gnmd- 
sät2e der Kriminalrechtswiw. § 55: »es mOssen sich besondere 
Gründe nadueigen lassen, wenn wir annehmen sollen, dass das 
erreichte Ziel tler Handlung nicht Zweck des Handelnden gewesen sei . 
FET'f^i?nA('ir, l .-)irl>. (). Aufl. tj 86: »Die ZurcLlinuno^sfähigkeit ist als 
Regel anzunehmen. s(>l.tnt:;c nicht nus hesrindeieii Thatsachen 
das Gegcntheii »ich ergibt«. A, D, WüHtk, über Injurien und Schmäh- 
schriften in S. 124: Drucker und Verleger haben dUe Vermutung der 
bona fides für sich; «nur in gewissen Fällen — können be sondere 
Gründe eintreten, die das Gegentheil beweisen oder doch \ emiulhen 
lassen». Kttka im Areh. <les Kriminalr. N. F. 1835 S. 243: >Betrach- 
ten wir diesen Fall in abstracto, d. h. abgesehen von den 
besonderen denselben begleitenden Umstanden, so wird 
anzunehmen sein, dass etc. — Anders gestaltet sich aber die Ansidit, 
wenn wir diesen Fall nicht blos in abstracto, .sondern mit allen ilm 
begleitenden \ 'instrindm in ronerptr» betrachtm . Gutachten für 
das Plenarurtheil des preuss. Oberin bunals v. 27. Febr. 
75 (GoLTü. Arch. XXUl S. 180): ^Es wird (durch das preuss. G. v. 
8. Mars 1837) eine stralrechtliGhe praesumtio juris mit der Wirkui^ 
statuirt, dass — der Richter kraft gesetzlicher Autorität i;cni>thi.:t ist, 
in (iieser dar^ethanen Thats.iche den Beweis einer wissentlichen Über- 
versicherung zu finden, solem nicht, gewissermaassen t;eu;enlie\veislich, 
der gesetzliche Schluss durch besondere Umstände entkräftet 
wird.« Glases, Beitrage z. Lehre v. Beweise im Strafpr. S. 56 ff.: 
»— so beruht diese Vennuthung auf der Natur der Sache, und sie 
verschwindet eben darum auch sofort, sobald sie unter den beson- 
deren Umst finden eines ['alles sich nicht als zutretl'end cnveist--. 
l'. Scii.MH», Präsumtionen im Keich.strafr. S. 40: '»Eine weitere Beweis- 
erhebung wird erst dann erforderlich, wenn sich irgend welche Be- 
sonderheiten erheben, welche den Schluss, derThater sei zurech- 
nungsfähig, als nicht berechtigt erscheinen lassen«. — ürtheil des 
Reichsgerichts v. 5. Nov. 86 (Entsch. XV \r. 5 S. 15 f.): »Die 
Strafkammer nimmt an. dass die Rede den Thatbestiuid des § 186 
StGB.'s erfüllt, und muss darnach davon ausgehen, da.ss auch 
der (dieselbe reproduzirende) Artikd den Thatbestand des $ 186 StGB/s 
erfllllt, da sie keine besonderen Um stände feststellt, aus denen 
zu folgern, dass die Wiederholung — nicht unter den § 186 StGB.'ä 
fällt». 

I) Nach § 25 des Kommiss. -Entwurfs sollten gewisse Personen der 
Fahrlässigkeitsstrafe unterliegen, »wenn nicht durch besondere U m - 
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Weise durchaus ebenso aufj^efasst Solange sich daher 

nicht aus unzweidtutigen Äusserungen mit Sicherheit das 
Ü« ^( ntheil ergibt, ist trotz der Autorität des Abtj. Scitw akze 
davon auszugehen, dass die übrigen bei Herstellung un- 
seres Gesetzes betheiligten Faktoren auch bei § 20 Abs. 2 
jenem allgemeinen Sprachgebrauche gefolgt sind und auch 
hier die »besonderen Umstände« im Sinne desselben ver- 
standen haben. — 

Mit dieser Fe.ststellung ist übrigens der Kern der 
gegnerischen Meinung noch nicht getrolfen. Sieht man 
nämlich näher zu, so findet man, dass es derselben gar 

stände die Annahme der Vernaclilä.ssii^unij; drr pflichtmässii^cn Sort;- 
falt ausgeschlossen wird«. Eine inhaltliche Besonderheit dieser 
Umstände ist hier von keiner Seite behauptet worden. Wie schon 
der Koinmiss.'Bericbt (a. a. O. S. 193) darunter Umstände verstand, 
»welche den Vorwurf der culpa ausschlicssen«, so steht es andercr- 
seit*i fest, dass jene Fassung sachlich nichts anderes besagte als die 
des s]);Utren Gesetzes selbst: »wenn sie nicht die Anwendung der 
|)tlKl)ti;enKissen St)ri;falt oiier Umstünde nachweisen, welche diese An- 
wendung uninöglicli machen«; vgl. oben S. 360 Anm. i. Es gehurtcn 
dahin also alle thatsächlichen Momente, welche die in erster Linie' 
aufgestellte Präsumtion der Fabrlflssig^keit im konkreten Falle wider- 
legen. 

1) Stenogr. Bcr. S. 1095: »Es versteht sich mhi selbst, dass, wenn 
besondere Umstände nachgewiesen würden, wcklie diese Fahrlässig- 
keit ausschliessen, natürlicherweise dann auch der Paragraph aut die 
betr. Person nicht Anwendung leidet. Das würden aber alles solche 
Umstände sein, durch welche dargethan wird, dass die 
betr. Person gar keine Verschuldung trifftc. Vgl. das. 
S. im, sowie Schwakzi:, Komm. 2. Aufl. S. 103: Xacli dim System 
der Fahrlässigkeitsstrafen kann »im einzelnen Fall der V' orwurf 
der Fahrlässii^kf it durch den Nachweis besonderer Umstände 
wieder ausgcschh >ssen werden , sofern durch sie dargethan 
wird, dass der Verpflichtete trotz der angewendeten Sorg- 
falt den strafbaren Inhalt der Druckschrift nicht erkannte etc.« Dass 
diese Haftung, im Gegensatz zu der des § ao Abs. a, nur durch 
Mangel jeder Verschuldung ausgeschlossen wird, liegt nicht im Be- 
griff (Ir r bes. Umst<lnde<, sondern in dem Charakter der hier auszu- 
schliessenden Haftung selbst; vgl. darüber das Folgende. 
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nicht so sehr auf den ausserordentlichen, als viel- 
mehr auf den unverschuldeten Charakter der beson- 
deren Umstände ankommt, zwei Dinge, die an sich, wie 

schon ant^edeiitt^t, jy^ai nichts mit einander zu thun haben. 
Ks handelt >ii h also im we.senthchen um den Inhalt der 
rtnstände, durch welche die in §20 Abs. 2 statnirte Haft- 
barkeit ausgeschlossen werden soll, und dieser Inhalt wird 
weniger durch ihre Besonderheit, mag man sie so oder 
so auflassen, bestimmt als vielmehr durch die Beschafien- 
heit der durch sie auszuschliessen den Haft- 
barkeit selbst. Hierum allein dreht sieh denn aui h 
in Waln ht it der Streit über den Begritf der ^besonderen 
Umstände«. 

Welches ist das Objekt, das nach § 20 Abs. 2 durch 
»besondere Umstände« ausgeschlossen werden soll? Das 
Gesetz sagt: die Annahme der Thäterschaft. Datre<^en 
heisst es, wie schon in dem Konimissionsbericht. >(• .un a 
in den diesbezüglichen Ausführungen Schvvakzi > luid 
seiner Anhänger stets: durch die besonderen Umstände 
solle die Verantwortlichkeit des Redakteuis ausge- 
schlossen werden ; es seien dies Thatsachen, auf Grund deren 
derselbe die durch das Gesetz begründete Verantwort- 
lichkeit von sich ablehnen, sich von der gesetzlichen 
Haftpflicht befreien könne'). Diese Äusserungen stehen im 
enijsten Zusammenhang mit der oben S. 352 f). dargelegten 
Autfassung, nach welcher in 20 Abs. 2 überhaupt nicht Ke- 
geln über den Beweis des Thatbestands aufgestellt, sondern 
eine besondere strafrechtliche Haftbarkeit des verantw. Re- 
dakteurs angeordnet sein soll. Eben von dieser Haftbarkeit, 
die wir als die französische Gerantenhaftung wegen Nicht- 



I ) S. ilte oben S. 368 bei Anm. 2, S. 370 Anm. I angef. Stellen, 
.sowie ScHWAU/E, Kuinnv 5>. 135, 13.S. 
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verhütun«^ des verübten Delikts erkannt habt*n, niclit von 
der Präsumtion der Thätcrscliaft sollen nach dieser Ansicht 
die besonderen Umstände eine Ausnahme begründen ; nicht 
als Gegenbeweis gegen die Annahme eines bestimmten 
Thatbestands sollen sie dienen, sondern ge wissermassen 
als Einreden ^?egen eine rechtliche Verbindlichkeit, 
deren Wirksamkeit durch sie gehindert wird 

Hieraus erklärt sich nun auch, warum unter den be- 
sonderen Umständen nach dieser Ansicht gerade nur gänz- 
lich unverschuldete, ausserhalb des Willens 

Heißende Momente begriffen sein sollen. 

Die Haftbarkeit des verantw. Redakteurs wegen Nicht- 
verhinderung des Delikts ist, wie wir gesehen, unabhängig 
von aktiver Betheiligung desselben an der Begehung und 
ebenso auch vom Dolus ; sie kann daher durch den 
Mangel dieser Momente nicht ausgeschlossen werden. 
Dieselbe stützt sich vielmehr auf die Verletzung einer be- 
sonderen RechtspÜicht, der Überwachungs- und Kontroi- 
pflicht des verantw. Redakteurs, und sie ist daher auch 
dann wirksam, wenn der Redakteur diese Pflicht fahr- 
lässiger Weise verletzt und in Folge hiervon keine 
Kenntniss von dem in seinem Blatte verübten Pressdelikt 
erlangt hat-), ja, nach der ursprünglichen Gestaltung 
dieser Haftbarkeit im französischen Recht war ihr über- 

1) Daher Hess sich auch der Abg. Schwarze diizu verleiten, ent- 
gegen dem KommisB.-Bericht (a. a. O. S. 191) von einem vom verantw. 
Redakteur zu führenden »Exceptionsbeweis« zu reden (Stent^. Ber. 
S. 1095 ; vgl. oben S. 370 Anm. l a. E.). 

2) Vgl. Urth. des RGerichts v. 24. Nov. 84 (Entsch. XI Nr. 93): 

jZu den bes. Umständen sind nicht schlechthin solche Momente zu 
rechnen, welche lcdip.lich darthun, dass di i Ri daktcnr im Einzelfall 
sich der ihm auieilegten verantw. Pllii lit der PiütmiL; di s Zeitungsin- 
halts vor der Veröftentlichung willkürlich ganz entzogen hat, 
oder doch derselben nur ungenügend nachgekommen ist«. 
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haupt jede Rücksicht auf subjektive W rsrhuldung fremd; 
es genügte, wenn nur objektiv in dem betr. Blatte eine 
Äusserung strafbaren Inhalts erschienen war*). Dagegen 
hatte die deutsche Gesetzgebung^ soweit sie die franzö- 
sische Gerantenhaftun^ übernommen hatte, seit dem ba- 
dischen PC. V. 183 1 diese Haftbarkeit stets wll;:! "allen his- 
sen bei dem Nachweis völliger Seliuldiosigk eit 
des verantw. Redakteurs, wenn sich im Einzelfall ergab, 
dass demselben nicht einmal eine Fahrlässigkeit zur Last 
fiel, dass er trotz sorgfältigster Kontrole oder in Folgte 
unverschuldeter Unmöglichkeit derselben das verübte De« 
likt nicht verhindern konnte, in GemSssheit des 
Satzes : ultra posse nemo tenetur *). 

Ging man daher davon aus, dass in Jj 20 Abs. 2 
unseres Gesetzes eine besondere, der französischen Ge- 
rantenhaftung analoge Verantwortlichkeit des Redakteurs 
statuirt sei, so konnte man dieselbe ebenfalls nur durch 
völlige Schuldlosigkeit des Redakteurs, nicht dagcj^^en 
schon durch >hingel des Dolus wieder ausschliessen lassen, 
und man kam so nothwcndig zu dem Resultate, dass unter 
den zu diesem Zwecke zugelassenen besonderen Umständen 
nur solche Momente zu verstehen seien, welche dem ver- 
antwortlichen Redakteur ohne jedes eigene Verschulden, 
insonderheit ohne jede Fahrlässigkeit seinerseits die vor* 

1) über die Versuche der frunzOs. Praxis, hier eine Miidenitt||t eiTi> 
treien zu lassen, vgl. oben S. nyj. 

2) V'gl. oben S. 304, 308 ff. Auch das niehriuch aagef. Urthcil des* 
bayr. obersten Gerichtshofs (s. oben S. 139 Anni. i, 358 Anm. l) .stellte 
sich auf diesen Standpunkt : »von einer Schuld des Redakteurs wird 
nicht i^esprochen werden, wo dieser seinen Obliegenheiten bezOglidi 
der in Art. 43 u. 44 des Gesetzes statuirten Verantwortliclikeit genügt 
hat, wo er nachweist, dass ihn keine Verantwurtuiii; triiTt, dass 
Umstände vorliegen, welche seine Haltbarkeit uus- 
schliessent. 
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herige Kenntnissnahme und Prüfung des in seinem Blatte 

publizirten Inhalts, bezw. die Verhinderiinfif dieser Publi- 
kation selbst unmöglich gemacht haben*). 

In Befolgung dieser vom Abg. Schwarze im Reichs- 
tage und dann weiter in seinem Kommentar zum RPG. 
aufgestellten Interpretation der 9 besonderen Umstände«^) 

sind dann von unseren obersten Gerichten /alilreiche 
Rechtssprüche er^^ani^en, welche den verantw. Redakteur 
einer periodischen Druckschrift unter Verneinung be- 
jjonderer Umstände auch dann als Thäter einer strafbaren 
Bekanntmachung, Aufforderung, Gotteslästerung, Beleidi- 
gung u. s. w. mit den Strafen dieser Delikte belegten, 
wenn sich in rausstellte, dass er an deren Begehung in 
Wirklichkeit keinerlei Aniheil genommen, ja nicht einmal 
etwas davon gewusst hatte, sofern nur die Möglichkeit 
der Kenntnissnahme für ihn bestanden hatte : so insbeson- 
dere, wenn der verantw. Redakteur durch eine Reise oder 
sonstige Abwesenheit, wenn er in Folge von Geschäftsent- 
lialtuiig, ÜLspensatiun oder Übertragung der Kedaktionsge- 



1) Im Einzelnen wurde hiernach zu den bes. Umstanden gerechnet : 
Abdruck eines Artikels oder Ausgabe eines Blattes gegen den Willen 
od<'r hinter dem Rücken des verantw. Redakteurs, Veränderung des 
zum Dnick bestimmten Inhalts durch den Setzer, Krankheit, durch 
welche selbst die Fürsorge für Bestellung emes Stellverlreicrs uniiuVg- 
licli gemacht wird, Unerkenntlichkeit des injuriösen Charakters einer 
Publikation für Dritte. Vgl. Stenogr. Ber. S. 1094, Schwarze» Komm. 
S. I |o tT., MAKycARDSEN S. 173, Oppenhoff, Rechtspr. XVIII S. 675, 
Entsch. des RGerichts XI Nr. 93, XII Nr. 88, XVI Nr. 3. 

2) Zum Thcil berief man sich allerdings auch auf den Kommiss.- 
Bcricht ; illcin in diesem ist nur gesagt, dass mit der Zulassung; der he- 
.sonderen Umstände in § 20 Abs. 2 diejenigen l alle berücksichügt seien, 
* in denen der Redakteur ili a tsacblich verhindert ist, diese 
Prüfung (des Inhalts) vorzunehmen«, »in denen die obige Voraussetzung 
der Haftbarkeit hinfiUlig wird», ohne dass dabei das Schuldmoment 
t)cti'dut oder gesagt wäre, was unter der »obigen Voraussetzung der 
Haltbarkeit« verstanden ist 
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Schäfte auf einen Anderen« durch GeschäftsQberlastung 
oder die Art der Geschäftsvertheilung, durch Krankheit, 

die die Fürsorji^e für Bestellunn eines anderen Redakteurs 
zuliess, oder durch den Manj^el geistiger I'ähigkeit an 
der Krkpnntniss und Priituni^f des puhlizirten .strafbaren 
Inhalts otler an der Mitwirkung bei dessen Publikation 
selbst gehindert war*). 

Dies sind nun gerade jene Entscheidungen, die, wie 
schon zu Eingang dieser Abhandlung gesagt, jeden Juri- 
sten zu revoltiren, ja das Rechtsgefühl breiter Bevölke- 
rungsschichten schwer zu kränken und den Werth des 
neuen Reichsgesetzes vvesentHch in Frage zu stellen ireeig- 
net sind. Um so empfindlicher abtr müssen uns diese 
praktischen Konsequenzen einer den Boden der allgemei- 
nen strafrechtlichen Prinzipien verlassenden Theorie be- 
rühren, wenn sich herausstellen sollte, dass diese Theorie 
gar nicht in unserem Gesetze enthalten, sondern von der 
Praxis irrthümlich in dasselbe hineingetragen ist; wenn 
sich herausstellen sollte, dass uns hier die Praxis auf eigene 
Faii>t und unter Hintansetzung der durrli (iic neuere Ge- 
setzgebung errungenen I urLsclu itte um beinahe 40 Jahre 
in unserem Kechtszustand zurückzuwerfen bestrebt ist 

1) S. die oben .S. 365 Anni. I anjicführtcn Erkcnntni>s( . 1><^. ;j 
(los KG^r. X\'I II. f)utiegen lässt dis l'rth. d. kü« r. \ . - Fci)r. .^4 
(Entlieh. \ Nr. z^i ticn L'uistaud, liass der vcrantw. Kcdaktcur durch 
Krankheit an der Kenntniss und Prüfung des strafbaren Inhalts ver- 
hindert war, schon dann zum Ausschluss der Haftbarkeit genfigen, 
wenn dabei kein Dolus, auch kein indirekter (dessen Bej;^ilT freilich 
unkhir bleibt) obwaltete, obwohl in fh-r tMit<'rla.ssf n<'n Fürst>rgc fÖT 
urduungsmäüsige \'ertrctuug eine Fahrlassif^kcii erljlickt wird. 

2) In der That kdirt diese AufTassunj^ uuf den Standpunkt der 
deutschen Pressges^e vor dem preussischen von 1851 zurück. In § 
20 Abs. 2 w;ire hiemach, nur undeutlicher, dasselbe gesagt wie in § 17 
des badisi h< n PG.'s v. 1S31 und dt n ihm tolm tuN n ( it srt/en; die 
stanze seitdem statlgehal)te Fortbildung iles Hechte wäre vcrgebiich 
gewesen. Vgl. oben § I9 (S. 303 fl.). 

* 
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Und dem ist in der That so! Die von Schwarze 
tind der Praxis vertretene Ansicht über Betriff und Be- 

di'iitun<j;' der »besonderen Umstände« widerspricht nicht 
nur dem Wortlaut des Gesetzes, welches durch diese Um- 
stände nicht iro^end welche Haftbarkeit, sondern die »An- 
nahme der Thäterschaft« 'iausschliessen lässt, — sie verliert 
mit dem Wegfall ihrer Voraussetzung, mit dem bereits im 
vorigen Paracrraphen erbrachten Nachweise, dass in § 20 
Abs. 2 ül iei h.iupi keine besondere pressrechtliche Verant- 
wortliclikeit des verantwortlichen Redakteurs, insl)esondere 
keine Haftung für Nichtverhinderung verübter Pressde- 
likte angeordnet ist, allen und jeden Boden. Die Heran- 
ziehung der Grundsätze über den Ausschluss der Geran- 
tenhaftung, die Identifizirung der »besonderen« mit 
unverschuldeten Umständen wird damit völlig un- 
haltbar. 

Und dass diese, mit der gesetzlichen Bestimmung 
selbst in der That unvereinbare Auffassung auch gar nicht 
von allen Urhebern derselben getheilt wurde, geht daraus 

hervor, dass, als zwischen der 2. und 3. Berathung des 
Gesetzes der Justi2aui»schuss des Bundesrathes unseren 
Satz dahin zu fassen vorschlug: »die Bestrafung (nach 
§ 20 Abs. 2) bleibt ausgeschlossen, wenn festgestellt wird, 
dass der strafbare Inhalt dem verantwort- 
lichen Redakteur unbekannt war«, — diese Be- 
schränkung von den Mitgliedern der Reichstagskommis- 
sion als zu eng gefasst abgelehnt wurde*). Nach 
deren Ansicht reichte also die bisherige und dann auch 
ins Gesetz aufgenommene Fassung der Ausnahme weiter 
als dieser Bundesrathsvorschlag, während umgekehrt die 
ScHWARZE^sche Auffassung dieselbe dadurch zu einer 

I) VgL MARgUABDS£N S. I65. 
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noch engeren machen will, dass nicht jede ünbe- 
kanntschaft mit dem strafbaren Inhalt, sondern nur die 
unverschuldete darunter begriffen sein und den Aus- 
schluss der Thäterstrafe bewirken soll. 

Insbesondere kommt gegen diese Auffassung noch 
Folgendes in Betracht. 

Die besondere prosrct htliche VerantwortliclikLit des 
verantw. Redakteurs ist, wie wir «gesehen, sanimt ihren 
Ausnahmen in § 21 des PG., nicht in § 20 Abs. 2, nor- 
mirt Wollte man nun trotzdem daran festhalten, die die 
Haftung aus § 20 ausschliessenden besonderen Umstände 
im Sinne jener besonderen Verantwortlichkeit als Gründe 
völliger Schuldlosigkeit anzusehen, so würden dieselben 
vcilLständi«; mit denjenigen Momenten zusammen tailm. 
durch welche die Haftbarkeit aus § 21 ausgeschlossen 
wird: es wären beides Umstände, aus welchen sich der 
Mangel jeglicher Fahrlässigkeit des verantw. 
Redakteurs, die Anwendung der pflichtgemässen Sorgfalt 
oder die Unmöglichkeit dieser Anwendung, wie es in § 21 
heisst, zu ergeben hätte ')* Wo solche Umstände vorlägen, 

il Nach der ui.siiiünu;lichen, sachlich nicht ahwcichnult n Fassiin«; 
von § 21 (s. üben S, 374 1. Anm. 1) wäre diese itthLiltlidu Identität der 
besonderen Umstände in § 20 Abs. 2 und in § 21 noch tK uiiicher 
hervorgetreten. — Zwar meint v. Schwarze, Komm. S. 141, es sei un- 
richtig bei Anwendung der Schlussklausel von § 20 Ab& 2 die Grund- I 
Sätze der Culpa hereinzuziehen ; allein S. 135 sagt er selbst, dass das 
die Hattunjjj ausschliessende Hind^rniss vom Redakteur weder absieht- [ 
lieh herbeigetührt noch fahrlässiger Weise verschuldet I 
sein dürfe, und dass bei § 20 Abs. 2 Überhaupt »die Gebiete des D o- j 
lus und der Culpa i n einander übergreifen«. Auch sind ! 
die Beispiele, welche er für die besonderen Umstände des § 20 Abs. ' 
2 anführt (s. oh> n S. Anm. I), ziemlich die näinlirhen wie die, j 
welche die Fahrlas^i}>kcit^strafe des § 21 ausschliessen sollen; vgl. • 
Komm. S. m f. mit S. 153 (deutUcher noch in der I. Aufl. S. 105 u. 
117) sowie Stenogr. Ber. S. 1094 mit 1095. Wenn Schwarze sodann I 
zum Beleg seiner Ansicht ttber die bes. Umst auf das preuss. PG. % 37 
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da wäre mithin für den verantw. Redakteur die Haftung 

stets sowohl aus § 20 Abs. 2 als aus S 21 ausj^eschlossen, 
und da ferner die letztere Haftuno^ nur subsidiär auf^^e- 
stellt ist, für den Fall des Ausschlusses der ersteren, so 
kämen wir auch hier zu dem Resultat, dass § 21 auf den 
verantw. Redakteur überhaupt keine Anwendung finden 
könnte; mit dem Vorhandensein seiner Bedingungen wäre 
stets auch sein Ausschluss gegeben. 

Dies Resultat widerspricht aber der ausdrücklichen 
Bestimmung des Gesetzes, welches den verantw. Redak- 
teur dann noch wegen »Fahrlässigkeit« für haftbar erklärt, 
wenn derselbe in Folge besonderer Umstände von der 
Thäterhaftung nach § 20 Abs. 2 frei ist, welches also trotz 
solcher besonderer Umstände noch eine Fahrlässigkeit des 
verantw. Redakteurs für möglich erklärt imd diese dann 
erst durch gewisse neue Umstände wieder fortfallen lässt 
Daraus ergibt sich, dass die die Thäterschaft ausschliessen- 
den besonderen Umstände in § 20 Abs. 2 nicht identisch 
sein können mit den die Fahrlässigkeit ausschliessenden 
Gründen in § 21; es ergibt sich weiter, dass die beson- 
deren Umstände in § 20 Abs. 2 nicht völlig unver- 
schuldete zu sein brauchen, dass vielmehr auch Fahr- 
lässigkeit des verantw. Redakteurs, insbesondere fahr- 
lässig verschuldete Unkenntniss des publizirten strafbaren 
Inhalts genügen muss, um die Annahme der Thäterschaft 
auszuschliessen 

Abs. 2 verweist, wonach der Redakteur auch dann, wenn er durch 
Abwesenheit oder andere Gründe an iltT Besorgung der Redaktion 
verhindert ist, haltbar bleiben soll, so ül>ersieht er. dass hier eben ge- 
rade von der, unserem § 21 entsprechenden F a h r 1 ä s s i g k e i t s 
nicht aber von einer Thäterschaftshaftung die Rede ist. 

I) Vgl. obenS. 3foif. Auch im Konimiss.-Bericht (a. a. O. S. 192) 
wird die Haftung aus § 20 Abs. 2, welche wegfallen muss. damit die 
Fahrlässigkeit des § 31 Platz greifen kann, ausdrücklich als eine solche 
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Sehen wir nunmehr, welche Momente positiv zu 
den besonderen Umständen des § 20 Abs. 2 zu rechnen 
sind, so ist auch hier davon auszugehen, dass dieselben 

(la/u dienen soUrii, die Aniwilune der Thät erschall 
auszuäciiliessen , alsu dazu, die nach gesetzlicher Vorschrift 
auf Grund ^^ewisser Prämissen vorgenommene Feststellunt: 
dieses Sachverhalts wieder aufzuheben. Daraus folgt, dass 
dahin alle Bestandtheile des konkreten Einzelfalles ge* 
hören, bei deren Vorhandensein dieser Sachverhalt nicht 
begründet, d. h. der verantw. Redakteur m Wirklichkit 
nicht Thäter des verübten i^rebsdelikt^ sein 
kann, welche also jene Annahme als dvm konkittea, 
wirklichen Sachverhalt widersprechend und die gesetzliche 
Schlussfolgerung, auf der sie beruht, als im konkreten 
Falle nicht zutreffend erscheinen lassen. Dabei ist es ganz 
gleichgültig:, wie häutig oder wie selten solche besonderer. 
Umstände der Annahme der Thäterschaft in concreto ent- 
gegentreten; die Regeimässigkeit der letzteren ist 
vom Gesetzgeber nur supponirt, nicht vorgeschrieben. 
So oft daher auch die angenommene Thäterschaft kiaft 
besonderer Umstände mit der Wirklichkeit nicht überein- 
stiniint: ste ts hiit sie dieser zu weichen, mag darüber auch 
ihre supponirte Kcgdmassigkeit thatsächlich zu Schänder 
werden. Hat sich der Gesetzgeber mit dieser auf die Er* 

»wegen Dolus« bezeichnet. — Der Wideisprudi zwischen ds 

SCHWAkZE'st lien Auffassung der besonderen Umstände und dem § 
des PG. ist sclion im K'cidistage von dem Abi^. Hanks Stenogr. Ber. 
S. 474), dann von v. Rru-i in ilcr Krit. Vierteljfilir-sclir. Will S. 38! t. ur.O 
besonders von IIümgaian.n 107 tl., 130 1. hervorgehoben, von de: 
Praxis aber fast durchweg ignorirt worden. Nur ein Erk. des pieost. 
OTrib. V. 19. Sept 77 (Goltd. Arch. XXV 596) hat die Fnge ge- 
streift« ist aber in höchst obcrtlächh» hi 1 Weise über dieses wichtigeAr* 
giiment 'j;f''j;;«'ii die in der Praxis herrschende Auffassung hinweggegan^er. 
Kichiig dagegen das Erk. dei> ÜTrib. vom 17. Febr. 76 in GOLm Arcb. 
XXiV S. 221. 
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faliiunfj- gestützten Aiinalmie treirrt, so soll dcshall) die 
Wirklichkeit nicht ^eim istert werden : die Präsumtion will 
zweifelhafte Fälle feststellen, nicht aber unzweifelhafte in 
ihr Gegentheil verkehren. Um letzteres zu verhüten, sind 
eben die besonderen Umstände zugelassen. 

Die Thäterschaft ist, wie schon in § 24 angedeutet, 
nicht eine einzelne Thatsache, sondern sie besteht aus 
einem <:,''anzen Konijjlcx thatsächlicher Momenten, die alle 
für den BegriH gleich wesentlich sind. Daher wird die 
Annahme derselben ausgeschlossen, wenn die besonderen 
Umstände auch nur ein einziges derselben als in con- 
creto nicht vorhanden aufweisen. Nach den oben in §§ 
14 — 16 gegebenen Erörterungen über den Begriff der 
Thäterschaft lassen sich aber die dazu gehörigen Momente 
nicht für alle Delikte, nicht einmal für alle Pressdelikte 
in einheitlic her Weise bestimmen. Daher ist es auch nicht 
möglich, mit einer einheitlichen Formel in allgemein 
zutreffender Weise die Punkte zu bezeichnen, gegen welche 
die besonderen Umstände gerichtet sein müssen, um die 
Thäterschaft auszuschliessen ; dafür kommt es vielmehr 
stets auf die Beschaffenheit des jeweils verübten Delikts 
an. Indess haben sich uns doch gerade für die Pressde- 
likte wenigstens einige Merkmale ergeben, welche der 
Thäterschaft aller gemeinsam sind ; so insbesondere D o- 
lus und Kausalität. 

Für alle Pressdelikte ist subjektiv rechtswidriger Vor> 
satz des Thäters erforderlich. Daher wird die Annahme 
der Thäterschaft gegen den verantw. Redakteur jeweils 
ausgeschlossen, wenn sich aus den Umständen des kon- 
kreten h^alls erL;il)t, dass es demst-lben an diesem Vor- 
satze gebrach, dass er insbesondere von dem Inhalte 
des Blattes überhaupt, oder von dessen rechtswidrigem 
Charakter, oder von dem Abdruck oder der Publikation 



* 

385 



Digitized by Google 



dcsscl 1 )en keine Kenntnis? hatte, wobei es voll ijj 
«;leich<^ülti«: ist, auf welchem Grunde diese Unkenntnis^ 
beruht. Auch hei fahrlässiger oder pfl ich twid ri- 
g e r Unkenntniijs kann der verantw. Redakteur nicht Thä- 
ter des begang^enen Delikts sein ; ebenso, wenn er in Folg« 
unj^enügender ^,'eistit^er Fähigkeit oder Ausbildung den 
strafljaren Inhalt niclit verstanden hatte, obschon 
hier in der ÜIxTnahiiu- dt-r verantwoitl. Kod.iktion sell»st 
eine Fahrlässigkeit hegen kann. Dagegen ist für die 
Thäterschaft nicht gerade erforderhch, dass er den von 
ihm publizirten Artikel strafbaren Inhalts vorher gelesen 
hatte; es genügt, wenn er die Kenntniss von diesem In- 
halt anderweit erworben, wenn er diesen Inhalt auch nur 
vermuthet oder für möglich gehalten hatte; denn 
dann liegt Dolus eventualis vor. Daher wird die An- 
nahme der ThätersclKift dann nicht aus;^a-schlo>si'n, wenn 
der verantw. Redakteur einen Artikel ungelesen verörtent- 
licht hat, dessen Inhalt er aus diesen oder jenen Gründen 
für strafbar oder möglicherweise strafbar gehalten hatte. 

Ausgeschlossen wird die Thäterschaft natürlich auch 
durch Mangel der Schuldfähigkeit überhaupt, wenn der 
verantw. Redakteur sich zur Zeit der Begehung des De- 
likts in einem Zustande der Unzurechnungsfähig- 
keit befand. 

Die Annahme der Thäterschaft ist femer ausge- 
schlossen, wenn die konkreten Umstände ergeben, dass 
der verantw. Redakteur bei der Publikation des betr. 
strafbaren Inhalts in seinem Blatte nicht aktiv mitge- 
wirkt hat Alle Pressdeükfe sind Verursachungsdelikte, 
niemals kann deren Thäterscliaft durch Unterlassung be- 
gründet werden, auch nirht durch r e c Ii ts w i d r i ge Unter- 
lassung. Wenn man daher selbst davon ausgehen wollte, 
dass der verantw. Redakteur zur wirklichen Führung der * 

* 
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Redaktion seines Blattes verpflichtet sei, so würde trotz- 
dem die Annahme seiner Thäterschaft wegen »besonderer 
Umstände« dann we^allen, wenn sich im konkreten Falle 

herausstellt, dass er hier die ilim vermeintlich obliejxende 
Redaktionsthätif^keit, und zwar j^erade rücksiclitiich des 
relevanten strafbaren Inhalts, nicht ausfj^eübt, dass er auf 
die Publikation gerade dieses Inhalts nicht kausal einge- 
wirkt, dieselbe nicht angeordnet hat Und dafür ist es 
auch <j^anz fjleichg^ülti^, ob er dies absichtlich oder fahr- 
lässig odtr aus (Iründen nicht fifethan . die ausserhalb 
seines Willens Heften. Selbst dann ist er liier nicht Thä- 
ter, wenn er den zu publizirenden strafbaren Inhalt kannte 
und vielleicht gerade, um dessen Publikation nicht zu 
hindern, sich der Redaktionsthätigkeit enthielt oder sie 
Anderen überliessV). ja, auch das blose Einverständniss 
mit der I^ublikation und die Krthciluni^^ der Gent-hmis^^ung 
hierzu macht den verantw. Redakteur noch nicht zu einem 
die Publikation bewirkenden Thäter*). 

Freilich kann sich der verantw. Redakteur durch ein 
derartiges Passivverhalten gegenüber der Veröffentlichung 

I ) Xach V. LiszT, Pressr. S. 185, 188 ff. soll die Widerlegung der 
Kcdaktioasthätigkoit tles verantw. Rethiktcurs niclit gegen die Puisum- 
tion sellist, sondern viclmelir gegen drr<n T'ntt riasje j^erii htet sein; 
es hangt dies mit der ohen 6 hf.spiuchciu-ii Ansii ht v. Liszi's über 
den Üegrirt des verantw. Ivedakteurs zusammen. Wäre diese Ansicht 
aber richtig, dann könnte die NichtfQhrung der Redaktion nicht zu 
den, die Annahme der Thäterschaft ausscMiessenden »bes. Umständen« 
gehören, vielmehr mUsste die wirkliche Ftihrung der Redaktion, da sie 
Vorauss etzun j;, nicht G o e n •< t n n d der Pnisvinitinn und sonach 
ini< h (Jiirrh diese nicht «gedeckt \v;lre, in jeil' iii I'allr erst von der 
Ankl.igc l)e\viesen sem, ehe die Annahme der Thäterschaft Uberhaupt 
flatz greifen konnte. So anscheinend auch v. LtszT in s. Lehrbuch 
d. d. StraAr. 3. Aufl. S. 178 f., wodurch dann freilich der Zweck, den 
(las (Icsetz mit <!< t Aufstelhmg eines verantw. Redakteurs wie mit der 
PriLsumtion seiner Thätt rschaft verbindet, grossentheils vereitelt wflrde; 
vgl. ohcn S. 158 ff., 338 tt. 

2) Vgl. oben S. 293 Anm, 2. 
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eines strafbaren Aufsatzes in seinem Blatte, durch das Gre^ ' 
si hehenlassen derselben einer Verletzung der ihm in der 
That obliegenden Überwachungspflicht schuldig machen ; 
allein diese Pflichtverletzung, diese Nichtverhinderung des 
verübten Pressdelikts ist nicht Thäterschaft. Liegt der 
Nichtverhinderunj; Dolus zu Grunde, so kann diesellxi 
nach allgemeinen Grundsätzen zwar als sog. negative 
Beihülfe zu dem nicht verhinderten Pressdelikte ange- 
sehen werden') ; aber auch durch diese wird die Annahme 
der Thäterschaft ausgeschlossen')* i 

Aber nicht einmal jede Kausalität des verantw. Re- 
dakteurs ist geeignet, dessen Thäterschaft zu begründen, 
vielmehr muss es eine solche Kausalität sein, die nicht 
als a c ce SS o r i s c h (' I' lu' i 1 na b nie. Anstiftung:: nder 
Beihülfe, erscheint. Ist der verantw. Redakteur Anstifter i 
oder Gehülfe, so kann er nicht Thäter des verübten Press- 
delikts sein, und die Präsumtion fällt daher hinweg; er 
kann dann nur nach § 20 Abs. i wegen Theilnahme be- 
straft werden. Über die Erfordernisse dieser Thäterkau- 
salität im Einzelnen gegenüber der accessorischen Theil- ^ 
nähme sind die Ausführung(-n oben S. 271 f., 2701t. zu 
vergleichen; auf den Inhalt der \nm verantw. Redakteur 
vorgenommenen Thätif^keit kuinmt es dabei, wir irezeigt, 
nicht an, sondern lediglich auf das kausale Verhäitniss ' 
derselben zur Thätigkeit anderer mitwirkender Personen. | 

Bei denjenigen Pressdelikten insbesondere, welche in ' 

der Äusserung einer e i g c n e n A bs i Iii < kI c r M v i n u n g 
des Thäters bestehen (s. oben S. 2OO ll.), fällt die Annahme i 

1) Vgl. oben S. 294 T-. ^cxi, Baumgabten in der Zschr. für die ges. | 
Straf rechtswiss, V S. 518, 521. 

2) Anders Homgmann S. 106 If., mä., aul eirund seiner irrigen ' 
Ansichten Uber Kausalität und Thäterschaft (:>. oben S. 147 Anm. 1 
261 Anm. I, 37a Anm. l). 
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der Thäterschaft auch dann hinweg, wenn sich ergibt, 
dass die in dem Blatte geäusserte Absicht oder Meinung 
in Wahrheit nicht von dem verantw. Redakteur, sondern 

von einem Dritten ausgeht, dass der Redakteur 
die Spalten seines Blattes nur zui IvundgebunjB: der von 
einem Anderen herrührenden Auttorderung , Drohung, 
Beleidigung u. s. \v. geöffnet hat. Auch hier kann der 
verantw. Redakteur höchstens als accessorischer Theilneh- 
mer bestraft werden: ein Punkt, bezüglich dessen in der 
Praxis am meisten geirrt worden ist^). 

Dass der \( rantw. Redakteur der Verfasser der straf- 
baren Äusserung sei, ist, wie oben ausgeführt, zur Thäter- 
schaft bei diesen Delikten nicht gerade erforderlich. Da- 
her wird dieselbe auch durch den Nachweis eines anderen 
Verfassers an sich noch nicht ausgeschlossen. Unter 
Umständen kann hier Mitthäterschaft vorliegen. Nur dann 
wird sich dies anders verhalten, wenn der Verfasser der 
strafbaren Willens- oder Meinungsäusserung das allei- 
n i LC e S u b j c k t d i i- s e r ist, was insbesondere dann ange- 
nommen werden muss, wenn derselbe, ohne Andeutung 
einer Antheilnahme Anderer, in der Druckschrift selbst 
als Verfasser und Einsender genannt ist Hier wird nach 
dem oben S. 270 f. Bemerkten nur der Verfasser als Thä< 
ter gelten können und damit die Thäterschaft des verantw. 
Redakteurs ausgeschlossen sein ; insbesondere bei straf- 
baren Inseraten wird daher letzterer die Haftung aus i; 20 
Abs. 2 nu ist \ ()n sieh ablehnen können und nur eventuell 
als Gehülfe haftbar bleiben 

1) VgL oben S. 267 f. Über die Thäteischafit bei Reproduk- 
tionen strafbarer Äusserungen, sow'w bei Referaten Uber solche 

und über deren Ausschluss vgl. nfn n § 17. 

2) Der gewt'Uinlich aufgestellte Satz, dass die Benennung des \ er- 
fasscrs nicht ein besonderer, die Annahme der Thäterschaft des ver- 



Dies ungefähr ist das Gebiet der besonderen Um- 
stände, durch deren Vorhandensein die Annahme der 
Thäterschaft ausgeschlossen wird. Rücksichtlich ihrer 
prozessualen GestaltunjB: ist noch auf eine Verschie- 
denheit derselben hinzuweisen. Wie nämlich durch die 
Annahme der Thäterschaft theils pcjsitive, theils negative 
Momente festgestellt werden*), so ist auch die Wiih r- 
legung derselben durch die besonderen Umstände theils 
gegen das Vorhandensein der einen, theils gegen den 
Mangel der anderen gerichtet; m. a. W.: es können hier- 
durch sowohl die positiv festgestellten Momente verneint, 
als die nes:ativ fest«j^estellten b e j a h t werden. Im ersteren 
FaU «'rst-hcinen die besontlcren Umstamle prozessualisch 
als (j e «( e n l)c \v e i s (Gegen Indizien) gegen die positiven 
Bestandtheile der Thäterschaft, im letzteren Falle dagegen 
als neue, zum materiellen Thatbestand ge- 



antwortlichen Redakteurs nach § 20 Abs. 2 anschliessender Unistand 

sei, dass vielmdir beide als Mitthäter zu behandeln seien (v^l. Kom- 
iniss.-Bcr. a. a. O. S. 191, Sten<>|fr. Ber. S. 471, v. Schwarze S. i ;2 f., 
140, Makuüards£N S. 170 f., Berner S. 281 f., v. Liszt, Prcssr. 
S. 187, Groschufp in Golto. Arch. XXIII S. 29, Ezk. des preuss. 
OTrib. in Goltd. Arch. XXIV S. 632» XXV S. 354. 4fa U sowie bei 
Oppenhoff, Recbtspr. XMII S. 660 f., 7^ f.. F.ntsch. des RetdiS" 
gerirhts II Nr. TO n. E., IX Nr. 56), kann daher in dieser Alltjemein- 
heit nicht als lirtiti}^ anerkannt werden. Auch Verwahrungen 
des verantw. Redakteurs gegen die Verantwortlichkeit lür gewisse 
Theile des Blattes, ausdrückliche Ablehnung des Einverständ- 
nisses mit gewissen darin au.sgesprochenen Absichten oder M^ungeo 
können in Bezug auf die Präsumtion der Thäterschaft nicht ohne w eite- 
res als irrelevant erachtet werden, wie das gewöhnlich behauptet wird : 
vgl. V. Schwarze S. 127, 140, Makquardsen S. 75, v. Liszt, Pre&sr. 
S. 192, Erk. des bayr* Kass.-Hofs v. iS. März 76 in Stenglein*s Zschr. 
VI S. 93. Es wird viebnebr auf die EmstUcbkeit und Wahrhaftigkeit 
solcher ErklänmE::» n ankommen, und dann können sie in der Thal g;e- 
eignct sein, «iic I hiUerschaft zu widerlrcfn. Ancicis natinlii Ii In /üs^- 
lich der Haltung aus PC tj 21; vgl. Baumgai<TEN in der Zschr. 1. 
d. ges. Strafrechtswiss. V S. 521. 
t) Vgl. oben S. 343 f. 

ä 
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hörige Thatsachen, welche das Zustandekommen 
der Thäterschaft hinderten, entsprechend den civilprozes- 
sualen Einreden. Erstere wirken, abgesehen von der 

Präsumtion, nach Prozessrecht, letztere nach inatcriL'Ucin 
Stralrecht; es sind die sog. Schuldausschliessun^s- 
gründe, welche indess der präsumirten Thäterschaft 
gegenüber ebenfalls nur als Widerlegungsgründe in Be- 
tracht kommen können 

In beiden Fällen müssen die besonderen Umstände 
selbst feststehen, d. h. vollständig bewiesen sein, wenn 
sie die Annahme der Thäterschaft beseitigen sollen. Eine 
blose Möglichkeit, eine zum Beweise nicht ausreichende 
Wahrscheinlichkeit derselben, blose Bedenken gegen die 
Richtigkeit der Annahme im konkreten Falle reichen zu 
deren Ausschluss nicht hin: sie bleibt so lange in 
Kraft, bis sie durch Gegengründc widerlegt ist, und 
dazu müssen diese selbst erst festgestellt sein^). 

Die Annahme der Thäterschaft verliert daher durch die 

Zulassung ihrer Widerlegung mittelst besonderer Umstände 
in unserem Sinne durchaus nicht ihre rechtliche Bedeutung, 
wie man wohl behaupten wollte Sie ist dazu bestimmt, 

1) Vgl. oben S. ,V14 Anm. I. Die hier herv'orgehobciif Verschie- 
denheit der besonderen Umstände entspricht der in der trülu rcn straf- 
prozessualen Doktrin üblichen Eintheilung des Entschuldigungübewei- 
ses in den direkten und indirekten Gegenbeweis, Da es eine 
Vertheilung der Beweislast im Strafprozess nicht gibt, so ist der Untet' 
schied ohne praktische Bedeutung. Vgl. Zacharias, Handbuch des 
deutschen Stralproz. II S. 417 f> 

2) Urth. des preuss. OTrib. v. 23. Febr. 76 (GOLTD. Arch. XXIV 

S. 147): »Nicht wesentliche Bedenken, sondern nur besondere L'm- 
stänili , \V( Irhc die Annahme der Thäterschaft ausschliessen, d. i. für 
wiiUrltgt erachten lassen, befreienden Redakteur von der 
Strale tles Thäters*. 

3) Vgl. oben S. 369 Anm. 3. 
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in zweifelhaften Fällen, d.h. in solchen, in welchen 
zwar die Thäterschaft des verantw. Redakteurs nicht strikt 
bewiesen werden kann, in denen aber auch das Gegen- 
theil nicht feststeht, den verantw. Redakteur als Thäter 
haften zu lassen. Sie will die Schwierigkeiten, welche 
cin»'in strikten Beweise der Thäterschaft entgej^enstehcn, 
hinw t L,näiinit n ; aber sie will nicht unzweifelhafte Nicht- 
thäter zu 1 hätern machen '). 

Über den Beweis der besonderen Umstände selbst igel- 
ten die allgemeinen Grundsätze des Strafprozesses, insbe- 
sondere auch rOcksichtlich der Beweislast. Diese liegt auch 

hier allein dem Richter ob, nicht dem A n <^e k 1 a t e n , 
wenn CS natürlich auch vor al!< in in dessen Interesse 
liegt, etwa vorhandene besondcro Umstände ^rltt nd zu 
machen und durch eigene Thätigkeit zu bewahrheiten. 
Allein auch der Richter wird stets von Amts wegen nach 
besonderen Umständen zu forschen und, wenn sich ihm 
solche als wahr ergeben, dieselben zu berücksichtigen 
haben. Nur wenn solche ihm nicht entj^rüt-ntreten, bez\\\ 
sich nicht feststellen lui-.sen, behalt es bei der Annahme 
der Thäterschaft sein Bewenden. Ks ist nicht der Will- 
kür des verantw. Redakteurs ül)erlassen, durch Verschwei- 
gen besonderer Umstände die Thäterhaftung ohne sach- 
lichen Grund auf sich zu nehmen 



1) Vgl. HoNir.MANN S. 115 f. 

2) VV1.. Koininiss. -Bericht a. a. O. S. im, \. n\\ \h/.F. S. i^N 
Mak^cakiisen ii. 172, Kavskk S. 5<).S, Honiumann ü. 114, v. Bi ki io 
der Krit Vierteljahrechr. XVIII S. 3S6, Entsch. des RGerichts XVI 
S. ao. Vfber die eigenthflinliche Ansicht v. LiszT*s vgl. oben S. 364 f. 
Anm I, über die si« !■ • i lcisprcchenden Aussenin»ien Scmwak/k's 
ulx II S. ^70 Antn. T. S. 377 Anm. I. Vgl. auch die Kode ile^s Abij. 
WoLFFsus im Keiühstage (Stenogr. Ber. S. 400;: »Das Gesetz hat das 
Interesse der wirklichen Gerechtigkeit» dass nur derjenige bestraft 
werde, der das Unrecht begangen hat, und nicht Jemand, der sich in 
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Schliesslich ist noch zu erwähnen^ dass die Annahtne 

der 'rhätcrschaft von all den Umständen unbi rührt hlcibt, 
welche nach materiellem Strafrecht nicht sowohl ge^^en 
deren Existenz, als gegen deren strafrechtliche Wir- 
kungen gerichtet sind, wie diejenigen, welche die Straf- 
barkeit wieder au fh eben (Strafaufhebungsgründe), fer- 
ner diejenigen, welche die Ausübung des Strafrechts gegen 
den Thäter, die Str a fvc r f o 1 u n^, ausscliliessen (Straf- 
hinderungsgründe). Auf diese bezieht sich die Annahme 
der Thäterschaft überhaupt nicht, und sie gehören daher 
auch nicht 2u den besonderen Umständen des § 20 Abs. 2, 
Allein trotz feststehender Thäterschaft kann sich der ver- 
antw. Redakteur durch Berufung auf derartige Gründe, 
w ie Verjährung, Begnadigung, Nichbstellung des Antrags, 
sog. Retorsion bei Beleidigung, wahrheitsgetreue Bericht- 
erstattung über Reichstags- oder Landtagsverhandlungen 
u. s. w., der Thäterhaftung entziehen'). 

Ebensowenig betriift es die Annahme der Thäterschaft, 
wenn die Vertheid igung des verantw. Redakteurs sich 
gegen die R e ch t s w i d r i g ke i t oder Strafbarkeit 
des i n k r i m i n i r t e n Inhalts des Bhittes wendet ; hier- 
durch soll die objektive Voraussetzung der Präsum- 
tion, das Vorhandensein eines Pressdelikts, nicht die Prä- 
sumtion selbst widerlegt werden. Derartige Gründe, zu 



die Müglichkcitj zutallij!; bestraft zu werden, ergeben hat Wer bestraft 
werden will, der muss eist ein Unrecht begehen, sein fester Wille, be- 
straft zu werden, genügt dazu nicht«. 

II Das Gesetz sagt zwar: der verantw. Redakteur ist als Thäter 
7.U 1m„ strafen; allein wie <A>vn dargelegt, Iieisst dies nur: er ist als 
Thäter un/.usehen und dem gemäss zu l>estrafen, also auch nur unter 
den X'uraussetzungcn, unter welchen ein 1 häter wirkhch bestralt wer- 
den kann. Vgl. oben S. 344 Anm. I. BezQgl. der sog. Retorsion 
vgl. das. Übrigens auf unrichtiger Konstruktion der Thäterschaft be- 
ruhende Urtheil des bayr. Kass.-Hofs v. 15. Dez. 74 in Stenglein'S 
Zschr. IV S. 243 f. 
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denen einer angeblichen Beleidigung gegenüber auch die 
in StGB. § 193 aufgeführten gehören fallen daher eben- 
falls nicht unter die Schlussklausel des § 20 Abs. 2, ob- 
schon auch sie die Strafbarkeit des verantw*. Redakteurs 

ausscli Hessen. 

§ 26. 

Kann für die Thäterschaft des verantw. Ki dakteiirs 
nach allgemeinen Be\veiso;^rundsätzen ein Beweis nicht er- 
l)racht werden, und ist andererseits die Annahme seiner 
Thäterschaft durch den Nachweis besonderer Umstände 
ausgeschlossen, so wird derselbe damit nach unserem PG. 
noch nicht von jeder Haftung für das in seinem Blatte 
verübte Pressdelikt frei. Zunächst kann er in einem 
solcht n Falle weo-en n c c e s so r is c h e r T hei In ah nie 
an diesem Delikt, we^en Anstiftnniif oder Briluilfe, nach 
allgemeinen Grundsätzen strafbar sein, sofern hierfür ein 
positiver Beweis erbracht wird *). Dies wird insbesondere 
dann zutreffen, wenn die Annahme der Thäterschaft ^e> 
rade durch solche besondere Umstände ausgeschlossen 
ist> welche den verantw. Redakteur als blosen Anstifter 
oder Gehülfen erscheinen lassen. Nach dem oben S. 3SS 
I^i nurktcn «gehört hierher auch der Fall, wenn »ler ver- ' 
antw. Redakteur das Erscheinen eines strafbaren Auf- 
satzes in seinem Blatte zwar nicht bewirkt, aber doloser | 
Weise auch nicht inhibirt hatte. , 

Liegt aber auch weder Anstiftung noch Beihülfe, und 

— • 

1) Vgl. V. LisZT, Pressr. S. 193. Irrig in diesem Punkt das Urth. 

des Reichsgerichts v. 22. Aj)nl 87 (Entsch, XVI Nr. 3 S. 20). ' 

2) Fflr Aiistittiii)^ <ul( r Bt?ihülfc de^» verantw. Ketlakteiirs ist im ' 
Gl sft/ eine \ cmuithunL; nicht aufgestellt. Gegen einen darauf nhj^if- i 
lenden Autrag der Abg. Sünnemann und Dr. Kapf vgl. die Ausiüü- 
ningen Scuwabzb*» im Retclu>tagc (Stenogr. Ber. S. 47 1). 
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sonach überhauj)t keinerlei doloses Verhalten des verantw. 
Redakteurs vor, so trifft ihn nunmehr in subsidium v'mc 
besondere, in PG. § 21 normirte, dem übri^^t n Strafrecht 
fremde Haftbarkeit »wegen Fahrlässig:keit« d. h., wie schon 
oben S. 36off. dargelegt, wegen Vernachlässigung 
der pflichtmässigen Sorj^falt in der Über- 
wach u n or der r e c h t m ä s s i e n H a 1 1 u n seines 
Blattes ' ), wegen fahrlässiger Verletzung der dem ver- 
antw. Redakteur als solchem obliegenden rechtlichen Ver- 
pflichtungen. 

Diese besondere pressrechtliche Haftbarkeit des ver- 
antw. Redakteurs »we^en Faln lässigkeit« beruht sonach, 
wie gleichfalls bereite hervorgehoben, auf demselben recht- 
lichen Grunde, wie die Haftung des französischen Geran- 
ten ; sie stellt sich dar als eine Fortbildung dieser, wie sie 
durch das moderne deutsche Rechtsbewusstsein gefordert 
und bereits in den bisherigen Partikulargesetzen angebahnt 
war. Und zwar macht sich diese Fortbildung hier in 
doppelter Richtung geltend: einmal, indem die Haftung 
ausdrücklich an die Bedingung einer zunächst allerdings 
nur präsumtiven Fahrlässigkeit des verantw. Redak- 
teurs geknüpft ist, so dass also die Fälle gänzlicher Schuld- 
los ii^keit davon ausscheiden; sodann aber durch Herab- 
setzunii der Haftung für die vollt- Strafe des nichtverhin- 
derten Delikts, wie sie im französischen Recht angeordnet 



l) Konekter wäre zu sagen: Vernacblltssigung der möglichen 
und angetnesse n e n Sor^fult bei der ihm obliegenden Ü b e r- 
wachuni;:; denn Sorgfalt, Aufmerksamkeit, als rein ji^eislijje Thiltig- 
keiten ki>nnt 11 niiht Gej^enstand von RechtspHichten sein; ihre Ver- 
nachliLsüigung i)egründet F a h r i ä s s i g i< e i t , aber keine Rechts- 
verletzung. Vgl. meinen Gnmdriss zu Vöries, über d. Strafr. 
§ 37*. Die inkorrekte Ausdrucksweise des Gesetzes hat, wie sich 
unten (s. S. 399 Anm. i) zeigen wird, auch zn Scliiefheiten in der 
wissenschaftlichen Behandlung dieser Bestimmung geführt. 
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ist, auf gewisse besondere, für sich ab^e* 
grenzte Strafmaasse, sogen. Fahrlässigkeitsstrafen. 
Eben hierdurch war auch, im Gegensatz zum firanzösischeo 
Recht'), die Subsidiarität dieser Haftung- des ver- 

antw. Redakteurs im Verluiltniss zu seiner Haftung; als 
Thäter (xler Theünehmer des verübten Delikts nothwen- 
dig gemacht. 

In dieser Fahrlässigkeitshaftung des § 21, nicht in der 
Thäterhaftung nach § 20 Abs. 2 des RFG., kommt die 
eigenthQmliche Verantwortlichkeit des verantw. 
Redakteurs für die durch den Inhalt seines Blattes ver- 
übten Presijdelikte zum Ausdruck: die Verantwiirtlichkcit, 
wel( he ihm olilieg-t niclit ijleich je(h;ni Anderen, der ein 
Delikt begangen hat, sondern die iliai obliegt als dem von 
der Presse selbst dem Staate bestellten Träger öffent- 
lichrechtlicher Funktionen. Zu ihrer über- 
nähme erklärt sich der verantw. Redakteur durch seine 
öffentliche Benennung bereit, mit Rücksicht auf sie eben 
nennt er sich verantwortlich, in ihr besteht die vom Ge- 
setz dieser lüklärung beigelegte Wirksamkeit. Diese 
Fahrlässigkeitshaftung allein ist es sonach, welche nach 
unserem Gesetz aus der »Stellung« des verantw. Redak- 
teurs, d. h. nicht aus seiner Thätigkeit, sondern aus 
den ihm dem Staate gegenüber obliegenden besonderen 
Verpflichtungen, bezw. deren Verletzung folgt: ab- 
gesehen hiervon haftet der verantw. Redakteur, materiell 
betrachtet, ni* ht anders wie jeder Dritte 

Durch die oben genannten Moditikationen, welche das 



1) Vgl. oben S. 293. 

2) Es verhält sich daher in dieser Beziehung nach unserem RPG. 
ebenso wie nach dem bisherigen preussischen Recht ; vs;!. die Plenar- 
entsch. des preuss. OTrib. v. 29. Mai 65 (Goltu. Arch. Xiii ü. 529— 
539, bes. S. 537 f-)- 
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neuere deutsche Pressrecht an der französischen Geranten- 
haftung vorgenommen, ist die Singularität und Abnormi- 
tät derselben : Haftunsr eines mög^licherweise Schuldlosen 
för die volle Strafe des dolosen Delikts, beseitigt Die 
Strafbarkeit des verantw. Redakteurs nach PG. § 21 lässt 
sich mit den allgemeinen Prinzipien des modernen Straf- 
rechts in Einklang bringen. Allein trotzdem ist es immer 
noch eine Strafbarkeit, welche ohne die besonderen Be- 
stimmungen des Pressgesetzes nicht begründet wäre und 
welche daher dem «j^cni einen Strafieelit nielit angehört; 
vielmehr ist es eine speziell pressrechtliche Straf- 
barkeit für ein speziell pressrechtliches De- 
likt ' 

Man hat viel darüber gestritten, wie die rechtliche 
Natur dieses Delikts zu bestimmen sei. Zwei Ansichten 

hauptsächlich sind sich in dieser Beziehung gegenüber- 
«^etreten : nach der einen handelt es sich hier um ein de- 
hctuin sui generis, ein selbstständiges Fahrlässig- 
keitsdelikt, nach der anderen um die fahrlässige 
Begehung des durch den Inhalt der Druck- 
schrift begründeten Delikts. 

Die erste Ansicht ist im Berichte der Reichstagskom- 
mission ansgesprochen und darnach von Schwakze ver- 
treten wowit n'). Indess dürfte sie in der Art, wie sie hier 
begründet wurde, kaum haltbar sein. Das Delikt soll hier- 



i) Siehe den Kommiss.-Bericht in Cioi.Ti). Arth. XXII S. 192, die 
Reichstagsreden des Abg. ScnwAKZE (.Stenogr. Ber. ü. 470, 1095), 
dessen Kommentar z. RPG. a. Aufl. S. 144, ferner Masquaizdsen S* 
174 f., Bbrner S. 287, Kayssb S. 594> Entsch. des Reichsgerichts Xm 

Nr. 96. Auch die von John in sciiK m Gutachten für den 6. deutschen 
Juristentag (Vcrhandl. IS. 349) autgcstcUte Unterscheidtnif; der Fahr- 
lässigkeit bei der Redaktion von der fahrlässigen Begehung 
des Delikts beruht wohl auf dieser Anschauung. 
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nach darin liegen, dass die zur Herstellung und Verbrei* 
tung einer Druckschrift strafbaren Inhalts mitwirkenden 

Personen bei dieser Thatigkcit diejenige besondere Auf- 
merksamkeit und Sorg^falt nicht ani^ewandt haben, die 
man mit Recht von jedem verlangen könne, der ein der- 
artiges Geschäft imtemimmt: die Verletzung dieser spezi- 
fisch pressrechtlichen, sonst nicht geforderten Sorgfalt 
bilde den Grund der Bestrafung. Das eigenthumliche 
Merkmal des Delikts erblickt man sonach allein in der 
BeschaflFenheit der hier vorliegenden Fahrlässii^keit, 
also in der suhjekiiven Verscluildimg ; objektiv würth' es 
sich auch hierbei nur um HersteHung und Verbreitung 
von Druckschriften strafbaren Inhahs handeln. * 

Dem gegenüber ist mit Recht bemerkt worden, dass 
die zur Strafbarkeit nach PG. § 3i erforderliche Fahrläs> 
sigkeit sich thatsächlich in nichts von der Fahrlässigkeit 
des allgemeinen Strafrechts, wie sie auch bei anderen 
Delikten vorliegen inüsst , untersrheidet ' ). 

In der That ist Falirla.ssi^keit stets ein und der^^elbe 
Begrit^ : Nichterkenntniss der Kechtswidrigkeit eines Han- 
delns in Folge Nichtanwendung der möglichen und der 
jeweiligen Handlung und Situation angemessenen Auf- 
merksamkeit. Um nichts anderes handelt es sich auch 
bei dem Fahrlässigkeitsdelikt des § 21; die [lier ausser 
Acht gelassene Sorgfalt unterscheidet sich nur durch ihren 
Gegenstand, d. h. durch die Handluni;, in Be/ULT auf 
welche sie ausser Acht gelassen wurde, von <ler Fahrlä.>sig- 
. keit bei anderen Delikten. Das ist keine Besonderheit der 
Fahrlässigkeit selbst, das macht dieselbe nicht zu einer 
spezifisch dem Pressrecht angehörigen Schuldart. Wie 

I) Vgl. V. LiszT, Pressr. S. 177 1., Lehrb. des (isterr. Pressr. S. 224 ff., 
Rechtslex. III i S. 151. 

3^ -j 
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jedes Fahrlässigkeitsdelikt erfordert auch das des § 21 
Unterlassung der Sorgfalt in einer bestimmten, eben durch 
die Art der äusseren Handlung angezeigten Richtung, 
und wie bei jedem Fahrlässigkeitsdelikt, so liejL^t auch 
hier die Besonderheit ledi<>^lich in dieser äusseren ILnul- 
luntj;, also, wie anj4cnomnien, in der Herstellung und Ver- 
breitung einer Druckschrift strafbaren Inhalts^). 

Da nun diese Herstellung und Verbreitung herkömm- 
licher Weise als die Begehungsakte der Pressdelikte an- 



l) Mit demselben Recht wie bei § 21 nute man jedes fahrläs- 
sige Delikt gegenüber dem entsprechenden duloscn als drlictiuii sui 
pfMifris bezeichnen. - Auch dadurch krmn diese Auttassuni:; nicht be- 
gründet werden, dass man tlie hier anzuwentlende Sorgtalt als eine 
besondere Berufs- oder G e wer bs pf licht der bei der Veröffent- 
lichung von Druckschriften betheiligten Personen, und das Delikt des 
§ 21 als eine Verletzung eben dieser Berufs- oder Gewerbspflicht, als 
ein besonderes Pressgewerbedelikt hinstellt. Denn abgesehen 
davon, dass der verantw. Redakteur nach imscrcm Recht durchaus 
nicht gewerlis- oder henitsniässig zu funguea braucht, würde es sich 
auch dann immer nur um die Ausseracbtlassung der durch die Art 
der voigenommenen Handlung, hier durch eine bestimmte Gewerbe- 
thätigkelt forderten Sorgfalt, also wiederum nur um den allgemeinen 
Begriff der Fahrlässigkeit handeln. Man kannte sonst auch die in StGB. 
§ 222 Abs. 2, § 230 Abs. 2 hervorgehobenen l'ntcrartcn der fahr- 
lässigen Trxltung und Körperverletzung zu besonderen Gcwcrbcde- 
ükten stempeln wollen. — Genau genommen beruht Übrigens diese 
ganze Auffassung des in PG. § ai unter Strafe gestellten Delikts auf 
einer Begriffsverwechslung. Veranlasst durch den bereits oben 
S- 395 Anm. i gerügten, inkorrrcl<ten Sprachgebrauch, glaubte man in 
der l)ei Herstellung und Vernilentlichung von Druckschriften anzu- 
wendenden Sorgfalt eine rechtliche Verbindlichkeit, eine 
Berufs- oder Gewerbepflicht, in deren Nichtanwendung eine Ver- 
letzung eben dieser Pflicht, eine Rechtsverletzung vor sich zu 
haben, und vermemte so, die Eigenart des Delikts eben auf diese be- 
sondere Rechtspflicht und deren Verletzung zu stützen, nicht l>l(>s auf 
eine Besonderheit der subjektiven Verschuldung. Man verwechselte, 
bezw. idcntifizirte Fahrlässigkeit und Rechtsverletzung. 
AUeui eine rechtliche Vcrptlicluung kann immer nur auf äussere 
Handlungen gerichtet sein, und ihre Verletzung kann immor nur 
in deren Nichtvornahme oder NichtUnterlassung bestehen. 

. ic 

399 



Digitized by Google 



gesehen wurden*), so erklärt es sich, dass die Ge^er 

jener Ansiclit zu dem Resultate kamen, dciss das Delikt 
des § 21 nichts anderes als die falirliissio;^ Bef^^eliunir cles 
je durch den Inhalt der Druckschrift begründeten dolosen 
Delikts selbst sei. Nach der oben 14 erwähnten Thäter- 
schaftsschablone ergab sich diese fahrlässige Begehung aus 
den drei Faktoren: Culpa, rechtswidriger Erfolg, Kausal- 
zusammenhang, und es wurden darnach jene »phatholo- 
gischen kriminalistischen Begriffe« : iahrlässige Aufforde- 
rung zum Hoelivt rralh , falirlässige Gotteslästerung, fahr- 
lässige Drohung, falnlä,ssige Beleidigung etc. aufgestellt, 
deren Eigenthümlielikf it übrigens hiemach lediglich darin 
bestehen sollte, dass Rechtsverletzungen, die regelmässig 
nur bei doloser Verschuldung strafbar sind, im Falle 
der Begehung durch die E^esse auch schon bei Fahr- 
lässigkeit Strafe nach sich zögen"). 

Aulfallend muss es dieser Ansicht gegenüber zunächst 
erseheinen, dass weder hei der Fierathung des KPG.'s noch 
bei der der früheren ähnlichen Gesetze eine derartige Ab- 
normität irgend wie bemerkt oder zur Sprache gebracht 
worden ist*). Zwar ist ja die Auflassung, welche die Ur- 
heber eines Gesetzes von dessen Verhältniss zu dem übri- 
gen Rechte haben, für die wissenschaftliche Konstruktion 
nicht unbedingt maassgebend. Allein hier handelte es sich 
nicht bios um eine Frage des retiektirenden Denkens, 



1) Vg^ oben S. 344 Anm. 4. 

2) So V. LiszT, Pressr, S. 198, sowie vm den oben S. 398 Anm. I 
- angeführten Stellen , ferner HoNiGMANN S. 108 IF., I30f. 

3) Allerdings waren die im sächs. PG. v. 1870 angeordneten Fahr- 
lässigkeits- oder > Ordnungsstrafen« in der dortigen 1. Kammer von 
Heinzb als »juristische Monstrosität« bezeichnet worden (vgL Bekkbb 
S. 122 tf.). Allein dabei handelte es sich nicht um die hier in Rede 
stehende Fahrlässigkeit, sondern um die Subsidiarhaftung wegen Nicht- 
bencnnung des Vormanns; vgl. oben S. 530 f. 

3I i 
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sondern audi um eine solche des unmittelbaien Empiin- 
dens, des Rechtsgefühls, und es wäre doch sonder- 
bar, wenn eine solche Abweichung von den sonst in der 
Strafgesetzgebung befolgten Grundsätzen, wie sie die Be- 
strafung einer fahrlässigen Aufforderung, Beschimi)fung 
etc. darstellt, nicht nur niemals eine Opposition des recht- 
lit hen Empfindens hervorgerufen hätte, sondern im Gegen- 
theil stets als den allgemeinen Ideen des Strafrechts ent- 
sprechend vertreten worden wäre 

Indess ganz abgesehen hiervon, stehen dieser Ansicht 
innere Gründe entü^ei^en, welche sie ebenfalls als unhalt- 
bar erscheinen lassen. Vor allem beruht dieselbe auf 
einer Voraussetzung, welche wenigstens für den verantw. 
Redakteur keineswegs immer zuzutreffen braucht, dass 
nämlich die nach § 21 haftpflichtigen Personen zur Ver- 
breitung der strafbaren Druckschrift stets kausal mit- 
gewirkt haben*). Die Haftung des § 21 erfordert das 
Vorhandensein, nicht eine Thätigk ei t des verantw. 



i) Auch der Ab^. Struckmann, der strengste Vertreter der dlh^c- 
meinen Stralrechtsgrundsätze, erklärte sich im Reichstage für die in 
§ 31 vorgeschlagene Haftung wegen Fahrlässigkeit , da diese >keitie 
Besonderbett (ist), die eine Abweichung von d^ kriminalrechtUcheii 
Grundsätzen enthält, sondern nur eine Konsequenz ans der pflicht- 
m<issigen Sorgfalt, die mnn von dem Kedakteur einer pcriudisclicn 
Zeitschrift verlangen k ann (Stenusj^r. Ri/r. 473)* Auch in den Ver- 
handlungen des lo. Junstentags, der sich, wie oben S. 335 erwähnt, 
ebenfalls für eine solche Fahrlässigkeitsbaftung ausgesprochen hatte, 
ist niemals davon die Rede gewesen« dass hier in singulärer Weise die 
fahrlässige Begehung von Pressdelikten bestraft werden solle. 

3) Die in PG. § 21 ange rdiK te Strafbarkeit bezieht sicli, wie un- 
ten § 27 noch zu erörtern sein w'ird, ausser dem verantw. Redakteur 
auch auf den Verlegner, Dnicker und Vcrl>reiter der Druckschrift, und 
bei diesen Personen ergibt allerdings schon ihr ßegrili die Noth- 
wendigkeit einer aktiven Mitwirkung bei der Begehung des OelikUi. 
Allein andi bei ihnen kann aus den im Text weiter anxufOhrenden 
Grttnden von einer kulposen Thäterscbaft keine Rede sein. 
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Redakteurs; es läuft auch hier wieder die früher von uns al* 

irrijj^ zuriu ki^t wicsene AiitTassun«^ mit unter, dass der vcr- 
antw. Redakteur eine rerson >ei, welche r e d i «2^ i r t hat. 
>Berjfründet der Inhalt einer periodischen Druckschritt den 
Thatbestand einer strafbaren Handlung«, so haftet der auf 
derselben genannte verantw. Redakteur nach § 3i ohne 
weiteres, ohne jede Rücksicht darauf, ob er zur Begehung 
dieser strafbaren Handlung selbst etwas beigetragen hat 
oder nicht, insbesondere ob er sich an der wirklichen Re- 
daktion der betr. Druckschrift hetheilig^t hat oder ni^ lit 
(s. oben S, 159 tf.). Kr haftet, auch wenn er sich bei H« r- 
stellung und VertitTentlichun^ dieser Druckschrift völlig 
passiv verhalten. Durch Passivität aber können, wie 
oben §§ 14, 15 gezeigt, Pressdelikte nicht begangen wer- 
den ')• 

Allerdings ist es ja möglich, dass der verantw. Rc- 

d.iktfur die betr. Kunimcr, in welcher die str.it b. irr Äusse- 
rung enthalten, in der That redi^^irt und damit deren In- 
halt, nvd^ er ihn nun üljersehen oder nicht richtig ver- 
standen hal>en, zur Veröt!entlichung gebracht hat Aber 
seihst in einem solchen Falle könnte von einer kulposen 
Begehung des betr* Delikts durch den verantw. Redak- 
teur keine Rede sein. Es ist in dieser Beziehung zwischen 
den beiden, oben S. 265 ff. hervorgehobenen Klassen von 
Pressdelikten zu unterscheiden. 

Bei denjenigen Delikten, welche in der Äusserung 
eines eigenen Willens oder eines eigenen Ur- 
theils bestehen, fehlt es im Falle fahrlässiger VeröfFent- 
lichung stets gerade an diesem wichtigen, nicht den Do- 

0 Die g^egenthcilige falüchc Aniiahtntf liegt inslusondeic iien Aus- 
I führungon HoNiG)iANN*s a. a. O. ZU Grunde; vgl. oben S. 261 Aom. 1, 
272 Anm. I. 
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lus, sondern den geäusserten Inhalt selbst l^etreftenden 
Thatbestandsnioment Willens- und Meinungsäusserungen 
sind ohne Wissen von ihrem Inhalte undenkbar. Diese 
Delikte können daher in der That, was von der hier be- 
kämpften Ansicht gänzlich verkannt wird, ihrem innersten 
Wesen nach nie anders als dolos begangen werden; 
eine fahrlässige Auiiordi riing, Aiireizung, Drohung, Be- j 
liauptung etc. wäre ein Widerspruch in sich selbst. Aller- • 
dings kann die Veröffentlichung oder M i 1 1 h e i 1 u n g 
selbst auch hier fahrlässig bewirkt werden ; aber die fahr- 
lässige Mtttheilung einer Aufforderung, Drohimg, Behaup- 
tung etc. ist nicht selbst Aufforderung, Drohung, Behaup- 
tung, und zwar nicht nur dann, wenn es sich um die 
]Mitthei!ung derartiger W^illens- und Meiniingsaktc dritter 
Pers(Micn handelt, sondern auch dann, wenn der Mit- 
theilende selbst, also hier der verantw. Redakteur, seine 
eigene, früher abgefasste Absicht oder Meinung jetzt 
in fahrlässiger Weise an die Öffentlichkeit gelangen iässt. 
Auch hier fehlt es dem fahrlässigen Publikationsakte an 
dem zur objektiven Darstellung des betr. Delikts er- 
forderlichen aktuellen Willens- oder Meinungsinhalt : auch 
hier kann nicht von einem fahrlilssigem AufFnrdrrn, 
Drohen etc. die Kede sein, sondern nur von einer fahr- 
lässigen Mittheilung, dass der Verfasser früher derartige 
Absichten und Urtheiie gehabt habe. 

Bei den übrigen Pressdelikten, deren Thatbestand le- 
diglich in der Veröffentlichung eines bestimmten Inhalts 
besteht, ist zwar die Möglichkeit einer kulposen Begehung 
an und für sicli nicht ausgeschlossen ; trotzdem kann aber 
• auch hier das Delikt in PG. 21 nicht als solche aufge- 
fasst werden. Die Fahrlässigkeitshaftung des § 21 setzt 
stets die dolose VerÜbung eines Pressdelikts und sonach 
die dolose Thäterschaft einer anderen, wenn auch viel- 
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leic ht noch unbekannten Person voraus Dieser dolore 
Thäter muss sich daher zur Verübung des Delikts des 
kulpos mitwirkenden verantw. Redakteurs als seines Mit- 
tels oder Werkzeugs bedient haben, so dass die Tbätig' 
keit des letzteren höchstens als fahrlässige BeihQlfe zu 
dem von dem Dritten verübten Delikt, nicht aber als fahr^ 
lässige Begeh unj^ desselben angesehen werden kann*). 

Diis Fahrlässigkeitsdelikt des § 21 ist vielmehr in der 
That ein eigenartiges, selbstständiges Delikt, nur da:>s 
seine Eigenart nicht, wie nach jener ersteren Ansicht, in 
einer besonderen Fahrlässigkeit, sondern in der objek- 
tiven Rechtswidrigkeit, in der dadurch verletzten 
besonderen Rechts pflicht des verantw. Redakteurs 
gesucht werden muss. Diese besondere Becbtspflicht be- 



1) Auch hier b< i:rL:nct allerdings tnehrfBch die schon oben S. 343 f. 

Anm. I betilltrte irrige Anschauung, driss es zur Anwendung der be- 
sonderen \'rrant\v(irtlirhkeitsnormen des Pressgesetzes genUtje, w«>nn 
der Inhalt der bcii. Druckschrift den o bj e ktiv cn Thatbestand eines 
Deliktes darstellt ohne Rücksicht auf den Dolus. Vgl. Schwabzb 
S. 145, Marquardsen S. 177, Entsch. des Reichsgerichts V Nr. 133 
S. 356, anscheinend auch v. LiszT, Pressr. S. 194 verb. mit S. 217 f. 
A)1<-in das Gesetz stellt die Vorauss( tziing auf, dass der Inhalt der 
Druckscliiitt den Thatbestand einer st rafbar en Handl ung 
begründet, ohne Beschränkung auf einen The 11 dieses Thatbestands. 
Nach der oben in § 12 gegebenen Erklärung dieser Bestimmung ist 
damit gesagt, dass die Begehung e i n e s D t 1 i k t s f« st.stclu n müsse., 
(l<'s^<'n Strafbarkeit in dem Inlialtf *1< r DriKksihritt IxHjrüinirt ist; 
em solches Delikt erfordert atn 1 notliwendig Dolus, und es muss da- 
licr zunächst festgestellt sein, d a » s dasselbe dolos verübt ist, vorbe- 
haltlidi der Frage, von wem. 

2) Vgl. meinen Grundriss zu Vorl. Ober d. Strafr. S. 100. Dar- 
auf kommt < s aiich wohl hinaus, wenn Mar<juardsen S. 174 sagt: 

Ks liandelt sich dabei nicht um die fahrlässige Begehung des in 
«ler Druckschrift vt>rliegenden objektiven VerV»rc. h* ns ; sond< m <?ie 
Falulässigkeit im Betriebe des Pressgewerbes, wodurch der fahrläs- 
sig Handelnde an seinem Theil die Begehung des strafba- 
ren Akts durch einen Anderen ermöglicht, ist die Schuld, 
welche hier unter Strafe gestellt wird«. 
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steht, wie wir wissen^ in der, von der inneren Sorgfalt und 
Auimerksamkeit wohl zu unterscheidenden, äusseren Über- 
wachung imd Kontrole der Rechtmässigkeit des zu publi- 

zirenden Inhalts, d. h. in der Verpflichtung, diesen Inhalt 
vorher kennen zu lernen und im Falle der Rechtswidrig- 
keit die Publikation desselben zu verhindern. 
Diese Pflicht ist keine allgemeine; sie liegt niemandem 
ob, als dem verantw. Redakteur*)« und sie kann daher 
auch nur von diesem verletzt werden : ihre Verletzung ist 
ein dclictuni proprium, welches nur von dem ver- 
antw. Redakteur begangen werden kann. Diese Verpflich- 
tung ist ferner eine p u 1j 1 i z i s t i s c h e ; sie besteht dem 
Staate gegenüber und bezweckt die Wahrung Staat* 
lieber Interessen. Begründet ist sie duFch das Press- 
recht, d. h. die besonderen Bestimmungen über die 
öffentliche Rechtsstellung der Presse. Ihre Verletzung ist 
daher ein pressrechtliches Spezialdelikt gegen 
den Staat, gleichgültig gegen wen das durch den In- 
halt der Druckschrift verübte Delikt auch gerichtet sein 
mag»). 

Als Thatbestand dieses pressrechtltchen Spezialdelikts 

erLiibt sich zunächst objektiv die Nichtverhinderung 
eines anderen, durch den Inhalt der betr. periodischen 
Druckschrift verübten Delikts. Das Delikt des § 21 ist 

1) Vorhehaltlirli der im RPG. § 21 statnirten Ausdehnung auf 
Verleger, Dnu kcr uml \'i tl)n?iter, woi iilx'i unten in § 27. 

2) Als p r c j>ü r e c h 1 1 i c h CS Delikt oder Delikt gegen das 
Fressrecht Ist das Delikt des tj 21 wolil zu unterscheiden von den 
»Pressdelikten« in dem oben S. 322 if. erörterten Sinn. Das 
schliesst nicht aus, dass, wo durch Paitikulargesetz ^die durch die 
Presse begangenen stndbaren Handlungen« nach EG. z. GVG. § 6 der 
Kompetenz df*r Schwurt^erichtc zugewiesen sind, dies ex analogia 
1 e ti; i s auch ;tiif das Delikt (!es 21 nusi^e(W>hnt wird. V'gl. Entsch. 
des ivcichsgericlits v. z^j. Nuv. 88 ^^XViU 71). 
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daher reines Unterlassungsdelikt; es liegt objektiv ohne 
\vt it( K > dann vor, wenn in dem Blatte, unverhindert vom 
verantw. Redakteur, ein strafbarer Inhalt erschient-n i>t. 
Irgend welche Aktivität des verantw. Redakteurs ist dazu 
nicht erforderlich und, wenn vorhanden, irrelevant; der- 
selbe haftet hier nicht daför, dass er in seinem Blatte ein 
Delikt begangen oder zu dessen Begehung beige- 
tragen hat, sondern dafür, dass er sich dem, von einem 
Anderen in seinem Blatte begangenen Delikte gegenüber 
passiv oder nicht genügend aktiv verhalten 
hat. 

Subjektiv erfordert das Delikt des § 21 einerseits 
Mangel des Dolus andererseits positiv Fahrlässigkeit: 
der verantw. Redakteur darf von dem in seinem Blatte 
verübten Pressdelikte keine Kenntniss gehabt haben, 

es muss ihm aber die l'riangunic dieser Kenntniss und 
damit die \ eihiitung des Delikts bei gehöriger Sorg- 
falt möglich gewesen sein. Für das Vorhandensein 
dieser Fahrlässigkeit stellt das Gesetz wiederum eine 
Präsumtion auf, indem es aus dem objektiven Thatbe- 
Stande ohne weiteres den für den Richter verbindlichen 
Schluss zieht, dass der verantw. Redakteur in Bezug auf 
die Ausübung seiner Funktionen nicht sorgfältig genug 
verfahren sei: Begründet der Inluilt einer Druckschrift 
den Tliatbestand einer strafbaren Handlung, so ist der 
verantw. Redakteur wegen Fahrlässigkeit mit Geld- 
strafe u. s. w. zu belegen«. Die Worte »wegen Fahr- 
lässigkeit« entsprechen durchaus dem »als Thäter« in § 20 
Abs. 2; wie dort die Thäterschaft, so soll hier die Fahr- 



I) Die do lose Verletzung der besonderen Verpflichtung des ver- 
antw. Redakteurs ist an sich ebenso zu konstruiren, wie die kulpose; 

es ist nur eine formelle Verschiedenheit, wenn dieselbe als Beihülfe 
SU dem verübten Piessdelikte bestraft wird. 
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lässigkeit als mit der Prämisse unmittelbar gegeben ange- 
nommen werden*). 

Auch hier ist jciloch die Träsumtiun nur eine lie- 
dingte, durch den Gegenbeweis w i d c r 1 r j^bare ; 
der verantw. Redakteur soll nur dann mit der Fahrlässig- 
keitsstrafe belegt werden, »wenn er nicht die Anwendung 
der pflichtmässigen Sorgfalt oder Umstände nachweist» 
welche diese Anwendung unmöglich gemacht haben«. 
Dies entspricht den »besonderen Umständen«, durch welche 
niich § 20 Abs. 2 die Annalime der Thäterschaft ausj^e- 
^clilusscn wird. Der Ge^^enbewrij^ R:egen die Annahme 
der Fahrlässigkeit kann durch alle Umstände des l^in/el- 
falls geführt werden, aus welchen sich ergibt, dass der 
verantw. Redakteur trotz Anwendung der ihm möglichen 
und der Sachlage angemessenen Sorgfalt von dem zu ver- 

I ) über die Art und Weise, wie dem He(juisite der Fiihdäsisigkeit 
in § 21 Ausdruck zu ^jeben .sei, ist bei der 3. Berathung des Gesetzes 
im Reichstage vtel hin und her gestritten worden, obgleich man von 
allen Seiten behauptete, ilass man in <ier Sache selbst einig sei; vgl. 
Stennirr. Wt r. S. 10f)5 f., 1 103 ff., IIOO IT. Tliatsru lilich war man aber 
nur einig bt /.iisilich der m a t c r 1 r 1 1 r c c h 1 1 i l he n iseitc der Frage, 
wahrend bezüglich der prozessualen, den B e w e i s betr. Seite 
die verschiedensten Anschauungen durcheinander liefen, ohne dass 
man auch nur zur Erkenntnis.«, dieses Grundes der Differenzen ge- 
kommen wäre. Dazwischen hinein spielt dann auch die V'erweclis- 
lunjx von Fahrlässitjkeit und Rechtsvcrh?t74m£;, so dass die betreten- 
den Verhandlungen den Emdruck ziemhcher Konlusion hervorruten. 
Schliesslich wurde eine Fassung angenommen, die in der Sache wie- 
der ganz auf den ursprünglichen, die Annahme der Fahrlässigkeit 
noch deutlicher zum Ausdruck bringenden Kommissiunsvorschlag 
zurückkam ; vgl. oben S. 374 f. Anm. r. — Wenn MARni ARDsEN S. 179 
das Vorhandensein einer Kechtsvermuthung hier deshalb bestreitet, 
weil sich »der Gesetzgeber nur auf den Boden einer verständigen 
praesumtio hominis gestellt« habe, so abersiebt er, dass eine Rechts» 
vermutiiung nichts anderes ist als eine zu gesetzlicher Geltui^ erho- 
bene praesumtio hominis. Vgl. v. LiSZT, Pressr. S. 195, Honigmann 
S. 112 Ii., Si iiMiD, Präsumtionen S. 89 f., Goltd. Arch. XXIV S. 521, 
XXV S. 44y. 
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übenden Pressdelikte, sei es von dem Inhalt, sei es von 
der Publikation, keine Kenntniss hatte, dass seinem Nicht« 
einschreiten gegen dieses Delikt somit eine Fahrlässigkeit 
nicht zu Grunde liegt Den beiden Seiten der behufs 

Ausschlusses der Fahrlässiji^keit anzuwciuk lukii S()r«^"alt, 
ihrer f)l)jrkti\ to Angemessenheit und ihrer subjektiven 
Möglichkeit, entspricht die Alternative in der gesetzlichen 
Formulirung des Coo^enbe weises. 

Zu den die Fahrlässigkeit ausschliessenden Momenten 
gehören insbesondere diejenigen, welche nach der im 
vorigen Paragraphen erörterten ScHWARZB*schen Theorie 
allein geeignet sein sollen, die Annahme der T hat er- 
Schaft nach § 20 Abs. 2 auszubchliessen Da^^^esren 
werden als genügende Entschuldigungsgründe hier nun 
in der That nicht angesehen werden können diejenigen 
Umstände, welche nach eben jener Theorie sogar die 
Thäterhaftung unberührt lassen. 

Als fahrlässig verschuldet muss daher die Nichtver- 
hinderung auch dann gel ton , wenn der verantw. Redak- 
teur einen ihm unverständlichen, etwa in fremder S}>rache 
geschriebenen Artikel passiren lässt*): wenn er trotz un- 
genügender Bildung oder Geistcsfähigkeit die Funktionen 
eines verantw. Redakteurs übernommen hat*); wenn er 
trotz Verhinderung in der Ausübung dieser Funktionen 
als verantw. Redakteur unterzeichnet, d. h. es unterlässt, 
das Sein ige für Bestellung eines anderen verantw. Redak- 
teurs zu thun. Ja, fahrlässig ist in letzterem Fall, bei dem 



1) Vgl. oben S. Anm. i. 

2) Vg;I. MaROI'AHDSEN S. 179, ni;RNi:iV S. 20T, sowie die iiicrauf 
bezüj^lichen Atiss< i iinL;rn der BumicMath.svcrtict< r I)k. Li unhaKDT 
uiid V. SciiF.Li.iNG im kcichjitagc (Slcnugr. Ber. iS. I104, 1105). 1 

3) Vgl. Urthefl des Reichsgerichts v. 32. April 87 (Entscb. XVI 
Nr. 3 S. 23 f.). 

1 

^ i 
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höchst persönlichen Charakter der Funktionen des 
verantw. Redakteurs'), jede Überlassung derselben an 

einen Stellvertreter, der nicht selbst auf dem Blatte als 
verantw. Redakteur bezeichnet wird 

Der Gegenbeweis ^egen die Präsumtion der Fahrläs- 
sigkeit hat nach dem Wortlaut unseres Gesetzes vom ver- 
antw. Redakteur selbst auszugehen, und so wird sich die 
Sache thatsächlich wohl auch meist gestalten. Dage- 
gen glaube ich nicht, dass damit dem Ani^^eklaixten, unter 
Abänderung der sonstigen Grundsätze des Strafprozesses, 
eine wirkliche Beweislast auferle^^t, die Untersuchungs- 
thätigkeit des Gerichts dadurch beschränkt werden sollte. 
Der gegenwärtige Wortlaut des § 2i ist vom Reichstage 
als eine Art Kompromiss zwischen den verschiedenen, für 
unsere Bestimmuni!; vor^eschlaf^enen Fassungen angenom- 
men worden ; in keiner dieser assungen , und ebenso- 
wenig in den Reichstagsverhandlungen selbst, war die 
Frage der Beweislast irgendwie berührt worden. Man 
dachte gar nicht an diese Frage, und so beruht es auf 
reinem Zufall« wenn die schliessh'ch genehmigte Fassung 
absiehtslos und unl irachtet den ( J(';j,t'nl)eweis als vom An- 
geklagten ausgehend bezeichnete. Hier fehlt es den 
Worten des Gesetzgebers ganz zweifellos an dem ent- 
sprechenden Willen, so dass eine eigentliche dispositio 
legis insoweit in der That nicht vorliegt Es wird daher, 
entsprechend den allgemeinen Gnmdsätzen und in gleicher 
Weise wie l>ei der Bestinnnung in PG. § 20 Abs. 2 (>. 
oben S. 392), auch bei einer Anklage aus § 21 der Rich- 
ter von. Amts wegen zur Aufklärung der Fahrlässigkeits- 
frage zu schreiten und, wenn ihm dabei genügende Ent- 

1) V^r], das frnnzös. Ges. v. 1 8. Juli 1H2H Art. 5 oben S. 179. 

2) Vgl. Entsch. des Reichsgerichts X Nr. 25, XI Nr. 93, sowie 
V. BuKi in der Krit. Vierteljahrscbr. XVIII S. 379. 
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lastungsg^ründe entge«^entreten , ebenso freizusprechen 
haben, wie wenn der Angekla^e selbst den Entlastung^- 
beweis geführt hätte 

Dieses besondere Pressrechtsdelikt des § 3i ist nun 
auch nnter eine besondere , von der Strafe des nichtver- 
hinderten Delikts iinaliliäiii,n£T;'e Strafsatzun": ^estt-llt-), 
welche wahlweise neben einander Geldstrafe bis zu tau- 
send Mark, Haft. Festungshaft bis zu einem Jahre, Ge- 
fängniss bis zu einem Jahre umfasst. Durch die verhält- 
nissmässige Höhe, bis zu welcher diese Strafe aufsteigen 
kann, sollte angedeutet werden, dass man das zu bestra- 
fende Delikt nicht, wie manche Partikulargesetze*), als 
blose Polizeiübertretung oder (Ordnungswidrigkeit, sondern 
als wirkliche Rechtsverletzung, die Strafe nicht als biose 
Urdnungs-, sondern als kriminelle Strafe auffasste*). An- 
dererseits sollte, da die Schwere der rechtswidrigen Nicht* 
Verhinderung wesentlich durch die Beschaffenheit des nicht- 
verhinderten Delikts bestimmt wird, durch den weit ausge- 
dehnten Strafrahmen dem richterlichen Ermessen die Mög- 
lichkeit gegeben werden, bei der Ausmessung der Strafe 
hinreichende Rücksicht auf Art und Grösse desienigen 
Delikts zu ncinncn, durch dessen Nichtverhinderung der 
verantw. Redakteur sich strafbar gemacht hat. Hierbei 
wird aber der Richter stets im Auge behalten müssen, 



1) Vgk Marquardsen S. iW), 179, Berner S. 290 f., Kavser 
S. (<xyf., HONIUMANN S, 114 ft., ScHMiD, Präsumtionen S. 8y. A. A. 
dag^S«^" V* LiszT, Ptessr. S. 182, 195, Lehrb. d. Osterr. Plressr. S. 23J, 
Rechtslex. III t S. 153, sowie Groscrupp in Goltd. Arch. XXIII S. 50- 

2) Auch auf die für das nichtverhinderte Delikt angesetzten 
X t bcnstra fr n darf hei dem Delikt des §31 nicht erkannt werden; 
vgl. Enlsch. des Reichster. Xlll Nr. 96. 

3) Vgl. oben S. 31a 

4) Vgl. Schwarze S. 153, Marquarosen S. 157, 176^ v. Listt, 
Pressr. S. 202. 
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dass das ganze System der sog. Fahrlässigkeitsstrafen 
seine Entstehung der Tendenz verdankt, die ursprüngliche 

Haftun^j des verantw. Redakteurs für die volle Strafe des 
be^an^encn Pre^siklikts a u f ein <2^eringeres Maass 
herabzusetzen, und ( i wird daher bei Ausmessun<jf 
der Strafe für das Delikt des § 21, dem Geiste des Ge- 
setzes nach, sich stets unter derjenigen Strafe zu halten 
haben , welche üher das * vorliegende , vom verantw. Re- 
dakteur nicht verbinderte Pressdelikt selbst zu verbänden 
wäre : ein Satz, der passender Weise in das Gesetz selbst 
hätte Aufnahme finden sollen 

Noch fragt es sich, in welchem Verhältniss das Spe- 
zialdelikt des § 21 je zu demjenigen Delikte .steht, welches 

durdi (Kn Inbalt der Druckscbrift selbst bc^anf^en ist. 
Ein materieller Zusammenhang zwischen beiden ist dadurch 
begründet, dass letzteres die noth wendige Voraus- 
setzung für ersteres ist, ohne welche dieses nicht zur 
Existenz gelangen kann. Dieser Zusammenhang fällt aber 
nicht unter den Begriff der Theilnahme •) ; der verantw. 
l\t (hikteur darf, wie ausdrücklich ö^esa^j^t ist, um nach § 21 
haftbar zu w'enlcn, nicht Th eil nehmer an dem im 
Inhalte der Druckschrift liegenden Delikte sein. Vielmehr 
ist es ein eigenartiger, im Strafrecht nur selten begegnen- 
der Zusammenhang zwischen doloser Begehung und kul- 
poser Nichtverhinderung eines Delikts för welchen be- 
sondere rechtliche Regeln weiter nicht aufgestellt sind. 

1} Vgl. V. BURI in der Krit Vierteljahrschr. XVIII S. 376 f., auch 
Entsch. des Reiduger. IX Nr. 83. 

2) Es ist schon oben S. 309 Anm. 2 erwähnt, dass man hier viel- 
Icicltt von kulposer Bi ihOlfc sprechen krnnte uu h oben S. 404 
tuei Anm. 2); allein hiermit wäre weder theoretisch noch praktisch 
t-twas gewonnen. 

3) Ähnliches z. B. in StGB. § 361 Nr. 4, 9. 
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Wie bezüglich der Strafe, so sind daher auch bezüg- 
lich der sonstigen rechtlichen BchandlunL;: l)eide Delikte 
völlig unabhängig von einander, jedes niuss durchaus 
nach seinen eigenen Regeln l>eurtheüt werden. Hierbei 
ist noch Folgendes zu bemerken. 

Wie uns die Geschichte lehrt und wie bereits hervorge- 
hoben wurde, verfolgt die heutige Behandlung der fahrläs- 
sigen Nichtverhinderung verübter Pressdelikte seitens des 
verantw. Redakteurs den Zweek, deren Bestrafung mildt-r 
zu gestalten als die des l>etr. dulosen Pressdelikts selbst, 
für dessen Strafe der verantw. Redakteur früherhin zu 
haften hatte. Konsequenter Weise dürfte daher der nach 
§ 21 zu bestrafende Redakteur niemals schlechter weg- 
kommen, als wenn er Thäter des verübten Pressdelikts wäre. 
Und dies gilt nicht nur rücksichtlich des Strafmaasses, 
sondern aueh rücksichtlich der S trafauf heb ungs- und 
S t r a f h i n d e r u n <);• s r ü n d e. 

Hiernach müsstcn , wenn für das nicht verhinderte 
dolose Delikt z. B. kürzere Verjährungsfristen (wie bei 
Übertretungen), oder besondere Voraussetzungen oder be- 
sondere Hindernisse der Strafverfolgung (z. B. Antrag, 
Berichterstattung über |>arlamentarische Verhandlungen) in 
Betracht kommen, diese stets auch auf die fahrlässige 
Nichtverhinderung^ dt ssrlln n übertragen werden. Allein 
unser Gesetz hat eine hierauf bezügliche Bestinunung 
nicht getrofl'en. Eine solche, dem Geiste des Gesetzes 
entsprechende Übertragung kann daher nur insoweit statt- 
finden, als ihr nicht andere Vorschriften entgegenstehen. 
Das ist nun aber sowohl rttcksichtlich der Verjährung, 
als rticksichtlich des Antrags der Fall. 

Die taln UUsige Nichtverhindt run^ eines Prcssdelikts 
ist nach PG. § 21 ein Vergehen im gesetzlichen Sinn 
und muss daher nach § 22 stets einer sechsmonatiichen 
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Verjährung unterlieo^en, auch wenn das nichtverhinderte 
Delikt selbst nur eine Übertretung ist und daher seiner- 
seits schon in drei Monaten verjährt^). 

Antragsdelikte sodann sind nach StGB. § 6i nur die- 

jenio^en, deren Verfolgung durch besondere gesetzliche Be- 
stimmung an einen Antrag geknüpft ist ; ihre Zahl kann 
nicht analog ausgedehnt werden'). Für das Fahrlässig- 
keitsdelikt in PG. § 21 fehlt es an einer solchen Bestim- 
mung; eine Theilnahme an dem nicht verhinderten dolo* 
sen Delikt liegt ebenfalls nicht vor. Daraus ergibt sich 
die vielleicht bedauerliche, aber unabweisbare Kon.sr(iuenz, 
dass die fahrlässige Nichtverhinderung stets Offizial- 
delikt ist> mag auch das nicht verhinderte Pressdelikt 
selbst Antragsdelikt sein; dass sie femer auch dann ex 
oüicio zu verfolgen ist, wenn der für letzteres erforderliche 
Antrag in concreto nicht gestellt worden ist^). Nur soviel 
ist zuzugeben : wenn der verantw, Redakteur selbst nach 
PG. § 20 Abs. I oder 2 als Thäter des verübten Pressde- 



1) Anderer Ansicht ohne weitere B^^rflndung sind Schwaiizb 
MS, Marquardsbn S. 177, Kaysbk S. 599. 

2) Vgl. BiNDiNG, Handb. d. Strafrechts S. 222, 607. 

3) Meist wird die gegentheiligc Ansicht vertreten, wobei Übrigens 
die Frai;c, ob das Delikt des § 2» selbst Antrasrsdelikt ist. von der 
anderen, ob die Verfolgung aus § 21 Verfolgbarkeit des Hauptdelikts 
und damit einen auf dieses bezOglichen Antrag voratusetet, »idit 
immer gehörig geschieden wird. Vgl. Schwarze S. 147 f., Marquariv 
SEN S. 177, 180, Kayser S. (xd4 f., V. LiszT, Pressr. S. 199 Lehrb. 
des österr. Pressr. S. 230 f., sowie in Bezug auf §37 (1< - | reuss. PG. 
das Erk. des Oirih v, 23. April 74 in Goltd. Arch. Wll S. 254 
Die Griiude, auf die ai.ui sich hierbei beruft, sind jedoch sämrat- 
lich nidit stichhaltig. Weder die Strafbarkeit des Inhalts des 
Blattes, noch die gerichtliche Konstatirung derselben ist bei einem 
Antragsdelikt von der Antragstellung abhängig; femer ist es unrich- 
tig, dass bei Antragsdelikten der Mangel des Antrags jedes Ver- 
fahren, bei welchem eine Eri^rteritnf^ über dieses Delikt stattzufinden 
hat, ausschliesst ; endhch ist irrig die iilentitizirung der fahrlässigen 
Nichtverhinderung und des dolusen Presüdelikts. 
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likts oder als Theilnehmer an demselben erscheint, jedoch 
wegen nicht jjestellten Antrags als solcher nicht verft ii^i 
und bestraft werden kann, so ist auch tlie Ilafthark» it des- 
selben nach § 21 ausgeschlossen. Allein hier ist sie nicht 
ausgeschlossen wegen Mangels eines Antrags auf Vet' 
folgung, sondern wegen Mangels der negativen 
Bedingung des Fahrlässigkeitsdelikts selbst, 
d. h. der Bedingung, dass der verantw. Redakteur nicht 
Thäter oder Theilnehmer ist *)• 

Anders verhält es sich, wenn die \' erfol^^nnj^ des ver- 
übten l'i rssdelikts weg"en wahrheitstreuer Berieliterstattun^ 
über parlamentarische Verhandlungen ausgeschlossen ist. 
Solche Berichte, heisst es in RVerf« Art. 22 und StGB. 
§ 12, »bleiben von jeder Verantwortlich keit frei« ; 
da nun unser PG. die in § 21 statuirte Strafbarkeit eben- 
falls als eine »Verantwortlichkeit« fUr das durch den In- 
halt der Druckschrift begangene Delikt auffasst, so muss 
jene Straffreiheit auch dem Delikt des § 21 zu gute 
kommen. 

Wohl zu unterscheiden von dieser Frage nach dem 
begrifflichen, abstrakten Verhältniss der beiden Delikte zu 
einander ist die andere, ob es sich im konkreten Fall bei 

Anschuldigung, bezw. Aburtheilun^^ wi^ ^ren beider Delikte 

je um dieselbe That im Sinne des Strafprozesses 

1.1 Allerdings ist die»e Bedingung in PG. § 21 dahin gefasst, dass 
der verantw. Redakteur »nicht als Tbäter oder Theilnehmer zu be- 
strafen ist«; allein damit ist nicht die wirkliche Bestrafung, 

sondern nur die S t ra f b a r k c i t, die Strafrechtserzeugung 
(hirt h Thäterschaft oder Theilnahme «gemeint. Ist d i s e vorhanden, 
so kann die Haftung aus § 21 auch dann nicht Plati greifen, wenn 
die wirkliche Bestrafung des verantw. Redakteurs als Thäter oder 
Theilnehmer durch Strafaufhebungs- oder Strafhindeirung^^rflnde aus« 
geschlossen wird. Die Fnssimg knüpft an die ganz Ähnliche in § ao 
Abs. a an; vgl oben S. 393 Anm. i. 
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(RStPO.§§ I55i 263), um dasselbe thatsächliche Ver- 
halten (idem factum) des verantwortlichen Redakteurs 
handelt, oder ob, je nachdem das eine oder das andere 

Delikt von ihm be^antj^en ist, nothwendii^ auch verschie- 
dene Thaten ani];-enoinmen werden müssen. Ich glaube, 
dass diese Frage in ersterem Sinne zu entscheiden ist. 
Denn obschon die Thäterschaft stets auf einem aktiven 
Thun, die Nichtverhinderung dagegen auf einem Unter- 
lassen beruhen muss, so ist doch unter »derselben That« 
im obigen Sinne je das e^esammte Verhalten eines 
Angeschuldigten einem bestimmten konkreten Krfolne 
gegenüber verstanden'), und sie beij^reift dalier sowohl 
die Verursachung als die Nichtverhinderung dieses Er- 
folgs unter sich. Dies um so mehr, als die dn lose Nicht- 
verhinderung bereits in das Gebiet der Theiinahme an 
dem nicht verhinderten Delikte fällt und daher jedenfalls 
als der »That« des letzteren zugehörig zu betrachten ist 
Daraus ergibt sich denn für den Strafprozess, dass 
einerseits, mag die Anklage gegen den verantw. Redak- 
teur aus PG. § 20 oder an? § 21 erhoben sein, das Ge- 
richt das Verfahren und ürtheil von Amts wegen jeweils 
auch auf das betr. andere Delikt ausdehnen kann, und 
dass andererseits, wenn auch nur über das eine von beiden 
Delikten rechtskräftig entschieden ist, einer neuen Klage 
wegen des anderen stets die Einrede der Rechtskraft ent- 
gegensteht "j. 



1) Vgl LOWB, Kommentar s. StPO. 4* Aufl. S. 395 f., 538 f., JOHM, 
Komm. II S. 350 ff. 

2) Anderer Ansicht, in Folge Verwechselung des abstrakten 
Verliiiltnisses der beiden Delikts h c c r i f f t* mit dem konkreten 
Verhiiitniss der beiden Delikts t h a 1 1- n zu einander, sind über diese 
Punkte Schwarze S. 145 ff., Marquardsen S. 183, Bukmek S. 387, 
K4ysBR S. 599 f. S. dagegen v. LissT, Piksht. S. 198 f., Leliib. d. Ostenr. 
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Die Bestimmungen über die Strafbarkeit des verantw. 
Redakteurs wegen fahrlässiger Nichtverhinderung der in 
seinem Blatte verübten Pressdelikte sind mit dem Bis- 
herigen noch nicht erschöpft. Vielmehr hat unser Gesetz 

diese Strafbarkeit, welche sich uns als eine Fortbildung; 
der franzusi.sclien GerantcnhafUing dargestellt hat, im An- 
schluss an eine bereits in der sächsisch - thüringischen 
Pressgesetzgel) im or hervorgetretene Richtung'), weiterhin 
in eine höchst eigenthümliche Verbindung mit der deutsch* 
belgischen Subsidiarhaftung wegen Kichtbenen- 
nung des Verfassers oder eines Vormanns ge^ 
bracht. Diese Verbindung ist aber nicht eine organische, 
zu hölu rer l'.inheit führende , sondern in Wahrheit eine 
recht unglückselige VermenL^unLi;^ ganz disparater Elemente, 
welche, ohne durch einen praktischen Zweck gefordert zu 
sein, sich nur aus der herrschenden Unklarheit über die 
den beiden Haftungen zu Grande liegenden, ganz ver- 
schiedenen Gedanken, insbesondere aus der irrigen Vor- 
stellung eines einheitlichen Instituts der sogen. Fahr- 
lässigkeitsstrafen erklären lässt Wie diese Vermengung 

I 

Preasr. S. a28£, Honigmann S. iii, Bxk» des preiiss. OTrib. v. a2. l 
Juni 75 (GoLTD. Arch. XXII l S. 597 f.). 

1) Vgl. oben § 22 a. E. (S. 332 f.). 

2) Verwirrend hat hier die Ansicht gewirkt, dass es sich bei den 1 
in den bisherigen Gesetzen statuiiten Fahiiässigkcitsstrafen um eine 
besondere »pressrecbtltche Fahrlässigkeit« handele. In dieser press- 

rcchtlichrn F'ahrlässigkeit. in der Vernachlässigung der bei HersteUuxig 
un<l V» rbrcitiintr von Druckschriften g(;botcnen Sorgfalt sah man nun 
den einheitlichen Grund aller dieser Strafen, ein einheitliches Fahr- 
liissigkeitsdelikt, ohne die vcrscliiedenc Bcschaflenlieit der fahrlässigen 
Handlimg selbst oder der dadurch verletzten Verpflichtungen nSber ins 
Auge zu fassen. Wie schon der Bescbluss des 10. Juzistentags (s. oben 
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der juristischen Konstruktion grosse Schwierit(keiten entge- 
gensetzt, so führt sie auch praktisch zu höchst bedenklichen 
Konsequenzen ; in ihr muss der Hauptfehler des Verant- 
wortlichkeitssysteins unseres Pressgesetzes erblickt werden. 

Zunächst ist in § 21 die Haftung für fehriässige Nicht- 
verhinderung über (Irn verantwortlichen Redakteur laiiaus 
ausgedehnt auf diejenigen Personen, welche sonst nur zur 
Benennung des Verfassers oder eines Vormanns verpflich- 
tet waren: den Verleger, Drucker und Verbreiter. 
Diese Personen, welche bei der Veröffentlichung von 
Druckschriften regelmässig nur in äusserer, mehr mecha- 
nischer Weise thätig zu werden pflegen, sind damit für 
verpllichtet erklärt, sich auch um den Inhalt der herzu- 
stellenden und zu verbreitenden Druckschrift zu kümmern, 
denselben ebenfalls zu kontroliren und bei Kechtswidrig- 
keit desselben ihre Mitwirkung zu versagen. Es ist 
ihnen dieselbe öffentliche Funktion auferlegt, wie dem 
verantw* Redakteur; sie sind diesem als konkurrirende 
Aufsichtsorgane zur Seite gesetzt >)• 

Damit ist aber einerseits diesen Personen eine Thätig- 
keit zugemuthct, die sie bei der thatsäc hliehen Gestaltung 
ihres Geschäfts- und Gewerbebetriebs regelmässig gar 
nicht vornehmen können, so dass ihre Unkenntniss von 
dem strafbaren Inhalt regelmässig als eine unverschul- 

S. 335), so werfen auch die Motive zum Bundesraths-Entwurf (GoLTD. 
Arcli. XXII S. 171 f.) sowie der Bericht der Keii lisln^s-Knininissioii und 
darauch die ganze neuere I.ittcratur die beiden, in ilircn Grundlagen 
so verschiedenen Falirläsäigkeitshattimgen zu einem System der sog. 
Fahrlflssigkeitsstrafen zusammen, und man streitet hodhstens daiOber, 
welche Auflassung derselben die richtige sei. Vgl. v. Schwarze 
S. 102 ff., Beknek S. 270, KaysEK S. 594, sowie oben S. \t,i Anm. i, 
S. yy); Anni. i. — Dagegen war Imk its im Keichsta«xe aut d.is Wider- 
spruchsvolle dieser gesetzHchen Bestunniungen von dem Kcg.-Kumrtus- 
sar V. Brauchitsch richtig hingewiesen worden (Stenogr. Ber. S. 476). 
I) Vgl. Eatsch. d, Rdchsgeridits XVUI S. 296, oben & 361 Anm. i. 



dete, dif präsuniirtt* Fahrlä.ssijj^keit re«(elmässi*^ als durch 
die Umstände dt > kunkrctcn Falles widerlefjt «gelten 
wird. AndererseiU ist hierdurch für die periodische Pre^^se 
die Bedeutung des verantw. Redakteurs selbst erheblich 
abgeschwächt. 

Der verantw. Redakteur ist speziell zur Kontrole öber 

den Inhalt pt rindischer Druckschriften l)erufen und Itir 
dif Rechtnja»si}4kcit ditises Inhalts verantw ortlicii. Daiiiil 
diese Kontrole von ihm sicherer gehandhabt, das X'erant- 
wortlichkeitsgefühl in ihm gestärkt werdet hat das Gesetz 
die SoHdarbenennung mehrerer verantwortlicher Redak- 
teure untersagt und in § 7 Abs. 2 den Satz aufgestellt, dass 
für jeden Thei! einer periodischen Druckschrift je nur e i n 
verantw. Redakteur benannt werden, sonach auch Je nur 
eine Person pressrechtlich dafür haftbar sein dürfe. Ks 
sollte damit der Gefahr vor^^ebeujj^t werden , dass von 
mehreren Verantwortlichkeitsträgern einer sich auf den 
anderen verlassen und so keiner der ihm obliegenden 
Pflicht genügend nachkommen werde ^). 



1) Die Vorschrift in § 7 Abs. 2 ist auf Antrag des Abg. Wolkfson 
in das Gesetz aufgenommen und von diesem unter allseitij^er Zustim- 
mung dahin mutivirt wurden: »die Ordnung verlangt, dass ein be- 
stimmter, und zwar ein Mann verantwortlich sei für dasjenige, was 
in der Zeitunp; erscheint; eine bestimmte Person wenigstens soll das 
Bewusstsein haben, dass es ihre PHicht, ihre Sorge Ist, darauf zu 
achten, dass das Hl.itt «Im F,i toiilcinissrn des Gesetzes entspricht. 
Nichts \v ü r d <_• d 1 1- E i t ü 1 i u n ^ t i ii t- 1 s t » 1 r h c ii Pflicht mehr 
beeinträchtigen, alü wenn man eine und dieselbe 
Pflicht verschiedenen Personen auflegt. Es ist nichts 
natflrlicher, als dass die eine von dm \ « rstliinlt nen Personen sich 
dann auf die andere verlilsst. und dass in sehr vicK ii FUlen keine 
von ihnen ihre Pflicht erliilll. Wo man die F.rfrdlunü d( r I'llu hi 
sichern will, da wird man sie zunädtöt einer bcstirnnu bezeichneten 
Person auferlegen« iStenogr. Ber. S. 400). Auf dem gleichen Gedan» 
ken beruht schon der Satz des IranzAs. Rechts, dass von den mehreren 
Geranten je nur einer zu signiren hat; vgl. oben S. 186. 
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Mit diesen Ideen steht es in vollständigem Wider- 
spruche, wenn nun neben dem einen verantw. Redakteur 
auch noch dem Verleger, dem Drucker, ja selbst dem Ver- 
breiter der periodischen Druckschrift die Kontrole über 
deren Inhalt und die Haftpflicht dafQr auferlej^ wird, wenn 
also für eine und dieselbe Druckschrift, hczw. ilire einzelnen 
Theile in diesen Pt^i>()rnin in Wahrheit je eine ^anze 
Reihe v e r a n t w u r 1 1 i c h ( - r Redakteure berufen 
wird. Die Gefahr, der durch die obige Bestimmung 
vorgebeugt werden sollte, ist damit wieder gegeben: der 
verantwortliche Redakteur, der weiss, dass auch Verleger, 
Drucker und Verbreiter für den Inhalt des Blattes press- 
rechtlich einzustehen hal)en. wird, wenn mit dieser Haf- 
tuni»- wirklich Ernst Seemacht wird, sich sehr leicht der 
ei«^:enen Sorgfalt entüchlagen und auf diejeni«je seiner 
Konkurrenten verlassen. Man sieht hier überhaujit nicht 
recht ein, zu welchem Zwecke die Aufteilung eines be- 
sonderen verantw. Redakteurs bei periodischen Druck- 
schriften verlangt wird, da doch zur Wahrnehmung seiner 
Funktionen bereits genügend andere Personen vorhanden 
sind. 

Nuch widerspruchsvoller gestallet sich die Sache durch 
eine weitere Bestimmung, welche in Abs. 2 des § 21 dem 
Bisherigen hinzugefügt wird. Die Bestrafung des verant- 
wortlichen Redakteurs ftlr die fahrlässige Nichtverhinde- 
rung des verübten Pressdelikts soll nämlich dann ausge- 
schlossen sein, wenn er vor Verkündigung des ersten 
Urtheils »als den Verfasser oder den Einsender, 
mit tl c s s e n F i n w i 1 Ii g u n d i e V e r öf f e n 1 1 i c h u n g 
geschehen ist, eine Ferst)n nachweist, weichein 
dem Bereich der richterlichen Gewalt eines Bundesstaats 
sich befindet oder, falls sie verstorben ist, sich zur Zeit 
der Veröffentlichung befunden hat«. Für die übrigen 
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Hafipliichtigeii soll dieser Ausschluss der Bestrafung ausser- 
dem dann eintKttii, wenn sie in gleicherweise den ver- 
antwortlichen Redakteur selbst, bezw. bei nicht periodi- 
schen Druckschriften deren Herausgeber, oder einen sonsti- 
gen Vormann nachweisen'). 

Dem verantw. Redakteur steht sonach ein doppelter 
Wec;" offen, sich der Straf haftung nach § 21 zu enuiclien: 
er kann dies einmal durch den Nachweis seiner Schuld- 
losigkeit und ausserdem durch den Nachweis des mit der 
Veröffentlichung einverstandenen Verfassers oder Einsen- 
der des strafbaren Inhalts; da das Gesetz den letzteren 
dat>ei offenbar als Thäter des verübten Pressdelikts an- 
sieht, so lässt sich auch sagen : durch den Nachweis des 
Tlkir IS. Iis fragt sich, wie diese zweite Art der Strafbe- 
freiung rechtlic h aufzufassen ist, in welchem Verhr-Utniss sie 
insbesondere zu der prinzipiell aufgestellten Haftbarkeit 
selbst steht 

Nach unserer ganzen bisherigen Darstellung dürfte 
ohne weiteres so viel klar sein, dass dieser Nachweis des 
Thäters, bezw. Vormanns mit der Grundlage jener 

Haftbarkeit srllot. mit der fahrlässigen Nichtverhinderung 

I 

des verübten Prrs^dclikts, nichts zu thun hat, (hiss darcli 
ihn weder die Fahrlässigkeit noch die Rechts- ' 
Widrigkeit der Nichtverhinderung ausgeschlossen wird. 
Die rechtliche Verpflichtung des verantw. Redakteurs zur > 
Überwachung des Inhalts seines Blattes und zur Verhü- 
tung strafbarer Publikationen ist eine unbedingte; sie 
kann nicht dadurch aufgehoben werden, dass der verantw. 
Redakteur weiss, von wem dieser Inhalt herriilirt. Eben- 

O Nach Grschichtc und Wortlaut des Gesetzes iinteili< L;t < s k»-i- 
neiii Zweilcl, ila.ss durch diesen N;idiwcis nur die H.itlung aus i^G. 
s; 21, nicht diejenige aus § 20 ausgeschfossen wird; vgl. Kononüss.- 
Bericbt a. a. O. S. 191, Stenogr. Ber. S. 47 1< 

« 

420 



üigiiized by Google 



sowenig kaim man sagen» dass, wenn er sich nur der Per- 
son des Autors versichert hat, er auch ohne Prüfung des 

Inhalts genügend sorgfältig gehandelt habe und ihm nun 
die Straf harkeit tlirsts Inhalts zur Fahrlässigkeit nicht 
zugerechnet werden könne*). 

Dazu kommt, dass der verantw. Redakteur nicht schon 
dann von der Haftung frei wird, wenn er nachweist, dass 
er den Autor zur Zeit der Veröffentlichung gekannt habe, 
Sündern, abgesehen von dem Falle des inzwischen einge- 
tretenen Todes, nur dann, wenn er eine jetzt, zur Zeit 
dieses Nachweises, im Inlande verfolgbare 
Person als Autor nachweist Es handelt sich hierbei 
also um den Nachweis von Umständen nicht bei, sondern 
nach der VerObung des nicht verhinderten Pressdelikts. 
Mit der Verüluing dieses Delikts aber liegt uucli die fahr- 
lässige Nichtverhinderung de>^ell)en abgeschlossen vor. 
Damit ist der Thatbestand für die Fahrlässigkeitshaftung 
des § 21 fertig gegeben, und hieran kann durch nach- 
folgende Umstände nichts mehr geändert werden. 

Hieraus ergibt sich, dass der in § 21 Abs. 2 zuge- 
lassene Nachweis des Autors den Thatbestand des in 
Abs. I erwähnten Delikts völlig unberührt lässt, dass er 



l) Gewöhnlich wird darin, dass der Haftpflichtige sicli eines Yor- 
manns versichert hat, ein Grund erbhckt, durch welchen die F.ihiias- 
sigkeit ausgeschlossen wird. Im Unklaren bleibt aber dabei, bezüglich 
welcher Rechtsverletzung die Fahrlässigkeit hierdurch ausge- 
schlossen werden soll. VgL den Koniniiss.-Bericht S. 192^ die Rede 
Schwärze's im Reichsta<;e (Stenoiir. Ber. S. 470), sowie dessen Kom- 
mentar S. 157, V. LlszT, Pressr. S. 177, l<^), Kaysek S. toiM'., Erk. des 
OTrib. V. 8. u. 26. Jan. 76 (Cloi.Ti). Arch. XXIV S. 36 ff., ^9 f.). An 
eine mit dem Nachweise des Vormanns verbundene Fiktion der 
Schuldlosigkeit scheint Marquardsen S. 131 f., 155, 175, 1S3 zu den- 
ken, wodurch natOrlich nichts erklärt ist. — Gegen diese Auffiassung 
der Benennung vgl. v. Bkai chitscw im Reichstag ^s. oljen S. ^16 f. 
Anm. 2 a. F..\ v. Buri, Krit. Vierteljahrschr. XVJil S. 382, SCUMID, 
Präs. S. 90 f., Eutsch. des Heicbsger. V S. 360. 
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nicht zum Gegenbeweis gerechnet und inäbesondere 
nicht mit dem Beweis »der Anwendung der ptlichtgemässen 
Sorgfalt« in eine Linie gestellt werden kann. Dies kommt 
auch in der Fassung des Gesetzes zum Ausdruck, indem 
bei diesem Nachweis nicht etwa die Strafbarkeit des 
verantw. Redakteurs, sondern nur seine Bestrafuai^ 
au>i4CM liio.->sen sein soll. Die Nichtverhinderung des ver- 
übten Pressdelikts ist und bleibt strafbar, d. h. sie er- 
zeugt ein Strafrecht; allein das hierdurch erzeugte Straf- 
recht soll bei Führimg dieses Nachweises nicht geltend 
gemacht, die an sich begründete Strafe soll unter dieser 
Voraussetzung gegen den verantw. Redakteur nicht re- 
alisirt werden. Der Staat erklärt, in einem solchen 
Falle von dem ihm zustellenden StrafreclUe keinen Ge- 
brauch machen zu wollen. Der Nachweis des Autors ist 
m. a. W. der Strafbarkeit aus § 21 Abs. i gegenüber ein 
die Strafverfolgung ausschliessender, einsog. Straf- 
hinderungsgrund^). 

Dieser Straf hinderungsgrund hat, wie wir wissen, seine 
rechtliche Grundlage in der besonderen Verpflichtung ge- 
wisser Personen, bei Verübung eines Pressdelikts durch 

Benennung des Thäters oder eines Vormanns zur Ge- • 

Stellung und Bestrafung der Schuldigen beizutragen. 1 

Während aber sonst die Verletzung dieser Verpflich- , 

tung zu einem eigenen Delikt erklärt und, sei es unter die , 

Strafe des verübten Pressdelikts, sei es unter eine be- | 

sondere Fahrlässigkeitsstrafe gestellt war, hat hier das ) 

I 

j 

i) Vgl. meinen Gnmclriss zu Vöries, aber d. Strafr. §§ 64, 78 IV 3. ■ 

In § 21 des Bundesraths-Entwurfs (vgl. oben S. 331). w « Icliem § 21 Abs. 2 ^ 
des Gesetzes nachfrebitdct wurde, lautete die l>eti. Bestimmung: jEs 

kann jedoch jede der m obiger Reihenfolge nachstehenden Personen ' 

die Strafverfolgung von sich abwenden, wenn sie eine'— ) 

vorhergdiende Person — nachweist«. , 

— — '■ 
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Reichsgesetz von einer solchen Bestrafung der Verletzung 

abgesehen*) und dafür vielmehr mit der Krfüllung 
dieser Ver])f1ichtunsr in ganz ausseri^ewöhnlicher Weise 
das besondere Beneticium der Freiheit von einer an- 
dern, durch eine ganz andere Fahrlässigkeit ver- 
wirkten Strafe verbunden. Es fragt sich, ob hiemach 
überhaupt noch von einer Benennungspflitiht die Rede 
sein kann, und ob nicht vielmehr in dem den gesetzlichen 
Bedin<xungen entsprechenden Nachweise des Thäters eine 
freiwilligt', die Staatszwecke fördtrnde 1-eistnng zu er- 
blick tn ist, für welche sich der Staat durch Befreiung von 
der Haftbarkeit für fahrlässige Nichtverhinderung erkennt- 
lich erweist^). 

Jedenfalls geht nun aber diese gehäufte Belastung 



1) Die Bestrafunfx, welche n;)cli PG. 2T bei Nichtberirnnung des 
Verfassers oder Vormanns eintritt, ist nicht Bestrafung wegen dieser 
Nichtbenennung, sondern sie bleibt durchaus Bestrafung wegen der 
in Abs. I genannten Fahrlässigkeit, der fahrlässigen Nichtverhinderung 
des verübten Pressdelikts. Im Komtiii88.-Bericht, sowie in der Reichs* 
t:ii^srede des Aber. Schwarze (Stcnogr. Ber. S. 470) kommt dies in 
der Uetnerkung zum Ausdruck, duss die Fahrklssigkeitsstrafe des § 21 
nicht ein Ersatz fUr den Wegfall der Kriminal strafe 
(sctL des Thäteis) sein solle. Eine abweichende, aber mit der gesetz- 
lichen Bestimmung nicht vereinbare Auffassung lag dem unten S. 437 
Anm. 2 zu erwrihnonden Antra«; cUs Abg. HULI.MANN zu Grunde. 

2) In Hhnlirher Weise wird diese Strafbetreiung aulgefasst von 
F. ScHMiD, Präsumtionen S. 90 f. ZutreiTcnd auch Kav>>£k S. 603: 
»Der Nachweis des Vonnanns ist für den Angeklagten ein EnÜastungs- 
grund, aber keine Pflicht, deren Vernachlässigung ihn strafbar macht ; 
denn gestraft wird er wegen der ihn treffenden Fahrlässigkeit, nicht 
aber we^en der Nichtbencnnung des Vonnanns«. Wenn datjetren 
Schwarze, Komm. S. 158 (und ähnlich in der AUg. Gerichtszeitung f. 
d. Kgr. Sachsen XXII S. 240) sagt: »Ifan kann die Befreiung des 
Nachmanns von der Haftung nicht als eine Prämie seiner Thätigkeit 
auffassen; nicht dieDeligenz wird belohnt, sondern die Haftung 
verliert ihren Boden, wenn die Erreichbarkeit des Vormanns 
gesichert ist«, — so Ii in^jt das mit der Unklarheit Über die Natur des 
»Bodens« dieser Haltung zusammen. 
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mehrerer Personen, welche nach der bisherigen Entwick- 
lung^ unseres Pressrechts je nur für eine dieser Verbind- 
lichkeiten zu hatten hatten, mit allen beiden über den 
Zweck einer Sicheiuni: der Rechtsordnung weit hinaus. 
Andererseits ist der Satz» dass jede dieser Personen durch 
Erfüllung auch nur einer Verbindlichkeit (bezw. durch den 
Nachweis schuldloser NichterfdUung) sich von der Haftbar^ 
keit für beide los machen kann, geeignet, die Erfüllung 
dieser Verbindlichkeiten überhaupt, insbesondere derjeni- 
gen, für deren Walirnehmunjtj jede dieser Personen ur- 
sprün<4lieli uiui haupt->ächlich berufen ist, in Frage zu stellen. 

Vor allem wird die rechtliche Stellung des verantw,'. 
Redakteurs hierdurch geradezu zur Bedeutungslosigkeit 
herabgedrückt Indem derselbe durch Bekanntgebung 
des Verfassers oder Einsenders eines strafbaren Aufsatzes, 
ja, wie wir gleich sehen werden, schon durch Benennung 
des bereits bekannten Verfassers etc., von seiner be- 
sonderen pressrechtlichen Verantwortlielikeit frei wird. 
gil)t ihm der Staat selbst das IVlittel an die Hand, sich der 
ihm übertragenen publizistischen Funktionen, um deret- 
willen er überhaupt da ist, beliebig wieder zu entschlagen ; 
seine Überwachungs- und Kontroipflicht ist damit in sein 
Belieben gestellt, seine besondere pressrechtliche Verant- 
wortlichkeit üherhaupt werthlos gemacht. Der Straf- 
hin d e r u ngsgru n d (le.r Benennung des Autors 
steht mit dem ganzen Institut des verantw. 
Redakteurs im denkbar schärfsten Wider- 
spruch *). 

I) Es liciuhte dalier auf einer sehr richtigen Emptindung , wenn 
die Minderheit der Rcichstagskommissiun und dann der Abg. Strucu- 
MANN im Keichstage selbst beantrai^e, diesen Straf hinderungsgnmd 
bei dem verantw. Redakteur überhaupt zu streichen. Leider wur- 
den diese Anträge abgelehnt. S. Komm>-Bericht a. a. O. S. igjU 
Btenogr. Ber. S. 473, 4^6 f. 
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Im Einzelnen ist über diesen Straf hinderun^S|2;'rund, 
soweit es sich um den verantw. Redakteur handelt, noch 
Folgendes zu bemerken. 

Der verantw. Redakteur muss im Laufe des gegen ihn 
auf Grund von PG. § 21 anhängigen Verfahrens, und zwar 
bis zur Verkündigung des 1. Unheils, eine /.ur Zeit im 
Bereich eines deutschen Bundesstaats l^etindliche und 
daher vor das kompetente Gericht gestellbare Person als 
Thäter des verübten Pressdelikts (in dem oben angegebe- 
nen Sinne) nachweisen und dadurch seinerseits zur Er- 
möglichung der Bestrafung des Hauptschuldigen beitragen. 
Unter ^nachweisen« i>t liier nichteine Beweisführung oder 
auch nur eine Bescheinigung des Redakteurs verstanden, 
dass der Benannte wirklich der Verfasser u. s. w. sei; 
ebensowenig eine Angabe der dazu dienlichen Beweis- 
mittel *). Nachweis bedeutet hier vielmehr, wie die Ge- 
schichte des Instituts deutlich ergibt, zunächst nur Be- 
nennung, Bezeichnung einer im In lande behndlichen 
Person als Verfasser u. s. w., aber unter dem Vor- 
behalte, dass sich diese Angabe, ebenso wie 
der inländische Aufenthalt bewahrheite*). 

i) Eine die Gestellung vor Gericht emia^lichende Beschei- 
nij^ung verstehen unter diesem \Mch\veisc v. SCHWARZE S. 157, 

Beknkr S. 291 f., V. LrszT, Prcssr. S. 196. 

2^ sTtchs. I'Cl. \. iS|i sj 7 oben S. 316 Anm. l. Der neueren 
Entwicklung liegt § ■ZU» des batl. PG. v. 1831 zu Grunde: ^Wenn 
sich ergibt, dass von dem Herausgeber etc. der Verfasser falsch 
angegeben ist, so fällt die Verantwortlichkeit auf den, der die 
falsche Angabe gemacht hat, insofern er nicht den wahren Verfasser 
darstellt«. Der Ausdruck »nachweisen« an unserer Stelle stammt 
aus § 2! des Bundf sraths-Entwurls (vi;!, oben S. .\22 Anm. i\ wo ( r 
an Stelle des in frülieien Gesetzen und HntwürJen übliclien »nainiialt 
machen« oder »benennen? gesetzt worden war, um anzudeuten, dass 
die Benennung an sich, wenn sie sich nicht bewahrheitet, zur Haftbe- 
fireiung nicht genügt; vgl. Motive in Goltd. Arch. XXII S. 179^ 
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Erst wenn dies geschehen, tritt die Haftbefreiung ein 
aber wie und von wem dies zu geschehen hat, darüber 

ist mit dem Worte * nach weisen« gar nichts g^esaj^t. V' iel- 
mehr kommen liierfür einfarli die allgemeinen ( Irund^ätze 
über den strafprozessualen Beweis zur Anwendung. Dar- 
nach kann zwar der Angeschuldigte diese Bewahrheitung 
selbst unternehmen, und er wird dies, da es seinem Inter- 
esse entspricht, wohl regelmässig thun; allein abgesehen 
hiervon ist auch der Richter verpflichtet, der Wahrheit 
des geltend gemachten Strafhinderungsgrundes von Amts 
wegen nachzuforschen. 

Ergibt sich auf die eine oder andere Weise für den 
Richter die Wahrheit der gemachten Angabe, so ist da- 
mit der verantw. Redakteur seiner Verantwortlichkeit aus 
§21 ledig; das Verfahren gegen ihn ist einzustellen, im 
Vorverfahren durch Beschluss, im Hauptverfahren nach 
Analogie von StPO. § 259 Abs. 2 durch Urtheil. Gleich- 
gültig hierfür ist, ob nun die Gestellung des nachgewie- 
senen Verfassers oder Finsenders auch wirklich gelingt, 
oder ob er sicli noch nachtraglich derselben entzieht, fer- 
ner ob es zur Aburtheilung desx lbcn kommt und welches 
Urtheil gegen ihn ergeht Dies alles ist der Thätigkeit 
der Staatsorgane überlassen ; für die wirkliche Bestrafung 
des Verfassers hat der verantw. Redakteur nicht einzu- 
stehen *). 

Ist der verantw. Redakteur nicht im Stande, »h n wirk- 
liclien, mit der Verötientlichung einverstandenen Verfasser 
oder Einsender nachzuweisen, so bleibt er selbst dann 
haftbar, wenn ihn keinerlei Verschulden hierfür 



1) Daher die oben S. 320 f. Anm. i, S. 335 Anm. i erwähnten pm- 
zessualcn Bestimmungen des franzOs. u. belg. Rechts. 

2) Vgl Marquardsen S. 183, Bbrnbr S. 292, V. LiszT, Piessr. 
S. 196. 
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trifft; ein Entschuld iji:ung:sbeweis nach dieser Richtung 
hin ist irrelevant. Galt dies schon nach den früheren 
Gesetzen, weiche auf die Nichtbenennung eine besondere 
Strafe p:esetzt hatten so muss es noch mehr nach dem 
RPG. gelten, welches den erfolgten Nachweis nur als 
Grund zur Befreiung von einer anderen Strafe behan- 
delt*). Nur für einen Fall ist hiervon eine Ausnahme 
gemacht. Wenn der verantw. Redakteur einen im Inlande 
verfoigbaren Verfasser oder Einsender um deswillen nicht 
nachweisen kann, weil derselbe bereits verstorben ist, dann 
soll es genügen, wenn er nachweist, dass der verstorbene 
Verfasser etc. sich zur Zeit der Veröffentlichung, 
also zur Zeit der Begehuni^ des Delikts, im Bereiche der 
richterliciien Gewalt eines deutschen Bundesstaates be- 
funden hat: eine Bestimmung, die ihren Ursprung der 
irrigen Vorstellung verdankt, dass es sich bei Benennung 
des Verfsssers etc. um einen Gegenbeweis gegen die in 
§ 21 Abs. I präsumirte Fahrlässigkeit handele*). 

Schliesslich bleibt noch zu erörtern, wie es sich mit 
dieser Befreiung des verantw. Redakteurs von der Haftung 
nach PG. § 21 dann verhält, w&an der die Veröffentlich- 
ung genehmigende Verfasser oder Einsender dem Gerichte 
auch ohne die Benennung des Angeschuldig- 
ten bekannt, vielleicht wegen des betr. Pressdelikts 



I) Vgl. oben S. 316 f., 33a 

a) Vgl. Schwarze S. 154, Bbrnbr S. 291, Kayser S. 601 f. ; dem 
widerspricht es aber, wenn Schwarze S. 156 f. dem Trrthuni des ver- 
antw. Redakteurs über die K i n w i 1 1 i u n ^ dvs Verfassers in die 
VerötientJichung straf befreiende Wirkung zuschreibt. — lui Reichstage 
hatte dej: Abg. Uulljiann beantragt, die schuldlose Unmöglichkeit 
des Nachweises dem Nachweise sdbst gldcfazustellen ; dieser Antrag^ 
ist aber abgelehnt worden (Stenogr. Bei. S. 476^ 480; s. oben S. 433 
Anm. I a. E.). 

3) Siebe den Kommiss.'Bericht in Goltd. Arcb. XXIX S. 192. 
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bereits verfolgt oder schon bestraft worden ist Jedenfalls 
bleibt es dem Angeschuldigten unbenommen, den Nach- 
weis hier einfach durch Berufung auf die amtliche Kennt* 
niss des Gerichts zu führen. Unterlässt er dies aber, so 

iVa^t es sich, ob hier tnUzdem die Bestrafunf^ des ver- 
antw. Redakteurs ausii^eselilossen ist, da der Zweck des 
Nachweises in anderer Weise erreicht erscheint. 

Handelte es sich in unserem Gesetze um eine EKestra* 
fung pflichtwidriger Nichtbenennung, so wäre die Beja- 

hunt^ dieser Frage nicht zweifelhaft ; denn die Benennung^s- 

pHii ht muss wefj^fallen, wenn der zu Benennende bereits 
bekannt ist, und es kann daher hier anch keine Strafe 
wegen Verletzun«^ dieser Pflicht eintreten. Allein nach ; 
dem RPG. steht die Sache, wie oben erörtert, anders: die 
Strafe bei Nichtbenennung ist nicht eine Strafe wegen 
der Nichtbenennung, sondern wegen eines anderen Delikts; ^ 
durch die Benennung wird nur ihre Geltendmachung aus- ^ 
geschlossen. Dazu ist aber offenbar erforderlich, dass die j 
Benennung seitens des An^eschuldi^j:ten wirklich erfolgt j 
Erfolgt sie nicht, so kann auch der ütiekt der Strafbe- i 
freiung nicht eintreten, und hierfür kann es keinen Un- i 
terschied machen, ob sie nicht erfolgt mit Verletzung < 

oder ohne Verletzung der Benennungspflicht ' 

1 

I 

1) Eine ausdrückliche Berufung auf den Verfasset, besw. Vonnaim 

wird zur Strafbefreiung für erforderlich gehalten von Marquardsen 
S. 176 f., 180, Schwarze, Komm. i. Aufl. S. 123, v. Ltszt, Pressr. 
S. 196, ScHMiD, Präsumtionen S. 91, Erk. d. preuss. OTrib. v. 29. Jan. 
75 (GOLTD. Aich. XXIII S. 140) . Dagegen hat SCHWARZE in der 3. 
Aufl. seines Kommentars S. 158 sowie in der AUg. Gerichtszeitung 
f. d. Kgr. Sachsen XXH S. 240 der Benennung die andenveite Er- 
mittlung des Verfassers oder V'ormanns g:leichgestellt ; ebenso Ka\'SER 
.S. 603, Erk. des OTrib. v. 8. Jan. 76 (GOLTD. Arch. XXIV S. 36 ff.), 
den Keichägerichts v. 21. Juni und 23. Dez. 81 (Entsch. IV Nr. 108, 
V Nr. l^). 
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Die Benennung wird in einem solchen Falle aller- 
dinn^s nur eine reine Formalität sein und die Fraj^e so- 
nach eine grosse praktische Bedeutung nicht haben. 
Dass aber hier eine solche Formalität über Bestrafung 
oder Nichtbestrafung des verantw. Redakteurs zu ent- 
scheiden hat, das ist die Folge der unklar gedachten, ver- 
scliiedene Kechtsinstitute durch einander werfenden Bestim- 
mungen in § 21 Abs. 2 unseres Pressgesetzes. 
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VERLAG VON OTOTAV WSCHpB IX JENA> 

S9et ber »Ott Sol^r )u 3a|Y toadifnibcit 8e^tuv(| bnr iBirtf(^aftlt<!bcit nnb fo)|at« 
|wlttif4cii Qragfii ^ot fh^ in nrUcn tcdfcn Ul Scbflffnil itcA einen bie sefamtcti 
»•m« nnb paat^iwrtlt^afttHljm !^i«|iDliii«t rnnfoffflibcn ouflfil^iilM 9{Mbf4(<^^ 
inc|r ntbrnrl^r gdtcnb 0rna4t* IDie ftrarittoSnig mcQ in Mrawl iefinbfti^ 6tMt9« 
teilte flnb genibe bterrni 9eblltf nU pi mmü^m ni^t gtciSR't ba fieXein loeitenl OeBiet 
nmfaffra nnb bie ctgait1i<| ttKrtf4iaftIiibra nnb fo]iatt)elittf4ni ^toblcme nii^ mit ber 
9ln«f&4rU4trit br^nbeln Mvkn, tme fk gegemvfirtlg brinfienb flflitrn erf^nt MHl 
Mt wnm if üfcrci Reift lilci 6iiit9' nib fkimtf ti>i«iti|t im1«I|Ni cf» aiba» 
flnfllilt, titbf» 1i( Ml tpffritli^ iHrifttfilf» 9r1U|tf|Nnfir n«sf|n mb 
mrtm^ «!> QefrllMinitriffraMtfit« Mt iifotitlt bcrMtfMtiftCM, iM Hefe f bei 
bei Strlffnm be« Hftamtu «el^tc« II« nl« mtbmiMi einiebt 

Saf M^MiMvittef »ll^'' foS no(b bem lientisnt Ctanbe ber SBiftenfi^aft nnb 
wU bittdet Dcrfidfi^ittgini ber «nfbrbctnvgm bcv bie etaateuriffniMa^ 
in eiinn ^ilOC bebanbetn. 2)ic «olKtDirtfdKtftblrBTf, ®rfcnf4|afl»Ir(re, fBittfibafi«' 
nnb @o)ift^Iitif , $inan|»iffenfi(oTt nnb @t«(tflif loerbm bie grfinbll^fle Qeoriritnnfl 
etfo^rm mit einge^nbcr S^arfl cDnns ^ ^ifiorifibm SntnritfftnnBfnflnO'^ Mb beb gegen« 
iDOrtteni etanbee ber nirtHaflliibni Jinlinr. M Dcmwltunftbre^^ nhb infoUKit Knf« 
mS^me füben, M (b bie 9tri]}ilorb»nng beb nrinfftaftlii^ nnb fo^inttn Mm» eni^Ut 
bie Hauptfragen in gibfiestn, mbgTiiift nf^bpfenben, aber fefpr SbevfUfeUi« gc» 
floltrtni Stuffa't?en bdjaitbeft nxrben, gmfigt fOr eine SOVrage oon (8in|fl1)riten berfelfot 
SWotfrif bei bem bctirffenben etidnpott mir ber ^intoei« onf bie bej. Stelle be« ^avüfU 
ttttifer«. außerbem mribcn furjc ^ufcirameitfaneiibe «rtifel getüifferinoßen oI8 Q\mMUU$ 
für bie ©e^anblung ßvößeter ©rbirte tmmx , inbem ^ier ber 3ttfaninten^ang ber unter 
befonberen gti4tt»örtem borgejieUtcn Jfile be« gonjen Stoff« Ijrrtortritt. ©iogtop^ifc^e 
9?oti^fn ßber bie lebtnben nnb berflorbeiien Seitreter beb in ^Jetradjt fomnienbea $m\t» 
m llBinenf^aftcit irftbrn in großer 3obI, jebod) in Snf^erfier Äürjc gegeben hxrbcn, ba- 
grgen foflen bie bibliogr(q)(i((ben Singabctt für jcbcn ^i\t^Uin in nOglicbPer SoH- 
fifinbigleit 8ufna^ finben. 
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6-incn C'^auVfi'af^JJ'rutf tjabcii bic ^tmu 'f)crou^(iclJcr roxi Wc ©«rfag** 
I)u4)0anbliina auf Die praftifdic '-Braiidjbarlcit bc^ Sörtcrbui^S grltßt. S^^^b 
foU hai üorliaitbeiie ftatiftifcfie ^j^atcrial unD bic Dirti'd^aftltt^e (^fc^ebntg 
S'eulfif^Iaiib^ loic aller bebeutenben rtanten in einer 3elbftänbi$feit auf<)«fiitrct 
iDcrbcii; tDic fic bicijer in feinem anberen Srrfc erftrebt toorbtn ifl. 9IffBcr9(n 
U)irb in icbein ^bfd)nitt bie bej. I^itteratnc h ^mtn ^n{ffiit)r(i(|(cü Mrsd^nti 
tocrbcn. 

Xa3 „'^antwöttctbuäf" ift ein jlrciig roinenfcftoftlidK« Untemc^mra nnb 
jleljt nid)t im Dioiifte irgeiib fincr 'i'artci. gcf)! nidjt r-oii abflraftf frcifjänMnijj^ra 
(Srinibial^cn ausJ, füubcrn bctradjtct bie luifffttfdjaftud) eifo|jte Srfa^ning uub ^(J8 fmU^K 
llitoil al3 majjgcbcitb fowo^I für bie Mvitit roic bic Smpfrf)(itHfi pruttif^cr i'iaSrcgeln 
auf t<m (Sebicte beS rairtfd}aftlid)fn uub 9f|cÜj(f}aft(;d)en icbcui unb »ir«) oUc 25ffhi» 
bungm etuft gofunbrn pufttiüeu Sovolpolitif föibcni beinü!)t fein. 85nrgf(^rt bn'üt 
bieten bic 'Ji.uueu ber ApfiauSgebcr uu^ lliitarbciter. ^ämtli^fc 9lrhfel fiub ooo ^eioor- 
ragenben J^adjmäuuern gefdjricbcu uub üou i^ren i^crfaficiu unterzeichnet. 

Xai „^antWöttetbud^" ocrfotgt einen boppcUen ^med: miH iunajtifi 
über bcn ges]cniuärtigcn v^tanb ber iiJtffenfdjaft unb ©eff^^gebung eine ^uüerlaffige Urbcr* 
fidjt geben, luic bii8 oon einem betartigeu :}Jad)jdj(agfn}errc mit Siecht wrlongt roerbni mni 
cd tuiU weiler()iu burd) lorgfiiltigeu Oiodjiocid ber Cuctlen unb ber Jitterotor ghtgtrieige 
für ein eingeljcnbcS Stubiuni grbcu. '^^V. 

^ie ^Jiottvenbigleit cined [oldjen 92a(t)f(i|Ian(ii)^i^It^ » ueldieif inmittca ctacc 
überall^ reichen ^adjlitteratur eine ben IjeuHgcn Staub bec 8taat^arif[tnf(tiafttn jif- 
fammenfaffenbe , ebenfo griiublii^e loic iiberfiditlit^e ^arftcUnnn gebe« uriK, tfi «If- 
oemcin ancriannt unb fe^r üiefe, invbcfonbere aud) \>\tU SHänncr (et ^ra(i^: 
3}eru)altnug>:0camter i^arlameutarier, l^anbioirtt, Maufleute, IHntoilte, ii6er(an|t 
Mt, bie bem öffentlid)cn l'cbeu mit Xeilnabmc folgen, loerben baS|cItx nii ^rti- 
ben begriifjen. 

^ Oft c8 bod) infolge ber groöartigcu uub locitumfaffrnben l^dttgfrit bie ftd) überall 
in 3^eutfd)Ianb roie in ben onbcveu i^taateu, auf tüirtfd)a!tlic^em toie fojialem Gebiete cnt» 
faltet, für ben einzelnen auf;erorbcntlid» fdjwierig, ben llcbeiUtd nid^t ju tjfrltereo. 

„4^ant\oi>vtttbu<if'* foU in l^efifonformat in ÜJiefecuofiei 10 9»* 
gen crfc^einen, bic l^icferung im 'greife Don 3 ^lat\. ^a^ ganje SetI ifi auf doti 
Umfang bon 300—350 '^ogcn t)cranf(tilagt unb loirb binnen 3 ^a^rcn baafUinbii 
tjorliegen. 

Jurd) Grgäniung^bäHbe, ineldic bem abgcf4ilDffcnen SÖcrfc öon 3ett 3tU 
folgen foücn, loirb bat^elbe boc beut ^Uralten gefc^ii^t ncrbcu. 

5l?efteUunQcn nimmt jcbe Sßudj^aiiblung Seutfc^ranbS uub bei 3lu*lonbM tittgegra. 
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